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Neunter Titel. 

/ 

Ton den Pflichten und Hechten des 
Adelstandes. 


_ §• • 

Dem Add, als dem ersten Stande im Staate, liegt, nach »einer Bntfmauag 
Bestimmung, die Vertheirligung des Staats, so wie die Unterstüt- dr ‘ ^ d ‘, U 
zung der üussern Würde und innern Vei fas jung desselben, haupt- 
sächlich ob. 

§. 2. Zum Adelstande werden nur diejenigen gerechnet, de- Eds-tuns«!.« 
nen der Gescblechtsadel durch Geburt oder Landesherrliche Adrl * I 
Verleihung zukommt. 

§. 3. Durch die Geburt kommt er allen zu, die von einem adli- l) durch f;«- 
chen Vater aus einer Ehe zur rechten Hand erzeugt, oder darin burt r “"^*. H * , ‘' 
geboren sind. 

§. 4. Der Adel wird also durch den Vater fortgepflamt, auch 
wenn die Mutter nicht von Adel ist. 

§. 5. Auch das von einem adlichen Vater ausser der Ehe er- 
zeugte Kind, wird durch gesetzmässige Vollziehung einer Ehe zur 
rechten Hand mit der Mutter, inglcirhen durch eine derselben gleich 
zu achtende gerichtliche Ecklärung des Vaters, des Adeistandes 
theilhaft. (Tit. 2 . §. 596 597 .) 

§. 6. Eben das geschieht, wenn die Mutter durch Urtel und 
Recht für die Ehefrau des adlichen Vaters erklärt wird. (Kbend. 


§• 5.92.) 

§. 7- In wiefern durch Landesherrliche Legitimation , oder 
durch Annahme an Kindesstatt, der Adel erlangt werde, ist gehö- 
rigen Ort» bestimmt. (Kbend. §. 603. 60 1.605. §. 682-685*) 

§. 8. Wenneine Person weiblichen Geschlechts aus einem nie- 
dern Stande sich mit einer Mannsperson von Adel zur rechten 
Hand verehelicht : so erlangt sie dadurch die äussern Rechte des 
Adels ; in so lern nicht etwa die Ehe selbst nach drn Gesetzen für 
eine Missheirath zu achten ist. (Tit. 1. §.30-33. §.952.) 

§. 9* Nur das Oberhaupt des Staats bann einem llnterthan, 2) Aurel. L»a- 
welcher den Adel durch die Geburt nicht hat, denselben verleihen. yVilVi'lJunj. 

§. 10. Auch nur ihm allein kommt es zu, Jemanden von einer 
niedern Stufe des Adels in eine höhere zu erheben. 

§.11. Oie vom Landrsberrn verliehene StandcJerhöhung 
kommt auch «len alsdann schon vorhandenen Kindern, sie mögen 
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noch unter väterlicher Gewalt sein, oder nicht, zu statten ; sobald 
dieselben nicht ausdrücklich ausgenommen sind. 

§. 12. Standescrhöbungen der Frauen uud Wittwen haben 
auf ihre Kinder keinen Einfluss. 

§. 1 .3. Kein (Jntertban des Staats soll, ohne Erlaubniss seines 
Landesherrn , Standeserhöhungen bei fremden Staaten suchen : 
oder deren, welche ihm etwa aus eigener Bewegung von selbigen 
verliehen werden, in hiesigen Landen sich bedienen. 

Anh. §.118* Kein Unterthan des Staats soll ohne Erlaub- 
niss des Landesherrn Standeserhöhungen bei fremden Staa- 
ten suchen, oder von ihnen aynehmen ; dar! daher auch, wenn 
• ihm solche etwa aus eigener Bewegung von selbigen verlie- 
hen werden, dieser Standeserhöhungen sich nicht bedienen. 

§. 1 4. Niemand , welcher den Adelstand nicht durch Geburt, 
oder Landesherrliche Begnadigung, erlangt hat, darf adliche Prä- 
dikate und Vorrechte sich anmassen. 

§. 15. Eben so wenig darf Jemand aus dem niedern Adel 
Hechte oder Prädikate der höhere Stufen sich eigenmächtig bei* 
legen. 

§. 16. Niemand darf sich eines adlichen Familien Wappens 
bedienen, welcher nicht zu der Familie gehört, der dieses Wappen 
entweder ausdrücklich beigclegt ist, oder die dasselbe von alten 
Zeiten her geführt hat. 

Au,*«* ilts §. 17. Die Aufnahme in adlicbe Ritterorden und Stifter zu 
A '** adlichen Stellen ; zu Turnieren ; zur Ritterbank auf den Landta- 
gen und in den Coltegien ; so wie zu adlichen Hofämtern , bewei- 
set den einer Familie zukommenden Geschlechtsa'del. 

§. IS. Wer entweder selbst, oder wessen Vorfahren im Jahre 
1740 im wirklichen Besitze des Adels sich befunden, und dessel- 
ben nach der Zeit nicht verlustig gemacht haben , der soll in sei- 
nen adlichen Rechten durch den Fiskus nicht beunruhigt werden. 
(Th. 1 . TU. 9. §.64l.sqq.) 

§. 19. Wer entweder selbst, oder wessen Vorfahren Vier und 
vierzig Jahre hindurch sich adelicher Prädikate und Vorrechte ru- 
, " big bedient, und also ein ausdrückliches oder stillschweigendes 

Anerkenntnis« des Staats für sich haben, für den streitet die recht- 
liche Vermuthung, dass ihm der Geschlecfatsadel wirklich zukomme. 

§. 20. Dagegen ist die nur ein - und anderesmai geschehene 
Beilegung adlicber Prädikate, in gerichtlichen oder andern öffent- 
lichen Ausfertigungen, zum Beweise des Geschlecbtsadels für sieb 
allein noch nicht hinreichend. 

Von dlwm und §-21. In Ansehung der wesentlichen Rechte und Eigenschaf 
o.ufm Adel. j en «j eg Adclstnndes ist zwischen älterem und neuerem Adel kein 
Unterschied. 
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§. 22. Wo aber Statuten , Privilegien, oder da« ununterbro- 
chene Herkommen eines Ordens, Kapituls, oder einer andern Cor- 
poration, einen stift« - oder turniermäsaigen Adel erfordern, hat es 
dabei auch ferner sein Bewenden. 

§. 23. Oie im Ahnenbriefe Jemanden ertheilten Ahnen wer- 
den in einem solchen Palle der Regel nach nicht mitgezählt. 

§. 24. Auch muss, bei Nacbweisung der Ahnen, in der Regel, 
die adcliefae Geburt der Vorfahren vbn beiderlei Geschlecht dar- 
gethan werden. 

§. 25. Oer zuerst geadelte Vorfahr, so wie seine etwa mit ihm 
zugleich in den Adelstand erhobenen Descendenten werden, bei 
der Machweisung der Ahnen, in der Regel nicht gerechnet. 

§. 26. Wie viel Ahnen nachgewiesen, und wie die Machwei- 
sungen gerührt werden müssen, bleibt hauptsächlich der nähern 
Bestimmung der Statuten , der Privilegien , und des Herkommens 
bei einem jeden Orden, Stifte oder Corporation überlassen. 

§. 27* Wo jedoch hierdurch über die Art der Führung des 
Nachweises nichts Gewisses festgesetzt ist, da muss die Ahnenta- 
fel hauptsächlich mit beglaubten Auszügen aus Kirchenbüchern, 

Tauf - oder Trauungsregistern, belegt werden. 

§. 28. Wo diese, besonders für ältere Zeiten, nicht herbeige- 
sebafft werden können, da sind Tür die in der Ahnentalel vorkom- 
menden Heirathen und Abstammungen, auch Eheberedungen, Krb- 
rezesse , Lehnbriefe, und andere unverdächtige Familienurkun- 
den, als Beweismittel zulässig. 

§. 2 9- Was solchergestalt nicht vollständig nachgewiesen 
werden kann, mag durch das eidliche Zeugniss, wenigstens Zweier 
Personen von bekanntem ritterbürtigen und stiftsmässigen Adel, 
denen von der Familie , in welcher der Beweis geführt werden 
soll, nähere Kenntniss beiwohnt, ergänzt werden. 

§.30* Inwiefern noch ausserdem die eidliche Versicherung des 
Beweisführers: dass, nach den ihm bekannten Familiinnarhrich- 
ten, die vorgelegte Ahnentafel ihre Richtigkeit habe, erforderlich 
oder zulässig sei, ist nach den allgemeinen Grundsätzen vom Be- 
weise zu beurtheilen. 

§.31. So weit die Ahnentafel aus einer andern entnommen 
ist, die eben derselbe Orden , dasselbe Kapitel, oder dieselbe Cor- 
poration schon einmal richtig befunden hat , bedarf es darüber 
keiner besondere Beweisführung. 

§. 32. Die einem Collegio oder einer Corporation von dem Von» r>^t»uu,n- 
Landesherrn beigclegtrn, oder mit einem Amte verbundenen adli- 
chen Rechte, können Uber die wörtliche Bestimmung des Gnaden- 
briefes nicht ausgedehnt werden. 

§. 33. Dergleichen Rechte werden durch die Geburt nicht 
fortgepfianzt. 
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5. 34. Personen de« Adelstandes sind der Hegel nach nur dem 
höchsten Gerichte in der Provinz unterworfen. 

§.35. Der Adel ist zu den Khrenstellen im Staate, wozu er 
•ich geschickt gemacht hat, vorzüglich berechtigt. 

§. 36. Doch bleibt dem Landesherrn die Hcurtheilung der 
Tüchtigkeit, und die Auswahl unter mehreren Bewerbern unbe- 
nommen. 

§.37. Nur der Adel ist zum Besitze adlicher Güter berech- 
tigt. 

§.38. Welches adliche Güter sind, ist durch die besondern 
Verfassungen einer jedrn Provinz bestimmt. 

§. 39. ln wie fern zum Besitze solcher Güter, ausser dem 
Adel, auch noch das Indigenat erfordert Werde, hängt ebenfalls 
von Provinzialverfassungcn ab. 

§. 40. Nur der Adel kann Familien- Fideicommisse aus adli- 
chcn Gütern errichten. 

§. 4 1. Adliche Gutsbesitzer sind zur Ausübung der dem Gute 
verliehenen Jagdgerechtigkeiten in ihrem eigenen Namen bcrech- 


§. 4 2. Sic können die dem Gute anklebende Gerichtsbarkeit 
in ihrem Namen ausüben lassen. 

§. 43. Ihnen kommen die mit dem Kirchenpatronate verbun- 
denen Ehrenrechte zu . 

§. 44 . Sie müssen also mit ihrer Familie in das Kirchengebet 

ausdrücklich cingeschlossen , und die Kirchentrauer , wo dieselbe 
üblich ist, muss für sie angelegt werden. 

§. 45 - Sie mögen nach dem Gute sich nennen , und in Urkun- 
den, oder bei öffentlichen Gelegenheiten, sich des Besitzes davon 
als eines besondern Titels bedienen. 

§. 46 . Das Hecht, in den Versammlungen des Adels auf Kreis- 
und Landtagen zu erscheinen, und über die daselbst vorkommen- 
den Angelegenheiten zu stimmen, gebührt in der Hegel nur ^lem 


angesessenen Adel. 

§. 47- Unadeliche Personen sollen bei solchen Versammlun- 
gen, als Stellvertreter oder Bevollmächtigte adclicher Mitglieder, 
in der Regel nicht zugelasscu werden. 

§. 48. Wenn jedoch ein Gutsbesitzer von Adel, während sei- 
ner Abwesenheit, die Besorgung seiner Gutsangclegenheiten über- 
haupt einem Generalbevollmächtigten bürgerlichen Standes aufge- 
tragen hat: so kann dieser auch das Stimmenrecht seines Machtge- 
bers bei Kreis - und Landtagen ausüben. 

§. 49 * Auch können dicVormünder der Angesessenen von Adel, 
ingleichen die Deputirten der Magisträte, welche adliche Kämme- 
reigüter besitzen, wenn sie gleich für ihre Personen zum Bürger- 
stande gehören, von solchen Versammlungen nicht ausgeschlos- 
sen werden. 
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§. 50. Ünadlicbe Besitzer adiieher Güter lind , wenn aie auch 
in Peraon nicht erscheinen, dennoch ihr Stimmenrecbt , von einem 
Falle zum andern, Adlichen aufzutragen berechtigt. 

§.51. Personen bürgerlichen Standes können, ohne beson- 
dere Landesherrliche Erlaubnis!, keine adliche Güter besitzen. 

§. 52- Eine Frau von bürgerlicher Herkunft, die mit einem 
Adlichen eine Ehe zur rechten Hand geschlossen hat, kann zwar, 
so lange die Ehe dauert, oder so lange sie nach des Mannes Tode 
sich nicht wieder an einen Unadlichen verheirathet, adliche Güter 
besitzen. 

§. 53. Auch hat eine geschiedene, nicht für den schuldigen 
Theil erklärte Frau, in diesem Stücke mit einer Wittwe gleiche 
Rechte. 

§. 54. Eine solche Frau (§.52.53.) kann aber den Besitz 
ihrer Güter an ihre unadliche Verwandten auch von Todeswe- 
gen nicht übertragen. (§. 68.*qq.) 

§. 55. Tritt sie durch anderweitige Hciratb, oder sonst, aus 
dem adlichen Stande wieder heraus : so kann aie zwar die bis da- 
hin schon erworbenen adlichen Güter behalten ; den Besitz neuer 
aber nicht erwerben. 

§. 56. Eine Person von adiieher Geburt, die sich an einen Cn- 
adlichcn verheirathet, behält nur das Recht zum Besitze solcher 
adlichen Güter, die ihr schon vor der Heirath gehört haben, oder 
ihr nach derselben durch Erbgangsrecht zufallen. 

§. 57. Aber auch diese Fähigkeit zum Besitze solcher Güter 
geht auf ihre Verwandten vom Bürgerstande , selbst auf ihre Ab- 
kömmlinge, nicht über. 

§. 58. Hat der Landesherr einem Bürgerlichen Concession 
zum Besitze eines adlichen Guts ohne dessen Benennung ertheilt: 
so gilt dieselbe nur auf dasjenige Gut, bei welchem davon zuerst 
Gebrauch gemacht worden. 

§. 59* Bürgerliche Besitzer adiieher Güter erhalten die mit 
diesem Besitze sonst verbundenen persönlichen Ehrenrechte nur 
in so fern , als dieselben in der erlheilten Concession ausgedrückt 
sind. (§.4t-50.) 

§• 60. Bürgerliche Besitzer können den Besitz ihrer adlichen 
Guter an andere Personen bürgerlichen Standes , ohne besonders 
Concession, nicht übertragen. 

§. 6l. In wie fern die Fähigkeit zum Besitze derselben auf 
ihre bürgerliche Anverwandten übergehe, muss lediglich nach dem 
Inhalte ihre Concession beurtheilt werden. 

§. 62. Ist ihnen die£oneession bloss in allgemeinen Ansdrük- 
ken für sich und ihre Erben verliehen : so sind darunter bloss Des- 
cendenten des Ersten Erwerbers zu verstehen. 


Von b Ar li- 
eh BetiUrrn 
«dUrhorUUur. 
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Anb. §.119* Ist die Concession unbedingt dahin ertheilt : 
dass der bürgerliche Impetrant das adliche Cut ankaufen 
und eigentümlich besitzen könne, so steht ihm frei, ohne 
neuen Consens ein solches Gut durch ein Testament , oder 
ohne dasselbe auf seine Erben zu bringen. 

g. 63. Doch ist die Wittwe eines solchen Gutsbesitzers das 
adliche Gut des Mannes, so lange sie ihren Wittwenstand nicht 
ändert, zu besitzen fähig. 

g, 64. Nehmen Erben adlichen und bürgerlichen Standes an 
einem Nachlasse Theil : so haben erste auf den Besitz des dazu ge- 
hörenden adlichen Guts ein vorzügliches Recht. 

§. 65- Dem adlichen Miterben muss also das Gut, wenn er 
dafür eben so viel, und unter gleichen Zahlungsbedingungen, als 
der bürgerliche bietet, vor diesem zugeschlagen werden. 

g. 66. Dies Vorrecht kommt auch der zwar bürgerlich gebor- 
nen, aber durch Heirath in den Adelstand übergegangenen Miter- 
bin, wenn sie sich in diesem Stande noch befindet, ingleichen den 
durch sie zur Erbfolge mitgelangenden adlichen Abkömmlingen 
derselben zu. 

§. 67. Auch durch letztwillige Verordnung kann der Erblas- 
ser den bürgerlichen Miterben kein Vorrecht zum Besitze des Guts, 
zum Nacbtheile des Adlichen, beilegen. 

§. 68. Sind unter den Erben keine zum Besitze fähige Per- 
sonen, so muss das Gut innerhalb Jahresfrist, vom Todestage tut 
gerechnet, an einen adlichen Besitzer aus freier Hand überlassen 
werden. 

g. 69- Geschieht dieses nicht: so muss das Gut, auf den An- 
trag des Fiskus, durch gerichtliche nolhwendige Subhastation an 
einen adlichen Besitzer gebracht werden. 

§. 70. Dabai gilt, auch wegen des Zuschlags, alles, was bei 
gerichtlichen nothwendigen Subhastationen überhaupt verord- 
net ist. 

§.71* Uebrigens finden alle in Vorstehendem enthaltene Ein- 
schränkungen der bürgerlichen Besitzer adlicher Güter nur auf 
diejenigen Anwendung, welche dergleichen Güter erst nach den io 
jeder Provinz ergangenen besondern Kinschränkungsgesetzen, oder 
erst nach dem 18. Februar 1775- erworben haben. 

F.io'ehrinktm §-72. In so fern Adliche bürgerliche Grundstücke erwerben 
^bsUraBe.’ un<1 besitzen können, ist im vorigen Titel verordnet. 

«in« vo» bür- g. 73. Nur unter ausdrücklicher Genehmigung der Landes- 
* MuirtKshm Polizeibehörde können Personen vom Adel Rustikalgründe, als 
Grund«tück«a j e jg fne für sich bestehende Güter erwerben. 

g. 74. Wegen der Einziehung einzelner Rustikalgrundstücke 
zu adlichen Gütern, hat es bei den Vorschriften des Siebenten 
Titels §. 14. 15. 16. sein Bewenden. 
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§. 75. In allen Füllen, wo Adlichen der Besitz von Rustikal 
grundstücken verstauet wird, müssen sie die auf selbigen hal ten- 
den dinglichen Lasten und |>crs5n!icben Leistungen vertreten. 

§. 76. Adliche sollen in der Regel keine bürgerliche Nahrung 
und Gewerbe treiben. und G.wr.Uu. 

§. 77« Wo die Handlung im Grossen an keineGilde gebunden 
ist, kann auch ein Adlicher dergleichen Gewerbe unternehmen. 

§.78. Bei einem Adlichen, welcher ein solches Gewerbe in 
einer Stadt treibt, finden die Vorschriften des Achten Titels §. 60. 
stjij. Anwendung. 

§, 79* In geschlossene Kaufmannsinnungen soll der Hegel 
nach, kein Adlicher ohne besondere Landesherrliche Erlaubnis 
aufgenommen werden. 

§. 80- Besondere Rechte und Pflichten des Adels, tbeils aliBouDitrr.B«h 

^ «. ■ b aw tf und Pf!iehi#n 

ganzer stand betrarntet, tneils der einzelnen Mitglieder desselben, a«* 

in Rücksicht auf ihre Person und Vermögen, sind nach Verschie- 
denheit der Provinzen durch besondere Gesetze und Verfassungen 
bestimmt. 

§. 8l. Wer mit Verschweigung oder Verleugnung seines 
adlichen Standes in eine Zunft oder Innung sieb entschleicht, und 
bürgerliche Gewerbe treibt, der wird seiner adlichen Rechte 
verlustig. 

§. 82. Noch mehr findet dieses Statt, wenn Jemand von adli- 
cher Geburt eine unehrbare, oder auch nur eine solche Lebensart 
wühlt, wodurch er sich zu dem gemeinen Volke herabsetzt. 

§. 83* Wer sich von Jemanden uiedern Standet an Kiodesstatt 
annehmen lässt, und dabei seinen adlichen Namen veiändcrt, kann 
ohne besondere Disjiensation des Landesherrn den Adel nicht bei- 
bebalten. 

§. 84. Personen waiblichen Geschlechts verlieren die persön- 
lichen Vorrechte des Adels, wenn sie durch Verheirathung mit ei- 
nem Lnadlichen ihren Geschlechtsnamen ändern. 

§. 85. Auch nach getrennter Ehe treten sie, der Regel nach, 
in den Adelstand nicht wieder zurück. 

§. 86. Ist jedoch die Frau bei der Trennung der Ehe durch 
richterliches F.rkenntniss nicht für den schuldigen Tbeil erklärt 
worden: so steht ihr frei, in ihren angebornen Adelstaud wieder 

einzutreten. (Tit. 1.§. 738 — 745.) 

§• 87- VVenn eine Person adlicher Geburt, nachdem ihre Ehe 
mit einem Bürgerlichen durch den Tod, oder durch richterliches 
Erkenntnis« getrennt worden, wiederum einen Adlichen zur rech- 
ten Hand heirathet : so kann ihren Abkömmlingen aus dieser Ehe, 
wegen der vormaligen Heirath derselben mit einem Bürgerlichen, 
auch in Ansehung der Rechte des alten Adels, in der Regel keine 
Ausstellung gemacht werden. (§.90.) 
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Erneuerung 
d> I Adeln. 


§. 88. Wird die Ehe einer Person von ad lieber Geburt mit 
einem Bürgerlichen für nichtig erklärt : so kann sie ihren adiiehen 
Stand und Familiennamen wieder aunelimen. 

§. 89. Ist sie aber für den schuldigen Theil erklärt, so kann 
sie daraus, durch Zurücktretung in den Adelstand, keinen Vortheil 
ziehen. 

/ 

§. 90. Ist die Person adlicher Herkunft, welche einen Bür- 
gerlichen geheiraihet hatte, bei der Trennung und Nichtigkeits- 
erklärung dieser Khe ausdrücklich für den schuldigen Theil er- 
kannt worden: so kann dieselbe, wenn sie biernächst wieder einen 
Adlicben heirathet, zum Besten der Abkömmlinge aus dieser spä- 
tem Khe, unter den weiblichen Ahnen nirht mitgorcchnet werden. 

§. y|. Wegen grober Verbrechen kann Jemand des Adels 
durch richterliches tCrkenntnis* entsetzt werden. 

§. 92. In welchen Fällen darauf erkannt werden müsse, be- 
stimmen die C’riminalgcsetze 

§. 9i. Diese Strafe trifft die Kinder, welche vor dem Er- 
kenntnisse schon vorhanden gewesen sind, nur in denjenigen Fäl- 
len, wo es die Gesetze ausdrücklich vorschreiben. 

§. 9 I. Durch den blossen Nichtgebrauch adlicher Rechte und 
Titel gebt der Adel seihst nirht verloren. 

§. 95. Wenn eine adlicbe Familie sich in zwei Gescblechts- 
folgen ihres Adels nicht bedient hat ; so muss derjenige, welcher 
davon wieder Gebrauch machen will, sich bei dem Landes-Justiz- 
collegio dcrProvinz melden, und seincBtfugniss dazu nachweisen. 

Anb. §. 1 20. Den Landescollegiis sicht nicht tlie Befugniss 
zu, die in dem angezeigten Falle wegen des Adels geführte 
Fachweisung für hinreichend zu erklären , und auf deren 
Grund die nachsuchende Familie zti aulorisiren , dass sie 
sich des Adels wiederum bedienen könne; vielmehr bleibt dies 
der nähern ßeurtheilung des Lehnsdepartemants Vorbe- 
halten. 

§. 96. Wer entweder selbst, oder wessen Vorfahren den Adel 
verloren haben, der kann die Erneuerung desselben bei dem Lan- 
desherrn narhsuchen. 

§. 97« Durch die Erneuerung des Adelstandes werden diebe- 
sondern Vorrechte des alten Adels, ohne ausdrückliche Erklärung 
des Landesberru nicht wieder bergestclit. (§. 22 ) 

§. 93. Ein durch Verbrechen verwirkter Adel, kann in der 
Person des Verbrechers nicht erneuert werden. 

§. 99* Nicht durch blosse Begnadigung des Verbrechers, 
wohl aber durch gänzliche Aufhebung und Niederschlagung der 
Untersuchung (Abolition) wird der Adel erhalten. 

§. 100. Der Landesherr kann zwar, zum Besten der von 
dem Verhrtcher nach der Verwirkung des Adels erzeugten Kinder, 
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den alten Adel derselben wieder Kerstellen ; es wird aber alsdann 
in Fällen, wobei es auf Zählung der Ahnen ankommt, der Verbre- 
cher nicht mitgerechnet. 


Zehnter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der 
Riener des Staats. 


§• 1 . 

jVlilitair- und Civilbedicnte sind vorzüglich bestimmt, die Sicher* 
heit, die gute Ordnung, und den Wohlstand des Staats unterhal- 
ten und befördern zu helfen. 


§. 2. Sie sind, ausser den allgemeinen Unterthanenpflichten 
dem Okerhaupte des Staats besondere Treue und Gehorsam 
schuldig. 

§. 3- Ein jeder ist nach der Beschaffenheit seines Amtes, und 
nach dem Inhalte seiner Instruction, dem Staate noch zu beton* 
dern Diensten durch Eid und Pflicht zngethan. 

§. 4. Die besonderen Pflichten des Soldatenstandes sind 
hauptsächlich durch die Kriegsartikel, und andere dahin einschla* 
gende Verordnungen festgesetzt. ■ 

§. 5. Ober* und Unteroffiziers von adlicher Herkunft sind, in 
ihren persönlichen Privatangelegenheiten, eben den Gesetzen un- 
terworfen, wie der Adel der Provinz, in welcher sie ihr Stand- 
quartier haben. 

§. 6. Oberoffiziers von bürgerlicher Herkunft, werden in 
dergleichen Angelegenheiten nach den Rechten der Eximirten in 
der Stadt, wo sie ihr Standquartier haben, beurtheilt. 

§ 7* Unteroffiziers aus dem Bauer- oder Biirgerstande, in- 
gleichen gemeine Soldaten, stehen unter den Rechten des Orts, 
wo das Regiment oder Corps, zu welchem sie gehören, sein ge- 
wöhnliches Standquartier bat. 

§. 8. ln Fällen, wo es auf die äussere Form oder Feierlich- 
keit einer Handlung ankommt, haben dergleichen Unteroffiziers 
und Soldaten, auch wenn sie eine solche Handlung an dem Orte 
ihres Standquartiers vornehmen, die Wahl : ob sie den Statuten, 
oder den Vorschriften des gemeinen Rechts folgen wollen. 

§. 9- Beurlaubte werden, auch in ihren persönlichen Angele- 
genheiten, welche denKriegsdicnst nicht betreffen, nach denHech- 
ten desjenigen Orts, wo sie während der Urlaubzeit sich gewöhn- 
lich aufhaltcn, beurtheilt. 


AHg'mrin« 

ÜruBiUfttit. 


I. MÜitftirh«- 
dient*. 


Gesetze, nach 
wflchfnw'e tu 
beurthrilcD 
•ind. 
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Zweiter Theil. Zehnter Titel. 


Anh. §.121. Wenn beurlaubte Soldaten sich im Geqindedienst 

strafbare Vergeltungen zu Schulden kommen lassen, so ge- 
bühret die Bestimmung der Strafe den Militairgerichten. 

§. 10. Doch wird dadurch ihr persönlicher Gerichtsstand 
selbst in der Regel nicht verändert. 

§. 11. Bei Militairpersonen überhaupt, die noch unter väter- 
licher Gewalt stehen, gelten, ihres privilegirten Gerichtsstandes 
ungeachtet, in Ansehung ihrer persönlichen Privatangelegenhei- 
ten, eben die Gesetze, welchen ihr Vater unterworfen ist. 

§. 1 2. Alle Militairpersonen werden nach den ihnen hier bei- 
gelegtcn Rechten beurtheilt, wenn sie auch auf dem Marsche, im 
Lager, in Kantonnirungs- oder Winterquartieren, in Garnison 
während des Krieges, oder auf Werbung sich befinden. 

§. 13. Alle Militairpersonen ohne Unterschied sind io Anse- 
hung ihrer Grundstücke, und ihrer darauf sich beziehenden Hand- 
lungen und Pflichten, den Rechten und dem Gerichtsstände, unter 
welchem die Grundstücke liegen, unterworfen. 

§. l'l. (iffiziers, welche zurLandmiliz, oder andern nicht be- 
ständig stehenden Corps gehören, haben die Rechte der Eximirten 
in derProrinz; Unteroffiziers und Gemeine hingegen sind den Be- 
urlaubten gleich zu achten. 

§.15 Invaliden, die dem Regimente noch obligat, oder noch 
in ein Corps versammlet sind, werden als wirkliche Soldaten ; alle 
andere Invalideo aber als Verabschiedete angesehen. 

B. 5i.nd.rf Rtcb- §, Militairpersonen haben sich eines privilegirten persön- 

liehen Gerichtsstandes zu erfreuen. 

§. 17. Sie sind der Regel nach von allen persönlichen Lasten 
und Pflichten der übrigen Bürger des Staats frei. 

§. 18. Ausnahmen von dieser Regel sind durch besondere 
Verordnungen bestimmt. 

§. 19> Als Besitzer von Grundstücken müssen sie alle mit 
diesem Besitze verbundene Lasten tragen. 

§. 20. Militairpersonen sollen in die Rechte des Civilstandes 
keinen Eingriff 1 thun. 

in Ansehung <ter g. 21. Sie dürfen für sich selbst keine andere bürgerliche 

* U f » rl cib«” G * Nahrung treiben, als die ihnen nach der besondern Polizeiverfas- 
sung jedes Orts, unter Genehmigung des Regimentschefs, aus- 
drücklich zugelassen ist. 

§. 22. Auch können überhaupt gemeine Soldaten als Gesellen 
bei andern Meistern arbeiten. 

§. 23. Haben sie vor Antritt der Kriegsdienste das Meister- 
recht selbst gewonnen: so können sie, auch während derselben, 
unter Genehmigung ihres Chefs, ihr Gewerbe fortsetzen. 

§. 24. Ausser der Einwilligung des Chefs wird in beiden Fäl- 
len (§. 22. 23.) auch die Genehmigung der bürgerlichen Polizei* 
Obrigkeit des Orts erfordert. 
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§. 25. Dergleichen ein bürgerliches Gewerbe treibende Mi- 
litairpersoncn (§. 23.) müssen alle bürgerliche Lasten und Pflich- 
ten tragen, sich zur Zunft halten, und in Handwerks-, Polizei-, 
Servis» und Einquarticrungssachen der Obrigkeit des Orts Folge 
leisten. 


§- 2 6- In wie fern dergleichen Militairpersonen in persönli- 
chen Rechtsangelegenheiteu, welche auf ihr Gewerbe Beziehung 
haben, den Regiments- oder den ordentlichen Civilgericbten des 
Orts unterworfen sind, wird in der Prozessordnung bestimmt. 

§. 27- Den Unteroffizieren und Soldaten sollen, so lange sie inAl >*' hun «4" 
in wirklichen Kriegsdiensten stehen, weder bürgerliche Grund- ’ rU * * *** ’ 
Stücke und Häuser, noch Ack erwirtschaften, ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Regimetitschefs übergeben werden. 

§. 28. So lange dieser Consens nicht beigebracht ist, darf 
kein Richter den Rrwerbungsvertrag einer solchen Militairperson 
bestätigen ; noch ihren ßesitztitel im Hypothekenbucbe vermer- 
ken; noch auch dieselbe bei gerichtlichen Lidtationen zum Mit- 
gebote zulassen. 

§• 29- Keine Gutsherrsrbaft ist schuldig, eine solche Militair- 
person zu einer untertänigen Stelle« von welcher Naturaldieoste 
zu leisten sind, als Käufer und Gewährsmann anzunehmen. 

§* 30. Dagegen können auch Unteroffiziere und gemeine Sol- 
daten alle Grundstücke, welche sie bei dem Kintritte in die Kriegs- 
dienste bereits inne hatten, ferner besitzen. \ 

§. 31. Auch können sie von der Uebernebmung solcher 
Grundstücke, die ihnen während des Soldatenstandes durch Erb- 
schaft, Vermächtniss, Schenkung oder Heirat zufallen, nicht aus- 
geschlossen werden. 

§. 32. Sind ihnen dergleichen Grundstücke nur mit andern 
Miterben gemeinschaftlich zugefallen : so finden, wenn sie diesel- 
ben als ihr alleiniges Eigenthum übernehmen wollen, die Vorschrif- 
ten §.27> 28. 29. Anwendung. 

§. 33. ln allen Fällen müssen ölilitairpcrsonen, welche Grund- 
stücke besitzen, nicht nur die darauf haftenden Abgaben entrich- 
ten, sondern auch die damit verbundenen persönlichen Prästatio- 
nen gleich andern leisten. (§. 19.) 

§. 34. Werden sie, letzteres selbst zu thun, durch ihre Kriegs- 
dienste verhindert: so müssen sie dazu für sich andere taugliche 
Personen stellen. 

§. 35. Ihre Grundstücke können Unteroffiziere und Solda- 
ten, ohne schriftliche unter dem Regimentssiegel ertheilte Ein- 
willigung des Chef» oder Kommandeurs, nicht veräussern noch 
verpfänden. 


§.36. Capitalien und Erbschaften sollen ihnen ohne gleich- « A»**bun*der 
massigen Erlaubnissschein des Chefs oder Kommandeurs, nicht io 
die Hände gegeben werdeo. 
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Zweiter Theil. Zehnter Titel. 


§. 37. Veräusscrungen und Verpfändungen, bei welchen die 
Vorschrift des §-35. nicht beobachtet worden, sind nichtig. 

§. 38. Zahlungen, die ohne den §.36. vorgeschriebenen Con- 
l eens geleistet worden, können nur den Empfängern selbst, oder 

derenKrben, nicht aber einem Dritten, und am wenigsten dem ltegi- 
• mente, oder der Invalidencasse, die an ihr Vermögen Anspruch 

zu machen haben, entgegen gesetzt werden. 

§• 39. lieber die Zinsen der Capitalien, und die Einkünfte . 
der Grundstücke, können auch Unteroffiziere und gemeine Solda- , 
ten frei veriügen. 

ln Ann.kunean. §. 40. Auch bei der Rinnabme von ihrem übrigen Gewerbe 
'sind sie keinen besondern Einschränkungen unterworfen. 

§. 4l. Die besondern Rechte der Militaüpcrsonen in Anse- 
hung der Verjährung, des Scbuldenmachens, der letztwilligen 
Verordnungen, ihrer Hcrrathcn, und der Bevormundung ihrer 
Kinder, sind gehörigen Orts bestimmt. (Th. 1. Tit. 9« §. 522 . 

Tit. 1 1 . §. 678 — 703. Tit . 1 2. §. 1 7 7. sqq. Th. 2. Tit. 1 . §. 34. 

35. 950. Tit. 1 8. Absch. 2.) 

§.42. Von der Aussetzung der Prozesse gegen Militairper- 
sonen bei ausgcl.ruchcnem Kriege, ingleirhen von der den Unter- 
offizieren und Gemeinen zu statten kommenden Sporlulfrciheit, 
handelt die Prozessordnung. 

Weiber und Kin- §.43- Weiber und Kinder der Unteroffiziere und Soldaten, 
r perMm«o. ULr * welche sich bei ihren Itlännern oder Vätern in der Garnison nicht 
aufbalten, bleiben unter dem Gerichtsstände ihres Wohnorts. 

§. 44. Doch finden in Ansehung der Weiber die §. 27 — 36. 
bestimmten Einschränkungen, wie bei den Männern, Statt. 

§. 45. Rechtsangelegenheiten solcher Weiber mit ihren Män- 
nern gehören, wenn auch die Frau ihrem Manne in die Garnison 
nicht gefolgt ist, dennoch vor den Gerichtsstand des Mannes. 

§. 46. Weiber, die den Männern in die Garnison gefolgt sind, 
behalten den privilegirten Gerichtsstand, und die Rechte dessel- 
ben, so lange der Mann lebt, und noch wirklich zum Soldaten- 
stande gehört. 

§. 47. Ist die Ehe einer Militairperson durch richterliches 
Erkenntniss getrennt, oder aufgehoben worden: so steht diePrau, 
wenn sie auch sonst nach allgemeinen rechtlichen Grundsätzen 
den Stand und Rang des Mannes beibchält, dennoch nicht mehr 
unter der Militair-, sondern unter derjenigen Civilgerirhtsbarkeit, 
welcher der Mann, wenn er den Abschied erhalten hätte, unter- 
worfen sein würde. 

KsniouMeo. §.48. Kantonisten, die bei dem Regimentc ’norh nicht ein- 
rangirt und verpflichtet sind, gehören noch nicht zum Solda- 
tenstande. 


Digitized by Google 



Von den Dienern des Staats. 


15 


§. 49* Doch dürfen sieb dergleichen Leute, ohne Vorwissen 
des Landraths oder Magistrats des Ortes, nicht aus ihrer Heimatb ; 
und ohne Vorwissrn der Kammer, nicht aus der Provinz entfernen. 

§. 50. Haben sie es dennoch gethan, und können sie erforder- 
lichen Kalls auch von ihren Aeltcrn und Verwandten nicht ge- 
stellt, oder naebgewieseu werden: so entsteht daraus die recht- 
liche Vemiuthung wider sic, dass sie, um dem Kriegsdienste sich'zu 
entziehen, aus dem Lande gegangen sind. 

§. 5 1 . Wenn Kantonisten ohne Erlaubnis« des Regiments, bei 
welchem sie eingeschrieben sind, eine Lebensart, die mit ihrer Be- 
stimmung zu künftigen Kriegsdiensten nicht bestehen kann, ergrif- 
fen haben, so können sie sich damit gegen die wirkliche Leber- 
nehmung der Kriegsdienste, sobald sie dazu aufgefordert werden, 
nicht entschuldigen. 

§. 52. Welche CJassen der Einwohner des Staates zu den 
Kantonisten gehören ; und was in diesen Classen für Entschuldi- 
gungsursacben von wirklichen Kriegsdiensten Statt finden, ist in 
den Kantonsreglemcnts verordnet. 

§. 5 J. Beamte, die zwar nicht zu wirklichen Kriegsdiensten, Kri»;«b*«mte. 
aber doch zum Kriegswesen bei der Armee oder in der Garnisou 
verpflichtet sind, gehören zum Soldatenstande. 

§. 5 I . Ob sie die Rechte der Ober- oder Unteroffiziere ha- 
ben, bestimmt der Rang, der ihnen bei der Armee angewiesen ist. 

§• 55« Sie sind jedoch den Kriegsartikcln nicht unterw orfen } 
in so fern diese nur für diejenigen Militairpcrsonen gegeben sind, 
welche zur Fahne zu schwören pflegen. 

§. 56. Diebei dem Kriegswesen verpflichteten niedern Beam- 
ten und Knechte werden, so lange sie im Solde stehen, den gemei- 
nen Soldaten gleich geachtet. 

§. 57* Das Gesinde der Militairpersoncn steht zwar unter der Gesinde- 
Militairgerichtsbarkeit ; 

§. 5S. Es ist aber den Gesetzen'des Standquartiers in allen 
seinen persönlichen Angelegenheiten unterworfen. 

§. 59* Die davon für den Müitairstand gemachten Ausnah- 
men, in Ansehung der Testamente und sonst, kommen dem Ge- 
sinde nur in so fern zu, als Abwesenheit oder Entfernung von 
ordentlich besetzten Civilgerichten dergleichen Ausnahmen noth- 
wendig machen. * 

§. 60. Andere Personen, welche dem Lager folgen, ohne Ander» Pme. 
cum Kriegswesen verpflichtet zu sein, gehören nicht zum Solda- Lager Msrn" 
tenstande; 

§. 61. Sie stehen aber unter der Mililairgerichtsbarkeit, so 
lange sie bei der Armee sich befinden. 

§. 62. Sind dergleichen Personen hei gewissen Regimentern, 
oder andern Kriegsrorps, hei Feldlazarethen, Feldmagazinen, und 
Bäckereien u. s.w. ordentlich at. gestellt : so haben sie nach Be- 


r 
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Zweiter Theil. Zehater Titel. 


Wie der Solda- 
tcnst i n«l auf- 
hiir». 




II. CiriUieuitt. 


BeateÜung der 
•eiben. 


schaffen heit ihres Ranges mit den §.53.56- beschriebenen Be- 
dienten gleiche Hechte. 

§. 63- Dagegen wird bei Civilbearaten, welche nur bei erfol. 
gendetn Ausmarsche der Armee zum Kriegscommissariate, oder 
andern dergleichen Anstalten abgeordnet worden, und demnächst 
zu ihrer eigentlichen Bedienung zurückhehren, durch diese einst- 
weilige Abordnung, in ihren Privatrechten, so wie in ihrem Ge- 
richtsstände, nichts geändert. 

§. 64 . Der Soldatenstand, und die damit verbundenen Rechte 
und Pflichten, hSren durch den Tod, und durch die ausdrückliche 
Entlassung aus den Kriegsdiensten auf. 

§. 65- So lange eine entlassene Militairpcrsan noch keinen 
anderweitigen Wohnsitz erwählt hat, wird dieselbe, von dem Zeit- 
punkte ihrer Entlassung an, den Gesetzen und Gerichten dea Stand- 
quartiers, unter welche Civilpersonen von gleicher Herkunft ge- 
hören, unterworfen. 

Anh. §. 122. a) / er abschiedet e Offiziere, welche Pension 
oder H’arlegeld haben , sind der Al ilitair- Jurisdiction unter- 
worfen. 

Anh. §. 1 23- b) In Consistoriaf-Sachen bleiben alle pensionirte 
und auf H'artegehl gesetzte Offiziere , ohne Unterschied 
oder Einschränkung, dem Kriegs-Consistorio in erster In- 
stanz unterworfen. 

§. 66. Doch behält ein mit Offiziersrang entlassener Bürger- 
licher den Gerichtsstand und die Rechte der Eximirten. 

§. 67- Was wegen entlassener Unteroffiziere und Soldaten, 
die ihrer Herkunft nach Gutsuntertbanen sind, Rechtens sei, ist 
im Siebenten Titel §. 540. sqq- bestimmt. 

§. 68. Alle Beamte des Staats, welche zum Militairstande 
nicht gehören, sind unter der allgemeinen Benennung von Oivil- 
bedienten begriffen. 

§. 69 - Dergleichen Beamte stehen entweder in unmittelbaren 
Diensten des Staats, oder gewisser demselben untergeordneter Col- 
legien, Corporationen und Gemeinen. 

§. 70. Rs soll Niemanden ein Amt aufgetragen werden, der 
sich dazu Dicht hinlänglich qualifizirt, undProben seinerGeschich- 
licbkeit abgelegt hat. 

§.71- Wem die Besetzung der verschiedenen Arten von Ci* 
vilbedienungen zukomme ? wer zu dergleichen Bedienungen ge- 
langen könne ? und was für Vorbereitungen und Prüfungen dazu 
vorhergelien müssen ? ist, nach Verschiedenheit der Fächer und 
Stufen solcher Bedienungen, durch specielle Gesetze und Instruc- 
tionen bestimmt. 
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§. 72« Wer sich durch Bestechungen oder andere unerlaubte 
Wege io ein Amt eindrängt, soll desselben sofort wieder entsetzt 
werden. 

§. 73- Alle Verträge und Versprechungen, wodurch Jeman- 
den, gegen Zuwendung eines Amts, Privatvortheile zugesagt oder 
wirklich eingeräumt worden, sind null und nichtig. 

§. 74* Auch Verabredungen zwischen einem abgebenden Be- 
amten und dessen Nachfolger, wodurch dem erstem von den Ein- 
künften des Amts etwas Vorbehalten werden soll, sind nur so weit 
gültig, als sie von der Vorgesetzten Behörde ausdrücklich geneh- 
migt worden. 

§. 75. Wer wissentlich eine Bedienung einer dazu nicht taug- 
lichen Person anvertraut, muss dem Staate, und den einzelnen 
Bürgern desselben, für allen durch die Unwissenheit und Untaug- 
lichkeit eines solchen Bedienten entstandenen Nachtheil gerecht 
werden. (Tit. 20. Abschn. 8.) 

§. 76- Niemand soll sich eigenmächtig die Verwaltung eines 
Amts anmassen, wozu er von der Vorgesetzten Behörde nicht an- 
gewiesen worden. 

§. 77- Wer dieses thut, und vermöge eines solchen Amts 
Handlungen vornimmt, zu welchen er nach den Gesetzen über- 
haupt nicht qualificirt ist, dessen Handlungen sind unkräftig. 

§. 78* Mangelt es ihm nicht an den erforderlichen Eigen- 
schaften zu Handlungen dieser Art überhaupt : so können zwar 
seine Handlungen, zum Nachtheile der Parteien, in der Regel, und 
wo nicht besondere Gesetze ein Anderes vorschreiben, für nichtig 
nicht angesehen werden. 

§. 79* Er hat aber, auch in diesem Falle, nach Verhältniss des 
Grades seiner'' Schuld bei der ungebührlichen Anmassung des 
Amts ; seiner aus den Umständen sich ergebenden unerlaubten Ab- 
sicht dabei ; und der aus der Anmassung entstandenen schädlichen 
Folgen, wenn nicht besondere Gesetze die Ahndung näher bestim- 
men, willkührliche Geld- oder Gefängnissstrafe verwirkt. 

§. SO. Alles, was der unbefugte Anmasser bei Gelegenheit 
der von ihm unternommenen Amtshandlungen empfangen hat, muss 
er zurückgeben. 

§.81. Niemand soll, bei Zehn bis Dreihundert Thalern fiska- 
lischer Geldstrafe, sich ein Amt anmassen, welches ihm nicht auf 
eine der eingeführten Ordnung gcmässc Art übergeben worden. 

§. 82. Allen Schaden, welcher aus solchen ungebührlichen 
Anmassungen Tür den Staat oder einen Dritten entsteht, muss er 
ersetzen. 

§. 83- Wer einem Cassenbedienten die Gasse übergiebt, che 
and bevor die Amtscaution desselben berichtigt worden, ist für 
allen daraus entstandenen Schaden verhaftet. 
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§. 84. Titel und Hang, welche mit einem Amte verbunden 
sind, werden, nebst den davon abbangenden Vorrechten, schon 
durch die darüber ausgefertigte Bestallung verliehen. 

Rechte und §-85. Die Rechte und PHichten der Civilbedicnten, in Bezie- 
he!!^ ^in Ansehung das *hnen anvertraute Amt, werden, durch die darüber 
ihres Amu. ergangenen besoudern Gesetze, und durch ihre Amtsinstructionen 
' bestimmt. 

§. 86. Niemand soll sein Amt zur Beleidigung oder Bevor* 
theilung Anderer missbrauchen. 

§■87. Was ein Beamter vermöge seines Amtsund nach den 
Vorschritten desselben unternimmt, kann gegen ihn als eine Pri- 
vatlieleidignng nicht gerügt werden. 

§. SS. Wer ein Auit übernimmt, muss auf die pdichtmässige 
Führung desselben die genaueste Aufmerksamkeit wenden. 

§. 89* Jedes dabei begangene Versehen, welches bei gehöri- 
ger Aufmerksamkeit, und nach den Kenntnissen, die bei der Ver- 
waltung des Amts erfordert werden, hatte vermieden werden kön- 
nen und sollen, muss er vertreten. 

§. 90. Vorgesetzte, welche durch vorschriftsmässige Auf- 
merksamkeit die Amtsvergebungen ihrer Untergebenen hätten hin- 
dern können, sind für den aus Vernachlässigung dessen entstehen- 
den Schaden, sowohl dem Staate, als einzelnen Privatpersonen, 
welche darunter leiden, verhaftet. 

§. 91. Doch findet in beiden Fällen (§. 89* 90.) die Vertre- 
tung nur alsdann Statt, wenn kein anderes gesetzmässiges Mittel, 
wodurch den nachteiligen Folgen eines solchen Versehens abge- 
holfen werden könnte, mehr übrig ist. 

§. 92. Kein Beamter darf den zur Ausübung seines Amts ihm 
angewiesenen Wohnort ohne Vorwissen und Genehmigung seiner 
Vorgesetzten verlassen, * 

§. 91. In wie fern, zu blossen Reisen und Entfernungen auf 
eine Zeitlang, die Erlaubnis der unmittelbaren oder höhern Vor- 
gesetzten erforderlich sei, ist nach den einer jeden Classe von Be- 
amten vorgeschriehcoen besondern Gesetzen und Amtsinstructio- 
neo zu bestimmen. 

Alll). §. 124. Königliche Offizianten, welche ein fremdes Bad 
besuchen wollen, müssen durch ein medicinisChes 4 liest be- 
scheinigen lassen, dass das fremde Bad zur Wiederherstel- 
lung ihrer Gesundheit nothwendig , auch kein einheimisches 
eben so geschickt dazu sei. 

Ninforlrgung, §* 94. Bei derjenigen Instanz, von welcher die Besetzung ei- 
VusJMckiedung nes Amts aDhisng~t, muss auch die Entlassung davon gesucht werden, 

§. 95 . Die Entlassung soll nur alsdann, wenn daraus ein erheb- 
licher Nachteil Tür das gemeine Beste zu besorgen ist, versagt 
werden. ' . <• 
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§• i)6. Einem Beamten, dem aus diesem Grunde die Entlas- 
sung versagt wird, steht dagegen die Berufung auf die unmittel- 
bare Landesherrliche Entscheidung offen. 

§. 97. ln keinem Falle aber darf der abgehende Beamte sei- 
nen Posten eher verlassen, als bis wegen W iederbesetzung oder 
einstweiliger Verwaltung desselben Verfügung getroffen ist. 

§. 98- Kein Vorgesetzter oder Departements Chef kann einen 
Civilbedicnten, wider seinen Willen, einseitig entsetzen oder ver- 
abschieden. 

§• 99* Vielmehr muss er, wenn die Verabschiedung nlithig 
befunden wird, den Beamten mit seiner Erklärung oder Verant- 
wortung darüber ordnungsmässig hören, und die Sache zum Vor- 
trage im versammelten Staatsrathe befördern. 

§. 100. Was dieser durch die Mehrheit der Stimmen be- 
schloss', dabei hat es lediglich sein Bewenden. 

§. 101. Doch muss bei Bedienungen, zu welchen die Bestal- 
lung von dem Landesberrn selbst vollzogen wird, ein auf Ent- 
setzung oder Entlassung ausgefallener Beschluss des Staatsraths, 
jedesmal dem Landesherrn zur unmittelbaren Prüfung und Bs* 
stätigung vorgelegt werden. 

§. 102. Amtsverbindungen, deren Dauer durch die Natur 
des Geschäfts, oder durch ausdrücklichen Vorbehalt, euf eine ge- 
wisse Zeit eingeschränkt ist, erlöschen mit dem Abläufe dieser Zeit 
von selbst. (§«97.) 

§.103- Was bei Entsetzung oder Entlassung der Justizbe- 
dienten Statt linde, ist im Sicbenzehnten Titel, und in der Prozess- 
ordnung bestimmt. 

§. 10-1. Civilbedirnte werden in ihren Privatangelegenheiten R-rhtrd<rCiTi|. 
nach eben den Gesetzen und Hechten, wie andere Burger *1®* Kn'priv»"»!," .u" 
Staat.-, beurthcilt. * («aksiiru. 

$• 105. Königliche Beamte haben sich, als Kximirte, eines 
privilegirteu Gerichtsstandes zu erfreuen. (Tit. 17.) 

§. 106. Sie stehen unter eben den Gesetzen, welche die übri- 
gen von der gemeinen Gericht, barkeit ausgenommenen Personen 
derselben Provinz oder desselben Orts unterworfen sind. 

§• 107* Sie behalten diese Hechte, wenn aurh die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit über sie einem Untergerichte aufgetragen 
^d e 1 e g i r t) worden. 

§. 108. Beamte, die nicht unmittelbar in den Diensten des 
Staats, sondern andrer demselben untergeordneten Collegien, 
Corporationen und Gemeinen stehen, haben in der Hegel keinen 
privilegirten Gerichtsstand, und werden nach deu Gesetzen ihres 
Wohnorts beurthcilt. 

§. 109* 1» so fern jedorh dergleichen Beamte adlichen Stan- 
des, oder vom Landesherrn mit einem Charakter bekleidet sind 
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gemessen sie, gleich den Königlichen Beamten, die Hechte des 
privilegirten Gerichtsstandes. ,. 

§. 1 10. Ein Gleiches findet in Ansehung derjenigen Statt, die 
eine Königliche und eine andere Civilbedienung zugleich ver- 
walten. 

§. 111. Ausnahmen von den §. 109- 1 10. festgesetzten Re- 
geln müssen durch besondere Privilegia und Verordnungen nach- 
gewiesen werden. 

§. 112. Auch in Rücksicht auf bürgerliche Rechte, Lasten 
and Pflichten sind Königliche Beamte als Eximirte zu betrachten. 

§. 113. Andere Civilbediehte können sich eine solche Exem- 
tion nicht anmassen, wenn ihnen dieselbe nicht besonders ausdrück- 
lich verliehen worden. 

§. 1 14. Wenn mehrere Beamte in eioCollegium zusammenge- 
zogen sind: so gilt wegen ihrer Versammlungen, Berathschlagun- 
gen und Schlüsse, in der Regel ebendas, was im Sechsten Titel 
von öffentlichen Gesellschaften und Corporationen verordnet ist. 

§. 115. Doch können dergleichen Collegia die von dem Lan- 
desherrn oder ihrer Vorgesetzten Instanz gemachten Einrichtun- 
gen, auch durch einmütbige Beschlüsse, nicht ändern. 

§. 1 1 6 . Eben so wenig können sie Uber Grundstücke, Gerech- 
tigkeiten, Capitalien und Einkünfte des ganzen Collegii eigen- 
mächtig Verfügung treffen. 

§. 117. Ueber die Rechte des Collegii können sie, ohne Ge- 
nehmigung der Vorgesetzten Instanz, keinen Vergleich schliessen. 

§■ 118. Gegenstände, welche zur Behandlung des Collegii 
gehören, müssen nach der Mehrheit der Stimmen entschieden 
werden. 

§• 119. Auch der unmittelbare Vorgesetzte des Collegii muss 
in Sachen, die zur collcgialischen Bearbeitung gehören, der Mehr- 
heit der Stimmen sich unterwerfen. 

§. 1 20. Dem Vorgesetzten des Collegii kommt nur das Recht 
zu , die Stimmen zu sammeln, und den Schluss nach der Mehrheit 
derselben abzufassen. 

§. 121. Wenn aber die Stimmen der Mitglieder über einen 
Gegenstand der Bcratbscblagungen gleich sind ; so giebt er durch 
die seinige den Ausschlag. 

§. 122. Aeussere Ordnung bei dem Collegio, und was dahin 
gehört, bängt lediglich von der Direction des Vorgesetzten ab. 

§. 123. Doch darf er von der bisherigen Ordnung nicht ab- 
geben, wenn durch eine Veränderung der Lauf der Geschäfte un- 
terbrochen oder aufgehalten würde. 

§. 124. Die dem Collegio ausdrücklich vorgeschriebene In- 
struction darf er eigenmächtig nicht ändern. 

§. 125. Die §. 120. 121. bestimmten Verhältnisse des Vor- 
gesetzten bei der Slimmensatamlung kommen auch demjenigen za, 
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welcher bei der Abwesenheit des Krstern desselben Stelle ver- 
tritt. 

§. 126. Dagegen darf dergleichen bloss einstweiliger \orge- 

setzter in der bisher bei dem Collegio beobachteten Ordnung nichts 
andern. 

§. 127> Geschäfte, welche dem ganzen Collegio obliegen, v,rirnun».>n 
müssen von allen Mitgliedern desselben vertrsten werden. Wndlkhkot 

§. 12S. In wie fern die Mitglieder für einen durch Vorsatz 
oder Versehen entstandenen Schaden als Mitschuldner, oder ein 
Jeder nur für seinen Antheil, haften, ist nach allgemeinen gesetz- * 

liehen Vorschriften zu bestimmen. (Tb. 1. Tit. b. 5 . 2y.sq«i.) 

§. 1 2y. Kann in Fällen, wo jedes Mitglied nur für seinen An- 
theil haftet , von einem oder dem andern deseeri Antheil an der 
Entschädigung nicht beigetrieben werden: so müssen die übrigen 
denselben zu gleichen Theilen vertreten. 

§. 13U. Der Kinwand, dass ein Versehen durch den unrichti- 
gen Vortrag eines Mitgliedes; oder durch die von demselben ge- 
schehene Abfassung einer dem Schlüsse des Collegii nicht gemäs- 
sen Verfügung ; oder durch andere Pflicbtw idrigkeiten oder Fahr- 
lässigkeiten desselben entstanden sei, befreit das Collegium nicht 
von der F.inlassung auf die Klage. 

§. 131. Findet sich aber bei der Untersuchung, dass diesei 
Einwand seine Richtigkeit habe : so muss der Kläger an dasjenige 
Mitglied , welches solchergestalt das V ersehen unmittelbar began- 
gen hat, vorzüglich sich halten. 

§. 132. Nächst diesem haftet der Vorgesetzte, wenn er durch 
Anwendung der ihm vermöge seines Amts obliegenden Aufmerk- 
samkeit (§.90.) das vorgefalleoe Versehen hätte verböten oder 
abwenden können. 

§. 133. Die übrigen Mitglieder haften nur, in Ermangelung 
beider , und nur in so fern , als besondere Gesetze ihnen eine 
vorzüglich eigene Aufmerksamkeit auf die Handlungen ihrer Cot- 
legen bei Geschäften dieser Art, ausdrücklich zur Pilicht gemacht 
haben. 

§. 134. Hat der Vorgesetzte das Geschält ohne Zuziehung 
des Collegii, oder nur mit Zuziehung einiger Mitglieder sorge 
nominen : so ist derselbe nur allein, oder nur mit den zugezoge- 
nen Mitgliedern, verantwortlich. 

j. 135* Die nicht zugezogenen Mitglieder sind nur aisdann 
zur Vertretung gehalten, wenn biernächst das Geschält dem Col- 
legio vorgetragen, und zu einer Zeit, da dem Versehen noch abge- 
holien werden konnte, von selbigem genehmigt worden. 

j. 136. Hat das Collegium die Besorgung der verschiedenen 
Arten seiner Geschäfte unter seine Mitglieder eigenmächtig ver- 
teilt: so ändert dieses nichts in der Vertretungsverbindlicbkeit 
Jer Mitglieder gegen die Partei. 
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§. 1 37. Doch bleibt den Übrigen der Kegress gegen diejeni- 
gen Mitglieder Vorbehalten, welche die Besorgung des Geschäft» 
aussrhliessend übernommen, und dabei das Versehen begangen 
haben. 

§. 138. Sind aber durch Gesetze, Amtsinstruetionen , oder 
höhere Anweisungen, gewisse Arten von Geschäften einem oder 
etlichen Mitgliedern zur aussrbliessenden Besorgung angewiesen: 
so müssen diese für ein dabei begangenes Versehen, und zwar, wenn 
ihrer mehrere sind, nach Vorschrift j. 1 27* 1 2S. 1 29* haften. 

§• 1 IM- Ist dem einen die eigentliche Besorgung des Geschäfts, 
den übrigen aber eine besondere Aufsicht über ihn solchergestalt 
angewiesen : so werden letztere nur fur die Vernachlässigung 
dieser Aufsicht verantwortlich. 

§. 1 'lO. Bind dergleichen zu einem gewissen Geschäfte beson- 
ders verordnete Mitglieder oder Subalternen zum Schadensersätze 
nicht vermögend, so haften der Vorgesetzte und die übrigen Mit- 
glieder nur in so fern , als bei der Auswahl oder Bestellung des 
Subjekts ein grobes oder mässiges Versehen begangen , oder die 
über das Geschäft zu führende allgemeine Aufsicht vernachläs- 
aigt worden. 

§. l4l. In keinem Falle sind Mitglieder eines Collegii zur 
Vertretung gehalten, wenn ihnen bei dem Geschälte, worin das 
Versehen vorgefallen ist, kein Votum zukam ; 

§. 142. Auch alsdann nicht, wenn sie mit Vorwissen und Ge- 
nehmigung des Vorgesetzten abwesend waren; 

§. l4d. Ferner alsdann nicht, wenn sie durch Krankheit der 
Versammlung des Collegii beiruwohnen verhindert worden; 

§. l44. Kndlirh alsdann nicht , wenn sie überstimmt worden, 
und ihr Votum schriftlich , uuter Anlührung der Gründe, zu den 
Akten gebracht haben. 

§. 1 45. Auch die Erben der Mitglieder haften für den dem Erb- 
lasser obliegenden F.rsatz, eben so, wie fur andere Schulden des- 
selben. 


Eilfter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der Kir- 
chen und geistlichen Gesellschaften. 


D . 

ie Begriffe der Einwohner des Staats von Gott und göttlichen 
fmindsiu.. jjj n g enj de r Glaube und der innere Gottesdienst können kein Ge- 
genstand von Zwang.gesetzen sein. 

§. 2. Jedem Einwohner im Staate muss eine vollkommene 
Glaubens - und Gewissensfreiheit gestattet werden. 
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§. 3. Niemand ist schuldig, Uber seine Priratmeinungen in 
Religionssachen Vorschriften vom Staate anzunehmen. 

§. 4. Niemand soll wegen seiner Rtligionameinungen beun- 
ruhigt, zur Rechenschaft gezogen, verspottet, oder gar verfolgt 
werden. 

§. 5. Auch der Staat kann von einem einzelnen dnterthan die 
Angabe: zu welcher Religionspartei sich derselbe bekenne, nur 
alsdann fordern, wenn die Kraft und Gültigkeit gewisser bürger- 
lichen Handlungen davon abhängt. 

§, 6. Aber selbst in diesem Kalle können mit dem Geständnisse 
abweichender Meinungen nur diejenigen nachtbeiligen Folgen lür 
den Gestehenden verbunden werden , welche aus seiner dadurch, 
vermöge der Gesetze, begründeten Unfähigkeit zu gewissen bür- 
gerlichen Handlungen oder Rechten von selbst flicssen. 

§. 7* Jeder Hausvater kann seinen häuslicbrn Gottesdienst Vom li*u«n. 
nach Gutbefinden anordnen. Cb uivn'ö’.« 

§. 8. Kr kann aber Mitglieder, die einer andern Religionspar- 
tei zugethan sind, zur Beiwohnung desselben wider ihren Willen 
nicht anhalten. 

§. 9. Heimliche Zusammenkünfte, welche der Ordnung und 
Sicherheit des Staats gefährlich werden könnten, sollen, auch un- 
ter dem Vorwände des häuslichen Gottesdienstes, nicht geduldet 
werden. 


§. 10. Wohl aber können mehrere Kinwohner des Staats, un- R.lirion«**- 
ter dessen Genehmigung, zu Religionsübungen sich verbinden. •< llsikaftra. 

§.11. Religionsgesellschaften, welche sich zur öffentlichen Klrchm-ewU. 
Feier des Gottesdienstes verbunden haben, werden Kirchenge- 
Seilschaften genannt. 

§. 12. Diejenigen, welche zu gewissen andern besondern Re- ®»- 

ligionsübungen vereinigt sind , führen den Namen der geistlichen ‘ ‘ 

Gesellschaften. 


Erster Abschnitt. 

Von Kirchengesellschaften überhaupt. 

§. 13. Jede Kirchengesellscbaft ist verpflichtet, ihren Mitglied «nindssti. 
dern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorsam gegen die Gesetze, 

Treue gegen den Staat, und sittlich gute Gesinnungen gegen ihre 
Mitbürger einzuflössen. 

§. 1 1. Religionsgrundsätze, welche diesem zuwider sind, sol- t n.rl.iibt» 
len im Staate nicht gelehrt, und weder mündlich, noch in Volks- K 'VciiJn ” rl1 
Schriften, ausgebreitet werden. 

§. 15. Nur der Staat hat das Recht, dergleichen Grundsätze, 
nach angestelltcr Prüfung, z« verwerfen, und deren Ausbreitung 
zu untersagen. 


/ 
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. §. l6. Privatmeinungen einzelner Mitglieder machen eine He» 

ligionsgesellscbaft nicht verwerflich. 

fteffrntlfch auf- §. 17« Die vom Staate ausdrücklich auigenommenen Kirchen- 
^enommonr g ege || sc i, a f ten haben die Rechte privilegirter C'orporationen. 

§. 1 8. Die von ihnen zur Ausübung ihres Gottesdienstes ge- 
widmeten Gebäude werden Kirchen genannt ; und sind als privile- 
girte Gebäude des Staats anzuseben. 

§. 19* Die bei solchen Kirchengesellschaften zur Feier des 
Gottesdienstes und zum Religionsunterrichte bestellten Personen, 
haben mit andern Beamten im Staate gleiche Rechte. 

- Ot duldet* §, 20. Eine Religionsgesellschaft , welche der Staat geneh- 

migt , ihr aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchenge- 
sellschaiten nicht beigclegt hat, geniesst nur die Befugniss ge- 
duldeter Gesellschaften. (Tit. 6. §. 1 1 . sqq.) 

§.21. Jede Kirchengesellschaft, die als solche auf die Rechte 
einer geduldeten Anspruch machen will, muss sich bei dem Staate 
gebührend melden, und nachweisen, dass die von ihr gelehrten 
l Meinungen nichts enthalten, was dem Grundsätze des §.13. zu- 
wider läuft. 

§. 22. Einer geduldeten Kirchengesellschaft ist die freie Aus- 
übung ihres Privat- Gottesdienstes verstauet. 

§. 23. Zu dieser gehört die Anstellung gottesdienstlicher Zu- 
sammenkünfte in gewissen dazu bestimmten Gebäuden, und die 
Ausübung der ihren Religionsgrundsätzen gemässen Gebräuche, 
sowohl in diesen Zusammenkünften, als in den Priratwohnungen 
der Mitglieder. 

§. 24. Eine bloss geduldete Kirchengesellscbaft kann aber 
das Eigenthum solcher Gebäude ohne besondere Erlaubnis des 
Staats nicht erwerben. 

§. 25. Ihr ist nicht gestattet, sich der Glocken zu bedienen, 
oder öffentliche Feierlichkeiten ausserhalb den Mauern ihres Ver* 
sammlungshauses anzustellen. 

§. 26. Die von ihr zur Feier ihrer Religionshandlungen be- 
stellten Personen gemessen , als solche, keine besondern persönli- 
chen Rechte. 

VtrhsHoiudn §.27. Sowohl öffentlich aufgenommene , als bloss geduldete 
“nf Religions - und Kirchengesellschaften müssen sich, in allen Ange- 
ln den Staat; legenheiten, die sie mit andern bürgerlichen Gesellschaften ge- 
mein haben, nach den Gesetzen des Staats richten. 

§. 2$. Diesen Gesetzen sind auch die Obern, und die einzelnen 
Mitglieder , in allen Vorfällen des bürgerlichen Lebens unter- 
worfen. 

§. 29» Soll denselben, wegen ihrer Religionsmeinungen, eine 
Ausnahme von gewissen Gesetzen zustatten kommen : so muss der- 
gleichen Ausnahme vom Staate ausdrücklich zugelassen sein. 

§. 30- 
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§. 30. Ist dieses nicht geschehen : so kann zwar der Anhän- 
ger einer solchen Religionsmeinung etwas gegen seine Leberzeu- 
gung zu.lhun nicht gezwungen werden ; 

§.31. Kr muss aber die nachtheiligen Folgen, welche die Ge- 
setze mit ihrer unterlassenen Beobachtung verbinden, sich gefal- 
len lassen. 

§.32. Die Privat- und öffentliche Religionsübung einer je- 
den Kirchcngesellscbaft ist der Oberaufsicht des Staats unter- 
worfen. 

§.33. Der Staat ist berechtigt , von demjenigen, was in den 
Versammlungen der Kirchengesellschaft gelehrt und verhandelt 
wird, Kenntniss einzuziehen. 

§.34. Die Anordnung öffentlicher Bet-, Dank- und' anderer 
ausserordentlichen Festtage hängtallein vom Staate ab. 

§. 35. In wie fern die bereits angeordneten Kirchenfeste mit 
Einstellung aller Handarbeiten und bürgerlichen Gewerbe began- 
gen werden sollen, oder nicht, kann nur der Staat bestimmen. 

S. 36. Mehrere Kirchengesellschaften, wenn sie gleich zu el- ,nd,r ® 

....... . ... i . . ..... KlrchrageaelL 

nerlei Keligtonspartei geboren, stehen dennoch unter sieb in kei- «hautn 

ner notbwendigen Verbindung. 

§. 37« Kirchengesellschaften dürfen so wenig, als einzelne 
Mitglieder derselben, einander verfolgen oder beleidigen. 

§- 38. Schmähungen und Erbitterung verursachende Beschul- 
digungen müssen durchaus vermieden werden. 

§. 39* Protestantische Kirchengesellschaften des Augsburg- gr>«n ihr« Hit 
sehen Glaubensbekenntnisses sollen ihren Mitgliedern wechselseitig 6llcd ' r ' 
die Theilnahme auch an ihren cigonthümlichen Religiomhandlua- 
gen nicht versagtn, wenn dieselben keine Kirchenanstalt ihrer eig- 
nen Religionspartei, deren sie sich bedienen können, in der Nabe 
haben. , 

§. 40. Jedem Bürger des Staats , welchen die Gesetze fähig 
erkennen, für sich selbst zu urtheilen, soll die Wahl der Religions- 
partei , zu welcher ersieh halten will, frei stehen. (Tit.2. §. 74. , ‘ 

■<ll) 

§. 4l. Der Uebcrgang von einer Religionspartei zu einer an- 
dern geschieht in der Regel durch ausdrückliche Erklärung. 

§. 42. Die Thcilnehmung an solchen Religionsbandlungen, 
wodurch eine Partei sich von der andern wesentlich unterscheidet, 
hat die Kraft einer ausdrücklichen Erklärung, wenn nicht dasGe- 
gcntheilaus den Umständen deutlich erhellet. (§. 390 

§. 43. Keine Religionspartei soll die Mitglieder der andern 
durch Zwang oder listige Ueberredungcu zum Uebergange zu ver- 
leiten sich anmassen. 

§. 44. Unter dem Vorwände des Religionseifers darf niemand 
den Hausfrieden stören, oder Familieorecbte kränken. 

Allgem. Landr. IV. Band. 2 

» 
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§. 45. Kein« Kirchengesellschaft ist befugt, ihren Mitgliedern 
Glaubensgesetze wider ihre Veberzeugung aufzudringen. 

§. 46. Wegen der äussern Form und Feier des Gottesdiens- 
tes bann jede Kirchengesellschaft dienliche Ordnungen cinführen. ’ 

§. 47. Dergleichen Anordnungen müssen jedoch dem Staate 
cur Prüfung, nach dem §. 13. bestimmten Grundsätze, vorgelegt 
werden. 

§. 48> Nach erfolgter Genehmigung haben sie mit andern 
Polizeigesetzen gleiche Kraft und Verbindlichkeit. 

§. 49- Sie kGnnen aber auch ohne Genehmigung des Staats 
nicht verändert, noch wieder aufgehoben werden. 

§. 50. Jedes Mitglied einer Kirchengesellschaft ist schuldig, 
sich der darin eingefiihrten Kirchenzucht zu unterwerfen. 

§.51. Dergleichen Kirchenzucht soll bloss zur Abstellung 
öffentlichen Aergernisses abzielen. 

§. 52. Sie darf niemals in Strafen an Leib, Khre, oder Ver- 
mögen der Mitglieder ausarten. 

§. 53* Sind dergleichen Strafen zur Aufrechthaltung der Ord- 
nung, Ruhe und Sicherheit in der Kirchengesellschaft noth wen- 
dig : so muss die Verfügung der vom Staate gesetzten Obrigkeit 
überlassen werden. 

§. 54. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlun- 
gen eine Verachtung des Gottesdienstes und der Religionsgebräuche 
zu erkennen geben, oder andere in ihrer Andacht stören: so ist 
die Kirchengesellschaft befugt, dergleichen unwürdigen Mitglie- 
dern, so lange sie sich nicht bessern, den Zutritt in ihre Versamm- 
lungen zu versagen. 

§.55. Wegen blosser , von dem gemeinen Glaubensbekennt- 
nisse abweichender Meinungen, kann kein Mitglied ausgeschlos- 
sen werden. 

§. 56. Wenn über die Rechtmässigkeit der Ausschliessung 
Streit entsteht: so gebührt die Entscheidung dem Staate. 

§. 57. So weit mit einer solchen Ausschliessung nachtheilige 
Folgen für die bürgerliche Ehre des Ausgeschlossenen verbunden 
sind , muss vor deren Veranlassung die Genehmigung des Staats 
eingebolt werden. 


Zweiter Abschnitt. 

Von den Mitgliedern der Kirchengesellschaften. 

§. 58. Die Kirchengesellschaft besteht aus geistlichen und 
weltlichen Mitgliedern. , - 

§. 59* Diejenigen, welche bei einer christlichen Kirchenge- 
meine zum Unterrichte in der Religion, zur Besorgung des Gottes- 
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dienstes, und zur Verwaltung der Sacramente bestellt lind, wer- 
den Geistliebe genannt. 

§. 60. Niemand darf ohne Torwissen und Genehmigung der- Erfordern;«« 
jenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebensart erfordert 4,rMn >* B 
wird , zu einem geistlichen Amte sich bestimmen. (Tit. 2. §*. 109 « 
sqq. Tit. 18. Abschn. 6.) 

§. 6t. Ohne vorhergegangene genaue Prüfung seiner Kennt- 
nisse, und seines bisher geführten Wandels, soll Niemand zu einem 
geistlichen Amte gelassen werden, 

§. 62. Die übrigen Erfordernisse zu einem geistlichen Amte 
bleiben, nach Verschiedenheit der Religionsparteien, den vom 
Staate genehmigten Grundgesetzen und Verfassungen derselben 
Vorbehalten. 

§. 63. Die Befugnits zur Ausübung aller geistlichen Amts- BcsuDui;. 

Verrichtungen wird durch die Ordination verliehen. 

§. 64. Landesunterthanen sollen ohne besondere Erlaubniss, 
die Ordination zu geistlichen Aemtern bei auswärtigen Behörden 
nicht nachsurhen, oder annebmen. 

§. 6 5. Die Ordination soll Niemanden ertheilt werden, ehe er 
ein geistliches Amt, welches ihm seinen Unterhalt gewährt, zu 
übernehmen Gelegenheit hat. 

§. 66. Die besondern Rechte und Pflichten eines katholischen n*ehi« and 
Priesters, in Ansehung seiner geistlichen Amtsverrichtungen, sind AnKhuBg !u« 
durch die Vorschriften des Cononischen Rechts ; der protestanti- Amis, 
sehen Geistlichen aber, durch die Consistorial- und Kirchenord- 
nungen bestimmt. 

§. 67* Alle Geistliche müssen sich, bei Verlust ihres Amts, ei- 
nes ehrbaren und dem Volke unanstössigeu Lebenswandels vor- 
züglich befleissigen. 

§. 68- Auch in gleichgültigen Dingen müssen sie alle Gele- 
genheit zum Anstosse für die Kirchengemeine sorgfältig ver- 
meiden. 

§. 69- Aller zudringlichen Einmischungen in Privat- und 
Familienangelegenheiten müssen sie sich enthalten, 

§. 70. Durch vorsichtiges und sanftmüthiges Betragen müs- 
sen sie die Liebe und das Vertrauen der Gemeine zu erwerben 
suchen. 

§•71* Ceberbaupt müssen sie in Lehre und Wandel ihren 
Zuhörern mit einem guten Beispiele der Sanftmuth und Verträg- 
lichkeit, selbst gegen fremde Religionsverwandte Vorgehen. 

§. 72. Auch die Personen, welche zu ihrer Familie gehören, 
müssen sie zu einer ordentlichen, stillen und bescheidenen Auffüh- 
rung anhalten, 

§. 73. In ihren Amtsvorträgen, und hei dem öffentlichen Un- 
terrichte müssen sie zum Anstosse der Gemeine nichts einmischen, 
was den Grundbegriffen ihrer Religionspartei widerspricht. 

2 * 
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§. 74. In wie fern sie, bei innerer Ueberzeugung von der Un- 
richtigkeit dieser Begriffe, ihr Amt dennoch fortsetzen können, 
bleibt ihrem Gewissen überlassen. 

§. 75> Auch ausser der Kirche müssen Geistliche, denen die 
Seelsorge bei einer Kirchengesellscbaft an vertraut ist, an der Be- 
lehrung und moralischen Besserung ihrer Mitglieder unermüdet 
arbeiten. 

§. 7 6. Zu Privatermahnungen, in so fern dieselben mitSanft- 
muth und Bescheidenheit geschehen, sind sie berechtigt. 

§. 77. Wenn sie einem Mitgliede der Gemeine seine Verge- 
> Bungen ins Geheim Vorhalten: so sind sie nicht schuldig, die 
Quellen ihrer davon erhaltenen Nachrichten anzugeben. 

§. 78. Dergleichen geheime Vorhaltungen sollen niemals für 
Injurien angesehen werden. 

§. 79. Pehlen sie dabei aus Mangel an Sanftmutb und Be- 
scheidenheit: so müssen die geistlichen Obern sie desshalb zu- 
rechtweisen. 

§. 80. Wa9 einem Geistlichen unter dem Siegel der Beichte, 
oder der geistlichen Amtsverschwiegenheit anvertraut worden, 
dass muss er, bei Verlust seines Amts, geheim halten. 

§. 8 I • Auch zum gerichtlichen Zeugnisse über den Inhalt sol- 
cher Eröffnungen kannein Geistlicher ohne den Willen desjenigen, 
der ihm dieselben anvertraut hat, nicht aufgpfordert werden. 

§. 82. So weit aber die Offenbarung eines solchen Geheim- 
nisses nothwendig ist, um eine dem Staate drohende Gefahr abzu- 
wenden ; oder ein Verbrechen zu verhüten; oder den schädlichen 
Folgen eines schon begangenen Verbrechens abzuhelfen oder vor- 
zubeugen, muss der Geistliche dasselbe der Obrigkeit anzcigen. 

§. 81. In öffentlichen Vorträgen muss jeder Geistliche aller 
persönlichen Anzüglichkeiten sich enthalten. 

' §. 84. Schilderungen der in einer Gemeine herrschenden Las- 

ter sind keine Anzüglichkeiten. 

§• 85. Sie arten aber darin aus, wenn Personen genannt, oder 
durch individuelle Nebenumstände kündbar gemacht werden. 

§. 86. Kein Geistlicher darf eigenmächtig irgend ein Mitglied 
der Gemeine von Beiwohnung des Gottesdienstes , oder von den 
Sacramenten ausschliessen. 

§. 87* Findet er Bedenken, Jemanden zuzulassen : so muss er 
demselben dies Bedenken in Zeiten mit vernünftiger Schonung er- 
öffnen. 

t t 

§. SS. Besteht derselbe dennoch auf seiner Zulassung: so 
muss der Geistliche den Vorfall , mit Verschweigung des Namens, 
seinen geistlichen Obern anzeigen und nach deren Vorbescheidung 
sich achten. 

§. 8.9- Nur in Fällen, wenn Jemand zu einer gottesdienstli- 
chen Handlung in der Trunkcobeit, in anstössiger und ärgerlicher 


Digitized by Google 




Von den Mitgliedern der Kirchengesellschaften. 29 


Kleidung, oder sonst in einem Zustande sich darstellt, in welchem 
er, ohne offenbaren Anstoss und grobes Aergerniss der Gemeine, 
oder seiner Mitgenossen bei dieser Handlung, nicht zugelassen 
werden kann, mag der Geistliche einen solchen Menschen, bis auf 
weitere Verfügung der Behörde, zurückw eisen. 

§. 90. Her einmal zurückgewiesenc (§. 87» 890 mu3S die 
Yorbescheidung der geistlichen Obern abwarten. 

§•91* Kein Geistlicher kann ein Mitglied der Gemeine zur 
Beiwobnung des Gottesdienstes, und zum Gebrauche der Sacra- 
mente, durch äussern Zwang anhaltcn. 

j, 92. Auch zu Haus- und Krankenbesuchen darf er sich Nie- 
manden gegen dessen erklärte Abneigung aufdringen. 

§•9 3. Geistliche dürfen weder für sich selbst, noch durch 
die in ihrem Hause lebende Familie, Kaufmannschaft oder bür- 
gerliche Gewerbe treiben. 

§. 94. Wenn ihnen der Genuss gewisser Grundstücke zu ih- 
rem Unterhalte angewiesen worden: so mögen sie deren Uultur 
und den Absatz der darauf ge wonnenenKrzeugnissc selbst besorgen. 

§. 95. Auss'erdem dürfen sie nur unter Genehmigung ihrer 
Obern, und nur in so fern, als es ohne Vernachlässigung ihres 
Amtes geschehen kann, sich mit der Landwirthsrhaft beschäftigen. 

§. 96 . Die Geistlichen der vom Staate privilegirten Kirchen- 
gesellscbaften sind als Beamte des Staats, der Kegel nach von den 
persönlichen Lasten und Pflichten des gemeinen Bürgers frei. 

§■ 9 7- Sic geniessen einen privilegirten Gerichtsstand. 

§. 98« 1» den Angelegenheiten des bürgerlichen Lebens w er- 
den alle Geistliche, ohne Unterschied der Kcligion, nach den Ge- 
setzen des Staats beurtbeilt. 

§• 99* Nach diesen Gesetzen behalten sowohl alle protestan- 
tische, als die katholischen VVcltgeistlichen, die freie Disposition 

über ihr Vermögen. 

§- 100. Auch dasjenige, was sie aus den Einkünften ihres 
geistlichen Amts erworben haben, gehört zu ihrem freien Eigen- 
thum. 

Nur da, wo Provinzialgesetze oder vom Staate gc- 
.tit'rn, der Kirche ein Erbrecht auf einen gewissen 
MPfrSrwerbes beilegen, hat es dabei sein Bewenden. 

Scinci • geistlichen Amte kann ein Jeder entsagen. 

< ri. iin Iverbrechen, und grobe Vergehungen gegen die 
und die darin vorgeschriebenen geistlichen 
chen ein ärgerlicher Lebenswandel, begrün- 
nes Geistlichen. 

iflentliche den geistlichen Obern angezeigte 
eben Standes, so wie durch Entsetzung eines 
□ Amte, gehen alle damit verbundene äussere 

I 

I 


Recht« und 
Pflichten In 
ihren Privat« 
dugrlremheU 
Un. 



Wie Ha* geist- 
liche Amt auf- 
höre. 
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Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


§. 105. Auch darf ein solcher gewesener Geistlicher, bei Ver- 
meidung nachdrücklicher Strafe, sich keine Amtsverrichtungen 
mehr anmassen. 

§. 106. Thut er es dennoch, so haben die Amtshandlun- 
gen, die er sich anmasst, keine bürgerliche Gültigkeit, und er 
selbst bleibt denen, welche dadurch Schaden leiden, verantwort- 
lich. (Tit. 10. §.76— 82.) 

§. 107* Wenn und wie ein katholischer Priester, bei der Ent- 
setzung, auch seines geistlichen Charakters verlustig werde, ist 
nach den Grundsätzen seiner Kirche zuheurtheilen. 

Weltliche Mit- §, 108« Die weltlichen Mitglieder einer Kircbengesellschaft 
gixdrr. haben das Recht, sich der Anstalten der Gesellschaft zu ihren Re- 
ligionshandlungen zu bedienen, 

§. 109- Sie müssen sich aber dabei den bei dieser Gesellschaft 
eingeführten Ordnungen und Verfassungen unterwerfen. 

§. 110. So lange sie Mitglieder der Gesellschaft bleiben, 
müssen sie zur Unterhaltung der Kirchenanstalten, nach den Ver- 
fassungen der Gesellschaft beitragen. 

§. 111. Nur der Staat kann bestimmen, zu welcher der ver- 
schiedenen Kirchengemeinen seiner eignen Religionspartei jeder 
Einwohner als ein beitragendes Mitglied gerechnet werden soll. 

§. 1 12. Auch ist der Staat berechtigt, jeden Einwohner zur 
Beobachtung solcher äussern Kirchengebräuche und Einrichtungen 
derjenigen Religionsparlei, zu der er sich bekennt, in so weit an- 
zubalten, als davon, vermöge der Gesetze, die Bestimmung oder 
Gewissheit bürgerlicher Rechte abhängt. 


Dritter Abschnitt. 

Von den Obern und Vorgesetzten der Kirchen ge- 
sellschaften. 

Von dem geht. §.113. Die dem Staate Uber die Kirchengesellscbafien nach 

lieh m«u l>art *d en Gesetzen zukommenden Rechte werden von dem geistlichen 
Departement in so fern verwaltet, als sie nicht dem Oberhaupte 
des Staats ausdrücklich Vorbehalten sind. 

§. il4. Ausserdem aber stehen die Kirchcngesellschaften 
einer jeden vom Staate aufgenommeneu Religionspartci unter der 
Direction ihrer geistlichen Obern. 

Von Ri»chüf«n. §• 115. Bei den katholischen Glaubensgenossen ist der Bi- 

schof der gemeinschaftliche Vorgesetzte aller Kirchengesellschaf- 
ten des ihm angewiesenen Distrikts. 

§. 116. Ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats kann 
keine Kircheogesellschaft von dieser Unterordnung gegen den Bi- 
schof der Diözes ausgenommen werden. 
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§. 117- Kein Bischof darf in Religions- und Kirchenangele- v«rkMtaiM <i„. 
genbeiten, ohne Erlaubnis des Staats, neue Verordnungen ma- 
chen, oder dergleichen von fremden geistlichen Obern aonebmen. 

§. 1 18. Alle päbstliche Bullen, Breven, und alle Verordnun- 
gen auswärtiger Obern der Geistlichkeit müssen, vor ihrer Publi- 
kation und Vollstreckung, dem Staate zur Prüfung und Genehmi- 
gung vorgelegt werden. 

§. 1 19* Diejenigen Gerechtsame über die Kirchengesellsrhaf- 
ten, welchen nach den Gesetzen dem Staate Vorbehalten sind, kann 
der Bischof nur in so fern ausüben, als ihm eine oder die andere 
derselben von dem Staate ausdrücklich verliehen worden. 

§. 120. Ohne Zuthan und Approbation des Bischofs der Di8- Diou«anrt«hie. 
zes, oder dessen Vicarieo, soll Niemand zum Priester aufgenom- 
men, zu einem geistlichen Amte befördert, oder auch nur zum 
öffentlichen Lehrvortrage in einer Kirchengemeine zogelassen 
werden. 

§. 1 2 1. Dem Bischof gebührt die Aufsicht über die Amts- 
rührung, Lehre und Wandel der seiner Diüzes unterworfenen 
Geistlichen. 

§. 122. Diese sind ihm Ehrfurcht, und In Angelegenheiten 
ihres geistlichen Amtes Gehorsam schuldig. 

§. 123. Der Bischof ist berechtigt, bei den Kirchen seiner 
Diüzes, so oft er es nöthig findet, Visitationen vorzunehmen. 

§. 12*4. Die Rechte der Kirchenzucht gebühren nur dem 
Bischöfe. 

§. 125. Vermöge dieses Rechts kann er die ihm untergeordne- 
ten Geistlichen durch geistliche Bussübungen, durch kleine den 
Betrag von Zwanzig Thalern nicht übersteigende Geldbussen, 
oder auch durch eine die Dauer von Vier Wochen nicht überstei- 
gende Gefängnisstrafe, zum Gehorsame, und zur Beobachtung 
ihrer Amtspflichten anhalten. 

§.126. Geistliche katholischer Religion, die sich in ihrer 
Amtsführung grober Vergehungen schuldig gemacht haben, müs- 
sen nach dem Erkenntnisse des geistlichen Gerichts bestraft werden. 

§. 1 27. Langwieriges Gefängnis (§. 125.) und andere kör- 
perliche Strafen ist weder der Bischof, noch ein geistliches Ge- 
richt, zu verhängen berechtigt. 

§. 1 28. In weltlichen Angelegenheiten der Geistlichen kann 
sich der Bischof nur in so weit eine Gerichtsbarkeit und ein Er- 
kenntnis anmassen, als ihm das Recht dazu vom Staate ausdrück- 
lich verliehen worden. 

§.129« Auch über ein Privatintercsse, welches bei Gelegen- 
heit einer Amtshandlung entstanden ist, gebührt das Erkenntnis« 
in der Regel den weltlichen Gerichten, 
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Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


§• 130* Der Bischof kann in den verschiedenen Verrichtun- 
gen seines Amts durch andere Geistliche, die ihm untergeordnet 
sind, vertreten werden, 

§. 131. Diejenigen, welchen dergleichen Vertretung, nach 
der besondern Verfassung einer jeden Diözcs, vermöge ihres 
Amts zukommt und obliegt, werden zur höhern Geistlichkeit ge- 
rechnet. 

§. 1 32- Auch andern Geistlichen kann der Bischof, bei ein- 
zelnen Vorfällen seines Amts, nach Gutbefinden Aufträge machen. 

§. 133. Die Bestellung eines bischöflichen Generalvicariua 
kann ohne Landesherrliche Genehmigung nicht geschehen. 

§. 134 . Alle Obern der Geistlichkeit sindjiem Staate zur vor- 
züglichen T reue und Gehorsam verpflichtet. 

Von auswärtigen §. 135. Kein ausw ärtiger Bischof, oder andrer geistlicher 

Bischöfen. Obere, darf sich in Kirchensachen eine gesetzgebende Macht an- 
massen. 

§. 136. Auch darf er irgend einige andere Gewalt, Direction, 
oder Gerichtsbarkeit in solchen Sachen, ohne ausdrückliche Ein- 
willigung des Staats, nicht ausüben. 

§. 1 37* Kein Untertban des Staats, geistlichen oder weltli- 
chen Standes, kann unter irgend einem Vorwände zu der Gerichts- 
barkeit auswärtiger geistlicher Obern gezogen werden. 

§. 138. Ist dergleichen auswärtigen Obern eine Direction 
oder Gerichtsbarkeit innerhalb der Gränzen des Staats zugestan- 
den: so müssen sie, zu deren Verwaltung, einen vom Staate geneh- 
migten Vicarius innerhalb Landes bestellen. 

§. 139 * Ein solcher Vicarius muss nichtnur selbst die Vien ein- 
ländischen Bischöfen vorgeschriebenen Gränzen genau beobach- 
ten, sondern auch nicht gestatten, dass diese Gränzen von atinen 
auswärtigen Obern überschritten werden. 

§. l40. Vielmehr muss er, wenn etwas dergleichen, so er 
nicht bintertreiben kann, unternommen wird, dem Staate davon 
“ in Zeiten getreue Anzeige machen. 

Sfiodco. §• l4l. Zu Kirchenversammlungen innerhalb Landes darf 

die Geistlichkeit ohne Vorwissen und Mitwirkung des Staats nicht 
berufen; vielweniger können die Schlüsse solcher Versammlungen 
ohne Genehmigung des Staats in Ausübung gebracht werden. 

§. 1 42. Den Einladungen zu auswärtigen Kirchenvcrsamm- 
lungen dürfen inländische Geistliche ohne besondere Erlaubniss 
des Staats nicht Folge leisten. 

Protestantische §. l43* Bei den Protestanten kommen die Rechte und Pflich- 
ten des Bischofs in Kirchensachen, der Kegel nach, den Consis- 
toriis zu. 

§. 1 44. Der Umfang der Geschäfte derselben ist durch die 
Consistorial- und Kirchenordnungen, nach den verschiedenen Ver- 
lassungen der Provinzen und Departements, näher bestimmt. 
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§. l45* Sämmtliche Consistoria der Protestanten stehen un- 
ter der Oberdirection des dazu verordneten Departements des 
Staats ministerii. 

§. l46. Ohne desselben Vorwissen und Genehmigung kann 
in Kircbensachen keine Veränderung vorgenommeo, noch weniger 
künnen neue Kirchenordnungen eingefubrt werden. 

§. 147. Mediatcongistoria, wo dergleichen vorhanden sind, jjtdlit-ConsU. 
stehen, der Regel nach, unter der Aufsicht des öberconsisterii der ,BrU - 
Provinz. 

§. l48. Ausnahmen davon, und unmittelbare Unterordnung 
unter das geistliche Departement müssen besonders dargelhan 
werden. 

§. i 49- Es sollen aber auch die Oberconsistoria den untergeord- 
neten Mediatconsistorii« in Ausübung ihrer Gerechtsame keinen 
Eintrag thun. 

K. 150. Superintendenten, Inspectoren, und Erzpriester sind Suprrlnteiid«». 

J . . - , . , t«n. ln»|><ctorrn 

untergeordnete Aufseher einzelner Diocescn oder Kreise. undEniirirster. 

§. 151. Sie stehen unter der Direction des Bischofs oder der 
Consistorien, und werden von denselben unter Genehmigung des 
Staats ausgewählt und bestellt. 

§. 152. Ihr Amt besteht eigentlich nur in der Aufsicht über 
die zu ihrem Kreise geschlagenen Kirchen und Geistlichen. 

§. 153. Letztere sind ihnen von ihrer Amtsführung, Lehre 
und Wandel, auf jedesmaliges Verlangen, Rechenschaft zu geben 
schuldig. / 

§• 154. Besonders müssen diese Aufseher die Kircheuvisita- 
tionen ordentlich und sorgfältig vornehmen ; dabei auch von der 
Beschaffenheit und Verwaltung desKirchcnvermögens, so wie von 
dem Baustande der Kirchen- und Pfarrgcbäude, genaue Erkundi- 
gung einziehen ; und davon sowohl, als von der Amtsführung der 
Prediger und übrigen Kirchenbedienten, ihren Vorgesetzten Obern 
treulich berichten. 

§. 155. Zu entscheidenden Verfügungen, so wie überhaupt 
zu andern Geschäften, sind sie ohne besondern Auftrag ihrer 
Obern nicht befugt. 

§. 156. Die Collegia einzelner Kirchen bestehen aus den Kirch«ncolle(ii i. 
Geistlichen und den ihnen zugeordneten Vorstehern. 

§.157- Diesen kommt die Verwaltung der äussern Rechte der 
Kircbengesellschaft zu. 

§. 158. Sie sind der Aufsicht der Erzpricster oder Inspecto- 
ren untergeordnet. 

§. 159. In ausserordentlichen Fällen und Angelegenheiten 
müssen von der Gemeine Bevollmächtigte oder Repräsentanten ge- 
wählt, und mit der erforderlichen Instruction versehen werden. 
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Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


Vierter Abschnitt. 

Von den Gütern und dem Vermögen der Kirchen- 
gesellschaften. 

W« Kirchen w- §. 1 60. Zu dem Vermögen der Kirchengesellschaftcn gehö- 

m»(tn *et ren ,jj e Gebäude, liegende Gründe, Capitalien und alle Einkünfte, 
welche zur anständigen Unterhaltung des äussern Gottesdienstes 
für jede Kirehengemcine nach deren Verfassung bestimmt sind. 

Verhältnis« des- §. 161. Das Kirchen vermögen steht unter der Oberaufsicht 
"dt^Tsu«'; 1 un< * Dircction des Staats. 

§. l62. Der Staat ist berechtigt, darauf zu sehen, dass die 
Einkünfte der Kirchen zweckmässig verwendet werden. 

§. 163. Ihm kommt es zu, dafür zu sorgen, dass nützliche 
Anstalten aus Mangel des Vermögens nicht zu Grunde gehen. 

§. l64* Für den Unterhalt der bei einer Kirchengescllschaft 
angesetzten Beamten muss die Gesellschaft selbst sorgen. 

§. 165. Kirchen, welche, gltich andern Gesellschaften im 
Staate, den Schutz desselben bei ihrem Vermögen geniessen, sind 
auch von diesem Vermögen, so weit ihnen nicht aus besondern 
Gesetzen und Verfassungen gewisse Freiheiten zu statten kommen, 
zu den Lasten des Staats beizutragen verbunden. 

§. 166. Sind Kirchengesellschaften, vermöge besonderer Pri- 
vilegien oder Verordnungen, von gewissen Lasten in Ansehung 
ihrer liegenden Gründe frei; so kann doch diese Befreiung, wo- 
fern das Privilegium, oder die Verordnung es nicht ausdrücklich 
fcstsctzt, auf nachher erst erworbene Grundstücke nicht ausge- 
dehnt werden. 

grgtndi'gtfot- g. 167 . Das Kirchenvermögen steht unter der Aufsicht der 
ücfctn Obern. g e j st jj c j, en Obern. 

§. 168 . Diese sind schuldig, Tür dieünterhaltung und zweck- 
mässige Verwendung desselben, nach der Verfassung einer jeden 
Kirchengesellschaft zu sorgen. 

§. 169- Keinem auswärtigen geistlichen Obern soll erlaubt 
sein, sich irgend eine Aufsicht oder Direction über das Vermögen 
inländischer Kirchen unmittelbar anzuinassen. 

KirchrngrbSud«. g, 1 7 0- Kirchen und andere dahin gehörige Gebäude sind 

. ausschliesscnd das Eigenthum der Kirchengesellschaft, zu deren 
Gebrauche sie bestimmt sind. 

§. 171- Auch durch Veränderung ihrer Religionsgrundsätze 
verliert eine Kirchengesellschaft nicht das F.igcnthum der ihr ge- 
widmeten Kirchengebäude. 

§. 172. Wenn aber die Kirchengesellschaft ganz aufhört: 
•o gilt von diesen Gebäuden alles das, was von dem Vermögen er- 
loschener Gesellschaften überhaupt im Sechsten Titel §. 189- 
verordnet ist. 
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§. 173. Kircbengebäudc, so wert sie zur Feier des Gottes- 
dienstes und zu gottesdienstlichen Handlungen bestimmt sind, 
dürfen ohne die Einwilligung der Gemeine zu andern Zwecken 
nicht gebraucht werden. 

§. 174. Die Kirchengebäuda sind von den gemeinen Lasten 
des Staats frei, und geniessen alle Vorrechte der dem Staate zu- 
stehenden öffentlichen Gebäude. 

§. 175. Sie sollen zu keinen Freistätten für Verbrecher die- 
nen ; sondern die weltliche Obrigkeit ist berechtigt, diejenigen, 
welche sich dahin geflüchtet haben, heraus holen, und insGefäog- 
niss bringen zu lassen. 

§. 176. Neue Kirchen können nur unter ausdrücklicher Ge- Von Errichtung 
nehmigung des Staats erbaut werden. n»u« Kirchen. 

§. 1 77. Eine Kirchengesellschaft kann auf diese Erlaubnis nur 
alsdann Anspruch machen, wenn sie erhebliche Gründe der Noth- 
wendigkeit oder des Nutzens, und zugleich hinlängliche Mittel 
zum Baue und zur Unterhaltung eines solchen neuen Kirchensis- 
tems , ohne besorglichen Ruin der gegenwärtigen und künftigen 
Mitglieder, nachweisen kann. 

§. 178. Durch Errichtung neuer Kirchen sollen die Rechte, 
oder vom Staate genehmigten Verfassungen anderer schon vorhan- 
denen Kirchengesellschaften, nicht beeinträchtigt werden. 

§. 179* Kirchengefässe, und andere zum unmittelbaren got- Ktrchmecrjüi. 
Icsdienstlichcn Gebrauche gewidmete Sachen haben mit den Kir- 
cheogebäuden, der Regel nach, gleiche Rechte. 

§. ISO. Solche Gerätbschaften können in der Regel nur we- 
gen einer dringenden Nothwendigkeit, unter Genehmigung des 
Staats und der geistlichen Obern, veräussert werden. 

§.181. Doch können der Staat und die geistlichen Obern 
dergleichen Veräusscrung überflüssiger Kirehengeräthschatten, 
auch wegen eines für die Kirchengesellschaft zu hoffenden sichern 
und überwiegenden Nutzens, zulasten. „ 

§. 132. Wenn aber solche Gcräthschaften aut Stiftungen her- 
rühren: so finden dabei die Vorschriften des Sechsten Titels § 73. 

Stjq. Anwendung. * 

§. 183. Kirchhöfe oder Gottesäcker und Bcgräbnissplätze Ktnllife 
welche zu den einzelnen Kirchen gehören, sind der Regel nac( 
das Eigentbum der Kirchengetellscbaften. 

§. 184. In den Kirchen, und in bewohnten Gegenden dei 
Städte, sollen keine Leichen beerdigt werden. 

§• 185. Bei Verlegungen der Bcgräbnissplätze können dieje- 
nigen, welche bisher erbliche Familienbegräbnitse in den Kirchen 
besessen haben, die unentgeldliche Anweisung eines schicklichen 
Platzet dazu auf dem neuen Kirchhofe fordern. 


Digitized by Google 




36 


Zweiter Theil. Eilfter Titel 


§. 186. Ohne Anzeige bei den geistlichen Obern sollen Lei- 
chen anderswo, als auf einem. öffentlichen Kirchhofe, nicht be- 
graben werden, 

§. 1 87» Niemand kann, durch Veranstaltung eines solchen 
Privatbegräbnisses, der Kirchcncasse und der Geistlichkeit ' die 
ihnen zukommenden Abgaben entziehen. 

§. 188. Ohne Rrkcnntniss des Staats soll Niemanden das ehr- 
liche Bcgriibniss auf dem öffentlichen Kirchhofe versagt werden. 

§.189* Auch die im Staate aufgenom menen Kirchengesell- 
schäften der verschiedenen Keligionspartcien dürfen einander 
wechselweise, in Ermangelung eigener Kirchhöfe, das Begrab- 
niss nicht versagen. 

§. 190. Wo. der Kirchhof erweislich nicht derKirchengesell- 
sebaft, sondern der Stadt- oder Dorfgemeine gehört, da kann je- 
des Mitglied der Gemeine, ohne Unterschied der Kcligion, auch 
auf das ßegräbniss daselbst Anspruch machen. 

Gtläute. §• 191. Oas bei einer Kirche befindliche Geläute ist in der 
Regel als ein Eigenthum der Kirchengesellschaft anzuschen. 

§. 192. Wo nach Verträgen, oder hergebrachter Observanz, 
auch eine andere Gemeine oder Religionspartei auf den Gebrauch 
desselben Anspruch machen kann, da kann dennoch dieser Mit- 
gebrauch während des Gottesdienstes der Kirchengesellschaft, 
welcher die Glocken gehören, nicht verlangt werden. 

Ver- §. 193. Die vom Staate ausdrücklich aufgenommenen Kir- 
mu ° lU ' chengesellschaften sind, auch bei Erwerbung, Verwaltung und 
Verausserung ihres Vermögens, andern pririlegirten Corporatio- 
nen gleich zu achten. (Tit. 6. §. 70. 7 1 • 72. 81. sqq.) 

§. 191- Keine Kirchengesellschaft kann, ohne ausdrückliche 
Bewilligung des Staats, liegende Gründe an sich bringen. 

§. 193. Ohne Vorwissen und besondere Krlaubniss des Ober- 
hauptes im Staate darf, bei Strafe doppelten Ersatzes, keiner aus- 
ländischen Kirche etwas verabfolgt werden. 

§. 196. Die Strafe trifft denjenigen, auf dessen Veranstaltung 
die Sache oder Summe der ausländischen Kirche ausgehändigt 
worden. 

Geschrillte und §. 197* Auch inländische Kirchen dürfen, ohne besondere 
Vonaschtui»««. Ei nw jujg„ n gr des Staats, Geschenke und Vermächtnisse, welche 
die Summe von Fünfhundert Tbalcrn übersteigen, nichtannehmen. 

Aub. §. 1 25. JFcnn einer Kirche oder andern frommen An- 
stalt, ein Geschenk oder Fermächtniss zugewendet wird ; 
SO sind die Forstcher in alten Füllen schuldig, der geistli- 
chen Vorgesetzten Behörde Anzeige davon zu machen. Be- 
trägt das Quantum nur Fünfhundert Thal er oder wenig - 
ger : so muss die Bestätigung darüber sofort ohne weitere 
Rückfrage ausgefertigt werden ; ausser diesen Füllen aber 
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muss darüber an das Geistliche Dejiartement berichtet , und 

in keinem Falle die Schenkung oder das f 'ermiichlniss } ohne 

vorg'ungige I mmediatanfrage, abgewiesen werden. 

§. 198- Geschenke und Vermächtnisse von höherem Werthe 
erhalten erst durch die Genehmigung des Staats ihre Gültigkeit. 

§•199- Kr»t mit dem Tage, da diese Bestätigung dem Ge* 
sebenkgeber oder Erben bekannt gemacht worden, nimmt dessen 
Verbindlichkeit zur Entrichtung des Geschenks oder Vermächt- 
nisses ihren Anfang. 

§. 200. Dergleichen Geschenke oder Vermächtnisse zur tod- 
ten Hand können nur in so fern auf die Genehmigung des Staats 
Anspruch machen, als sie die Summe von Fünfhundert Thalern 
nicht übersteigen. 

§. 201. Mehrere Zuwendungen von einerlei Geschenkgeber 
oder Erblasser werden, wenn sie auch zu verschiedenen Zeiten 
bestimmt worden, in Eine Summe zusammengezogen, und auf 
obigen Betrag herabgesetzt. 

§. 202. Bestehet diese Zuwendung in einer jährlichen fort- 
währenden Prästation : so soll der Betrag derselben mit Vier vom 
Hundert zu Capital gerechnet, und wenn er alsdann die erlaubte 
Summe übersteigt, bis auf so weit herabgesetzt werden. 

§. 20 j. Ist das herabgesetzte Geschenk mrhrern Kirchen ge- 
widmet : so hängt die Vertheilung der von dem Staate gebilligten 
Summe von dem Gutbefinden des Gebers ab. 

§■ 204. Hingegen muss, bei einem für mehrere Kirchen be- 
stimmten und herabgesetzten Vermächtnisse, die Vertheilung der 
gebilligten Summe vom Staate, nach der wahrscheinlichen Absicht 
des Erblassers bestimmt werden. 

§. 205. Auch kann der Staat, wenn es dieser Absicht nicht 
offenbar entgegen ist, die ganze gebilligte Summe, der unter meh- 
rern berufenen Kirchen befindlichen untermögenden, mit Aus- 
schliessung der hinlänglich versorgten Kirchen, zuwenden, 

§. 206. Unter dem auf Fünfhundert Thalcr eingeschränkten 
Betrage der Geschenke und Vermächtnisse soll dasjenige nicht mit 
begriffen sein, was Dir Seelmessen, die gleich nach dem Tode zu 
lesen sind, den katholischen Priestern auf die Hand vertbeilt 
worden. 

§. 207. Doch darl auch ein solches Vermächtnis die Summe 
von Fünfhundert Tbalern nicht übersteigen. 

§. 20S. Wenn ein Geschenk oder Vermächtnis zur Verbesse- 
rung des Auskommens der bei einer Kirche angestelltcn, und noch 
nicht hinlänglich versorgten Prediger, oder anderer Beamten, ge- 
widmet ist : so soll darüber auch auf einen hohem Betrag, bis zur 
wirklichen Nothdurft, die Einwilligung des Staats in der Regel 
nicht versagt werden. 
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§. 209* Ei» Gleiches findet Statt , wenn das Geschenk oder 
Vermächtnis zur WideiberstcIIung oder Reparatur eines schon 
vorhandenen kirchlichen Gebäudes bestimmt ist. 

§. 210. Dem Staate allein aber gebührt die ßeurthcilang : ob 
die Unterhaltung eines solchen Gebäudes für die Kirehcngeaell* 
schaff, der cs gewidmet ist, nofhwendig und nützlich sei. 

§.211. Zum Kaue neuer Kirchen linden Geschenke und Ver- 
mächtnisse nur in so fern Statt, als der Staat nach §. l76.sqq. den 
Bau selbst genehmigt. 

§. 212. Was Jemand an Sachen und Effekten, aus eigenem . 
Vorrathe, zur Auszierung einer Kirche schenkt, oder vermacht: 
dazu soll die Bestätigung in der Kegel, wenn aus den Umständen 
eine Absicht, das Gesetz zu vereiteln, nicht erhellet, nicht versagt 
werden. 

§. 21 3. Uebrigens finden eben die Gründe zum Widerrufe, 
welche bei Schenkungen überhaupt eintreten können, aurh bei be- 
stätigten Schenkungen an Kirchen Anwendung. (Th. 1. Tit. 11. 

§. 1089- »'iq-) 

§. 2 1 4. Kirchenvorsteher , welche den obigen Vorschriften 
zuwider, Schenkungen und Vermächtnisse annehmeit, ohne davon 
dem Staate zur Bestätigung Anzeige zu machen , haben fiskalische 
" Strafe verwirkt. 

§. 2 1 5. Die Strafe soll, nach Bewandniss der Umstände, und 
je nachdem das Geschenk oder Vcrmäcbtniss an »ich auf die Be- 
stätigung Anspruch machen könnte oder nicht , von der Hälfte 
bis zum doppelten Betrage des Werths der angenommenen Sache 
oder Summe bestimmt werden. 

§. 2l6. So weit das Geschenk oder Vermächtniss nicht bestä- 
tigt wird, fällt erslcres an den Geber, oder dessen Erben; so wie 
letzteres in den Nachlass zurück. ^ 

Vernahans §. 21 7- Die Verwaltung des Kirrhenvermögens liegt den 
d t»rmogcu” Kirchencollegieii, unter Aufsicht der geistlichen Obern, ob. 

§. 218. Von diesen gilt, der Regel nach, alles, was wegen der 
Beamten privilegirterCorporalioneu verordnet ist. (Tit. 6. §• 1 4 7 • 
sqq.) 

Vcrtiuerrung. §.219* Grundstücke und Gerechtigkeiten , die einer Kirche 
gehören, können, ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats, 
nicht veräussert werden. 

§. 220 . Bei ganzen Landgütern oder Häusern ist die Geneh- 
migung des geistlichen Departements noth wendig ; bei einzelnen 
Grundstücken oder blossen Gerechtigkeiten hingegen ist der Con- 
seni der unmittelbaren geistlichen Obern hinreichend. 

§. 221. Die Genehmigung kann nur alsdann narhgetucht 
werden, wenn die Veräusserung zum Besten der Kirche noth wen- 
dig, oder von erheblichem Nutzen ist. 
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§. 222. Die öffentliche Subhastation ist zur Gültigkeit einer 
solchen Veräusserung nicht wesentlich nolhwendig. 

A n ll. §. 126. Bei Veräusserung unbeweglicher Grundstücke 
und anderer geistlichen Stiftungen, so wie bei Erb - und 
Zeitverpachtungen ( letztere über Sechs Jahre), soll zwar in 
__ der Hegel eine freiwillige Subhastation veranlasst werden ; 
es soll jedoch von dem. Ermessen der geistlichen Obern ab- 
hiingen, ob nach aufgenommener gerichtlichen Taxe, nach 
dein Gutachten der Untergerichte , Jnspectoren und Predi- 
ger, die Subhastation noch erforderlich sei, und deren Unter- 
lassung toll keine Ungültigkeit nach sich ziehen. 


§. 223. Die ohne den erforderlichen Conscns geschehene Ver- 
äusscrung eines solchen Eigenthums der Kirche ist nichtig. 

§.224. Dagegen kann dieselbe, wenn die Einwilligung der 
Behörde hinzugeknmmcn ist, unter dem Vorwände , dass sie un- 
nöthig oder nicht nützlich gewesen sei, nicht angefochten werden. 

§. 225. Vielmehr finden dagegen nur eben die Einwendun- 
gen und Rechtsmittel, wie gegen jede andere Veräusserung Statt. 

§. 226. 'Doch bleibt derjenige, welcher durch unrichtige Vor- 
spiegelungen oder sonst, vorsätzlich oder aus grobem Versehn, 
die Einwilligung zu einer nicht nothwendigen oder schädlichen 
Veräusserung bewirkt hat, der Kirche zur vollständigen Schad- 
loshaltung verhaftet. 


§• 227« Zu Verpfändungen des unbeweglichen Kircbcnver- Verpfsndus*. 
mögens ist die Einwilligung des Bischofs, und bei protestantischen 
Kirchen, des Consistorii nolhwendig. 

§•228. Die Kirchengesellscbaften geniessen, in Ansehung Besonder« Vor- 
der mit ihnen selbst oder mit ihren Repräsentanten und Vorste- 
hern, über ihr Vermögen verhandelten Geschäfte und geschlos- 
senen Verträge, die Rechte der minderjährigen. 

§. 229* Wegen solcher zum Kircbenvermügcn gehörenden 
beständig fortlaufenden Abgaben und Prästationen, welche, nach 
Gesetzen und Verfassungen, auf allen Grundstücken gewisser Art 
in einem Orte oder Dislricte haften, gebührt den Kirchen, bei ent- 
standenem Concurse der Besitzer, ein vorzügliches Recht in der 
Zweiten Classe. 

§. 230. Eben dergleichen Vorzugsrecht kommt ihnen auch in 
Ansehung solcher beständig fortlaufenden persönlichen Abgaben 
zu, welche in einem Orte oder Districtc, von allen Einwohnern ei- 
ner gewissen Classe zu entrichten sind. 

§• 231. Doch ist beiderlei Vorzugsrecht, nach näherer Vor- 
schrift der Concursordnung, nur auf den Rückstand zweier Jahre 
eingeschränkt. 

§.232. Haften 'dergleichen beständig fortlaufende Prästa- 
tionen auf liegenden Gründen nur vermöge besonderer Contracte, 
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oder letztwilliger Verordnungen: so gebührt den Kirchen deswe- 
gen, bei ermangelnder gerichtlicher Eintragung, nur ein Vorrecht 
der fünften Classe. 

§. 23 3. Eben dergleichen Vorrecht kommt den Kirchen in 
dem Vermögen derjenigen zu, mit welchen sie Coutracte geschlos- 
sen, oder ihnen Vorschüsse gegeben haben. 

§. 234. Hingegen gebührt ihnen das in der Concursordnung 
näher bestimmte Vorrecht der Vierten Classe, in dem Vermögen 
ihrer Vorsteher und Administratoren, welchen die Verwaltung 
oder Aufbewahrung ihrer Gelder, oder anderer Vermögensstücke 
aavertraut worden. 

VerhsUntsn §. 235. Hie Verhältnisse zwischen den Kirchengesellschaften 
d "dIr. 6U * « ni1 deren Mitgliedern, in Ansehung der Güter und des Vermö- 
gens der erstem, sind nach den allgemeinen Grundsätzen von Cor- 
porationen überhaupt, und demnächst nach der unter Genehmi- 
gung des Staats hergebrachten Verfassung einer jeden einzelnen 
Kirchengesellschaft bestimmt. 

§. 236. Bei eigentlichen Parochialkirchen sind nähere Be- 
stimmungen gesetzlich vorgeschrieben. 

Fünfter Abschnitt. 

Von Parochien. 

Begriff. §.237« Derjenige District , in welchem Glaubcnsverwandte 
einer vom Staate öircntlich aufgenommenen Keligionspartei zu 
einer gemeinschaftlichen Kirche angewiesen sind , wird eine Pa- 
rochie genannt. 

Errichtung und §, 23S. Neue Parochien können nur vom Staate, unter Zu- 
Urauicu. z j e hung der geistlichen Obern, errichtet, und die Gränzen dersel- 
ben bestimmt werden. 

§. 239- Bei Veränderungen in schon errichteten Parochien 
muss der Staat alle diejenigen, welche ein Interesse dabei haben, 
rechtlich hören, und die ihnen etwa zukommenden Entschädigun- 
gen festsetzen. 

§. 240. Alle dergleichen Streitigkeiten, so wie diejenigen, 
welche über die Glänzen zwischen Zwei oder mehreren Parochien 
entstehen, müssen von der weltlichen Obrigkeit durch deu ordent- 
lichen Weg Rechtens entschieden werden. 

§. 24 1. Sind die Gränzen eines Kirchspiels in öffentlichen 
Urkunden deutlich bestimmt: so findet dagegen die gewöhnliche 
Verjährung nicht Slatt. (Th. 1 . Tit. 9» §• 660- 663.) 

§. 242. Fehlt dergleichen cieutliche Bestimmung: so muss die 
bisherige Gewohnheit, zu welcher Kirche die Bewohner der strei- 
tigen Grundstücke sich in den letzten Zehn Jahren gleichförmig 
gehalten haben, den Ausschlag geben. 
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§. 243. Kann keine eolc.be gleich förmige Observanz ausge- 
mittelt werden : so ist keine der streitenden Parochien zum Pfarr- 
zwange über dergleichen Einwohner berechtigt, sondern es finden 
die Vorschriften §. 293. sqq. Anwendung. 

§. 244. Zum Gebrauch einer Parochie können mehrere Kir- 
chen errichtet, so wie mehrere Parochien zu Einer Kirche oder 
unter Einem gemeinschaftlichen Pfarrer zusammen geschlagen 
Werden. 

§.245. Wenn in einer Parochie, ausser der Haupt - und ur- 
sprünglichen Pfarrkirche, mehrere Nebenkirchen in entlegenen 
Gegenden, zur. Bequemlichkeit der daselbst wohnhaften Kinge- 
pfarrten errichtet worden : so werden dieselben Tocbterkirchen 
genannt. 

§. 246. Wenn aber, nach Erforderniss der Umstände, und 
um die Kosten zur Unterhaltung des öffentlichen Gottesdienstes zu 
erleichtern, mehrere Parochien und deren Kirchen zusammen ge- 
schlagen werden: so heissen dieselben vereinigte Mutterkirchen. 

§. 247. Von dergleichen zusammen geschlagenen Mutterkir- 
chen behält jede ihre ursprünglichen Rechte, und sic können, nach 
Beschaffenheit der Umstände, unter Genehmigung der geistlichen 
Obern, wieder getrennt werden. 

§. 248. Es ändert darunter nichts, wenn gleich derjenigen 
Kirche, bciwelcherder Prediger nicht wohnt, im gemeinen Sprach- 
gebrauch e der Name Tochterkirche beigelegt worden. 

§. 249* Eigentliche Tocbterkirchen aber sind von der Haupt- 
oder Mutterkirche abhängig , und können sich von ihr ohne Ein- 
willigung der Hauptgemeine nicht trennen. 

§. 250. Im zweifelhaften Falle streitet die Vermuthung ge- 
gen die Eigenschaft einer Tochterkirche. 

§• 251. Wenn erhellet, dass die eine Kirche aus den Mitteln 
der andern errichtet oder dotirt worden : so ist dies zum Beweise, 
dass jene eine Tochterkirche von dieser sei, wenn nicht das Gegen- 
theil aus den vorhandenen Urkunden klar erhellet, hinreichend. 

§. 252. In wie fern die vereinigten Kirchen zum Unterhalte 
des gemeinschaftlichen Pfarrers und seiner Gchüifen beitragen 
müssen , beruht hauptsächlich auf Verträgen , und ist in deren Er- 
mangelung durch die hergebrachte Veriassung einer jeden Kirche 
bestimmt. , 


Von Mutter, 
und T i.chter-, 
Ingloirhon von 
mfinl(ttn 
SlullrrkircUcn. 


§. 253. Nach eben dieser Vorschrift ist auch , wenn diessei- Von «usirtrtl- 
tige Unterthancn zu einer auswärtigen Kirche sich halten, oder in- 6* aParuilllcu - 
ländische Kirchen durch auswärtige benachbarte Pfarrer mit be- 
sorgt werden, das Verhältnis der inländischen Unterthanen oder 
ihrer Kirche mit der auswärtigen Kirche, oder deren Pfarrer, zu 
beurtheilen. 

§. 254. In so fern aber die Zulässigkeit einer kirchlichen 
Handlung , oder deren rechtliche Folgen , durch bürgerliche Ge- 
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setze bestimmt sind, müssen die diesseitigen Unterthanen lediglich 
nach hiesigen Gesetzen beurthcilt werden. 

§. 255. Weigert sich der auswärtige Pfarrer, eine Handlung 
nach hiesigen Gesetzen zu vollziehen : so steht den Interessenten 
frei, bei ihrer Landesregierung den Auftrag sur Vollziehung an 
einen inländischen Geistlichen nacbzusuchen. 

§. 256. Auch die Rechte der inländischen mit einer auswärti- 
gen verbundenen Kirche werden, so weit sie nicht durch Verträge 
oder Herkommen nach §. 252. bestimmt sind, nach hiesigen Ge- 
setzen beurtheilt. 

§•257* Bei Amtshandlungen , welche auswärtige Pfarrer in 
hiesigen Kirchen vornehmen, müssen sie schlechterdings die hiesi- 
gen Landesgesetzc befolgen, und nach den in hiesigen Landeu vor- 
gcschricbeneo Bestimmungen wegen der Pfarrgebuhren sich 
* richten. 

§. 25S. Der ausländische Geistliche ist wegen derjenigen 
Amtshandlungen, die er innerhalb Landes verrichtet, der Aufsicht 
der hiesigen geistlichen Obern unterworfen. 

§. 25 9* Den Befehlen derselben muss er, auch so weit sie in 
die Kirchen - oder allgemeine Laudespolizei einschlagen, gebüh- 
rende Folge leisten. 

Wer iuTp«r». §. 260. Wer innerhalb eines Kirchspiels seinen ordentlichen 
•hi« gehöre. abgeschlagen hat, ist zur Parochialkirche des Bezirks 

eingepfarrt. 

§. 26l. Doch soll Niemand bei einer Parochialkirche von ei- 
nerandern, als derjenigen Religionspartei, zu weicherer selbst sich 
bekennt, zu Lasten oder Abgaben, welche aus der Parocbialver- 
bindung fliessen, angehalten werden ; wenn er gleich in dem Pfarr- 
bezirke wohnt, oder Grundstücke darin besitzt. 

§. 262. Wer noch keinen beständigen Wohnsitz hat , wird 
als Eingepfarrter derjenigen Parochie, zu welcher seine Aeltern 
gehört haben, betrachtet. 

§.263. Wer den Wohnsitz seiner Aeltern aufgegeben, und 
keinen andern erwählt hat, ist nirgends eingepfarrt. 

§. 264. Wer einen doppelten Wohnsitz hat, ist bei der Paro- 
ebialkirche eines jeden derselben als Eingepfarrter verpflichtet. 

§• 265. In Ansehung seiner Grundstücke trägt er die Lasten 
der Parorhiah erbindung nur bei derjenigen Kirche, in deren 
Pfarrbezirk die Grundstücke liegen. 

§. 26 6. Bei Trauungen, Taufen und andern kirchlichen Hand- 
lungen, die zu gleicher Zeit nur an Einem Orte vorgenommen wer- 
den können, hat er die Wahl , welcher von beiden Kirchenanstal- 
ten er sich bedienen wolle. 

§.267* Hat Jemand an einem Orte, wo mehrere Parochien 
seiner Religionspartei sind, seinen Wohnsitz aufgeschlagen ; so 
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bestimmt die Lage des Haute«, in dem er wohnt, dieParochie, zu 
welcher er gehört. 

§. 268. Durch den blossen Aufenthalt in einem Kirchspiele, 
so lange der Vorsatz, seinen Wohnsitz darin aufzuscblagen, noch 
nicht erhellet, wird die Kinpfarrung nicht begründet. 

§. 26 9- Hie Frau gehört zur Parochie des Mannes nur in so 
fern, als sie mit ihm einerlei Glaubensbekenntnisse zugethan ist. 

§•270. Istsie von einer verschiedenen Religionspartei: so 
gehört sie, der Regel nach, in diejenige Parochie, welcher die 
Übrigen Mitglieder ihrer eigenen Religionspartei, in dem Bezirke, 
wo der Mann seinen Wohnsitz bat, unterworfen sind. 

§. 271* Sind diese zu keiner Parochie gesehlagsn : so ist auch 
eine solche Frau von dem Pfarrzwange frei. 

§. 272. Kinder, die noch unter der Adlern Gewalt stehen, 
gehören zur Parochie desjenigen von den Aeltern, in dessen Glau- 
bensbekenntnisse sie unterrichtet worden, oder deren Religions- 
partei sic gewählt haben. 

§■ 273* Sind dergleichen Kinder von einem andern Glaubens- 
bekenntnisse als beide Aeltern, so finden die Vorschriften §.270. 
271. Anwendung. / 

§. 274. Wo es durch besondere Gesetze oder wohlherge- 
brachte Gewohnheiten zwischen den verschiedenen protestanti- 
schen Gemeinen bisher eingefübrt gewesen, dass die Parochialei- 
gensebaft der sämmtlichen Mitglieder einer Familie nach der Re- 
ligionspartei, zu welcher das Haupt derselben sich bekennt, beur- 
theilt worden, hat es auch ferner dabei sein Bewenden. 

§. 275* Has Gesinde gehört zu der Parochie seiner Religions- 
partei an dem Orte, wo es im Dienste der Herrschaft sich aufhält. 

A nh. §.127* Auch beim unterthiinigen Gesinde findet keine 
Ausnahme Statt. 

§.276. Rben das gilt von Handwerksgesellen und Lehrbur- 
schen, in Beziehung auf den W'ohnort des Meisters. 

§. 277» Aus der Befreiung von der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit des Orts folgt noch nicht die Ausnahme von der Parochie. 

§. 278. Sämmtliche zum Militairstande gehörende Personen 
sind der ordentlichen Parochie ihres Wohnorts oderStandquartiers 
nicht unterworfen, 

§. 27 9* Vielmehr gehören dieselben, nach näherer Bestim- 
mung der Militair- Consistorialordnung, zu der Parochie des 
Regiments oder der Garnison, zu welcher sie in Absicht ihres Dien- 
stes gewiesen sind. 

§.280. Besitzen sie aber Grundstücke : so müssen von die- 
sen di« Parochiallasten an die Kirche ihrer Religionspartei, in de- 
ren Bezirke die Grundstücke liegen, entrichtet werden. 


Exemtionen 
von der P«. 
röchle. 
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§. 281. Wo an einem Orle ein Feld - und ein Garnisnnpredi- 
ger «ich befinden, da bat Ersterer nur auf diejenigen als seineEin- 
gepfarrten Anspruch , welche zu tlem Regimente oder Bataillon, 
bei welchem er angesetzt ist, gehören. 

§. 282. Wo aber kein besonderer Garnisonprediger ist, da 
gehören alle am Orte befindliche , unter Militairgerichtsbarkeit 
stehende Personen, zu der Gemeine des Feldpredigers ; und unter 
mehrern desjenigen , welchem der Gouverneur oder Kommandant 
die Geschäfte des Garnisonpredigers aufgetragen hat. 

§. 283. Sämmtliche zum Civilstande gehörige Königliche, in 
wirklichen Diensten stehende, oder Titularräthe, und andere Be- 
diente, sind der Regel nach von der ordentlichen Parochie 
ihres Wohnorts ausgenommen. 

§. 284. Wo jedoch dergleichen Civilbediente unter der or- 
dentlichen Gerichtsbarkeit des Orts stehen, da gilt die Vermuthung, 
dass sie auch zur Parochie desselben gehören. 

§. 285 . Dagegen wird durch blosse Uebertragung (Delega- 
tion) der Gerichtsbarkeit, von dem Ober - an die ordentlichen Ge- 
richte des Orts, die Befreiung von der Parochie nicht aufgehoben. 

§. 286. ln so lern Landesuntertharien, welche einen auswär- 
tigen Charakter erhalten haben, von der ordentlichen Gerichtsbar- 
keit ausgenommen worden, sind sie auch von dem bisherigen Pf arr- 
zwange befreit. 

§. 287- Sind gewisse innerhalb der Gränzcn des Kirchspiele 
gelegene Häuser von der Parochie ausgenommen: so kommt diese 
Exemtion allen Bewohnern zu statten. 

§. 288. Alle vom Plarrzwange Ausgenommene haben in je- 
dem einzelnen Falle die Wahl, welcher Kirchenanstalt sie sich be- 
dienen wollen, 

Anb. §. 128. Sie können daher die geistlichen Handlungen 
auch von einem Geistlichen einer andern lieligionspartei 
verrichten lassen. 

§. 289- Doch müssen sie sieb, bei jeder solchen Handlung, 
aller Anordnungen und Abgaben derjenigen Kirchenanstalt, deren 
sie sich bedienen, gleich den wirklich Eingrpfarrten unterwerfen. 

§. 290. Bei den Heirathen derselben muss das Aufgebot noth- 
wendig in der Pfarrkirche des Wohnorts geschehen. 

§. 291. 1° allen Fällen, wo bei einer ihrer kirchlichen Hand- 
lungen, Ausnahmen von gewissen die Civilpersonen überhaupt 
bindenden Gesetzen gemacht werden sollen, muss die Dispensation 
dazu, wenn gleich die Handlung selbst von einem zum lllilitairstande 
gehörigen Geistlichen verrichtet wird, dennoch bei der gehörigen 
Civilinstanz nachgesucht werden. 1 

§.292. An Orten, wo kein ordentlich eingerichteter Garni- 
son-Gottesdienst ist, können auch Eximirte vom Civilstand« 
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eines Feldpredigers zu wirklichen Parochialhandluogen nicht be- 
dienen. 

§.293. Einzelne Einwohner des Staats, welche nach obigen Von«»tr»n- 
Grundsätzcn weder zu einer Parochie gehören, noch com Pfarr- 
zwange ausdrücklich eximirt sind , müssen eine Kirche ihrer Reli- »cm. 
gionspartei wählen, zu welcher sie sich halten wollen. 

§• 294. Auch ganze Gemeinen, welche noch zu keinem Kirch- 
apiele gewiesen sind, müssen sich, unter Vorwissen und Geneh- 
migung der geistlichen Obern, zu einer benachbarten Kirche 
schlagen. 

§■ 295 . Der Regel nayh hängt die Bestimmung , zu welcher 
sic sich halten wollen, von der Mehrheit der Stimmen einer solchen 
Gemeine ab. 

§. 2 96 . Doch können, wenn keine Vereinigung statt findet, 
die geistlichen Obern, nach ßewandniss der Umstände, einen Theil 
der Gemeine zu dieser , und die Uebrigen zu einer andern Kirche 
weisen. . 

§. 297. Bei der Zuschlagung solcher Gemeinen zu benach- 
barten Kirchen , müssen die Abgaben und Beiträge derselben , so 
weit ihre Theilnehmung an einem der Gemeine bei Besetzung der 
Pfarrstelle zukommenden Wahlrechte, unter Direction der geist- 
lichen Obern, durch Verträge bestimmt werden. 

§• 298. Sind damals keine Verträge geschlossen worden: so 
muss die fehlende Bestimmung, in vorkommenden streitigen Fäl- 
len, von den geistlichen Obern, nach der Billigkeit, und nach dem, 
was unter ähnlichen Umständen im Kreise oder in der Provinz 
üblich ist, ergänzt werden. 

§• 299- Dergleichen Zuschlag hat zwar nicht die Wirkung 
einer beständigen Einpfarrung; 

§. 300. Ks können aber die zugeschlagenen Gemeinen nur 
aus erheblichen Ursachen , und nur unter Approbation der geist- 
lichen Obern, von der einmal gewählten Kirche wieder abgehen. 

§. 301. 80 lange der Pfarrer, welcher für diese zugeschla- 
gene Gemeine mit berufen worden , noch im Amte steht , kann zu 
aeintm Nachtheile eine Abtrennung dieser Gemeine nicht gestat- 
tet werden. . 

§- 302. Dagegen hat der Prediger, während dessen Amtsfüh- 
rung die Zuschlagung geschehen ist, gegen eine von den geistli- 
chen Obern genehmigte Wiederabtrennung kein Recht zum Wi- 
derspruch. 

§.303. Wer von einer Religionspartei zur andern übergeht, 
verlässt seine bisherige Parochie. , der PamcUie 

§ 304. Wer seinen Wohnsitz ausser den Gränzen seiner bis- 
herigen Parochie verlegt, wird dadurch zugleich von dem Pfarr- 
zwange derselben frei. 


y 
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§. 305- Ein Gleiches geschieht durch Erlangung eines Stan- 
des, Amts, oder Titels, mit «reichem die Befreiung von der ordi- 
nairen Parochie gesetzlich verbunden ist. 

Aufhebung i et §. 306* Die unter Genehmigung des Staats einmal bestehen- 
Parechia. jenParorhicn, können ohne dergleichen Genehmigung, nicht wie- 
der aufgehoben werden. 

§. 307- Dadurch, dass aus Mangel an Eingepfarrten in einer 
Kirche eine Zeitlang keine gottesdienstliche Handlungen haben 
eorgenommen werden können, verliert dieselbe noch nicht die 
Rechte einer Parochialkirche. 

§. 308. Wenn aber, aus Mangel an Eingepfarrten, die Stelle 
des Pfarrers länger als Zehn Jahre hindurch unbesetzt geblieben 
ist : so kann der Landesherr, wo nicht besondere Landesverfas- 
sungen oder Tractatcn entgegen stehen, über die vacante Kirche 
verfügen; und alsdann erlöschen auch die etwanigen Parochial- 
rechte derselben. 

Vom Stmulta. 309« Wenn z«rei Gemeinen verschiedener Religionsparteien 

nc ° zu Einer Kirche berechtigt sind : so müssen die Rechte einer jeden 
hauptsächlich nach den vorhandenen besondern Gesetzen oder Ver- 
trägen beurthcilt werden. 

§. 310. Mangelt es an solchen Bestimmungen > so wird ver- 
muthet, dass eine jede dieser Gemeinen mit der andern gleiche 
Rechte habe. 

§. 311. Die nähern Maassgaben wegen der Ausübung dieser 
Rechte müssen, bei entstehendem Streite, nach dem Einverständ- 
nisse der beiderseitigen Obern, und wenn dies nicht Statt findet, 
durch unmittelbare Landesherrliche Entscheidung festgesetzt 
werden. 

§. 312. Dabei ist jedoch auf dasjenige, was bisher üblich ge- 
wesen, hauptsächlich Rücksicht zu nehmen. 

§.313* Wird aber darüber gestritten ; ob eine oder die an- 
dere Gemeine zu der Kirche wirklich berechtigt sei : so gehört die 
Entscheidung vor den ordentlichen Richter. 

§. 3l4. Wenn nicht erhellet, dass beide Gemeinen zu der 
Kirche wirklich berechtigt sind : so wird angenommen, dass die- 
jenige, welche zu dem gegenwärtigen Mitgebrauche am spätesten 
gelangt ist, denselben nur bittweise, d. b. als eine widerrufliche 
Gefälligkeit erhalten habe. 

§• 315. Selbst ein viel jährigerMitgebrauch kann, für sich allein, 
die Erwerbung eines wirklichen Rechts durch Verjährung in der 
Regel nicht begründen. (Th, 1. Tit. 9> §• 5890 

§. 31 6. Wenn jedoch, ausser diesem Mitgebrauche, auch 
die Unterhaltung der Kirche von beiden Gemeinen gemeinschaft- 
lich bestritten worden : so begründet dieses die rechtliche Ver- 
muthung, dass auch der später zum Mitgebrauche gekommenen 
Gemeine eia wirkliches Recht darauf zustehe. 
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§. 317- So lange eine Gemeine den Mitgebrauch nur bi«, 
«eise hat, muss sie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht 
gewöhnlichen gottesdienstlichen Handlung, die besondere Erlaub* 
niss der Vorsteher dazu narbsuchen. 

■v 

Sechster Abschnitt. 

Fon dem Pfarrer und dessen Rechten . 

§. 318. Derjenige Geistliche, welcher zur Direction und Ver- 
waltung des Gottesdienstes bei einer Parochialkirehe bestellt wor- 
den, wird der Plärrer des Kirchspiels genannt. 

§. 319* Ein Pfarrer muss die von einem geschickten und tu- 
gendhaften Geistlichen erforderten Eigenschaften im vorzügliche)! 
Grade besitzen. 

§. 320. Er muss sich den Wohlstand der Kirche, den Unter- 
richt der Gemeine, und die Beförderung eines guten moralischen 
Verhaltens ihrer sämmtlicben Mitglieder besonders angelegen 
sein lassen. 

§. 321. Die Sorge für die Gebäude und das Vermögen der 
Kirche bat er mit den Vorstehern gemein. 

§. 322 . Wenn letztere in ihren Pflichten nachlässig ‘sind, ist 
er »einergeistlichen Behörde davon Anzeige zu machen schuldig. 

§. 323. Dagegen sind aber auch die Vorsteher verbunden, 
eben dieser Behörde es anzuzeigen, wena der Pfarrer seine Amts- 
pflichten vernachlässigt, oder in seinem sittlichen Verhalten zu 
gegründetem Tadel und Acrgerniss der Gemeinen Veranlassung 
giebt. 

§. 324. Ob die Wahl des Pfarrers von dem Bischöfe, dem 
Consistorio, einem Privatpatrone, oder den Gliedern, der Gemeine 
abhange, wird durch die besondern Verfassungen jeder Provinz 
und jedes Orts näher bestimmt. 

§. 325. Niemals soll ein Subjekt, welches mit der Gemeine 
in Streit und Feindschaft lebt, oder gegen dessen Grundsätze, 
oder moralisches Verhalten, die Gemeine erhebliche Ein« endungen 
hat, derselben zum Pfarrer aufgedrängt werden. 

§• 326. ln allen Fällen muss daher das Subjekt, welches zum 
Pfarrer bestellt werden soll, der Gemeine zuvor bekannt gemacht 
werden. 

§. 327* Hat die Pfarrkirche ihren eigenen Patron: so ge- 
bührt diesem, der Regel nach, die Berufung eines neuen Pfarrers. 

§. 328- Auch Patrone können, bei ihrer anzustellenden Aus- 
wahl, nur auf solche Subjekte Rücksicht nehmen, die entweder 
schon in einem geistlichen Amte stehen, oder doch als Candidaten, 
von den geistlichen Obern ihrer Provinz, nach angestellter vor- 
läufiger Prüfung, die Erlaubnits zum Predigen erhalten buben. 


* 
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Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


§. 329» Das von «1cm Patrone ausgewählte Subjekt muss der 
Gemeine vorgestellt, und zur Haltung einer Probepredigt und Ca- 
tecbisation angewiesen werden. 

§. 330. Hat der Gewählte schon vorhin in einem geistlichen 
Amte gestanden: so muss er dennoch, wenn die Gemeine ihn nicht 
schon hinlänglich kennt, eine Gastpredigt und Cateehisation halten. 

§.331. Der Tag der zu haltenden Probe- oder Gastpredigt 
muss der Gemeine wenigstens Vierzehn Tage vorher bekannt ge- 
macht werden. 

§. 332. Sind Zwei oder mehrere Kirchen unter Einem Pfar- 
rer zusammen geschlagen : so muss in jeder eine Probepredigt ge- 
halten werden. 

§. 333. Ob auch in eigentlichen Filialkirchen die Haltung 
einer Probepredigt nbthig sei, oder ob die Mitglieder einer sol- 
chen Tochtergemeine zu deren Anhörung in der ittutterkirche sich 
einfinden müssen, bleibt der hergebrachten Verfassung bei einem 
jeden Kirchensysteme überlassen. 

§. 334. Die Gemeine muss, nach Verlauf von wenigstens 
Acht Tagen, mit ihrer Krklärung über das von dem Patrone aus- 
gewählte Subjekt vernommen werden. 

§. 335. Ist der Kandidat aus einer andern DiCzes oder Con- 
sistorialdepartement : so kann die Gemeine eine längere Frist, 
allenfalls bis Vier Wochen, zu ihrer Erklärung verlangen. 

§•336. Ist die Gemeine mit dem Patrone Uber die Würdig- 
keit des von letzterem ausgewählten Subjekts uneins : so müssen 
die Vorgesetzten geistlichen Obern, ohne prozessualische Weit- 
läuftigkeiten, übet die Erheblichkeit der Einwendungen ent- 
scheiden. 

§• 337* Wer rechtlich überführt wird, dass ersieh durch Be- 
stechungen, oder andere unerlaubte Wege, in ein geistliches Amt 
eiozuschleichen gesucht habe, wird eines solchen Amts auf immer 
unfähig. 

§. 338. Auf den blossen, mit keinen erheblichen Gründen 
unterstützten, Widerspruch einzelner Mitglieder der Gemeine, soll 
keine Rücksicht genommen werden. 

§. 339* Wenn aber ein Subjekt wenigstens Zwei Drittel der 
Stimmen sämmtlicher Gemeineglieder gegen sich hat, soll er zu 
der Pfarrstelle nicht anders gelassen Werden, als wenn sich bei 
der Untersuchung findet, dass der Widerspruch durch blosse 
Verhetzungen und Aufwiegelungen veranlasst worden. 

§. 340. Ist der Patron dem rümisch-kathoiiscben, die Ge- 
meine aber dem protestantischen Glaubensbekenntnisse zugethan, 
oder umgekehrt: so muss der Patron wenigstens Drei Subjekte 
zur Probepredigt zulassen. 

§. 34l. 
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§. 34l. Demjenigen unter diesen, welcher bei der Gemeine, 
nach der Mehrheit der Stimmen derselben, den vorzüglichsten 
Beifall hat, kann er die Vocation nicht versagen. 

342. In diesem sowohl, als in allen übrigen Fällen, wo es 
hergebracht ist, dass der Patron der Gemeine mehrere Subjekte 
zur Auswahl Vorschläge, muss die Gemeine nothwendig eins der- 
selben wählen, in so fern sie nicht allen Dreien erhebliche Ein- 
wendungen nach \orschrift §. 336. 337. 338. entgegensetzen 
kann. 

§. 343. Eben dies findet, im umgekehrten Falle, in Ansehung 
des Patrons Statt, wenn nach w ohlhergebrachter Verfassung dem- 
selben mehrere Subjekte zur Auswahl von der Gemeine vorgeschla- 
gen werden. 

§. 344. Nehmen mehrere Patronen mit gleichem Rechte an 
Besetzung der Pfarren Theil: so entscheidet, wenn sie sich nicht 
vereinigen können, die Mehrheit der Stimmen. 

§• 345. Ist keine überwiegende Mehrheit der Stimmen vor- 
handen: so müssen die geistlichen Obern den Patronen aufgeben, 
sich, binnen einer gewissen nach den Umständen zu bestimmenden 
Frist, über ein vorzuschlagendes Subjekt zu vereinigen. 

>■ 346. Erfolgt in der bestimmten Frist kein Einverständniss : 
so lallt die Besetzung der Stelle für diesmal den geistlichen Obern 
anhrini. 

'§• 347. Diese müssen aber die Stelle in der Regel einem Drit- 
ten, welcher von keinem der uneinigen Patrone vorgcschlagen 
worden, verleihen. 

§. 34S. Hat eine eigentliche Toehterkirche einen besondern 
Patron: so muss dieser io der Regel dem Patrone in der Mutter- 
kirche beitreten, wenn er nicht gegen das von letzterem ausge- 
wählte Subjekt erhebliche Einwendung nach §. 336. 337. ma- 
chen kann. 

§• 349. Wenn in 4<ai Falle des §. 340-342. der Gemeine 
von den mehrern Patronen drei Subjekte vorgeschlagen werden 
sollen : so finden, wenn die Patrone sich über diese Auswahl nicht 
vereinigen können, die Vorschriften §. 344 — 347. Anwendung. 

§.350. Wenn also die mehrern Patrone ohne ein vorhande- 
nes Uebergcwicht von Stimmen auf mehr als Drei Subjekte Rück- 
sicht nehmen : so müssen die geistlichen Obern der Gemeine drei 
andere Vorschlägen. 

§.351* Wenn jedoch alle oder die meisten Patrone sich über 
ein oder zwei Subjekte vereinigt hatten : so müssen diese auch von 
den geistlichen Obern mit vorgeschlagen ; und nur statt derjeni- 
gen, wegen welcher kein solches Einverständniss getroffen werden 
kan», andere genommen werden, 

§. 352. ln allen Fällen, wo es auf die Stimmenmehrheit un- 
ter den Patronen ankommt, werden die Stimmen, wenn das Patro- 
AHgen*. Läindr IV Cand. , i 
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natrecht bloss persönlich ist, nach den Personen ; wenn es aberauf 
Gütern haftet, nach den Gütern, ohne Rücksicht auf den Werth 
oder die Grösse derselben, gezählt; in so fern nicht, vermöge vor- 
handener Verträge, oder einer rechtsverjährten Gewohnheit, un- 
gleiche Antheile für die mit dein Patronatrechte versehenen Güter 
bestimmt sind. 

BalKircb'n, §. 353. Bei Kirchen, welche keinen eigenen Patron haben, 
PauaahalMiL gebührt der Regel nach die Wahl des Pfarrers der Gemeine. 

§•354. ln diesem Palle müssen die Kirchen« orsteher der Ge- 
meine Drei Subjekte vorschlagen. 

§. 355* Bei diesem Vorschläge aber müssen sic nur auf solche 
Subjekte, die der Gemeine durch Probepredigten oder sonst hin- 
länglich bekannt sind, Rücksicht nehmen; und besonders solche, 
von welchen sie Ursache haben, zu glauben, dass mehrere Mitglie- 
der der Gemeine Zuneigung und Vertrauen gegen sie hegen, nicht 
übergehen. 

§. 356. Bei der Wahl selbst hat in der Regel jedes Mitglied 
der Gemeine, welches nicht einem mitwählendcn Pamilienhaupte 
untergeordnet ist, ein Stimmrecht. 

Allh. §.129- Auch If’ittuien und unverheiratheten Frauen- 
zimmern ist hierbei, und unter der gedachten Einschränkung , 
die Concurrenz durch quaiißeirte Stellvertreter nicht zu ver- 
sagen, , 

§■ 357. Durch Streitigkeiten über die Befugnisse zum Stimm- 
rechte soll die Wahl niemals aufgehalten werden. 

§. 358. Wer entweder seihst schon in einem ähnlichen Falle 
ein Stimmrecht bei der Gemeine ausgeübt hat ; oder wer zu einer 
Classe gehört, deren Mitglieder in vorigen ähnlichen Pallen zum 
Stimmen zugelassen worden, dem muss auch bei der gegenwärti- 
gen Wahl die Abgebung seiner Stimme verstattet werden. 

§. 359* Bin Gleiches gilt von demjenigen, der ein Grundsthck 
besitzt, dessen vorige Inhaber, als Glieder der Gemeine, in ähn- 
lichen Fällen zur Wahl gelassen worden. 

§• 360. Niemand aber kann ein Stimmrecht sich anmassen, 
der zu einer andern als derjenigen Religionspartei gehört, für 
welche der Pfarrer gewählt werden soll. 

§■ 36t. Die Festsetzung: wie nach diesen Grundsätzen ein 
streitig gewordenes Stimmrecht in dem gegenwärtigen Palle aus- 
geübt w erden soll, kommt den geistlichen Obern zu. 

§. 362. Die Entscheidung über das streitige Stimmrecht selbst 
aber gehört vor den ordentlichen weltlichen Richter, 

§. 363. Die nach der Festsetzung der geistlichen Obern vor- 
genommene Wahl ( §. 36 1 •) verliert für den gegenwärtigen Pall 
nichts von ihrer Gültigkeit, wenn auch hiernächst durch richterli- 
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cbe» Erkenntnis» Jemanden da» ausgeübte Stimmrecht ab-, oder 
wenn dasselbe einem Ausgeschlossenen zugesprochen wird. 

§. 364. Was vorstehend §. 357 — 36 3. wegen eine» über da» 
Stimmrecht gewisser Gemeineglieder entstehenden Streits verord- 
net ist, gilt, jedoch mit Ausschliessung des §. 360., auch in Fäl- 
len, wo unter mehrern Patronen das Berufsrecht streitig wird. 

§. 365. Uebrigens findet, bei der von einer Gemeine anzu- 
»teilenden Pfarrwahl, dasjenige Statt, wa» wegen Verhandlung 
und Entscheidung gemeinschaftlicher Angelegenheiten bei Ge- 
meinen überhaupt verordnet ist. (Tit.6. §. 1 67- 168.) 

§. 366. Nehmen mehrere Gemeinen an der Pfarrwahl Theil: 
so sind, wenn nicht ein Vertrag, oder eine seit rechtsverjäfarter 
Zeit wohl hergebrachte Gewohnheit etwas Anderes bestimmt, die 
Mitglieder der Filialgemeine ihre Stimmen unter der Hauptge- 
meine abzugeben befugt. 

§.367. Sind mebrerePfarrgemeinen unter einem gemeinschaft- 
lichen Pfarrer vereinigt : so hat jede solche Gemeine nach der Re- 
gel ihre eigene Stimme. 

§. 368. Entsteht durch Zählung der Stimmen dieser verei- 
nigten Kirchengemeinen keine überwiegende Mehrheit: so müssen 
die einzelnen Stimmen der Mitglieder, ohne Rücksicht auf die ver- 
schiedenen Gemeinen, gezählt werden. 

§• 369> 1° eilen Fällen, wo keine entscheidende Mehrheit 
der Stimmen zu finden ist, gebührt den geistlichen Obern die Er- 
nennung, unter den mit gleich vielen Stimmen gewähltenPersonen. 

§. 370. Mitglieder bloss zugeschlagener Gemeinen nehmen, 
wenn nicht bei der Zuschlagung nach §. 297* ein Anderes festge- 
setzt worden, an der Pfarrwahl keinen Theil. 

§. 371* Hoch ist, wenn von den übrigen Gemeinen ein Pfar- 
rer gewählt worden, zu welchem der grössere Theil der. Gastge- 
meine kein Vertrauen hat, dieses für einen erheblichen Grund, aus 
welchem letztere auf die Wiederabtrennung antragen kann, zu 
achten. 

§. 372. Uebrigens kommt es, auch bei Pfarrwablen, der Ge- 
richtsobrigkeit des Kirchspiels id allen Fällen zu, die W'abl zu di- 
rigiren, und auf Ruhe und Ordnung dabei zu sehen. 

§. 37 3. Sind in dem Kirchspiele mehrere Gerichtsobrigkeiten 
vorhanden : so gebührt die Wabldirection der Gerichtsbarkeit 
des Orts, wo jede Stimmensammlung geschieht. 

§. 374. Demjenigen, welcher von dem Patron, oder der Ge- v»«iu<b. 
meine, zu der erledigten Pfarrstelle rechtmässig gewählt worden, 
muss eine schriftliche Voration zugefertigt werden. 

§. 375. Wo es bisher gebräuchlich gewesen, dass die Voca- 
tion erst nach erfolgter Prüfung ertheilt worden, da muss dem 
Gewählten eine schriftliche Bekanntmachung, welche die Bedin- 
gungen zur künftig zu erthcilenden Vocatian enthält, geschehen. 
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Präsentation. 


§. 376 . Die Ausfertigung dmrVocation gebührt dem Patrone, 
und in dessen Ermangelung den Kirchen Vorstehern. 

§. 377 * Die Bestimmung der Zeit, binnen welcher der Beru- 
fene sich über die Annahme der Yocation erklären muss , ist will- 
kührlieh; und hängt von dem Gutbefinden der Wählenden ab. 

§. 378. Kommt binnen dieser Frist die Erklärung des Beru- 
fenen nicht ein: so sind der Patron, oder die Gemeine, zu einer 
neuen Wahl zu srhreiten sofort berechtigt. 

§.379* Ist keine Zeit zur Erklärung bestimmt; so kann der 
Berufene die Yocation so lange annehmen , als ihm nicht ein ge« 
gehebener Widerruf derselben bekannt gemacht worden. 

§. 380. Hat er sich aber binnen Vierzehn Tagen, nach erhal- 
tener Yocation , über die Annahme derselben nicht erklärt; und 
find, nach Yerlauf dieser Frist , der Patron und die Gemeine zu ei- 
ner neuen Wahl geschritten : so hat eine später erfolgte Annahme 
keine rechtliche Wirkung. 

§.381* Uebrigens gellen von der Annahme der Yocationett, 
die von der Annahme bei Verträgen überhaupt vorgesrbriebenen 
Gesetze. (Th.l.Tit. 5. §.78.sqq.) 

§. 382. Ist die Yocation von mehrern ausgefertigt : so ist es 
hinlänglich, trenn die Annahme auch nur gegen Einen derselben 
erklärt worden. 

383. Die von dem Berufenen einmal gültig angenommene 
Yocation kann ohne erhebliche Ursachen nicht widerrufen werden. 

§.38^. Kur aus eben den Gründen, aus welchen ein schon 
bestellter Pfarrer seines Amts entsetzt werden kann , ist auch der 
Widerruf einer zu rechter Zeit angenommenen Yocation zulässig. 

§. 385. Es macht dabei keinen Unterschied : ob dieseGriinde 
schon vor Erlassung der Yocation vorhanden und bekannt gewe- 
sen, oder ob sie erst nachher entstanden, oder zur Wissenschaft des 
Patrons oder der Gemeine gelangt sind. 

§. 3S6. Sobald der Berufene die Yocation angenommen hat, 
muss er den geistlichen Obern der Diözes, oder des Departements, 
zur Bestätigung präsentirt werden. 

§.387. Die Präsentation mu99 von dem Patrone, und wo 
deren mehrere sind, von allen geschehen, welche zur Theilneh- 
mung an der Wahl und Yocation berechtigt sind. 

§.388. ln Ermangelung von Patronen geschieht die Präsen- 
tation durch die Vorsteher. 

§. 389- Der Präsentation muss eine Abschrift der ertheiltcn 
oder noch zu ertheilenden Yocation , ingleichen das Protokoll Uber 
die Probe- oder Gaslpredigt, beigclegt werden. 

§. 390. In allen Fällen, wo eine Wahl der Gemeine statt ge- 
funden hat, ist auch die Beilegung des WaMprotokolls erfor- 
derlich. . '* 
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§• 391* Wird von den geistlichen Obern der Präsentirte un- 
tauglich, oder die Wahl unregelmässig befunden: so muss eine 
neue Wahl und Präsentation erfolgen. 

§. 392. Ist der Patron, welcher ein untaugliches Subjekt vor- 
geschlagen hat, selbst ein Geistlicher; so vertiert er für diesen 
Fall sein Präsentationsrecht, und die Besetzung der Pfarre ge- 
schieht durch die geistlichen Obern. 

§. 393. Die Präsentation zu einem erledigten Pfarramts muss 
innerhalb Sechs Monaten von Zeit der F.rledigung gestehen. 

§•394. Ist der Pfarrer auswärts verstorben: so läuft die 
Frist von derZeit an, wo sein Tod dem Patrone oder den Kirchen- 
vorstehern bekannt geworden. 

§- 395. Während der Vacanz muss der Gottesdienst in der 
Pfarrkirche, auf Veranstaltung des Erzprieslers oder Kreisinspee- 
tors, durch dazu qualificirte Personen versehen werden. 

§. 396. ln der Regel sind bei Pfarrkirchen, wo nur ein Geist- 
licher angesetzt ist, die benachbarten Pfarrer derselben Inspeetion, 
nach der Anweisung des Erzpriesters oder Inspectors, gegen die 
hergebrachte Vergütung aus den Einkünften dererledigten Pfarre, 
dazu verpflichtet. 

§• 397. Auch bei Kirchen, wo mehrere Geistliche sind, findet 
eine solche Vertretung der vacanten Stelle Statt , wenn nach dem 
Befinden des Inspectors die übrigen Geistlichen die Arbeit allein 
nicht bestreiten können. 

§. 398. Kommt die Präsentation innerhalb Sechs Monaten neroim«»- 
nicht ein ; und ist auch vor Ablauf dieser Frist eine Verlängerung reckt, 
derselben nicht gesucht, oder nicht zugestanden worden: so fällt 
die Besetzung der Pfarre Tür diesen Fall den geistlichen Obern an- 
Leim. 

§• 399* Wenn ein hiernächst bei der Prüfung untauglich be- 
fundenes Subjekt präsentirt worden ; und darüber die gtsetzmäs- 
»ige Frist verlaufen ist: so kommt , ausser dem Falle des §. 392., 
dem Präsentirenden noch eine Nachfrist von Sechs Wochen zu 
•tatten. 

§. 400. Muss nach §.343. die Gemeine dem Patron Subjekte 
zur Auswahl vorschlagen ; oder muss, nach §. 340. 342., ein sol- 
cher Vorschlag der Gemeine von dem Patron geschehen : so lall» 
nur das Recht desjenigen , welcher in seiner Obliegenheit säumig 
gewesen ist, den geistlichen Obern anheim. , 

§. 401. So lange die geistlichen Obern von ihren Anfalls- 
rechten noch keinen Gebrauch gemacht haben, kann der Patron 
oder die Gemeine das Versäumte nachholen. 

§. 402. Auch die geistlichenObern müssen, so oft ihnen dieEr- 
nennungdes Pfarrer* anheim fällt, wegenAuswahl eines tauglichen 
Subjekts, die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften beobachten. 
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OrdlaatloB. §. 403. Ist der Präsentirtc bestätigt : so muss ihm die Ordi- 
nation, wenn er selbige nicht wegen eines vorher bekleideten geist- 
lichen Amts schon erhalten hat, verliehen werden. 

Einweisung. §. 404. Der erwählte und bestätigte Pfarrer muss in sein 
Amt, und zu allen Verrichtungen desselben, ordentlich eingewie- 
sen werden. 

§. 4 05. Die Einweisung wird, der Regel nach, durch den Erz- 
priester oder Kreisinspector vollzogen. 

S. 406. Die Kosten der Vocation , Präsentation und Einwei- 
sung, 'wozu auch die Reisekosten der zur Einweisung nülhigen 
Personen gehören, müssen, wo nicht besondere Provinzial- 
verordnungcn ein Anderes festsetzen, aus den Einkünften der 
Kirche, und in deren Ermangelung, von der Gemeine bestritten 
werden. 

§. 4 07. Die Kosten der Prüfung und Ordination hingegen 
muss der neue Pfarrer tragen. 

§. 408. Auch muss der Regel nach, der neue Pfarrer sich 
auf seine eigene Kosten an den Ort seiner Bestimmung biabe- 
geben. 

§. 409. Wo es aber durch Provinzialgesetze, oder nach einem 
ununterbrochenen Herkommen, eingeführt ist, dass die Reisekos- 
ten aus derKämmerey- oder Gemeinecasse gegeben, oder dass die 
Fuhren von den Mitgliedern der Gemeine unentgeltich verrichtet 
werden ; da bat es noch ferner dabei sein Bewenden. 

§.4 10. Doch soll in keinem Falle der Gemeine zugemuthet 
werden, einen Prediger, welchen sic nicht selbst gewählt bat, wei- 
ter, als in einer Entfernung von zwei Tagereisen, abzuholen. 

§. 4fl. An Orten, wo die Gemeine den Prediger zu holen 
schuldig ist, muss sie auch die zu seiner Familie gehörenden Per- 
sonen, und was er an Kleidung, Wäsche, Hausrath, und Büchern 
mitbringt, berbeiführen. 

Bnirnunt drr §.4 12. Die Berufung der Feld - oder Garnisonprediger ge- 
niioopHdijrr. schiebt von dem Regimentscbef oder Gouverneur: und dieser steht 
dabei gegen die geistlichen Obern des Militairstandes in eben dem 
Verhältnisse, wie der Patron gegen das Consistorium. 

AmtapfiicUm §• 4 1 3- Die Pfarrer müssen sich bei ihren Kirchen beständig 
d«r Pf«n»r. aulhalten, und dürfen die ihnen anvertrauete Gemeine, selbst bei 
einer drohenden Gefahr, eigenmächtig nicht verlassen. 

§. 4 1 4. Wenn sie zu verreisen genöthigt sind: so kann es nur 
mit Vorwissen und Erlaubniss des Inspectors oder Erzpriesters ge- 
schehen. 

§.4 <5. Dieser muss die Genehmigung der geistlichen Obern 
einholen, wenn die Zeit der Abwesenheit mehr, als Einen Sonntag, 
in sich begreift. 
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§. 4 16. In allen Fällen' muss der Pfarrer, unter Direction de« 
Erzpriesters oder Inspectnrs, solche Veranstaltungen treffen, das« 
die Gemeine bei seiner Abwesenheit nicht leide. 

§• 4 17. Bei seiner Amtsführung muss der Plärrer alle den 
Geistlichen überhaupt vorgeschriebenen Pflichten sorgfältig beo- 
bachten. 

§. 4 1 8. Dagegen hat er das Recht, von den Eingepfarrten zu V«* Pfsrt- 
fordern, dass sie sich in ihren Rcligionshandlungen, cu deren Voll* ‘ 
Ziehung es der Mitwirkung eines Plärrers bedarf, nur seines Am* 
tes bedienen sollen. 

§.4 19* Dieser Verbindlichkeit kSnnen auch einzelne Einge- 
pfarrte, ohne besondere Erlaubnisa der geistlichen Obern, sich 
nicht entziehen. 

§. 420. Dergleichen Erlaubniss soll nur aus erheblichen Grün* 
den, besonders aber alsdann ertheilt werden , wenn aus den l T m* 
ständen erhellet, dass sic Amtshandlungen dieses Pfarrers bei den 
Eingepfarrten den Zweck der moralischen Besserung verfehlen 
dürften. 

§.421. Auch soll, wenn nicht nachgewiesen ist, dass die 
Schuld davon auf der Seite des Pfarrers sei, für die Entschädi- 
gung desselben gehörig gesorgt werden. 

§. 422. Auch in einzelnen Fällen dürfen Eingepfarrle ihra 
Trauungen, Taufen und Begräbnisse durch einen aodern , als den 
in ihrer Parochie bestellten Pfarrer, ohna dessen Einwilligung 
nicht vornehmen lassen. 

§. 423* Der Pfarrer bat für dergleichen Handlungen die fest- St.lf.bakr.«- 
gesetzten Stolgebübrcn zu fordern; und der Richter muss ihm dazu, 
nöthigenfalls, auf gebührendes Anmelden verhelfen. 

§■ 424. Er kann aber diese Gebühren niemals voraus for- 
dern, noch deshalb die von ihm begehrte Amtshandlung ver- 
schieben. 

§.425. Das Recht, eine Taxordnung für die Stolgebühren 
vorzuschreiben, selbige zu erhöhen, oder sonst zu ändern, gebührt 
allein dem Staate. 

§. 426. Kirchenbediente , welche sich mit den ihnen ange- 
wiesenen Gebühren nicht begnügen, sollen um den drei - bis 
zehnfachen Betrag des zu viel Geforderten fisksdisch bestraft 
werden. 

§. 427« Kein Geistlicher darf dergleichen Handlungen, die ei- 
ner andern Parochie zukommen , ohne ausdrückliche Bewilligung 
des gehörigen Pfarrers vornehmen. 

§. 428. Dieser aber darf, gegen Empfang der ihm zukoa* 
inenden Gebühren, die Einwilligung nicht versagen. 

§.429* Diese Einwilligung muss schriftlich ertheilt, und es 
dürfen dafür keine besondere Gebühren gefordert werden. 
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Trimm gen. 


§• 430. Ki ne dergleichen Einwilligung berechtigt jeden zu 
dergleichen Handlungen überhaupt befugten Geistlichen, die 
Handlung vorzunchmen, 

§. 431. Soll aber bei einem protestantischen Kingepfarrten die 
Handlung von einem katholischen Geistlichen , oder umgekehrt, 
verrichtet werden : so ist dazu die Erlauhniss des Staats erfor- 
derlich. 

§• 432. Soll ein Pfarrer eine an sich ihm gebührende Handlung 
in dem Sprengel eines andern Pfarrers von seiner Religionspartci 
vornehmen : so muss dazu die Einwilligung des diesem Sprengel 
Vorgesetzten Pfarrers eingehoit werden. 

§• 433. Dieser letztere ist schuldig, die Einwilligung gegen 
Empfang der halben Gebühren zu erthcilcn; dem die Handlung 
selbst vollziehenden Pfarrer aber darf deswegen an seinen Ge- 
bühren nichts abgezogen werden. 

§.434. Ein Pfarrer welcher, obigen Vorschriften zuwider, 
eine vor einen andern Pfarrer gehörende Handlung ohne dessen 
Einwilligung vornimmt, soll um den doppelten Betrag der erhal- 
tenen Gebühren fiskalisch bestraft, der gehörige Pfarrer aber von 
dem Eingepfarrten entschädigt werden. 

§. 435. Die Trauung gebührt der Regel nach dem Pfarrer 
der Braut. 

§. 436. Wenn ein Theil der Verlobten zur deutsch - reformir- 
ten, und der andere zur französisch-reformirten Kirche gehört: so 
kommt die Trauung dem Pfarrer des Bräutigams zu. 

§. 437* Gehört der Bräutigam zur Militärgerichtsbarkeit: 
so muss die Trauung von dem Feld - oder Garnisonprediger ge- 
schehen ; und zwar ohne Unterschied, zu welcher Religionspartei 
der Bräutigam sich bekenne. 

§. 43S. Gehört der Bräutigam zum Civil-, die Braut aber 
zum Militairstande : so gebührt die Trauung dem Pfarrer des Orts, 
zu dessen Kirchsprengel der Bräutigam gehört. 

§. 439. Soll jedoch die Trauung an einem andern Orte, als wo 
der Pfarrer des Bräutigams wohnt, geschehen : so ist auch io die- 
sem Falle der Pfarrer der Braut dazu berechtigt. 

§. 440. Jeder Pfarrer, welcher ein Aufgebot oder eine Trau- 
ung verrichten soll, muss die darüber vorhandenen gesetzlichen 
Vorschriften genau beobachten, und sorgfältige Erkundigungen 
einziehen : ob die rechtlichen Erfordernisse einer gültigen Ehe 
vorhanden, oder ob Ehehiodernisse im Wege sind. (Tit. 1. 
Abschn. 1. 2.) 

t §. 44 1. Wenn mit Erlaubniss des ordentlichen Pfarrers die 
Trauung durch einen andern Geistlichen verrichtet, und diesem 
der gehörige Aufgebotsschein vorgelegt worden: so wird der 
trauende Pfarrer nur wegen solcher Mängel und Ehehindernisse 
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verantwortlich, von denen er überführt werden kann, das« eie ihn 
wirklich bekannt gewesen sind. 

§ 442. Wenn ein katholischer Pfarrer Anstand nimmt, eine 
Ehe , welche nach den Landesgesetzen erlaubt ist , um deswillen, 
weil die Dispensation der geistlichen Obern nicht nachgesucht, 
oder versagt worden, durch Aufgebot und Trauung zu vollzie- 
hen ; so muss er sich gefallen lassen, dass diese von einem andern 
Pfarrer verrichtet werden. 

§.443. Das Landes - Justizcollegiuu ist in einem solchen 
Falle, so wie auch alsdann schon, wenn der katholische Pfarrer 
das Aufgebot au9 einem solchen Grunde versagt, wohl befugt, 
Feldes einem andern Pfarrer, allenfalls auch von einer verschiede- 
nen Religionspartei, aufzutragen. 

Anh. §. 110. Es macht keinen Unterschied , oh nur einer 
oder ob beide T/ieile der katholischen Religion sugethan 
sind. 

§. 444, L’ebrigcns sind die katholischen Pfarrer bei fiskali- 
scher Ahndung verbunden, die von ihren geistlichen Obern ihnen 
zukommenden Dispensationen, che sie davon Gebrauch machen, 
dem Landes - Justjzcpllegio der Provinz vorzulegen. 

§• 445. Kein Pfarrer darf, ohne besondere Erlaubnis# des 
geistlichen Departements, fremde Offiziere, die in hiesigen Lan- 
den heirathen wollen, aufbieten oder trauen. 

§. 446. Die Taufe ehelicher Kinder gebührt in der Regel 
dem Pfarrer des Vaters. 

Anll. §. 131. Kinder christlicher Aellern sollen längstens 
Sechs f Kochen nach der Gehurt getauft werden, 

§.447. Sind die Acltern von verschiedener Religionspartei : 
SO gebührt die Taufe , bei Sühnen, der Regel nach dem Pfarrer 
des Vaters ; so wie bei Töchtern dem Pfarrer der Mutter. 

§■ 44S. Die Taufe der unehelichen Kiuder kommt dem Pfar- 
rer der Mutter zu. 

§. 449* Sicht in beiden Fällen der Vater unter Militärge- 
richtsbarkeit : so muss die Taufe von dem Feld- oder Garnison- 
prediger, ohne Unterschied der Religionspartei des Vaters, ver- 
richtet werden. 

§. 450. Ist die Niederkunft nicht an dem Qrle geschehen, wo 
der gehörige Pfarrer sieh aufhält: so kann auch der Pfarrer dgs 
Orts der Niederkunft die Taufe ohne weitere Rückfrage ver- 
richten. 

§.451. flat eine Nothtaufe geschehen müssen : so muss dem 

Ordentlichen Pfarrer davon unverzüglich Anzeige gemacht werden. 

§. 452. Für die Handlungen oder Gebräuche , welche hier- 
nächst, nach Verschiedenheit der Religionsparleien, tyci einem sol- 
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. eben am Leben bleibenden Kinde vorgenommen werden , bat der 
Pfarrer eben die Gebühren, wie für eine Taufe, zu fordern. 

B BefrSb. §. 453. Jeder Eingepfarrte muss der Hegel nach in seiner 
bUmb. Parochie begraben werden. 

§. 454. Stirbt jemand ausser seiner Parochie, jedoch an eben 
demselben Ortes so hat der Pfarrer seines Kirchspiels das Recht, 
zu fordern, dass die Beerdigung in seiner Parochie geschehe. 

§. 455. Stirbt er aber an einem andern Orte: so haben die ' 
Hinterlassenen die Wahl, ob sie ihn da, wo er gestorben ist, be- 
graben , oder in seine ordentliche Parochie zurückbringen lassen 
wollen. 

§. 456. Ueberhaupt kann jeder Eingepfarrteseinund der Sei- 
nigen Begräbniss auch ausserhalb seiner Parochie wählen. 

§. 457* Hat der Verstorbene selbst gewählt: so ist es hinrei- 
chend , wenn nur seine Willensmeinung mit genügsamer Gewiss- 
heit bekannt ist. 

§• 458. Ausser den Fällen des§. 454.455. müssen aber nicht 
nur dem Pfarrer und der Kirche, wo die Beerdigung geschieht, 
sondern auch dem Pfarrer und der Kirche, denen sie eigentlich 
zukommt, die Gebühren entrichtet werden. 

§. 459- Hoch haben letztere, wenn nach §. 457- der Verstor- 
bene selbst gewählt hat, nur solche Gebühren zu fordern, die, 
nach derVerfassung jedes Orts, von allen Begräbnissen derjenigen 
Classe, zu welcher die Leiche gehört , nothwendig zu entrichten 
■ind. 

§. 460. Soli eine Leiche , auf blosses Verlangen der Hinter- 
lassenen, ausser der gehörigen Parochie begraben werden: so 
müssen letztere dem Pfarrer und der Kirche dieser Parochie, aus- 
ser den nothwendigen Gebühren, auch diejenigen Handlungen und 
Feierlichkeiten, welche sie bei der fremden Kirche vornehmen 
lassen, taxmässig bezahlen. 

§. 461. Wer ein Krb- oder Familienbegribniss ausserhalb 
des Kirchspiels hat, kann verlangen, dass sein und der Seinigen 
Leichname dahin abgeführt w erden. 

§. 462. Doch sind auch alsdann der Kirche und dem Pfarrer, 
für welche das Begräbniss eigentlich gehören würde, der Regel 
nach, die ihnen nach §. 459- zukommenden Gebühren ohne Ab- 
zug zu entrichten. 

§. 463. ln allen Fällen, wo eine Leiche durch einen andern 
Gerichtsbezirk geführt werden soll, muss bei dem Obergerichte 
der Provinz ein Lcichenpass gesucht werden. 

§. 464« Kann ein solcher Pass nicht vorgezeigt werden : so 
hat die ordentliche Obrigkeit jedes Orts der Durchführe das Recht, 
zu verlangen, dass der Sarg geüifnet, und ihr die Besichtigung 
der Leiche gestattet werde. 
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§.465. Die Pfarrer, durch deren Kirchspiel die Leiche ge- 
bracht wird, können davon weder für sich, noch für die Kirche, 
Gebühren f ordern. 

§. 466. Jeder Pfarrer, von welchem, bei Gelegenheit der 
Durchfuhre, gewisse Amtshandlungen oder andere Feierlichkeiten 
ausdrücklich verlangt werden, hat davon die Gebühren, für sich 
und die Kirche, nach der Taxe des Orts zu fordern. 

§. 467* Ist der Todte an einer ansteckenden Krankheit ver* 
Storben, so dass durch Wegbringung der Leiche die Ansteckung 
verbreitet werden könnte : so muss die Leiche schlechterdings, und 
ohne Unterschied der Falle, da, wo sie ist, beerdigt werden. 

§. 468. Alsdann sind aber auch die Gebühren nur dem Pfar- 
rer und der Kirche der Parochie, wo die Beerdigung wirklich ge- 
schehen ist, zu entrichten. 

§. 469« Jeder Todesfall muss dem Pfarrer des Kirchspiels, 
in welchem er erfolgt ist, angezeigt werden. 

§.470. Eben das gilt auch bei Personen, die sonst keiner 
Parochie unterworfen sind. 

§. 471* Auch von todtgebornen, oder vor der Taufe gestor- 
benen Kindern, muss die Anzeige dem Pfarrer geschehen. 

§.472. Auch solche Kinder dürfen, ohne Vorwissen des 
Pfarrers, nicht ausserhalb dem öffentlichen Kirchhofe begraben 
werden. 

§.473. Der hinterlassenen Familie, und in deren Ermange- 
lung dem Wirthe des Hauses, in welchem der Todesfall erfolgt 
ist, liegt es ob, denselben anzuzeigen. 

§. 474. Der Pfarrer muss sich nach der Todesart erkundigen, 
nnd dem Todtengräber aufgeben, bei der Einlegung der Leiche in 
den Sarg, und bei dessen Zuschlagung gegenwärtig zu sein. 

§.475. So lange es noch im geringsten zweifelhaft ist! ob 
die angebliche Leiche wirklich todt sei, muss das Zuschlägen des 
Sarges nicht gestattet werden. 

§. 476. Die nähern Bestimmungen, wegen der zur Verhütung 
des Lebendigbegrabens nöthigen Vorsichten, bleiben den beson- 
dem Polizeiverordnungen Vorbehalten. 

§. 477« Alle gewaltsame Todesarten, so wie deren bei Besich- 
tigung der Leiche sich ergebende Vermuthungen, muss der Pfar- 
rer der ordentlichen Obrigkeit schleunigst anzeigen und, vor er- 
folgter Untersuchung, weder das Begräbniss, noch die Abfuhr« 
gestatten. 

§. 478. Ist dem Pfarrer bekannt, dass der Verstorbene min- 
derjährige, wahn- oder blödsinnige, oder aus andern gesetzlichen 
Gründen unter Vormundschaft zu setzende Kinder, oder sonstige 
Erben hinterlasse: so muss er der Obrigkeit davon Anzeigemachen. 

§• 479* Die Anzeige muss der Kegel nach derjenigen Be- 
hörde, unter welcher der Verstorbene seinen persönlichen Gerichts- 
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Stand batte ; wenn aber diese dem Pfarrer unbekannt, oder ausser- 
halb der Provinz ist, dem nächsten Gerichte geschehen. 

§. 4 SO. Sowohl der Pfarrer des Kirchs|riels, in welchem der 
Todesfall erfolgt, als der, wo die Beerdigung geschehen ist, sind 
zu dieser Anzeige verpflichtet. 

Kirchenbücher. §. 481. Itie Pfarrer sind schuldig, richtige Kirchenbücher zu 
halten, und darin alle von ihnen besorgte, ingleichen alle die Ein- 
gepfarrten betreffende und ihnen angezeigte Aufgebote, Trauun- 
gen, Geburten, Taufen und Begräbnisse deutlich und leserlich ein- 
zuschreiben. 

§. 4 8 2. Die Eintragung muss sogleich nach vorgenommener 
Handlung oder geschehener Anzeige erfolgen, und das Datum 
muss mit Buchstaben ausgedrückt werden. 

Was iu brob- §. 4S3. Bei Trauungen müssen die Vor-, Zu- und Gesehlechfs- 
•cbirn bei Ein- namen ineleirhen das Alter beider Verlobten : auch ob sie schon 

Iragutig der 7 D 

Tiauungra; verbeirathcl gewesen, oder nicht; ob sie noch unter Aeltern und 
Vormündern stehen, oder nicht, verzeichnet werden. 

§. 4S4. Stehen die Verlobten, odereiner von ihnen, noch un- 
ter Aeltern oder Vormündern : so muss der Pfarrer dabei bemer- 
ken : wie ihm die Einwilligung derselben nachgewiesen worden. 

der Taufen; §.485. Bei Geburten und Taufen muss der Pfarrer den Vor-, 
Zu- und Geschfechtsnainen, und den Stand der Aeltern, {»gleichen 
den Namen und Stand der gegenwärtig gewesenen Taufzeugen, 
nebst den Namen, welche dem Kinde selbst beigelegt worden, mit 
eintragen. 

$. 486. Auch muss er dabei die Angabe der Aeltern, oder 
in deren Ermangelung, der Hebamme, von dem Tage und Stunde 
der Geburt, bemerken. 

§. 487. Giebt die Mutter eines unehlichen Kindes den Vater 
nicht an : so muss es der Pfarrer zwar dabei bewenden lassen ; 
zugleich aber sich sorgfältig erkundigen : ob auch die Mutter das 
Kind zu verpflegen und zu erziehen hinlängliche Mittel habe. 

§. 488. Findet er dabei ein Bedenken ; so muss er selbiges der 
» Obrigkeit des Orts anzeigen. 

§. 489- VVird der Vater des unehelichen Kindes angegeben: 
so muss der Pfarrer denselben darüber vernehmen ; und wenn er 
sich dazu bekennt, den Namen desselben, sowie die Art, wie dies 
Bekenntniss an ihn, den Pfarrer, gelangt ist,inda9 Kirchenbuch 
mit eintragen. 

§• 490. Widerspricht der genannte Vater der Angabe der 
Mutter; oder kann derselbe, weil sein Aufenthalt entfernt oder un- 
bekannt ist, nicht vernommen werden : so darf der Pfarrer seinen 
Namen in das Kirchenbuch nicht einsebreiben. 

§. 491- R r muss aber den Pall der Obrigkeit des Orts, zur 
Untersuchung und Obsorge für das B^te des Kindes , sofort an- 
zeigen. 
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§. 492» Bei Todesfällen muss der Name, der Stand und das der TodeefäUe; 
Alter des Verstorbenen, der Tag de» Todes, die Krankheit oder 
sonstige Todesart, nach der dem Pfarrer geschehenen Anzeige, 
eingeschrieben werden. 

§. 491. Hat der Pfarrer den Verstorbenen nicht persönlich 
gekannt; so muss er sirh durch die Aussagen glaubw ürdiger Per- 
sonen so viel als möglich versichern, dass derselbe wirklic&der- 
jenige gewesen sei, für den er ihm angegeben worden. 

§. 494. Wie er zu dieser Versicherung gelangt sei, muss in 
dem Kirchenbuchs mit vermerkt werden. 

§. 495. Den Tod und die Beerdigung eines Fremden muss 
der Pfarrer, wenn sonst Niemand vorhanden ist, welcher davon 
in die Heimath desselben Nachricht geben könnte, zu diesem Be- 
hufs dem nächsten Gericht anzeigen. 

§. 496. In allen Fällen, wo demPfarrer eine Handlung, die Eintragung der 
in einer andern Parochie vorgenommen werden soll, bloss ange- 
zeigt wird, muss er dennoch diese Anzeige, mit Bemerkung des men» Itandkus 
Orts, wo die Handlung selbst erfolgen soll, in «sin Kirchenbuch ® ,n 
einzeichnen. 

§. 497. Von solchen blossen Anzeigen aber muss er, bei Fer- 
tigung der jährlichen Listen, keinen Gebrauch machen. 

§. 498* Diejenigen, welche einer bloss geduldeten, mit kei- 
ner eigenen Kirchcoanstalt versehenen Beligionspartei zugethan 
sind, müssen die unter ihnen verkommenden Geburten, Heirathen, 
und Sterbcfälle, dem Pfarrer des Kirchspiels, in dessen Bezirk sie 
wohnen, zur F.intragung in das Kirchenbuch anzeigen. 

§. 499. Dergleichen Anzeigen gehören mit in die jährlichen 
Listen. 

§. 500. Wenn bei einer Kirche mehrere Geistliche angesetzt 
sind : so muss dennoch nur der eigentliche Pfarrer das Kirchen- 
buch führen. 

§ .501. Der Küster muss ein Duplirat des Kirchenbuches hal- Duplleaidea 

, . - r , ä Kirchenbuch«. 

ten, und darin die von dem Pfarrer eingetragenen lermerko ge- 
treulich abschreiben. 

§. 502. Am Ende eines jeden Jahres muss der Pfarrer dies 
Duplicat mit seinem Kirchenbuche vergleichen, und die befundene 
Richtigkeit darunter bezeugen. 

§. 503. Sodann muss dieses Duplicat bei den Gerichten des 
Orts verwahrlich niedergelegt werden. 

§. 504. Rirchonzeugnisse müssen jedoch aus dem von dem 
Pfarrer geFührten Originale, und nur in dessen Ermangelung aus 
dem Duplicate ertheilt werden. 

§. 505. Auch in diesen Zeugnissen soll, zur Vermeidung aller 
Zweifel und Verfälschungen, das Datum, worauf es ankommt, 
nicht bloss mit Zahlen, sondern zugleich mit Buchstaben ausge- 
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druckt, und die Zeugnisse selbst müssen mit dtm Kirchensiegel 
bestärkt werden. 

Vtrtr'tunc §. 506. Ein Pfarrer, der nur bei einer einzelnen Handlang, 
"'»VIu/mAmie? °d er nur au ^ kurze Zeit, sein Amt selbst zu verrichten gehindert 
wird, kann sich dabei durch einen andern Geistlichen, welcher zu 
solchen Handlungen an und für sich befugt ist, vertreten lassen. 

§. 507* Soll die Vertretung länger als Drei Tage dauern ; 
so muss dem Erzpriester oder dem Kreisinspector Anzeige davon 
geschehen. 

§. 508. Ist die Vertretung auf länger als Vierzehn Tage er- 
forderlich : so muss der Krzpricster oder Inspektor es an das Con- 
sistorium berichten, und die genommenen Maassregelnzur Geneh- 
migung anzeigen. 

§. 509* Verrichtet der Stellvertreter eine Amtshandlung, di« 
ins Kirchenbuch eingetragen werden muss : so ist er schuldig, sei- 
nen eignen Namen, mit der Angabe seines Amts, und der Ursache 
der Vertretung zu unterzeichnen. 

C*p«RSnr. §.510. Ein katholischer Pfarrer bann, unter Approbation 
seines Vorgesetzten Consistorii, einen beständigen Amtsgehülfen 
oder Capellan annebmen. 

§. 511. Er muss aber dazu ein Subjekt wählen, gegen dessen 
Person, Lehre und Wandel der Patron so wenig, als die Gemeine, 
etwas Erhebliches einwenden kCnnen. 

§• 512. Der Pfarrer kann einem solchen Capellan, wenn der- 
selbe die Ordination erhalten hat, alle Arten seiner Amtsgeschäft« 
ohne Unterschied auftragen. 

§. 51 J. Die Vertheilung der Geschäfte selbst, die Dauer der 
Vertretung, und diedem Capeltane dafür zukommende Belohnung, 
wird lediglich durch den zwischen ihnen, unter Approbation der 
geistlichen Obern, geschlossenen Vertrag bestimmt. 

§. 5 t 4. Ein solcher Capellan kann jedoch, wenn die Pfarr- 
stelte selbst erledigt wird, auf die Nachfolge darin keinen recht- 
lichen Anspruch machen. 

Ptwrg.li Olfen. §.515* Bin protestantischer Pfarrer kann, mit Vorwissen des 

Consistorii, einen Candidaten zu seiner Vertretung, jedoch nur bei 
dem Unterrichte der Gemeine, nicht aber bei andern Amtshand- 
lungen, annehmen. 

§. 51 6. Wird sr durch Krankheit, Schwachheit, oder Alter 
verhindert, sein Amt nach dessen ganzen Umfange selbst gehö- 
rig zu verwalten ; und verlangt er daher einen beständigen Ge- 
hülfen zu allen seinen Amtsverrichtungen: so muss er dieses dem- 
jenigen, welchem bei einer erfolgenden Erledigung der Pfarre 
das Wahlrecht zusieht, anzeigen. 

§. 517> Alsdann muss, bei der Bestellung eines solchen Amts- 
gcfaülfcn, alles das beobachtet werden, was bei der Wahl eine* 
neuen Pfarrers erforderlich ist. 
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§. 518. [Eh* jedoch zur Wahl geschritten wird, muss dem 
zu bestellenden Substituten sein auskömmlicher Unterhalt aus den 
Einkünften der Pfarre bestimmt werden. 

§. 519* Dieser Aussatz darf niemals in einem Antheile der 
einzelnen Pfarreinkünfte ( pars quota ) bestehen ; sondern er muss 
auf einen gewissen Betrag an Gelde oder Naturalien, welche der 
Pfarrer dem Substituten, oder dieser jenem abzugeben hat, be- 
stimmt werden. 

§. 520. Ein solcher Substitut tritt, wenn die Pfarre erledigt 
wird, sofort an die Stelle und in alle Rechte eines wirklichen 
Pfarrers. 

§.521. Dagegen hat ein nicht förmlich gewählter, sondern 
nur von dem Pfarrer selbst, mit Erlaubnis der geistlichen Obern, 
wenn auch unter Einwilligung des Patrons oder der Gemeine an- 
genommener Substitut, kein Recht zur Nachfolge in die erledigte 
Pfarre. 

§. 522. Auch ohne das Gesuch des Pfarrers kann demselben 
ein Substitut gegeben werden, wenn aus der Anzeige des Patrons, 
der Vorsteher, oder der Gemeine, oder auch de« Kreisinspectors, 
bei einer desshalb von den geistlichen Obern zu veranlassenden 
Untersuchung sich ergiebt, dass der Pfarrer, aus einem der §.51 6. 
angeführten Gründe, seinem Amte vollständig vorzustehen, nicht 
mehr vermögend sei. 

§. 523. Wenn ein Pfarrer sein Amt niederlegen will: so 
muss er dem Patrone und der Gemeine davon Anzeige machen, 4uA “ 11 ' 
und die Genehmigung der geistlichen Obern nachsuchen. 

§. 524. Finden diese dabei nichts zu erinnern, so gebührt we- 
der dem Patrone, noch der Gemeine, ein Recht zum Widerspruche. 

§. 525. Nimmt jedoch ein Pfarrer, innerhalb Zehn Jahren - 
von Zeit seiner Bestellung, einen anderweitigen Ruf an: so ist er 
schuldig, der Kirchencasse, und der Gemeine, alle bei seiner An- 
setzung und seinem Anzuge verwendete Kosten zu erstatten. 

§. 526. Auch nach erhaltener Genehmigung der geistlichen 
Obern darf der Pfarrer sein Amt nicht eher verlassen, als bis sein 
Nachfolger bestellt und eingewiesen worden. 

§. 527* Sind erhebliche Gründe vorhanden, warum dieses 
nicht abgewartet werden kann : so muss der Erzpriester oder In- 
spector, unter besonderer Approbation des Consistorii, für die 
Versehung des Amts in der Zwischenzeit sorgen. 

§. 528. Einem Pfarrer, der sein untadelhaft geführtes Amt 
wegen Alters oder Krankheit niederlegen muss, gebührt ein lebens- 
wicriger Gnadengehalt. 

§• 529* ermangelnder Vereinigung über den Betrag und 
Fonds desselben, muss das Gehalt auf ein Drittel der sämmtlichen 
Pfarreinkünfte, nach einem gemässigten Anschläge festgesetzt 
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und der Amtsfolgcr zu dessen Entrichtung auf die §.519* be- 
stimmte Art angewiesen werden. 

Verrohungen §. 530. Geringere Amtsvergehungen der Pfarrer müssen von 
den geistlichen Ohern auf die §. 125. bestimmte Art geahndet 
werden. 

§. 53 1 . Hut ein Pfarrer, ohne bösen Vorsatz, durch unvor- 
sichtiges Betragen, das Vertrauen seiner Gemeine verloren : so 
müssen die geistlichen Obern seine Versetzung an einen andern 
Ort veranstalten 

§. 532. Hat ein Pfarrer in seinem Amte grobe Ezccsse be- 
gangen : so müssen die geistlichen Ohern ihm die Führung seines 
Amts vorläußg untersagen ; wegen dessen Wahrnehmung die er- / 
forderlichen Anstalten treffen ; die nähere Untersuchung ver- 
hängen ; und nach dem Befunde derselben ihm die Entsetzung 
andeuten. 

§. 533- Will sich der Pfarrer dabei nicht beruhigen, so steht 
ihm frei, auf förmliche gerichtliche Untersuchung und Entschei- 
dung anzutragen. 

§. 534. Er muss sich aber dazu binnen Vier Wochen nach 
angedeutetcr Entsetzung melden. 

§. 535. Bei katholischen Pfarrern gebührt das Erkenntniss 
dem geistlichen Gerichte ; bei protestantischen aber dem Landes- 
Justizcollegio der Provinz. 

§. 536. Hat ein Pfarrer sich bürgerlicher Verbrechen, die eine 
Criminaluntersucbung nach sich ziehen, schuldig gemacht: so 
müssen die geistlichen Obern ihn suspepdiren, und die Sache der 
ordentlichen Obrigkeit zur weiteren Verfügung anzeigen. 

§. 537. Es kann aber auch die bürgerliche Obrigkeit, ohne 
erst die Anzeige abzuwarten, sich des Verbrechers sofort bemäch- 
tigen, und ihm den Prozess machen. 

§.538. Doch muss sie den geistlichen Ohern davon Nach- 
richt geben, damit diese wegen der Amtsversehung das Nüthige 
verfügen könne. 

Rtbengeistliclir. §• 5 39- Die bei grossem Parochialkirchen bestellten Neben- 
geistlichen machen mit dem Pfarrer ein Collegium aus, worin dem 
letztem der Vorsitz und die Direction gebührt. 

. §. 540. Die Vertheilung der Geschäfte und Einkünfte unter 

sie, so wie ihr Verhältnis gegen den Pfarrer und dia Gemeine, ist 
nach den Verfassungen einer jeden solchen Kirche besonders be- 
stimmt. 

§. 54 1. Der Regel nach sind die Nebengeistlichen der Auf- 
sicht und der Anweisung des Pfarrers in allen ihren Amtsgeschäf- 
ten unterworfen. 

§• 542. Weltgeistliche, die zur Abwartung des Gottesdien- 
stes bei einer Capelle oder hei einem Altar bestellt sind, .dürfen 
sich keine Parochialrerrichtungen aomassen. 
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§. 54 3- Auch mehrere dergleichen hei einer Kirche bestellte 
Capellänc machen dennoch unter sich kein Collegium aus. 

§. 544. üebrigen» aber haben sie die allgemeinen Rechte 
und Obliegenheiten der Geistlichen. 

§. 545. Weltgeistliche, die kein bestimmtes geistliches Amt 
bei einer Gemeine oder Kirche haben, sollen von den Bischöfen 
nicht ohne erhebliche Ursache bestellt, oder in ihre Diüzes aufge- 
nommen werden. 

§■ 546. Sie stehen in Ansehung ihrer geistlichen Functionen 
unter dem Bischöfe; und dieser muss dafür sorgen, dass sie weder 
Unordnung oder Aergerniss anriebtsn, noch sonst dem Staate zur 
Last fallen. 

§. 547* So lange sie bei einer Gemeine oder Kirche nicht 
wirklich angesetzt sind, haben sic auf die äussern Vorrechte der 
Geistlichen §.96.97* keinen Anspruch. 

§. 548. Schiffspredigcr stehen unter den geistlichen Obern Sekts* imdGs. 
der Provinz, wohin das Schiff gehört; und Gesandtschaftspredi-’““ F 

ger unter den geistlichen Obern derjenigen Provinz, derenLandes- 
Justizcollegio der Gesandte in seiueri persönlichen Angelegenhei- 
ten unterworfen ist. 

§. 549. Beide haben, in Ansehung der ihnen angewiesenen 
Kirchengesellscbaft, die Rechte und die Glaub» urdigkeit eines 
wirklichen Pfarrers. 

Siebenter Abschnitt. 

Von weltlichen Kirchen bedienten. 

§. 550. Personen, welche zwar zum Dienste der Kirche, aber 
nur in mechanischen Verrichtungen, oder weltlichen Angelegen- 
heiten bestimmt sind, haben nicht die Rechte der Geistlichen. 

§.551. Insonderheit werden sie durch ihre Kirchenbedie- 
nungen von der ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht ausgenommen. 

§.552. Kirchenvorsteher werden der Rrgel nach von dem Kliehfncorste- 
Patron bestellt ; wo aber dergleichen nicht vorhanden ist, von der r ' 
Gemeine, unter Genehmigung der ordentlichen Gerichtsobrig- 
keit, gewählt. 

§. 553- Wo nach bisheriger Observanz die Bestellung der 
Vorsteher von andern Personen oder Behörden abgehangen, hat 
es deshalb, so wie in Ansehung der Dauer des Amts, bei dieser 
hergebrachten Gewohnheit sein Bewenden. 

§.554. Nur Mitglieder der Gemeine können tu Kirchenvorste- 
hern bestellt werden. 
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§.555. Von der Verbindlichkeit des ausgewählten Mitglieds, 
dergleichen Amt zu übernehmen, und von den ihm dagegen zu 
statten kommenden Entschuldigungsursachen, gilt alles das, was 
wegen der Beamten der Corporationen überhaupt, und der Bür- 
gergcmeinen insonderheit, oben verordnet ist. (Th. 2 . §. 161. 
162. Tit.6.) 

§. 55 6. Küster, und andere dergleichen niedere Kirchenbe- 
diente, werden der Regel nach von dem Patron bestellt. 

§. 557. Dieser muss zwar den Pfarrer mit seinem Gutachten 
über das zu bestellende Subjekt hören ; er ist aber an dessen Vor- 
schläge nicht gebunden. 

§. 558. Doch darf dem Pfarrer kein Subjekt aufgedrängt 
werden, welches mit ihm in offenbarer Feindschaft lebt, oder sieb 
gTöblicb wider ihn vergangen hat. 

§•559* Ist der Küster zugleich Vorleser oder Vorsänger: 
so muss er eine Probe vor der versammelten Gemeine ablegen. 

§. 560. Die Gemeine hat in diesem Falle ein Recht zum Wi- 
derspruche, wenn sie den geistlichen Obern erhebliche Gründe ge- 
gen die Tüchtigkeit oder Würdigkeit des vorgcschlagenen Sub- 
jekts anzeigen und nachweisen kann. 

§. 56 1 . Ist der Küster zugleich Schulhalter ; so finden wegen 
seiner Prüfung und Bestellung die Vorschriften des' folgenden 
Titels Anwendung. 

§. 562. Bei Kirchen, welche keinen eignen Patron haben, ge- 
bührt die Bestellung der niedern Kirchenbedienten dem Pfarrer 
und den Kirchenvorstehern ; in so fern nicht dieselbe, nach wohl- 
hergebrachter Gewohnheit des Orts, letztem allein, oder auch der 
ganzen Gemeine zukommt. 

§. 563. In allen Fällen muss der Pfarrer die geschehene Be- 
stellung eines solchen Kirchenbedienten dem Krzpriester oder 
Kreisinspector anzeigen. 

§• 5671. I s t von eioem Küster dis Rede; so muss derselbe, 
ehe er in das Amt wirklich eingesetzt wird, dem Erzpriester pder 
Inspektor zur Prüfung vorgeitellt werden. 

§. 565. Die Pflichten und Verrichtungen der niedern Kirchen- 
bedienten sind in den Provinzialkircbenordnungen, und durch die 
besondern Verfassungen einer jeden Parochialkirche bestimmt. 

§. 566. Sie stehen in ihrem Amts zunächst unter der Auf- 
sicht und Direction des Pfarrers, und müssen den Anweisungen 
desselben bereitwillig Folge leisten. 

§. 56/. L'ebrigens gilt von der Aufsicht der geistlichen 
Obern über sie, von ihrer Bestrafung bei vorkommenden Amts- 
vergehungen, ingleichen von ihrer Entsetzung alles, was im 
vorigen Abschnitte in Ansehung der Pfarrer verordnet ist. 
(§•530-538) 
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Achter Abschnitt. 

Fon Kirchenpatronen. 

§. 568. Derjenige, welchem die unmittelbare Aufsicht über Begriff, 
eine Kirche, nebst der Sorge für deren Erhaltung und Verteidi- 
gung obliegt, wird der Kirchenpatron genannt. 

§. 569. Wer eine Kirche bauet, oder hinlänglich dotirt, er- 
langt dadurch ein Recht zum Patronat. 

§. 570- Eben dergleichen Recht erlangt derjenige, welcher 
eine verfallene oder verarmte Kirche wieder aufbaut, oder von 
neuem dotirt. 

§. 571- H** eine solche Kirche bereits einen Patron: so er- 
langt der neue Wohltäter mit demselben gleiche Rechte; doch 
nur in so fern, als der bisherige Patron die Kosten des Aufbaues, 
und der Dotation, nicht hat übernehmen können oder wollen. 

§.572. Auch durch den Auftrag einer Kirchcngesellschafl, 
die bisher unter keinem besondern Patrone gestanden hat, kann 
Jemand ein Recht zum Patronat erhalten. 

§. 57-1. Doch wird in allen vorstehendenFällen/§.569 — 572.) 

das Kirchenpatronat selbst erst durch die Verleihung des Staats 
erworben. 

§.574. Ausserdem kann das Kircbenpalronat auch durch Ver- 
jährung erlangt werden. 

§. 575. Soll eine dergleichen Erwerbung desselben, gegen 
den Staat, oder die Kirchengesellschaft nachgewiesen werden : so 
müssen die Erfordernisse der bei Regalien statt findenden Verjäh- 
rung vorhanden sein. 

§. 576. Wenn aber zwei oder mehrere Privatpersonen über 
den Besitz des Patronatrechts mit einander streiten: so ist die ge- 
meine Verjährung hinreichend. 

§. 577- Alle dergleichen über die Zuständigkeit des Patro- 
natrechts entstehende Streitigkeiten gehören zum Erkenntnisse des 
ordentlichen weltlichen Richters. 

§. 578. In wie fern das Patronatrecht nur der Person des 
Erwerbers und seinen Erben, oder einer gewissen Familie zu- 
komme: oder mit einem Amte, oder mit dem Besitze eines Guts 
verbunden sei ; ist in vorkommenden Fällen nach den darüber 
sprechenden Erwerbungsurkunden zu bestimmen. 

§. 579. Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, dass das 
Kircbcnpatronat auf einem Gute oder Grundstücke hafte. 

§• 580. Dergleichen Patronat kann von dem Gute, auf wel- 
chem es bisher gehaftet hat, ohne ausdrückliche Einwilligung der 
geistlichen Obern, nicht abgesondert werden. 

§.581. Mi» dem Gute zugleich aber geht dasselbe auf jeden 
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Besitzer, ohne Unterschied der Religionipartei, wozu er sich be- 
kennt, über. 

§. 582. Doch können Personen, welch« zu keiner von den 
im Staate aufgenommenen oder geduldeten christlichen Religions- 
parteien gehören , das Patronatrecht über eine Kirche nicht aus- 
üben. 

§. 583* Es steht ihnen zwar frei, diese Ausübung einem An- 
dern während ihrer Besitzzeit zu übertragen ; die Beiträge und 
Leistungen aber, w elche aus dem Patronat Hiessen, müssen in allen 
Fällen aus den Einkünften des Guts bestritten werden. 

§. 584. Die dem Patrone obliegende Sorge für die Erhaltung 
der Kirche begreift die Pflicht, dazu , bei Ermangelung eines hin- 
länglichen Kirchenvermögens , aus eigenen Mitteln beizutragen, 
in sich. 

§. 585. Dagegen ist aber-auch der Patron berechtigt, die 
Verwalter des Kirchenvermögens zu bestellen, und Rechnungsle- 
gung von ihnen zu fordern. 

§. 586. DemPatronc, als VYoblthäteruod Erhalterder Kirche, 
kommen in Ansehung derselben gewisse Ehrenrechte zu. 

§. 587- Er hat das Recht, bei Erledigung der Pfarrstelle den 
neuen Pfarrer zu präsentiren. (§. 327« sqq.) 

§. 588. Er ist befugt, seinen Kircbstuhl im Chore, oder sonst 
an einem vorzüglichen Orte der Kirche zu haben. 

§. 589* Der Patronen und ihrer Familien muss im Öffentli- 
chen Kirchengebete besonders gedacht werden. 

§• 590. Auch bei der Beerdigung gebührt dem Patrone, sei- 
ner Ehefrau, ehelichen Abkömmlingen, und bei ihm wohnenden 
Seitenverwandten ein Platz in dem Begräbnissgewölbe. 

§. 591. Kann in diesem die Beerdigung nach den Gesetzen 
des Staats nicht Statt finden : so kann der Patron die unenlgeld- 
liebe Anweisung einer vorzüglichen Stelle auf dem der Kircbenge- 
Seilschaft zustehenden ßegräbnissplatze fordern. (§. 185.) 

§- 592- Auch ist er berechtigt, Ehrenmäler für sich undseine 
Familie in der Kirche zu errichten. 

§. 593. Bei seinem und seiner Ehegattin Absterben findet, 
durch den nach jedes Orts Gewohnheit bestimmten Zeitraum, das 
Trauergeläute Statt. 

§■ 594. Wo die Kirchentrauer für den Patron und seine Fa- 
milie hei deren Absterben hergebracht ist, bat es dabei auch fer- 
nerhin sein Bewenden. 

§. 595. Verarmte Patrone genugsam dotirter Kirchen haben 
aus dem Kirchenschatze nothdürftigen Unterhalt zu fordern. 

§• 596. Doch ist die Kirche zu dieser Competenz nur in so 
fern verpflichtet , als die Einkünfte des Vermögens, womit sie do- 
tirt worden, nach Abzug aller zur Unterhaltung ihrer Anstalten 
erforderlichen Ausgaben dazu hinreichen. 
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§• 597« Aach tritt die Verbindlichkeit der Kirche nnr alsdann 
ein, wenn nasser ihr Niemand mehr vorhanden ist, der zur Ernäh* 
rang des verarmten Patrons nach den Gesetzen verpflichtet wäre. 

§. 598* Hie Ausübung des auf einem Gute haftenden Patro- Wrm di« Aus. 
natrechts gebührt demjenigen, welchem das bürgerliche Eigen- p^ÜutloMt. 
tbum {Dominium civil«) des Guts zukommt. rrchis iu- 

§• 599* Wem die Gesetze die Verwaltung des Inbegriffs der *"'"“**' 
Güter und Gerechtsame eines Andern übertragen haben, der ist 
auch das dazu gehörende Kirchenpatronat in dessen Namen ausru- 
üben berechtigt. 

§. 600. Bin biowes Verwaltung»-, Nutzung»- odarErbpacht*- 
recht an dem mit dem Patronate versehenen Gute, giebt noch 
keine Befugnis» zur Ausübung des letztem. 

§. 601. Dagegen ist die Leibgeding» - Frau zu solcher Aus- 
übung während ihres Besitzes berechtigt. 

§. 602. Wenn einGut Schulden halber in Beschlag genommen 
worden : so bleibt die Ausübung des Patronatrechts dennoch demF.i- 
genthümer; und nur diejenigen Befugnisse nnd Pflichten, welche 
auf das Kirchenvermilgen Beziehung haben , müssen von dem ge- 
richtlich bestellten Administrator w ahrgenommen werden. 

§. 60 i. Dagegen müssen die Lasten des Patronats . auch in 
diesem Falle, aus den Einkünften des Guts getragen werden. 

§. 604» Verfällt ein mit dein Patronatrechte versehenes Gut, 
aus andern Ursachen als Schulden halber, auf den Antrag des 
Fiskus in gerichtlichen Beschlag : so kommt es, während dessel- 
ben, dem Staate zn, für die Ausübung der diesfälligcn Rechte und 
Pflichten zu sorgen. 

§ . 605. Wenn das Patronatrecht über eben dieselbe Kirche Von ro«tr«n> 

• wv«/* _ . Patronen- 

auf mebrern Gütern mit gleichem Rechte haftet: so sind die He* 

sitzer dieser Güter , in Ansehung der damit verbundenen Befug- 
nisse und Pflichten, als Inhaber eines gemeinsamen Rechts oder ei- 
ner gemeinsamen Verbindlichkeit, zu betrachten. 

§. 606. Doch kann jeder von ihnen die §. 586. bis 594. be- 
•ebriebenen Ehrenrechte für seine Person fordern und ausüben. 

§. 607. Hat eine Kirche mehrere Patronen: so kann derjenige, 
in dessen Gute die Kirche liegt, in gemeinschaftlichen Geschäften 
das Dirertorium, und den dahin gehörenden Vorzug in der Unter- 
schrift verlangen. 

(j. 608. Sind mehrere Kirchen untergemeinschaftlichenGeisb- 
lirhen und Patronen vereinigt : so kommt das Direetorium in ge- 
meinschaftlichen Angelegenheiten dem Patrone des Ory zu, wo 
der Pfarrer wohnt. 

§. 609. ln Angelegenheiten aber, welche nur eine einzelne 
Kirche betreffen, findet die Vorschrift §. 607. ebenfalls Anwen- 
dung. 1 
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tro na (recht 
«ufhur«. 


Allgemeiner 
Grün de« U. 


Art der V er- 
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§. 610. Niemand kann, ohne ausdrückliche Einwilligung der 
Gemeine, und ohne Genehmigung der geistlichen Obern, des Ps- 
tronatrechts und der damit verbundenen Obliegenheiten sich be- 
geben. 

§. 6ll. Dagegen verliert aber auch der Patron seine Rechte 
keines» eges durch den blossen Nichtgebrauch. 

§. 6l2. Hat er aber geschehen lassen, dass einzelneunter dem 
Patronatrerhte begriffene Befugnisse von der Gemeine , oder de- 
ren Vorstehern, oder auch von einem Dritten , durch eine zur ge- 
wöhnlichen Verjährung hinreichende Frist, als ein ihnen zukom- 
inendes Recht ausgeübt worden : so hat er diese Befugnisse ver- 
loren. 

§• 6l3> Wer um Bestechung oder andrer unerlaubten Privat- 
vortheile willen Jemand zu einer Pfarrstelle präsentirt, verliert 
für seine Person das Wahl und Präsentationsrecht bei dieser und 
allen folgenden Vacanzen. 

§. 614. ln diesem und allen übrigen Fällen, wo der Patron 
das Wahl - und Präsentationsrecht Tür seine Person verliert, kommt 
die Besetzung der vacanten Pfarrstelle den geistlichen Obern zu. 
(§.398.s.i<i.) 

§.615* Auch einem Collegio, Corportion, oder Commune kann 
das Kirchenpatronat zukommen. 

§. 6 1 6 . Rin solches Collegium u. s. f. kann zwar die Ausübung 
desselben Jemanden aus seinem Mittel übertragen, oder selbige 
mit einem gewissen Amte verknüpfen. 

§. 6l 7« K» kann sich aber dadurch der zum Patronate gehlSri- 
gen Pflichten, zum Nachtheile der Kirche, nicht entledigen. 


Neunter Abschnitt. 

Von der Verwaltung der Güter und des Vermö- 
gens der Pfarrkirchen. 

§. 6 1 8- Von den Gütern und dem Vermögen der Parochial- 
kirchen gilt alles , was vom Vermögen der Kirchen überhaupt im 
Vierten Abschnitt verordnet ist. 

§.619* Die Verwaltung des Kirchenvermögens gebührt in 
der Regel den Kircbenvorstehern. 

§• 620. Auf die Amtsführung derselben findet alles das An- 
wendung, was von den Vorstehern der Kirchengesellschaften über- 
haupt §. 156. eqq. ingleicben §. 552. sqq. verordnet ist. 

§•621. Doch sind sie, bei Patronatkirchen, in Rücksicht aut 
diese Verwaltung, auch der besondern und unmittelbaren Aufsicht 
des Patrons unterworfen. 

§. 622. Kin Gleiches gilt bei städtischen und andern grössern 
Kirchen, welche keinen besondern Patron haben, in Ansehung ei- 
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nea , noch ausser den administrirenden Vorstehern , angeordneten 
Kirchencollegii. 

§. 623. Sie müssen bei ihrer Verwaltung eben die Aufmerk- 
eamkeit an wenden, und eben den Grad der Schuld vertreten, wozu 
Vormünder nach den Gesetzen verpflichtet sind. 

§.624- Bei einer jeden Pfarrkirche müssen wenigstens Zwei 
Vorsteher bestellt werden. 

§. 625. Sie müssen die der Kirche zustchemlen Gelder, 
Schuldinstrumente, und andere Urkunden dergestalt unter gemein- 
schaftlichem Beschlüsse halten, dass keiner von ihnen einseitig, 
und ohne die übrigen, darüber verfügen könne. 

§. 626. Wo der Kasten, in welchem die Kirchengelder und 
Urkunden unter solchem gemeinsamen Beschlüsse aufzubewahren 
sind, am sichersten untergebracht werden könne, müssen die Vor- 
steher mit dem Patrone und Pfarrer in Ueberlegung nehmen j al- 
lenfalls aber muss dieses von dem Inspector oder Erzpriester nach 
den Umständen bestimmt werden. 

§. 627 • Wo es, besonders auf dem Lande, an tauglichen und 
im Rechnungswesen hinlänglich geübten Subjekten zu Kirchenvor- 
stehern ermangelt, da kann der Pfarrer sich nicht entbrechen, die- 
ses Geschäft mit zu übernehmen , und die Schreibereien , nebst 
dem Rechnungswesen, zu besorgen. 

§. 628. Was also hier von Kirchenvorstehern überhaupt ver- 
ordnet wird, gilt iu diesem Kalle auch von dem Pfarrer, und deu 
ihm an die Seite gesetzten Nebenvorstehern. 

§. 629- Ausstehende Kirchencapitalien können die Vorsteher, 
ohne Vorwissen und Genehmigung des Patrons oder Kirchencol- 
legii, wo dergleichen vorhanden ist, nicht aufkündigen. 

§, 630. Geschieht die Aufkündigung von dem Schuldner: so 
müssen sie dem Patrone oder Kircheocollegio davon sofort An- 
zeige machen. 

§.631. Wo weder «in Patron, noch ein Kircheneollegtum 
vorhanden ist, da müssen Aufkündigungen uicht anders, als mit 
Zuziehung des Inspcctors oder Erzpriesters , gethan oder ange- 
nommen werden. 

§. 632. Oer Patron , das Kirchencollegium, oder der Inspec- 
tor, müssen den Zahler anweisen : ob die Zahlung an die Vorste- 
her allein geleistet, oder wer noch ausser ihnen dabei zugezogen 
werden solle. 

§. 63 3. Nach dieser Anweisung muss sich der Zahler richten ; 
und nur eine derselben gemäss ausgestellte Quittung kann gegen 
die Kirche die Zahlung beweisen. 

§.634. So bald aus den Einkünften der Kirche ein Bestand 
von Fünfzig Thatern oder mehr erübrigt werden kann, müssen 
die Vorsteher für dessen sirhere und zinsbare Unterbringung zum 
Besten der Kirche sorgen. 


Rerbt# und 
Pflichten der 
Kirchen Ver- 
walter. 


Von Kirchen. 
capiUüien. 
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§. 635* So lange sich zu einer aolrhen Unterbringung gegen 
höhere Zinsen , unter gesetzmässsiger Sicherheit, keine Gelegen- 
heit findet , müssen dergleichen aufgesammclte (Kapitalien bei der 
Königlichen Bank belegt werden. 

§. 636. Kirchencapitalien sollen io der Regel nicht ander«, 
als gegen gerichtliche Sicherheit und Eintragung aul unbewegliche 
Guter, ausgelichen werden. 

§. 637* Oie Ausleihung muss mit Vorwissen und Genehmi- 
gung des Patrons oder Kirrhencollegii , in deren Ermangelung 
aber mit Zuziehung des Pfarrers geschehen. 

§. 638. In allen Fallen muss die beabsichtigte Ausleihung, 
und die dagegen der Kirche zu verschaffende Sicherheit dem Krz- 
priester oder luspector angezeigt werden. 

§• 63 9* Keträgt das auszuleihendc Capital mehr als Fünfzig 
Thaler: so muss er bei den angesetzten geistlichen Obern darüber 
anfragen. 

§. 640. Ein Gleiches muss geschehen, wenn der Inspector, 
auch bei einer minderen Summe, die Sicherheit bedenkiirh findet. 

§. 6(1. Oem Patrone selbst dürfen das Kirchcncoliegium, der 
Pfarrer und die Vorsteher, bei eigner Vertretung, ohne besondere 
Genehmigung der geistlichen Obern , keine Kirchengelder zum 
Oarlchn geben, oder sonst überlassen. 

§. 642. Ein Gleiches gilt von Oarlebnen , die einem Vorste- 
her, oder einem illitgliede des Kirchencollegii, oder auch dem 
Pfarrer gemacht werden sollen. 

§. 643. Oie geistlichen Obern machen sich der Kirche verant- 
wortlich, wenn sie ohne eine solche Sicherheit , als die Gesetze bei 
Verleihung der Mündelgelder aus dem gerichtlichen Deposito er- 
fordern, in dergleichen Darlehne (§. 641.642.) willigen. 

§• 644. An Personen, welche zu den geistlichen Obern gehö- 
ren, dürfen weder die Vorsteher, noch der Patron oder die Kir- 
chencollegia, bei eigner Vertretung, Darlehne aus dem Kirchen- 
vermögen machen. 

Von Schulden §.645. Sollen Capitalien für die Kirche aufgenommen Wer- 
der hUche. j cn . so j 9 t |dazu der Beitritt des Patrons oder Kirchencollegii, 
oder in beider Ermangelung, der Gemeine oder deren Repräsen- 
tanten, nebst der Genehmigung der geistlichen Obern erforderlich. 

§. 646. Wer ohne diese Erfordernisse in ein solches Dar- 
lebnsgeschäft sich cinlässt, der erlangt daraus ein Recht an die 
Kirche und deren Vermögen nur so weit, als er die geschehene 
Verwendung in ihren Nutzen nachweisen kann. 

Grundstücke. §.647« In die Vcräusserung eines Kirchenguts muss , ausser 
dem Patrone, wo dergleichen vorhanden ist, auch die Gemeine 
durch ihre zu bestellenden Repräsentanten einwilligen. 

§. 648. Keine Veräusserung aber kann ohne vorhergegan- 
gene Untersuchung und Approbation der geistlichen Obern, und 
“’kt, ohne 
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ohne Krlaubniss des geistlichen Departements im Staatsministerio, 
gültig geschehen. 

§.649. Zu Erbverpachtungen, oder Austhuung gegen Erb- 
zins, ist die Einwilligung der geistlichen Obern hinreichend. 

§. 6i0. Wenn die Kirche wegen ihrer Güter und Vermögens 
in Prozesse verwickelt wird : so liegt der Betrieb derselben den 
Vorstrhcrn ob. 

§•651. Der Patron mnss die Vorsteher in Ausführung and 
Vertbeidigung der Kirchengerechtsame unterstützen. 

§. 65 2. Soll die Kirche Klägers Stelle vertreten! so müssen 
der Patron und die Vorsteher, noch vor dem Anfänge des Prozes- 
ses, die Approbation der geistlichen Obern darüber eioholen. 

§. 65 3. Unterlassen sie dieses: so wird der Prozess auf ihre 
Gefahr und Kosten geführt, und der Kirche kann daraus kein 
Nachtheil erwachsen. 

§. 654* Auch wenn die Kirche von andern rechtlich belangt 
wird, müssen der Patron und die Vorsteher den geistlichen Obern 
davon sofort Anzeige machen. 

§. 65 5. Das Approbationsdecret der geistlichen Obornist 
zwar zur Einlassung auf die Klage nicht nothwendig; 

§. 6 56. Wenn aber die Vorsteher dergleichen Decret nicht 
nachbringen : so geht der Prozess auf ibreGefahr und Kosten. 

§. 657. Die Kosten können jedoch sowohl in diesem, als in 
dem Falle des §.653., aus dem Kirchenvermögen zurückgefordert 
werden, wenn durch einen günstigen Ausgang des Prozesses ein 
die Kosten übersteigender N ulzen für die Kirche verschafft worden. 

§. 658. Die Vollmacht zum Betriebe eines Prozesses muss, 
aosser den Vorstehern, von dem Patrone, dem Kirchencollegio, 
oder in deren Ermangelung , von dem Pfarrer mit unterschrieben 
werden. 

§. 659* In Fällen, wo die Vorsteher, der Patron, oder dieKir- 
chencollcgia, wirkliche Rechte dtr Kirche in Gerichten auszufüh- 
ren oder zu vertbeidigen beharrlich verweigern, müssen die geist- 
lichen Obern der Kirche einen Bevollmächtigten dazu von Amts* 
wegen bestellen. 

§. 660. Die durch die ungegründete Weigerung entstande- 
nen mehreren Kosten muss der Weigernde aus eignen Mitteln er- 
setzen. 

§. 66 t. Auch wenn gegen den Patron oder das Kirchencolle- 
gium selbst ein gerichtliches Verfahren erforderlich ist , muss der 
Kirche von den geistlichen Obern ein Bevollmächtigter dazu von 
Amtswegen bestellt werden. 

§. 662. Ohne Genehmigung der geistlichen Obern kann über 
Kircfacngüter und Hechte kein Vergleich geschlossen werden. 

§• 663. Enthält der Vergleich eine Art von Veräusserung sol- 
cher Guter und Hechte: so müssen noch ausserdem die §.648. 

Atlisrra. Landr.1V. Band. 
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vorgesehriebenen Erfordernisse einer gültigen Veräusserung von ~ 
Kirchengütern überhaupt hinzukommen. . v 

Kiokünftr §. 664. Die Kircbcnvorsteher müssen insonderheit die or- 
dentliche und prompteEinziehung der Kircheneinkünfte besorgen. 

§. 665. Der Ertrag des Klingebeutels , oder ausgestellten 
Beckens, gehört der Regel nach zu den Kirche.neinkiinftcn, und 
muss, nach vollendeter Einsammlung, von den Vorstehern, mit 
Zuziehung des Pfarrers übernommen werden. 

§. 666. Ein Gleiches gilt von den persönlichen Abgaben, 
welche von Eingepfarrtcn oder Andern, die sich dieser Anstalt 
bedienen wollen, für gewisse kirchliche Handlungen, nach einer 
vom Staate genehmigten Taxe an die Kirche selbst zu entrichten 
sind. 

§. 667» Desgleichen von den Stellgeldern, die nach Gewohn- 
heit des Orts, für die Begräbnissplätze auf den Kirchhöfen ent- 
richtet werden müssen. 

v'ermttthen und §• 66S. Grundstück« der Kirchen können die Vorsteher, un- 

Vcrpachten der ter Genehmigung des Patrons oder KirchcneoUeeii, vermietheu 
Grundstücke. , , , 

oder verpachten, und die itliethen oder Pachtgelder davon ent- 
ziehen. 

§• 669- Die Ausbietung eine* solchen Grundstückes zur Mie- 
the oder Pacht muss allemal öffentlich geschehen. 

§. 670 . Hat die bisherige Mietbe oder Pacht, oder der bishe- 
rige Ertrag, Fünfzig Thaler nicht überstiegen, un.d soll die dg». 
tbuung nicht auf längere Zeit als Sechs Jahre geschehen : so ist 
es hinreichend, wenn die Bekanntmachung, und die Aufforderung 
der Mieth- oder Pachtlustigen, sich an einem bestimmten Tage in 
der Wohnung des Patrons, oder der Kirchenvorsteher zu melden. 
Drei Sonntage hintereinander von der Kanzel geschieht. 

§•671- Alsdann kann der Contract mit dem Meistbietenden, 
unter Genehmigung des Patrons oder Ktrchencollegii, von den 
Vorstehern, ohne Dazwischenkunft der Gerichte, oder der geist- 
lichen Obern, gültig abgeschlossen werden. 

§. 67 2. Soll das Grundstück auf länger als Sechs Jahre aus- 
gethan werden, oder übersteigt der Ertrag desselben Fünfzig 
Thaler : so muss, ausser der Bekanntmachung von den Kanzeln, 
eine öffentliche gerichtliche Aufforderung der Mieth- oder Pacht- 
lustigen vorhergehen. 

§. 673. Dabei müssen die gesetzlichen Vorschriften von frei- 
willigen Subbastationen beobachtet, und es muss vor dem Zu- 
schläge die Genehmigung der geistlichen Obern eingeholt w erden. 

§. 6"4. 9ollen Grundstücke dem Kir<henpa*rone selbst ver- 
miethet oder verpachtet werden i so ist allemal die Gepehmigung 
der geistlichen Obern dazu nothwendig. 

§. 675. Kann ein Kirchengtit zum Kestert der Kirche nicht 
/ ' verpachtet werden : so sind die eingepfärrten Gemeinen, wo nicht 1 
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ein Andres hergebracht ist, nur schuldig, die innerhalb der Kirch- 
spielsgranzen gelegenen Grundstücke, gegen Vergütung der in 
der Gegend üblichen Hestellungs- und Krndtekosten, zu bearbei- 
ten, und die Früchte davon einzusammeln. , 

§. 67 6. Wo die Vermicthung der Kircbstellen hergebracht Vrrmirtiiun* 
ist, da gebührt gflbige den Vorstehern. d " l ^ l u , '“' rl 

§. 677. Sie können die Stelle an Eingepfarrte und an Fremde 
zum Gebrauch überlassen t doch haben die Erstem den Vorzug. 

§. 678. Die Vorsteher können die hergebrachten Kirchen* 
etellengeldcr ohne Bewilligung der Kingepfarrten nicht erhöhen. 

§•■67 9* Das Vermiethen der Kircbstellen soll niemals nach 
Art einer öffentlichen Versteigerung geschehen. 

§• 680. Bei neu errichteten Kirchen muss die Vertheilung der 
Stellen von den Vorstehern, unter Beistimmung des Patrons oder 
Kirchencoilegii und Genehmigung der geistlichen Obern, nach 
4J lassen, oder durch das Loos besorgt werden. 

§.681. Wo nach besonder» Verfassungen Kirchstellen ge- 
wissen Personen oder Familien erblich verliehen sind, da können 
die EigenthUmcr dieselben an Andre vermiethen, und zum Ge- 
brauche einräumen ; auch sie auf ihre Nachkommen vererben. 

§. 6S2. Dagegen können sie das Eigenthum weder unter Le- 
bendigen, noch von Todes wegen, an Andere übertragen. 

§. 683. Wenn der Kigenthümer einer solchen Stelle ohne 
Nachkommen stirbt, oder die Parocbie verlässt : so fällt di« Stelle 
an die Kirche zurück. 

§. 68 ; 1. Kirchstühle, die Jemanden in Rücksicht seiner Würde 
oder seines Amts angewiesen sind, können von ihm an Andere auf 

keine Weise überlassen werden. 

/ 

§. 6S5. Kirchstühle, die einem Hause oder Gute für bestän- 
dig zugescblagen sind, gehen mit diesem Grundstücke zugleich 
auf jeden Besitzer desselben, auch wenn er einer andern Religions- 
partei zugethan ist, über. 

§. 6S6. Die bei der Kirche vorkommenden ordentlichen und /.a»r<t>-n 
bestimmten Ausgaben, sind die Vorsteher, ohne weitere Rückfrage, ' ^mogt r'° V " 
aus den Kirchcnmitteln zu entrichten befugt. 

§. 6S 7- In Ansehung der ausserordentlichen Ausgaben hin- 
gegen, sollen bei jeder Kirche gewisse Summen nach ßewandniss 
der Umstände, von den geistlichen Obern bestimmt werden, welche 
die Vorsteher nicht ohne Genehmigung des Patrons oderKircben- 
collegii, und diese nicht ohne Approbation der geistlichen Obern 
überschreiten dürfen. , 

§. 688. Bei jeder Parorbialkirche sind gewisse Termine za ft. chnuniui«- 
bestimmen, in welchen die Vorsteher von ihrer Administration 
Rechnung legen müssen. 

. ' • 4* S 

, , ’ Digitized by Google 



76 


Zweiter Tlieil. Eilfter Titel. 


§. 689. Bei Patronatkircben gebührt die Abnahme der Rech* 
nung dem Patron; und muss auf dessen Verlangen in «einer Be* 
hausung geschehen. 

§. 690. Ist der Patron nicht selbst am Orte wohnhaft : so 
hängt die Bestimmung, wo die Rechnung am Orte abgenommen 
werden solle, von ihm ab. 

s §.691« Die Kirchengemeineist der Rechnungsabnahme durch 

ihre Repräsentanten und Bevollmächtigte beizu wohnen berechtigt. 

§. 6 92. Hat die Kirche keinen Patron: so müssen die Vorste- 
her dem Kircheneollegio die Rechnung ablegcn, und findet auch 
dabei die Vorschrift §.691* Anwendung, 

§. 693. Ist auch kein Kirchencollegium vorhanden : so muss 
die Rechnung den von der Kirchengemeine dazu ernannten Depu- 
taten abgelegt werden. 

§. 694. ln allen Fällen ist der Pfarrer, auch wenn er nicht 
Vorsteher wäre, bei der Rcchnungsabnabme zuzuziehen. 

§. 695. Die geistlichen Obern müssen von Amts wegen dar- 
auf halten, dass die Rechnungslegung zur bestimmten Zeit gehö- 
rig erfolge. 

§• 696 . Rei Gelegenheit einer Jeden Kirchenvisitation muss 
der Krzpriester oder Inspektor die, seit der letztvorhergehenden, 
gelegten Rechnungen nachsehen, und einen Kxtract, in Ansehung 
der verschiedenen Rubriken von Einnahme und Ausgabe, den 
geistlichen Obern einsenden. 

§. 697- Findet er bei den abgelegten Rechnungen noch Zwei- 
fel oder Kedenken : so muss er die Vorsteher darüber vernehmen, 
und die Sache den geistlichen Obern zur weitern Beurtheilung und 
Verfügung anzeigen. v 

§. 698. Die Rechnungen von Königlichen Patronatkirchen; 
ingleichen von denjenigen, worüber Itlagisträten oder Communen 
in den Städten das Patronatrecht zusteht, müssen an das Consisto- 
rium zur Revision ; und wenn die jährliche F.innahme über Fünf- 
hundert Thalcr beträgt, von dem Consistorio an die Oberrechen- 
kammer eingesendet werden. 

Bau und ßess«. §.699« Für die Unterhaltung der Kirchengebäude und Ge- 

räthe müssen die Kirchenvorsteher, nebst dem Plärrer, vorzüglich 
Sorge tragen. 

§• 700- Bei vorfallenden Bauen und Reparaturen muss dein 
Patron oder Kircheneollegio jedesmal Anzeige gemacht werden. 

§. 701. Wo kein Patron oder Kircbencollegium vorhanden 
ist, mögen die Vorsteher kleine Reparaturen, welche Zehn Thaler 
nicht übersteigen, bloss mit Zuziehung des Pfarren, ohne weitere 
Rückfrage, verunstalten. 

§. 702. Ist etne höhere Summe erforderlich : so muss dem In- 
spector oder Erzpriester davon Anzeige gemacht werden. 

§• 703. Dieser kann, svenn die Kosten unter Fünfzig Thalern 
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betragen, und er bei angestellter Prüfung kein Bedenken findet, 
den Ban oder die Reparatur ohne Rückfrage genehmigen. 

§. 70 1. Sollen aber zu einem Baue, oder zu einer Reparatur, 
mehr als Fünfzig Thaler aus dem Kirchenvermögen verwendet 
werden: so wird allemal, aurh wenn ein Patron oder Kirchencol- 
legium vorhanden sind, die Genehmigung der geistlichen Obern 
erfordert. 

§• 705. Diesen muss der Erzpriester oder Inspector, nach an- 
gestellter Untersuchung, darüber berichten, und einen von Sach- 
verständigen aufgenommenen Kostenanschlag beilegen. 

§. 706. Ist von einem neuen Anhaue, oder von einer Erwei- 
terung der Kirehengebäude die Rede : so muss, ohne Unterschied 
der Fälle, die Approbation der geistlichen Obern eingeholt werden. 

6. 707« Die geistlichen Obern müssen die Nothweudigkeit , ’ D( ' r »" t * lun R 
des Baues prulen, und die Art desselben bestimmen. krü , 10 .iKrf«. 

§. 70S. In allen Fällen, wo über die Nothwendigkeit oder 
Art des Baues ; oder der Reparatur, oder wegen des dazu zu leis- 
tenden Beitrages, unter den Interessenten Streit entsteht, müssen 
die geistlichen Obern, die Sache gütlich zu reguliren, sich angele- 
gen sein lassen. 

§. 70 9* Findet die Güte nicht Statt: so müssen sie die recht- 
liche Entscheidung des Streits an die weltliche Obrigkeit verwei- 
sen ; zugleich aber festsetzen : wie es inzwischen mit dem Baue 
oder der Reparatur gehalten werden solle. 

§• 7 10. Wo in Ansehung der Kosten zum Baue, «lnd zur Un- Woher dir K»». 
terhaltung der Kirchengebäude, durch Verträge, rechtskräftige t'» 1 “»' 11 “' 0 - 
Erkenntnisse, ununterbrochene Gewohnheiten, oder besondere 
Provinzialgesetze, gewisse Regeln bestimmt Bind, da hat es auch 
ferner dabei sein Bewenden. 

§•711- In so weit aber, als es an dergleichen hesomlern Bestim- 
mungen ermangelt, finden nachstehende allgemeine Vorschriften 
Anwendung. 

§. 712. Die Kosten zum Baue und zur Unterhaltung der Kir- 
chengebäude müssen hauptsächlich aus dem Kirchenvermögen ge- 
nommen werden. 

§. 713. Es darf aber davon nicht mehr verwendet werden, 
als ohne Nachtheil der aus dcrKirchencassc zu bestreitenden jähr- 
lichen Ausgaben geschehen kann. 

§. 7 1 4- Auch müssen, hei Landkirchen, die Eingepfarrlen 
in jedem Falle, ohne Unterschied, die nüthigen Hand- und Spann- 
dienste unentgeltich leisten. 

§. 715. Die Vertheilung der Hand- und Spanndienste unter 
die Eingepfarrten 'muss nach eben dem Verhältnisse geschehen, 
wie bei Gemeindediensten. (Tit. 7. §. 37* srjq.) 

§. 71 6. Eingepfartte, welche nicht zu der Gemeine desDorfs, 
wo die Kirche liegt, gehören, oder aus irgend einem Grunde von 
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den Gemeindediensten frei sind, müssen dennoch zu den Hand- 
und Spanndiensten hei Kirchenbauen und Reparaturen beitragen. 

§. 717- Ihr Verhältnis dabei wird, in Ansehung der Hand* 
dienste, nach der Zahl der Familien, so wie in Ansehung der Spann* 
dienste, nach dem auf ihren Stellen angeschlagenen oder gewöhn- 
lich gehaltenen Gespanne bestimmt. 

§. 718. Zu unentgeidlicher Leistung von Arbeiten, welche 
kun&t- oder handwerksmassige Kenntniss erfordern, ist auch bei 
Kirchenbauen und Reparaturen, kein Eingcpfarrtcr verpilichtet. 

§. 719* ßei Sladtkirchen werden die erforderlichen Hand- 
und Spanndienste zu den übrigen Kosten geschlagen. 

§. 720. Ist das Kirchenvermögen zur Uestreitung der Kosten 
ganz oder zum Theil nicht hinreichend : so muss der Ausfall von 
dem Patron und den Kingepl'arrten gemeinschaftlich getragen 
werden. * 

§. 72 1. Kein Eingepfarrter kann sich dieser Verbindlichkeit 
entziehen, und wer eine doppelte Parochie hat, ist in beiden dazu 
verpilichtet. 

§. 722. Auch diejenigen, welche nur vermöge eine9 beson- 
dern Privileg» vom Pfarrzwange der Parochialkirche ihrer Reli- 
gionspartei befreit sind, müssen dennoch von ihren im Kirchspiele 
eigentlich inne habenden Grundstücken zum flaue undUnterhaitung 
der Pfarrkirche beitragen. 

§. 72.1. Auch Gastgemeincn, welche zu einer bedachbarten 
Kirche gewiesen worden, (§. 294. sqq.) müssen dazu Beitrag 
leisten. . 

§. 72 i Ist die notbwendige Reparatur während der Zeit ih* 
• rer Verbindung entstanden, so können sie sich dieser Pflicht durch 
Wiederabtrennung von der Kirche, auch bei sonst vortfaltenden 
erheblichen Gründen einer solchen Trennung nicht entziehen. 

§. 725- Sind mehrere Kirchen nur unterEinem gemeinschaft- 
lichen t Pfarrer vereiniget : so dürfen dcrPatron und die Eingepfarr- 
ten einer jeden solchen Kirche nur zur Unterhaltung ihrer eignen 
Gebäude beitragen. ' 

§• 72 6. Sind aber mehrere Haupt- oder Filialgemeincn zu 
Einer gemeinschaftlichen Kirche geschlagen: so sind sämmtliche 
Patrone und Kingrpfarrte zu deren Unterhaltung verpilichtet. 

§. 727. Hat der Patron einer zugesebiagenen Mutter- oder 
Filialgemeine, bei der Zuschlaguug, mit Einwilligung des Haupt- 
patrons, sich seines Patronatrechts zuGunstcn dieses Letztem gänz- 
lich begeben: so kann er auch bei vorfallendcn Bauen ynd Repa- 
raturen, als Itatron, zum Beitrage nicht gezogen werden. 

§. 728. Ist einem Theile der Gemeine die Errichtung einer 
besondern Capelle, oder eines Bcthhauses, in einer entlegnem Ge- 
gend des Kirchspiels verstauet worden : so muss dennoch der- 
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gleichen Capeile, so wie die Hauptkirehe, von denjenigen, die zu 
letzterer verpflichtet sind, unterhalten werden. 

§. 729* Baumaterialien, welche der Patron oder dieKirchcn- 
gemeinc selbst hat, müssen von ihnen zum Bau geliefert werden. 

§. 730« Doch wird jedem Theile der artschlagsmässige Preis 
derselben auf seinen Geldbeitrag zu gute gerechnet. 

§■731. Der Geldbeitrag wird, bei Landkirchen, zwischen 
dem Patrone und der Kirchengemeine dergestalt vertbeilt, dass 
der Patron. Zwei Drittel, die Eingepfarrlen aber Ein Drittel ent- 
richten. 

§. 732. Besitzt der Patron llustikalhufen im Kirchspiele: so 
trägt er davon noch besonders, wie ein anderer Eingeplärrter 
mit bei. 

§. 733. Wenn mehrere Patronen zum Beitrage verpflichtet 
sind : so tragen die Patronen die ihnen obliegenden Zwei Drittel 
unter sich, nach Verhältnis» ihres Anthcils am Patronatrerhte. 

§. 734. Der nach §. 731. bestimmte Beitrag der Kingepiärr- 
ten wird unter sie nach dem Contributionsfusse vertheilt. 

§. 735. Kirchen-Pfarr-Schul- und tlospitaläckcr werden zu 
keinem Beitrage gezogen. 

§. 736* Eingcpfarrte, deren Grundstücke der Contribution 
nicht unterworfen sind, müssen ihren Beitrag dennoch nach Ver- 
hältnis» des Maasses und Ertrages dieser Grundstücke entrichten. 

§. 737* Zu dem Ende werden diese Grundstücke, nach den 
im Stcuercatastro für dieeontrihuablen Accker der Feldmark ange- 
nommenen Classen und Sätzen, durch Sachverständige gewürdi- 
get, und solchergestalt das Verhältnis des zu leistenden Beitra- 
ges gegen die steuerbaren Grundstücke bestimmt. 

§. 733. Eingcpfarrte Gemeinegheder, die keine Grundstücke 
besitzen, sondern nur von ihren Nahrungen und Gewerben bei- 
tragen sollen, werden dazu nach eben dem Verhältnisse angeschla- 
gen, nach welchem sie zu andern Gemeinelastcn mit den ange- 
sessenen Mitgliedern Beitrag leisten müssen. 

§. 739. Wer in Zwei Kirchspielen eingepfarrt ist, trägt in je- 
dem nur nach Vcrhältuiss der in demselben besitzenden Grund- 
stücke, oder des in demselben treibenden Gewerbes bei. 

§. 740. Bei Stad tkirrhen geschieht die Vertheilung zwischen 
dem Patrone und den Kingepfarrten dergestalt, dass Ersterer ein 
Drittel, Letztere aber Zwei Drittel beitragen. 

§. ?4l. Die Vertheilung unter den Eingepfarrlen geschieht 
auf eben die Art, wie arfflerc gemeine persönliche Lasten und Ab- 
gaben nach eines jeden Orts Verfassung aufgebracht werden. 

§. 742. Sind Filial - oder auch Mutterkirchen cingegangen, 
und die dazu eingepfarrt gewesenen Gemeinen zu einer andern be- 
nachbarten Kirche geschlagen worden : so w erden in der Kegel 
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die Mitglieder derselben nach einerlei Grundsätzen, wie die Mit- 
glieder der llauptgcmeine zum Beitrage gezogen. 

§• 743. Die einzelnen Mitglieder blosser Gastgemeinen ent- 
richten je^er den V ierten Theil dessen , was ein Contribuent von 
eben derClasse aus der eigentlichen Pfarrgemeine zu leisten hat. 

§■744- Ist ihnen aber bei der Zuschlagung die Theilnehmung 
an dem Wahlrechte zur Besetzung der Pi'arrstelle zugestanden 
worden so müssen sie auch zu den Bau- und Reparaturkosten der 
Kirche, gleich den Mitgliedern der eigentlichen Pfarrgemeinen 
beitragen. 

§. 745- Einwohner des Kirchspiels, die zu einer andern Re- 
ligionspartei gehören, müssen dennoch nach eben diesen Grund- 
sätzen beitragen, sobald sie sich der Kirche zu ihrem Gottesdienste 
mit bedienen. 

§. 746. Ausser diesrm Falle sind sie zwar zu Beiträgen in 
der Kegel nicht verpflichtet; 

§. 747* Es dürfen aber auch, wegen ihres Ausfalles, die Bei- 
träge der übrigen, wider deren Willen, nicht erhobt werden; son- 
dern die geistlichen Obern müssen für die Uebcrtragung eines sol- 
chen Ausfalles auf andere Art sorgen. 

§. 748. Gleiche Grundsätze gelten auch bei der Vertheüung 
der Hand - und Spanndienste. 

§. 749. Auf die Ausfälle, welche durch den zurückbleibenden ' 

Beitrag solcher nicht eingepfarrten Gemeineglieder entstehen, 
muss vornehmlich der von der Kirche, nach Maassgabe ihres Ver- 
mögens, zu entrichtende Zuschuss gerechnet werden. 

§.750. Kann der Auslall dadurch nicht gedeckt werden : so 
können die geistlichen Obern die Bewilligung einer Collcctc bei 
dem Staate nachsuchen. 

§•751. Sind gar keine andere Miller den Ausfall zu decken, 
vorhanden; so muss derselbe von den Eingepfarrten, so weit es 
ohne ihre erhebliche Bedrückung geschehen kann , übertragen 
werden. 

§. 752. Hat aber die Zahl der Eingepfarrten dergestalt abge- 
nommen, dass die noch übrigen den ihnen obliegenden Beitrag, 
ohne ihren zu besorgenden Ruin, nicht mehr aufbringen können : 
so müssen die geistlichen Obern, unter Genehmigung des Staats, 
eine solche Parocbie zu einer andern benachbarten schlagen. 

§. 753. Dergleichen zusammengeschlagene Parochien stehen 
in dem Verhältnisse gegen einander als Mutterkirchen. 

§. 754. Wie weit der Patron und die Eingepfarrten der zuge- 
schlagenen Parochie , auch in Ansehung der Bestellung des Pfar- 
rers und der Unterhaltung der Kirche, so wie in Ansehung der 
übrigen Rechte und Pflichten, zur Theilnehmung mit dem Patrone 
and den Eingepfarrten der Kirche, hei welcher sie vereioigt'sind, 
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gelangen sollen, muss in dem Einigungsvertragc, unter Yermitte- 
lung, der geistlichen Obern deutlich bestimmt werden. 

§. 755. So weit dergleichen Bestimmung nicht erfolgt, tre- 
ten die Regeln des Gesetzes über die Verhältnisse vereinigter Mut« 
terkirchcn, ihrer Patrone und Eingepfarrten ein. 

§. 756. Das Vermögen jeder Parochie wird in der Regel nach 
wie vor besonders verwaltet j doch muss jedes derselben zur Un- 
terhaltung der gemeinschaftliihen Kirche, so lange die Vereini- 
gung dauert, in gleichem Verhältnisse beitragen. 

§. 757- Ilie Aufsicht über den Bau, und dieEinsammlung der Aufsicht über 
Beiträge dazu, liegt den Kirchenvorstehern ob. 

§. 758. Der weltliche Richter kann denselben , zur Beitrei- 
bung der letztem, die richterliche liiilfe auf gebührendes Anmel- 
den nicht versagen, 

§•759* Auch während eines über die Verbindlichkeit, oder 
das tjuantum des Beitrages entstandenen Prozesses, muss letzterer 
nach der Festsetzung der geistlichen Obern entrichtet werden. 

§. 760. Wenn aber der klagende Interessent durch Urtel und 
Recht von diesem Beitrage ganz oder zum Theil freigesprochen 
wird: so muss demselben das Gezahlte, nebst Zinsen, von den 
übrigen Contribuenten zuriiekgegeben werden. 

§.76l. Die Unterhaltung der Begräbnissplätze ist gemeine Bau und Br ***. 
Last, und liegt allen ob, die an dem Kirchhofe Theil zu nehmen run * *"**”*■ 
berechtigt sind. (§. 1 83. sqq.) 

§. 762. Erhält jedoch die Kirche Bezahlung für die Crab- 
gtellen : so muss der Kirchhof aus der Kirchcncasse auf eben die 
Art, wie der Kirchhof selbst, unteihalten werden. 

§. 763. Der Patron ist der Regel nach zur Unterhaltung 
des Kirchhofes heizutragcu in keinem Falle verpflichtet. 

§. 764. Die Anlegung neuer Begräbnissplätze soll nur aus 
erheblichen Ursachen, und. nur unter Einwilligung der geistlichen 
Obern, so wie der Polizeivorgesetzten des Orts, statt finde». 

§. 765. Durch dergleichen neue Anlagen soll dem Pfarrer 
und den Kirchenbedieuten an ihren bisherigen Gebühren nichts 
entzogen werden. ' 

§.766. In wie fern eine Kirrhcngescllsrhaft, welche sich 
des Geläutes einer andern Kirche bedient, zur Unterhaltung des- 
selben, ingleichen des Glockenstuhls und Thurms, beitragen müsse, 
hängt hauptsächlich von Verträgen , und der bisherigen ununter- 
brochenen Gewohnheit eines jeden Ortes ab, 

§. 767. Fehlen dergleichen Bestimmungen: so kommtes dar- 
auf an: ob die fremde Kirrhengesellschaft derjenigen, welcher 
die Glocken gehören, für den Mitgebrauch derselben etwa#' 
entrichte, oder ob sie sich dieses Mitgebrauchs unentgeldlich zu 
erfreuen habe. 
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§■ 768. Entrichtet die fremde Kirchenge9cllschaft etwas für 
den Mitgebrauch : so bann diejenige, welcher das Geläute gebürt, 
zur Unterhaltung desselben keinen Beitrag fordern. 

§. 769- Eben das findet Statt, wenn auch nur die Mitglieder 
der fremden Kirchengesellschaft für den Gebrauch der Glocken, 
in einzelnen Fällen mehr, als die Mitglieder derjenigen, welcher 
das Geläute gehört, zur Kirchenca99e entrichten müssen. 

§. 770. Ist der Mitgebrauch ganz unentgeldlich; oder zah- 
len die Mitglieder der fremden Gesellschaft dafür in einzelnen 
Fällen nur eben so viel , als die eigentlichen Eingepfarrten : so 
müssen erstere zur Unterhaltung des Geläutes nach eben dem Ver- 
hältnisse, wie letztere beitragen. 

§. 7 71. Werden in diesem Falle die Kosten aus der Kirchencasse 
genommen ; also, dass die eigentlichen Eingcpiarrten nichts beitra- 
gen dürfen: so muss dennoch die fremde Kirchcngcsellschaft einen 
von den geistlichen Obern billig zu bestimmenden Beitrag leisten. 

. ' * , 

Zehnter Abschnitt. 

Von Pfarrgütern und Einkünften. 

Was mm §. 772. Von dem Kirchenvermögen müssen die unmittelbar 
zur l> Tn * er haItung des Pfarrers und der übrigen Kirrhenbedienten 
bestimmten Güter und Einkünfte unterschieden werden. 

§. 778. Zu letztem gehören auch die von den Parochialver- 
richtungen zu erlegenden Stolgebühren. 

Hechte dossd. §. 774. Pfarrgüter haben eben die äussern Rechte, als Kir- 

ben überhaupt. chengUler . 

§. 775. Sie sind der Regel nach von allen Prästationen und 
Abgaben an die Gutsherrschaft oder Stadtkämmerey , so wie von 
den gemeinen Lasten frei. . 

§. 776. Zu solchen Ausgaben der Gemeine, wovon der Pfar- 
rer und die Gemeine unmittelbaren Vortheil ziehen, müssen sie 
mit beitragen. 

\ 

§• 777. Pfarr- und Küstergüter sind, gleich den Kirchengü- 
tern , von der ordentlichen Realgerichtsbarkeit des Orts ausge- 
nommen. 

Nie ..brauch §. 778. Die Verwaltung und der Niessbrauch der Pfarrgüter 

•lca Pfarrer*. g C t,ührt dem Pfarrer. 

§. 77 9« Der Patron und die Kirchenvorsteher sind schuldig 
und befugt, darauf zu sehen, dass der Pfarrer die Wiedmuths- 
stücke ordentlich verwalte, und wirtschaftlich nutze. 

§. 780. Besonders müssen sie dafür sorgen : dass ein richti- 
ges und vollständiges Wohnungs- , Wirtschaft«- . Garten- und 
, Feldin veotarium gehalten werde. 
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§• 781« Worin Streit entsteht, was an Grundstücken , Gebäu- 
den, Invcntarien, Capitaiien, oder jährlichen Hebungen, zur Kirche 
oder Pfarre gehöre: so muss bei dessen Knscheidung auf die vorhan- 
denen Kirchenmatrikeln vorzüglich Rücksicht genommen w erden. 

§. 782. Der Pfarrer kann seine Wohngebäude nur mit Ein- 
willigung des Patrons und der Kirchen Vorsteher vermiethen ; diese 
aber dürfen ihm die Einwilligung ohne erhebliche Gründe nicht 
versagen. 

§. 783. Bei Aufnchmung der Fremden ist der Pfarrer den 
Polizeigesetzen, gleich jedem andern Einwohner unterworfen. 

■§•784. Die Unterhaltung der Zäune und Gehege, so wie t’ntrrtiaitims 
kleine Reparaturen an den Gebäuden, müssen die Pfarrer undKir- '^ r *" ,h ‘ u ' 1 ' 
chenbedienten aus eignen Mitteln besorgen. 

§. 78 5. Für kleine Reparaturen sind diejenigen zo achten, 
die entweder gar keine baaren Auslagen erfordern, oder wo die 
Kosten, von jeder einzelnen genommen, für den Pfarrer nicht über 
Drei , und für den Kirchenbedienten nicht über einen Tbaler be- 
tragen. „ * 


' §• 786. Thüren, Fenster, Oefen, Schlösser, und andere der- 
gleichen innere Pertincnzstürkc der Gebäude, müssen von dem 
Niessbraucher , mit eignen Kosten, ohne Rücksicht auf den Betrag 
derselben unterhalten werden. 

§. 787* Auch zu grüssern Reparaturen der Prarrgebäude , so 
wie zu neuen Bauen, muss der Pfarrer die Materialien ^so weit als 
dieselben bei der Plärre über die Wirthschaftsnothdurft befindlich 
sind, unentgeltich hergeben. 

§. 788. Woher die übrigen Kosten, in Ermangelung eines 
eignen dazu bestimmten Fonds, zu nehmen sind, ist nach den vor- 
handenen verschiedenen Provinzialgesetzen zu bestimmen. 

§• 789* Wo darüber keine besondere gesetzliche Bestimmung 
vorhanden ist, da müssen diese Kosten , gleich den Bau - und Re- 
paraturkosten der Kirche selbst , aus dem Kircbcnvermögen ge- 
nommen ; bei dessen Unzulänglichkeit aber , von dem Patron und 
den Eingepfarrten getragen werden. 

§• 790. Wegen Aufbringung und Vertheilung der Beiträge 
finden eben die Grundsätze wie bei Kircbengebäuden Statt. 

§. 791* Doch sindFilial- und zugeschlagene Gemeinen von 
allen Beiträgen zu Pfarr - und KUstergebäuden bei der gemein- 
schaftlichen Kirche frei, wenn sie eigene dergleichen Gebäude zu 
unterhalten haben. 


§• 792 . Dagegen ist eine solche Filial- und zugeschlagene 
Gemeine von dem Beitrage zur Unterhaltung des Küstergebäudee 
bei der gemeinschaftlichen Kirche nicht frei , wenn sie gleich ei- 
nen eignen Schulmeister hat ; sobald dieser das Küsteramt bei dem 
Gottesdienste nicht zugleich mit versiebt. 
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§■793* Predigerwittwenhäuser ist in der Regel weder die Kir- 
chencassc, noch der Patron, oder die Gemeine, zu unterhalten ver- 
bunden. 

§. 794- Vielmehr müssen die Kosten aus dem von dem Er- 
bauer dazu ausgesetzten Fonds genommen, und bei dessen Erman- 
gelung oder Unzulänglichkeit, von der Wittwe, gegen den ihr zu 
gute kommenden Genuss der t'reien Wohnung, getragen werden. 

§. 795. Ist aber das Haus von dem Patrone und der Gemeine 
selbst errichtet; oder sonst mit ihrer ausdrücklichen Einwilligung 
zur Pfarre geschlagen worden, so gilt von desselben Unterhaltung 
alles, was von der Unterhaltung der Pfarrgcbäude verordnet ist. 

§• 796. Den Kirchen vorstehern liegt vorzüglich ob, darauf zu 
sehen , dass der Pfarrer, und die übrigen zu kleinen Reparaturen 
verpflichteten Personen, den Schaden nicht grösser werden lassen. 

§• 797. Die geistlichen Obern müssen, bei Gelegenheit der 
Visitationen, die Pfarrer und Kirrhenbedienten zu ihrer Schuldig- 
keit, auch in diesem Stücke, ernstlich anhaltcn lassen, 

§• 793. Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter durch Ver- 
nachlässigung der kleinen Reparaturen, oder durch schuldbar un- 
terlassene Anzeige eines vorhandenen beträchtlichen Schadens, gur 
Vergrösserung desselben Anlass gegeben : so muss die Wiederher- 
stellung auf desselben eigne Kosten geschehen. 

CnUrMtun* £ 799> Für die Unterhaltung des Garten-, Feld- und Wirth- 

des lnvfutarii. , “ . . , b ’ 

schaftsinventaru muss der Pfarrer als Niessbraucher sorgen. 

§. 800. I’farräcker kann der Pfarrer ohne weitere Rückfrage 
verpachten ; sein Amtsfolger ist aber an den von ihm geschlosse- 
nen Vertrag nicht gebunden. 

§. 801. Doch muss der Amtsfolger, wenn die Aecker in ge- 
wisse Felder getheilt sind, den Pächter so lange dulden, bis der- 
selbe mit der Nutzung wenigstens Einmal , von Anfang der Pacht 
an, durch alle Felder herumgekommen ist. 

§. 802. Trifft die Anstellung des Nachfolgers in eine Zeit, 
da der Pächter die Benutzung der Felder nach der Reihe bereits 
von neuem wieder angefangen hat: so muss der Nachfolger sich 
die Fortsetzung der Pacht so lange, bis die Reihe wieder herum 
ist, gefallen lassen. 

. §. 803. Ist der Pachtcontract mit Zuziehung des Patrons und 

(Tfr'Vorsteher, und unter ausdrücklicher Bestätigung der geistli- 
chen Obern geschlossen worden : so ist auch der Amtsfolger daran 
gebunden. 

Benutzung des §. 804. Gehört ein Wald zur Pfarre : so kann der jedesma- 

J famvüldts. |jg e pf arrer denselben nach den Regeln der Forstordnung nutzen. 

§. 805. Er ist aber Bauholz daraus zu verkaufen nicht he-- 
rechtigt. 
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§. 806. Dergleichen Rauholz muss, so weit e* ohno Abbruch 
des benölhigten Brennholzes für den Pfarrer geschehen kann, ge- 
schont, und zu vorkommenden Rauen und Reparaturen an den 
Pfarr- und Küstergebäuden auf bewahrt werden. 

§.807* Ist überflüssiges Bauholz vorhanden : so können die 
Vorsteher unter Genehmigung des Patrons oder Kirthenkoliegii, 
oder in deren Ermangelung , der Gemeine, oder ihrer Repräsen- 
tanten, dasselbe verkaufen, und das gelöscte Geld zinsbar belegen. 

§. SOS. Dergleichen Capital gehört zum Pfarrvermögcn, und 
muss vorzüglich zu vorkommenden Rau - und Reparaturkosten 
an den Pfarr- und Küstergebäuden verwendet werden. 

§. 809* So lange es aber zu diesem ßchufc noch nicht ge- 
braucht wird, kommen die Zinsen davon dem jedesmaligen Pfarrer 
zu gute. 

§. 810. Auch Brennholz ist der Pfarrer nur so weit zu ver- 
kaufen berechtigt, als entweder der Pfarrwald in gewisse Schläge 
eingctlieilt, und ihm solchergestalt zum Niessbrauche eingeräumt, 
oder ihm ein gewisses Deputat daraus angewiesen ist, und er von 
diesem etwas erübrigen kann. 

§. Sil. Ausser diesem Falle findet bei Brennholz, wenn etwas 
davon ohne Abbruch der N'othdurft des Pfarrers verkauft werden 
kann, eben das Statt, was §. S07-S09. wegen des Bauholzes ver- 
ordnet ist. 

§. S 1 2. Ist auf dem eigentlichen llufcnscblage der Pfarre 
Holz gewachsen: so kann ein nachfolgender Pfarrer zwar verlan- 
gen, dass dasselbe entweder auf Kosten desjenigen, dereinesolche 
Veränderung in der ursprünglichen Bestimmung des Grundes ei- 
genmächtig vorgenommen hat, oder auf Kosten der Pfarr- oder 
Kirrhencasse, weggeschaffl und gcradet werde. 

§. 813. Er kann aber w eder an das geschlagene Holz , noch 
an das dafür gelösete Geld Anspruch machen ; sondern dieses ver- 
bleibt demjenigen, welcher die Kosten der Radung getragen hat. 

§. 81 4. Die Früchte und wirthsebaftlichen Nutzungen von . 
einzelnen auf dem Felde stehenden Übst - und andern Bäumen ge- 
hören dem Pfarrer} an die Substanz der Bäume hingegen hat er 
keinen Anspruch. 

§•815. Wo gewisse Dienst- oder Frohnlcute zur Pfarre ge- Von Pfart- 
echlagen sind , hat der Pfarrer in Ansehung ihrer Dienste, eben t^ucru. 
die Rechte, wie ein Gutsherr gegen seine l’ntcrlhanen. 

§■ 8 1 6. Gerichtsbarkeit und andere gutsberrliche Rechte ste- 
hen dem Pfarrer über sie nur alsdann zu, wenn er dergleichen 
Gerechtsame durch Beleihung vom Staate, oder durch Verjährung, 
besonders erworben hat, 

§. 817* Sind dergleichen Rechte in der Matrikel mit aufge- 
führt: so streitet die Vermuthung für den Pfarrer, dass dieselben 
auf eine rechtsgültige Weise zur Pfarre erworben worden. 
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is'uttunjjdc* §, 818. Die Nutzung des Kirchhofes gehört der Regel nach 

Kirchhof« n j c j |t dem Pfarrer, sondern zu den Kircheneinkünften. 

§. 819- Wenn jedoch ein Pfarrer den Kirchhof mit Olaulbecr- 
, / bäumen bepflanzt , und für deren Abwartung und Cultur gehörig 

sorgt: so gebührt demselben die ganze Nutzung des Kirchhofes 
' sowohl an Gras, als Früchten. 

§, 820. Will der Pfarrer sich mit der Anpflanzung und Cultur 
der Maulbeerbäume solchergestalt nicht befassen s so steht dieses 
dem Küster frei ; welcher dagegen eben dieselben Vortheile von 
dem Kirchhofe zu gertiessen hat. 

§. 821. Ob und in wie fern den Pfarrern, und andern Kirchcn- 

bedienten, die Accise ■ oder Abschossfreiheit, das Recht zum llaus- 

• trunke, und andere dergleichen besondere persönliche Vorrechte 

zukommen, wird in den Provinzialgesetzen näher bestimmt. 

Auseinander- §.822. Bei der Einweisung eines neuen Pfarrers muss dem- 

Tch«n*dem selben Wohnung und Wirthschaft von den Vorstehern, unter Auf- 

•n. und «biie- gjeht und Direc tion des Patrons, oder des Erzpriesters, oder Kreis- 
hrudrn Pfnr- . / ....... . 

rer. uupectors, nach dem Inventario ubergeben werden. 

§.823. Die Auseinandersetzung zwischen dem abgehenden 
Pfarrer oder dessen Erben, und der Kirche, in Ansehung der Sub- 
stanz ; so wie mit dem neuen Pfarrer, in Ansehung der Nutzungen, 
geschieht nach den in der Lehre vom Niessbrauche vorgeschriebe- 
nen Gesetzen. (Tb. 1. Tit. 21. §. 111. sqij.) > 

§. 824. Wo daselbst zu Verbesserungen, die dem Nlcssbrau- 
cher vergütet werden müssen, die Einwilligung des Eigentümers 
erfordert wird, da ist bei einem Pfarrer die Einwilligung des^Pa- 
trons oder Kirchencollegii, und die Genehmigung der geistlichen 
Obern erforderlich. 

§. 825. So weit dergleichen Verbesserungen dem abgehen- 
den Pfarrer oder dessen Erben, vergütet worden, werden dieselben 
der Pfarre einverleibt ; und es gilt davon, in Ansehung der folgen- 
den Fälle, alles das, was von PfarrgUtern überhaupt verordnet ist. 

* §. 826. Hat der neue Pfarrer die Vergütung solcher Verbes- 

serungen aus eignen Mitteln geleistet: so können er, oder seine Er- 
ben , bei seinem erfolgenden Abgänge, die Vergütung des dafür 
Gezahlten von dem Nachfolger fordern. 

§• 827* Dergleichen einem Vorgänger von seinem Nachfol- 
ger zu leistende Vergütung dauert, auch bei nachherigen Amts- 
veränderungen , so lange lort, als nicht etwa auch dieser Werth 
der Verbesserung, so wie die Verbesserung selbst, der Pfarre ein- 
verleibt worden. 

§• 828« Hat aber der neue Pfarrer dem abgehenden, oder 
dessen Erben, Verbesserungen, für welche dieselben kein« Vergü- 
tung fordern , sondern sie nur zurücknehmen konnten, bezahlt: 
so werden dieselben dadurch der Pfarre nicht einverleibt | der 
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Pfarrer kann aber auch dafür, bei seinem demnächst erfolgendep 
Abgänge keinen Ersatz fordern. 

§. 829- Vielmehr tritt er, in Ansehung der Befugniss zur Zu- 
rücknahme, nur in die Hechte des ursprünglichen Verbesserers. 

§. S JO. Soll gegen diese Regeln etwas durch Vertrag , zwi- 
schen der Kirche und Pfarre an einer, und dem abgehenden Pfar- 
rer oder dessen Erben, ingleichen dem neuen Pfarrer, an der an- 
dern Seite, festgesetzt werden : so ist dazu die Genehmigung der 
geistlichen Obern nothwendig. 

§. S31. Auch wogender Auseinandersetzung über die Nutzun- 
gen gelten, so weit ausdrückliche Provinzialgesetze nicht ein An- 
deres bestimmen, die bei dem Niessbraucbc vorgeschriebenen Re- 
geln. (Tb. 1. Tit.21. §. l43.sqq.) 

§. 832. Doch kommen die Stolgebuhren nur demjenigen zu, 
welcher die Handlung^ verrichtet hat. 

§. 833. Das Sterbequartal kommt der Wittwe und den Kin- St*ilwqa»r«al. 
dem des im Amte gestorbenen Plärrers zu gute. 

§. 834. Doch müssen dieselben davon die Begräbniskosten, 
so weit die Einkünfte dazu binreicben, bestreiten. . 

§. 835. Zum Nachtheile dpr Gläubiger des verstorbenen Pfar- 
rers können auch seine Wittwe und Kinder auf das Sterbequartal 
keinen Anspruch machen. 

§. 836. Dagegen kann ihnen der Mann und Vater diesen 
Genuss durch letztwillige Verordnung, zu Gunsten anderer Erben, 
nicht entziehen. , 

§, 837- Sowohl das Amtsjahr, als das ßtcrbequartal, werden 
von dem ersten Tage desjenigen Monats, in welchem der Pfarrer 
eingewiesen worden, berechnet. 

§.838. Das Gnadenjahr, oder die Gnadenzeit, findet nnr bei änadnvkitir.' 
den protestantischen Pfarrern, und nur an Orten Statt, wo es durch 
Provinzial -Kirchenordnungen eingeführt, oder durch Gewohn- 
heit hergebracht ist. 

§. 839- Rs gebührt nur der hinterlassenen Wittwe und sol- 
chen Kindern des Pfarrers, die Bich bei seinem Absterben noch in 
seiner väterlichen Gewalt befunden haben. 

§. 840. Enkel und bloss angenommene Kinder des verstorbe- 
nen Pfarrers können darauf nur in so fern Anspruch machen , als 
sie sich zur Zeit seines Ablebens in seinem Hause und in seiner Ver- 
pflegung befunden haben. 

§. 841. Wittwen, welche nach der Verfassung des Orts einen 
Wittwcngehalt empfangen, können in dev Regel kein Gnadenjahr 
fordern. 

§. 842. Den Wittwen, und den Kindern eines Pfarrers, der 
sein Amt gänzlich niedergelcgt, und nur noch ein Gnadengehalt 
davon genossen hat, gebührt kein Gnadenjahr. 
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§. 843» War aber der Pfarrer noch im Amte geblieben, und 
war ihm nur ein Substitut zugeordnet worden : so gemessen seine 
Wittwe und Kinder die ihm vorbehaltenen Einkünfte während der 
Gnadenzeit. 

§. 844. Die Dauer der Gnadenzcit ist nach jedes Orts Ge- 
wohnheit bestimmt. 

§. 845. Das Sterbequartal wird in die Gnadenzeit nicht'mit 
eingerechnet. 

§. 846. Das Gnadenjahr bleibt der Wittwe nnd den Kindern, 
wenn sic auch ihres Mannes und Vaters Erben nicht geworden 
sind. 

§• 847. Doch können rechtmässig enterbte Kinder keinen An- 
spruch darauf machen. 

§, 848. Ist eine Wittwe vorhanden, so gebührt derselben 
allein das Gnadenjahr ; sic muss aber dagegen für den Unterhalt 
der Kinder uncntgcldlich sorgen. 

§. 849- Stirbt die Wittwe während des Gnadenjahrs, so wird 
der Genuss von den nach §. S 39. S40. dazu berechtigten Kindern 
des Pfarrers fortgesetzt. 

§• 850. Geniesten nur Kinder das Gnadenjahr, und stirbt 
. während des Genusses eines derselben : so wächst dessen Portion 
den übrigen zu. 

§.851. Andere, als die §. S39- 840. benannte Wittwen und 
Kinder des verstorbenen Pfarrers, können auf eine Gnadenzeit 
niemals Anspruch machen. 

§. 852. Was von den Einkünften der Pfarre während der 
Vacanz, nach Abzug der Vertretungskosten, übrig bleibt, wächst, 
wo kein Gnadenjahr Statt findet, dem Pfafrvermögen zu. 

§. 853- DieStolgebühren gehören der Regel nach weder zum 
Gnadenjahre, noch zum Pfarrvermögen ; sondern sie kommen 
demjenigen zu. der die Handlung, wofür sie erlegt werden müs- 
sen, verrichtethat. 

§•854. Wo cs hergebracht ist, dass auch die Stolgebühren 
zum Gnadenjahre gehören, da müssen die im Genüsse des Letztem 
befindliche Wittwe und Kinder diejenigen, welche die Handlung 
verrichtet haben, für die dabei vorgefallencn Reise- und Zeh- 
rungskosten schadlos halten. 

§. 855* Sowohl im Stcrbequartale, als im Gnaden jahre, müssen 
diejenigen, welche die Pfarreinkünfte gemessen , denjenigen, 
welche den Gottesdienst versehen, die in der Provinz oder im 
Kreise gewöhnliche Enwcbädigung, so weit sie nicht durch die , 
Stolgebühren erfolgt, gewähren. 

§. 85 6. Kommt das Sterbequartal und Gnadenjahr verschie- 
denen Personen zu : so müssen die Nutzungen unter sie nach Ver- 
hältnis der Zeit getheilt werden. 
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Eilfter Abschnitt. 

Fon Zehenten und andern Pfarrahgaben. 

§.857- Der eigentliche Zehente ist eine Abgabe von Früch» GrundilUt. 
ten, die auf der zur Parochie gehörenden Feldmark erzeugt 
werden. 

§. 858. Ursprünglich ist der Zehente zur Unterhaltung des 
Pfarrers bestimmt; er kann aber auch von der Kirche, so wie von 
jedem Andern, erworben und besessen werden. 

§. 859« Fei Zehenten, die sich in den Händen eines weltli- 
chen Besitzers befinden, hat, wenn sie auch ursprünglich Pfarrze- 
henten sind, die Verschiedenheit des Glaubensbekenntnisses auf 
das Hecht, sie zu fordern, keinen Einfluss. 

§. 860. Daraus, dass eine Kirche die Eigenschaft einer Paro- 
chialkirche hat, folgt noch nicht, dass die Kingcpfarrte» zur Ent» 
richtung eines Zehenten verbunden sind. 

§•861. Der Pfarrer und die Kirche können das Zehentrecht Erwcrtmns dt« 
auf eben die Art, w ie jedes andere Hecht, auch durch die ordent- z, henuecl<u. 
liehe Verjährung erw erben. _ 

§. 862. Wenn ein Laie den durch Verjährung geschehenen 
Erwerb eines ursprünglichen Pfarr- oder Kirchenzehenten gegen 
den Pfarrer oder die Kirche behaupten will : so müssen alle Er- 
fordernisse der Kirchenverjährung vorhanden sein. 

§. 863. Zwischen Laien, die über den Besitz eines ursprüng- 
lichen Kirchen- oder Pfarrzchenten unter einander streiten, ist die 
gew öhnliche Verjährung zur Entscheidung hinreichend. 

§. S6'l. Alle, auch über Plärr- und Kirchenzcbenten entste- 
hende Streitigkeiten, gehören zur Entscheidung des weltlichen 
Richters. 

§. 865. Sobald ausgemittelt ist, dass dem Zehentberechtig- Cmfan; ibssel. 
ten, der einen ursprünglichen Pfarr- oder Kirchenzehenten besitzt, * >CB ' 
dass Zehentrecht Uber eine gewisse Feldmark zustche, gilt die 
Yermuthung, dass alle in dieser Feldmark gelegene Grundstücke 
demselben unterworfen sind. 

§. 866. Zchentsteine beweisen kein allgemeines Zehent- 
recht; sondern nur, dass derjenige, dessen Zeichen darauf befind- 
lich ist, ein Zehentrecht in dem innerhalb der Steine gelegenen Be- 
zirke auszuüben belügt sei. 

§. 867. Wer zehentfreie Aerfcer neben zchentpfl'chtigen er- 
wirbt, oder zehentfreie Wiesen, Weiden, und Holzungen in Saat- 
land verwandeln uod mit zehentpflichtigen’ Ländereien vereinigen 
will, muss dem Zehentberrn davon Anzeige machen, und in Ge- 
genwart desselben, oder dessen Bevollmächtigten, das zehentfreie 
Land von dem zehentpflichtigen durch Gränzmale absondern. 

§. 868. Hat er dies nicht beobachtet: so ist die Vermuthung 
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wider ihn, und er muss, bei entstehendem Streite die Gränzen des 
zehentfreien Landes vollständig narbweisen. 
i:ri; »chuny dn> §• 869« Die sonstigen Eigenschaften und Vorrechte eines 
Zahsotmbi*. innerhalb des Zehentbezirks gelegenen Grundstückes begründen 
noch nicht die Befreiung vom Zehenten. 

§. 870. Wenn jedoch der Inhaber sich seit Zehn Jahren im 
i ruhigen Besitze der Zehentfreiheit befindet : so wird dadurch die 
aus der Lage des Grundstücks entstanden« rechtliche Vermulhung 
gehoben. 

§. 871. Kann aber die zehentpUichtige Eigenschaft des 
GnindstUrks auf andere Art nachgcwicseo werden: so geht die Be- 
fugniss, den Zehenten zu fordern, für die Kirche oder den Pfar- 
rer nur durch einen Vier und vierzigjährigen Niclitgebrauch, unter 
den im Titel von der Verjährung enthaltenen Bestimmungen ver- 
loren. (Tit. 7- §. 509. 510. 51 1.) 

% §. S72. Wenn der Besitzer eines an sich zehentbaren Grund- 

stückes, für seine Person, wegen Verschiedenheit seines Religions- 
bekenntnisses, von Entrichtung des Ze heuten frei ist : so ruht in- 
zwischen das Zehentrecht; uDd es kann, während dieses Besitzes, 
keine Verjährung wider die Kirche oder den Plärrer anfangen. 

§. 873. Auch werden die Jahre eines solchen Besitzes von dem 
Zeiträume, in welchem die Verjährung gegen die Kirche oder den 
Pfarrer gehörig angefangen und fortgesetzt worden, abgerechnet. 

§. 874. Der Zehente besteht, der Regel nach, in dem Zehen- 
ten Theiie der auf dem zebent pflichtigen Lande gewachsenen, und 
dem Zebcntrechte unterworfenen Fruchte. 

Von Grösst*' §.8 75. Wo der Zehente überhaupt und ohne weitere Restim- 
mung hergebracht ist, wird darunter nur der sogenannte Gross- 
zehente verstanden. 

§• S76. Dieser muss von allen Erzeugnissen der zehentpflich- 
tigen Aecker und Wiesen, welche der Halm trägt, entrichtet 
werden. , 

§. 877* Der Zehentberechtigte kann dem Zebentpflichtigen 
nicht verschreiben : wie derselbe das Grundstück bestellen und 
nutzeo solle. 

§• 878. Baut aber der Zehentpflichtige eine andere Art von 
Erzeugnissen, als wozu das Grundstück bisher gewöhnlich genutzt 
worden : so muss er auch davon den Zehenten entrichten. 

/ §. S7 9- Kann diese Art der Berichtigung, nach der Natur und 

Beschaffenheit des anderweitig gebaueten Erzeugnisses, oder aus 
andern Ursachen nicht Statt finden : so muss der Zehentpflichtige 
eben so viel, als der Zehente von einem Acker gleicher Grösse in 
demselben Felde beträgt, in dem Erzeugnisse der gcwübolichen 
Art entrichten. 

§• 880. Früchte die im Brarhfelde gebaut werden, sind der 
Regel nach zehentfrei. 
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§. 881. Hat aber der Zehen» pflichtige das Brachfeld so ge- 
nutzt, dass dadurch der Ertrag der künftigen Erndtc offenbar ge- 
schmälert wird : so muss erden Zehentberechtigten deshalb ent- 
schädigen. 

§. S82. Sowohl , ob eine solch« dem Zehentberechtigten 
schädliche Urachnutzung vorhanden sei, als wie viel der demselben 
daraus entstandene Ausfall betrage? muss, wenn kein gütliches 
Abkommen Statt findet, nach dem Gutachten vereideter Sachver- 
ständigen bestimmt w erden, 

§.883. fliese müssen "dabei auf das Vcrhäitniss des Ertrages 
benachbart er Aeckcr von eben derseibcnHcschalfciiheit, bei welchen 
die Brache landüblirh genutzt worden, Rücksicht nehmen. 

§• 884. Lässt der ZehentpQichlige die zum Winter- oder 
Somraerfclde gehörigen Ländereien, aus Nachlässigkeit oder unor- 
dentlicher Wirtschaft, ganz oder zum Tbeil unbebaut liegen: 60 
ist der Zehentberechtigte befugt, dieselben in Cullur zu nehmen ; 
und der Eigentümer hat auf die davon gewonnenen Früchte gar 
keinen Anspruch. 

§. 885. Nimmt der Zchentpflirhtige eine Art von Oultur vor, 
wodurch die Gestalt und Bestimmung des Grundstücks gänzlich 
verändert wird : so muss er den Zehentberechtigten, wegen des 
dadurch entstehenden Verlustes, auf andere Art schadlos halten. 

§. 8b6. Zum Maassstabc dieser Entschädigung muss der 
Durchschnitt des Zehentertrages von den letzten Sechs Jahren vor 
der Veränderung angenommen werden. 

§. SS7. Können die Parteien sich über diese Art der Entschä- 
digung nicht vereinigen ; so muss dieselbe., für jedes Jahr, nach 
der Vorschrift des §.S79> bestimmt werden. 

§. SS8. Eine blosse Veränderung in der Eintheilung der Fel- 
der, oder in der Art der Bedüngung, oder die Verminderung der 
Aussaat durch Anlegung künstlicher Wiesen, geben dem Zeheut- 
berechtigten keinen Anspruch auf Schadtoshaltung. 

§. 889. Auch von solchen Aeckern, welche nicht gew öhnlich, 
sondern nur zuw eilen gebaut werden, ist der Zehente, so oft sie 
wirklich bestellt sind, zu entrichten. 

§. S90. Kirchen- und Pl'arrzehcnten können zwar auch von Vom Neuland*, 
ausgetrockneten Sümpfen, geradeten W äldern uud Wiesen, und 
andern ganz neu in Cultur gebrachten Ackern, in so fern diesel- 
ben im Zehcntdistrikte liegen, gefordert werden. 

§. 891. Es kommt aber den Besitzern eine zwölfjährige Be- 
freiung, von der Zeit an, wo dergleichen Neuland zuerst wirklich 
bestellt worden, zu statten. 

§. 892. Zehcntberccbtigtc weltlichen Standes können den 
Zehenten von solchem Neulande nur alsdann fordern, wenn er ih- 
nen ausdrücklich mit verliehen worden. 

§. 89 J. Für Neuland ist cs nicht zu achten, wenn der Zebeut- 
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pBichlige Hecken, Bäume, Gesträuche oder Graben, welch« an 
1 sich auf dem zehentbaren Lande befindlich sind, auf eine oder die 
andere Art zu Acker einrichtet, und bestellt. 

Art <t«r Ent- §• S 9 i . Der Zehente muss von den Früchten, ohne Abzug 
Gr» htU «heuten < ® cr ® c ®* e ^ un B 8 kosten und Abgaben, entrichtet werden. 

§. 895. Der Empfänger muss denselben auf dem Felde, aus 
den aufgesetzten Garben oder Haufen, w ie sie folgen, annchmen ; 
doch kann er mit dem Abzählen da, wo er selbst will, den Anfang 
machen. 

§. 896. Auch kann er von Rincm Acker, auf einen andern dea 
nämlichen Besitzers, die Garben oder Haufen fortzablen. 

§. 897. Bei diesem Fortzählen steht es ihm frei: ob er an 
dem obern oder untern Ende des folgenden Ackers den Anfang 
machen will. 

§. 898. Bleiben znletzt noch Früchte übrig, die keine Zehent- 
garbe ausmachen : so w erden dieselben, zur itlitzählung auf da a 
folgende Jahr, dem Berechtigten Vorbehalten. 

§. 8 99* Wo die Feldfrüchte in Mandeln oder Hocken aufge- 
setzt werden, da kann der Zehentbercchtigte verlangen, dass die 
bei der Abzählung übrig gebliebenen einzelnen Mandeln oder 
Hocken auseinander genommen, und ihm von den darin enthalte- 
nen Garben der Zehente verabfolgt werde. 

§. 900. Der Zehentbercchtigte muss, wenn er zur Zeit der 
■ Erndte nicht selbst gegenwärtig sein kann oder will, einen Abze- 

heotner in der Nähe bestellen, und denselben dem Zehentpflichti- 
gen zeitig bekannt machen. 

§.•901. Sobald dem Zehentberechtigten, oder dessen Abze- 
hentner, gemeldet worden, dass die Früchte zum Abzählen in Be- 
reitschaft stehen, müssen sich dieselben dazu unverzüglich ein- 
fiuden. 

§. 902. Der Zehcntpflirhtige ist nicht schuldig, länger als 
Zwülf Stunden nach der Anzeige auf das Abzählen zu warten. 

§• 903. Vielmehr kann er alsdann, in Gegenwart oder mit Zu- 
ziehung der Dorfgerichte, oder zweier an sich glaubwürdiger 
Zeugen, auf Kosten des Berechtigten den Zehenten selbst ausstos- 
sen, und auf dem Felde liegen lassen. 

§. 904. Nölhigt die Witterung den Zehentpflichtigen, mit 
der Einführung der Fruchte zu eilen: so ist es genug, wenn di« 
Anzeige dem Zehentherrn, oder dessen Abzchcntoer, nur Sechs 
Stunden vor dem Einfahren geschieht. 

§•905. Dagegen ist aber auch der Zchentpflichtige schul- 
dig, wenn der Zebentsammlcr auf der Flur mit der Abzählung 
, schon wirklich beschäftigt ist, so lange zu warten, bis derselbe 
auf seinen Acker kommen kann. 
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§. 906. Säum! der Zehentsammler geflissentlich : so haftet 
er dem Zehentpflichtigenfür allen dadurch erweislich entstandenen 
Schaden. 

§. 907« Sind aber, mit Vernachlässigung obiger Vorschriften, 
die Früchte vor Ausstossung des Zehenten eingeführt worden : so 
muss derselbe dem Berechtigten noch aus der Scheune verabfolgt 
werden. 

§. 90S. Ist die zu frühe Einführung von dem Verpflichteten 
vorsätzlich, oder durch eigenes grobes Verschulden geschehen : so 
muss er, wenn besondere Provinzialgcsetze nicht ein Anderes be- 
stimmen, dem Berechtigten auf Zehn Garhen Eine; hei einem ob- 
waltenden nur massigen Versehen aber, auf Zwanzig Garben Eine 
Garbe mehr abliefern. 

§• 909» D'* Einfuhre des auf dem Felde abgezählten Zehen- 
ten muss der Empfangender Regel nach, und wo nicht ein Ande- 
res durch ununterbrochene Gewohnheit hergebracht ist, selbst 
besorgen. 

§•910. Wo der Kleinzehente ausdrücklich eingeführt ist, 
muss derselbe in der Regel von allen Garten- und Baumfrücbten, 
ohne Unterschied, ob sie im Garten oder auf dem Felde gebauet 
worden, entrichtet werden. 

§.911> Weder am Gross-, noch Kleinzehentcn, kann der 
Zehentpflichtige, wegen erlittener Unglücksfälle Erlass fordern. 

§•912. Wedcrbei dem Verkaufe der Zehcntfrüchte, noch 
bei Verpachtungen des Zehentrechts, gebührt dem Zehentpllich- 
tigen ein Vorkaufs- oder Näherrccbt. 

§• 913. Eben das gilt , wenn das Zefacntrecht mit dem Gute 
oder Grundstücke, worauf dasselbe hattet, verkauft wird. 

§• 91-1. Wenn hingegen das Zehentrecht über eine ganze 
Feldflur, oder auch über einzelne in derselben gelegene Grund- 
stücke, für sich allein verkauft werden soll: so kommt im ersten 
Falle der Gemeine, so wie im letzteren dem Besitzer des pflichti- 
gen Grundstücks, das Vorkaufs- und Näherrecht zu. 

§. 915. Die Befugniss, Fleisch- oder Blutzehenten zu neh- 
men, erstreckt sich auf alle Arten von Vieh , welches zur Haua- 
und Feldwirtschaft gehört. 

§. 9 1 6 . Der Regel nach muss das zehentbare Vieh von einem 
Jahre ins andere aufgezählt, und darnach das zehnte Stuck gelie- 
fert werden. 

§. 917» Die vor der wirklichen Aufzählung gestorbenen 
Stücke werden bei Berechnung des Zehenten nicht mitgezäblt. 

§•918. Die Zeit der Abzählung ist nach jedes Orts Herkom- 
men bestimmt. 

§. 919* Kälber, Lämmer und Schweine ist der Zehentbe- 
rechtigte nicht eher, als bis sie zum Verkaufe tauglich; Fohlen 
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nicht eher, als bis sie abgesogen sind; und Federrieb erst, wenn 
es befiedert ist, anzunebmeri verbunden. ‘ 

§<920./ Von allen Sorten dürfen nur Stucke mittlerer Güte 
zum Zehenten gegeben und angenommen werden. 

§. 92t. Ein Personalzebcnt von dem, ‘'was durch blossen 
menschlichen Kieiss erworben worden, soll nirgend weder gefor- 
dert, noch gegeben werden. 

§. 922. Wenn der Zehente auf gewisse Quantitäten oder 
Maasse von gedroschenem Getreide oder gewonnenen Früchten 
bestimmt ist; so heisst derselbe ein Sackzehente. 

§• 923. Wenn erhellet, dass der fiererhtigte einen Natural- 
zchenlen zu fordern habe: so hat derselbe sein Recht, diesen 
Zehenten in Natur zu ziehen, nicht verloren , wenn er gleich seit 
länger als rechtsverjübrter Zeit selbigen in gedroschenen Körnern 
angenommen hätte. 

’ §. 924« Hat aber der Berechtigte sein Recht zum Zugzehen- 
ten ausüben wollen ; der Verpflichtete demselben widersprochen ; 
und ersterer ßteit dissem' Widerspruche , durch rechtsverjährte 
Zeit, den Zehenten in gedroschenem Getreide angenommen: so 
ist eine Verwandlung des Zug - in einen Sackzehenten durch Ver- 
jährung erfolgt. 

§. 925. Der Sackzchente muss gleich durch, wie der Zehent- 
pflichtige die Früchte gewonnen hat, entrichtet und angenom- 
men werden. 

§. 926. Doch ist der Zehentpllichtige in jedem Falle markt- 
gängiges Getreide abzuliefern verbunden. 

§.92 7- Die Ablieferung muss in der Regel nach gestriche- 
nem Maasse geschehen. 

§• 92S. Die Abfuhre in die Wohnung, oderauf den Boden 
des Empfängers, muss der Zehentpflichtige besorgen. 

§• 929- Ist der Zchentpflichtige in der Ablieferung säumig 
gewesen : so finden die Vorschriften des Siebenten Titels §. 479- 
480. Anwendung. 

§•930. Hat der Zehentpllichtige totalen Misswachs erlitten: 
so kann der Empfänger den Sackzebenten nur in so fern fordern, 
als die gewonnenen Fruchte, nach Abzug der Wirthscbaftsnoth- 
durften, an Saamen, Hrodt, Speisung des Gesindes, und Fütte- 
rung dazu noch hinreichen. 

§. 93t. Hat sich der Misswachs nur in einer oder der andern 
Getreidesorte , z. B. nur in den Winter - oder nur in den Som- 
merfrüchten, ereignet: so muss der Zehentpflichtige den in der 
missrathenen Sorte zu entrichtenden Sackzehenten , entweder 
nach den in der Provinz oder Gegend üblichen Anschlagspreisen 
bezahlen, oder denselben in einer andern Getreidesorte, nach 
Verhältnis eben dieser Preise, abliefern. 
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§. 932. Der Zehentpflichtige, welcher von einem dieser Be- 
fugnisse Gebrauch machen will, muss wegen der dem Berechtig- 
ten von dem vorhandenen Fiisswachge in Zeiten zu machenden 
Anzeige , die einem Pachter ertheiltcn Vorschriften beobachten. 

(Th. l.Tit. 21. §. 4S0 — 483.) 

§.933. Auch findet keine von diesen Befugnissen Statt, wenn 
der Zehentpflichtigc allen Remissionen ausdrücklich entsagt hat. 

§. 934. Was hier von dem Erlasse bei geistlichen Sackzehen- 
ten verordnet ist , findet auf andere Naturalabgaben , welche 
nicht als Pfarr- oder Kirchenzehenten entrichtet werden, keine 
Anwendung. 

§-935- Wenn der Zehcntbercchtigte , statt des Naturalze- 
henten, eine beständig gleichförmige Abgabe in Gelde durch 
rechtsveriährtc Zeit angenommen bat: so finden die Vorschriften 
§. 923. und 924. Anwendung. 

§•936. Ein solcher Zehentpflichtiger kann, wegen erlittener 
Unglücksfälle, nur in so weit Nachsicht oder Erlass fordern, als 
dergleichen einem Krbzinsmanne wegen des schuldigen Canons zu 
statten kommt. (Th. I. Tit. 1 8. §. 758. sqq.) 

§• 937* Oflcrtoria, Prüven, Ostereier, Wettergarben, und 
andere dergleichen Pfarr- und Küsterabgaben, müssen lediglich 
nach jedes Orts Gewohnheit bestimmt werden. 

§• 938. Für dergleichen Prästationen kann niemals Erlass 
gefordert werden. 

V 

Zwölfter Abschnitt. 

Von geistlichen Gesellschaften überhaupt. 

§• 939- Haler geistlichen Gesellschaften , deren Mitglieder 
sich mit andern Religionsübungen, als der Seelsorge, hauptsäch- 
lich beschäftigen, werden die vom Staate aufgenommenen Stifte, 
Klöster, und Orden verstanden. 

§. 940. Diese haben, unter dem Namen der Capitcl und Con- 
vente, mit andern Corporationen im Staate gleiche Rechte. 
(Tit. 6.) 

§•941* Sie stehen unter der Direction ihrer besondern Vor- 
gesetzten, weiche, nach Verschiedenheit der Verfassung, entwe- 
der von den Mitgliedern gewählt, oder von einem Dritten be- 
stellt werden. 

•§. 942. Sie sind in ihren geistlichen Beschäftigungen, der 
Regel nach, der Aufsicht des Bischofs der Diörcs unterworfen; 
und müssen, wenn sie davon beireit zu sein behaupten, eine be- 
sondere vom Staate genehmigte Exemtion nachweisen. 

§. 943. Sie dürfen den Pfarrern in ihren Amtsverrichtnngen 
keine Eingriffe thun , und sich auch einzelne zur Seelsorge gehü- 
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rige Handlungen, ohne besondere Erlaubnis* des Bischofs, nicht 
antnassen. 

v §. 944. Doch sind sie selbst vomPfarrzwange ausgenommen, 
und können für sich einen eignen Gottesdienst unterhalten. 

§. 945. Wo einer geistlichen Gesellschaft Parochialrechte 
Uber einen gewissen Distrikt verliehen sind, da muss dieselbe die 
Verwaltung des Pfarramts einem dazu gehörig qualificirten Sub- 
jecte aus ihrem Mittel übertragen. 

§ 946. Geistliche Gesellschaften sind berechtigt, ihre Mit* 
glieder durch geistliche Bussübungen zur Erfüllung der Pflich- 
ten ihrer Verbindung, und zur Vermeidung alles Aergcrnisses an- 
zuhalten. 

§. 947* Körperliche oder Geldstrafen gegen ihre Mitglieder , 
zu verhangen, sind sic nur so weit berechtigt, als ihnen die Be- 
fugnis* dazu durch besondere Gesetze, oder in ihren vom Staate 
bestätigten Statuten, ausdrücklich cingcräumt worden. 

Aruiutsr« §. 948. Die Rechte des Staats über solche geistliche Gesell« 

»Ä-.Sr schäften und deren Vermögen sind hauptsächlich nach den von 
tltu -Staat, Jim, bestätigten Grundverfassungen , nach den vorhandenen Be- 
cessen und Verträgen, und nach den die Angelegenheiten dersel- 
ben betreffenden Friedensschlüssen und andern Tractatcn zu be- 
urt heilen. 

§• 949« I» der ßegel kommen dem Staate eben die Rechte 
über sie zu, wie über die Kirchcngesellscbaften. 

§•950- Sie gemessen, gleich diesen , in ihren Rechlsangele- 
genheiten einen pririlegirtcn Gerichtsstand, 
in Ansehung §. 951. Das ihnen vom Staate zugewendete oder überlassene 
U>r< gen». r,U0 " Vermögen, muss zur Aufrechthaltung ihrer geistlichen Anstalten, 
nach der vom Staate gebilligten Verfassung, und zum Unterhalte 
der Mitglieder verwendet werden. 

§• 932. Sie sind dabei eben den Einschränkungen unterwor- 
fen, und gemessen eben die Vorrechte, wie Kircbengesellschaften. 

§• 955. Doch haben sie, in Ansehung ihrer beständig fortlau- 
fenden jährlichen Hebungen, auf das den Kirchengcsellschaften 
§. 229* verliehene besondere Privilegium keinen Anspruch. 

§. 954. Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Vermögen» 
kommt dem Capitel zu, welches, zur Besorgung der dabei vorfal- 
lenden Einnahmen und Ausgaben, Unterbedieote zu bestellen be- 
rechtigt ist. 

§• 955. Die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der geistli- 
chen Corporationen werden in ihren Zusammenkünften oder Capi- 
teltagcn verhandelt. 

Inner» Vwfas. §. 956. Dem Vorsteher gebührt derVorsitzunddicDireclion 
SUD *' in dem Capitel; er muss aber, bei Abfassung der Schlüsse, sich 
nach der Mehrheit der Stimmen richten. 

§• 957 . 
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§. 95 7* Die Schlüsse selbst müssen notk wendig im versatn- Vtr-ammim, 
melten Capitcl abgefasst werden. . , im. 

§. 958. Die ordinairen Zusammenkünfte oder Capiteilage 
sind nach der besondern Einrichtung einer jeden Corporation fest- 
gesetzt, nnd zur \erhandlung desjenigen bestimmt, was zur Ver- 
waltung und Conservation der Hechte und inngrn Verfassung der 
Corporation gehört. 

§•959- So oft in der Grund Verfassung des Stifts etwas ge- 
ändert werden soll , wird eine ausserordentliche Zusammenberu- 
lung des Capitels , die Einwilligung des Bischofs der Diözes, und 
die Genehmigung des Staats erfordert. 

§. 960. Ehen dies findet Statt , wenn unbewegliche Güter 
Kostbarkeiten, oder Rechte der Stiftung vertauscht, verpfändet 
oder veräussert werden sollen. 

§•961- Geistliche Gesellschaften dürfen, ohne ausdrückliche 
Erlaubnis» des Staats, weder C'apHalien ausserhalb Landes ver- 
leihen, noch weniger auswärtigen geistlichen Obern oder Stiftun- 
gen, etwas von ihrem Vermögen, bei einer gleich hohen Geldstrafe 
zuwenden. 

• §. 962. Die Verwendung der aus dem Stifuvermögen den 
einzelnen Mitgliedern bestimmten Hebungen zu andern Zwecken 
kann nur in ausserordentlichen Zusammenkünitcn , mit einmüthi- 
ger Bewilligung sämmtlicher Mitglieder, beschlossen werden. . 

§•963. Auch die Wahl eines neuep Vorgesetzten , Beamten, 
oder Mitglieds der Corporation, kann nur in solchen ausserordent- 
lichen Zusammenkünften geschehen. 

!. §. 964 . Abwesende Mitglieder des Capitels oder Convents 
müssen zu dergleichen ausserordentlichen .Versammlungen beson- 
ders eingeladen werden. 

§•965. Ist dieses unterlassen worden ; so, können sie dieser 
Lebcrgehung wegen, («/j coytvwlum) auf Vernichtung des von 
den übrigen Mitgliedern gefassten Schlusses antragen. 

§. 966. Es ist aber genug, wenn die Einladung rwr in Oie ge- 
gewöhnliche Wohnung oder Curie solcher abwesenden Mitglieder 
insinuirt wird. . vt , . , li; . 

§. 967 . Rin Mitglied des Capitels , welches pet-sünlicfc * u er- 
scheinen verhindert ist, kann seine Stimme nut- einem andern Mit- 
glieds auflragem . .1 1 , ..., d-- 

'§• 968. Wer auf gehörige Einladung weder, selbst erscheint 
noch einen qualificirten Bevollmächtigten bestellt, muss sichda.je- 
nige gefallen lassen,, was von den übrigen Mitgliedern beschlos- 
sen worden. ... 

' ■* . . - ,1, , ,|. 

§• 969. In gewöhnlichen Angelegenheiten und Zutammcn- 
M"g f |Tr,.cr t,£hei<ltt dieWei ‘ ige» 
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§• 970- In wie fern , und bei welchen Geschäften , die Mehr- 
heit der Stimmen lämmtlicber Mitglieder, oder eine gewisse über- 
wiegende Mehrheit erfordert werde, ilt nach der besondern Ver- 
fassung einer jeden Corporation bestimmt , und wird unten Vor- 
kommen, 

RreVt« dM Vor- §>971* Eben ao bestimmt die Verfassung einer jeden geiat- 
oiehrro- liehen Corporation, was der V'orsteher ohne Rückfrage an' das Ca- 
pitel cu beschliessen und vorzunehmen berechtigt sei. 

§• 972, Uebernimmt er ausserdem eine Verbindlichkeit ohne 
Zusiehung des Capitels ; so haftet dieses nur so weit dafür, als et- 
was aus einem solchen Geschälte in den Nutzen der Gesellschaft 
wirklich verwendet worden. 

§• 973» Welchen Personen die Verwaltung der Rechte und 
Obliegenheiten eines abwesenden, oder sonst verhinderten, inglei- 
chen eines gänzlich abgegangenen Vorstehers, vermiige ihres Amts 
zukomme, muss nach den besondern Stiftsverfassungen beurtheilt 
Werden. 

Rethi« d« Cs- §.974. Der Regel nach fallen die Rechte des mit Tode alige- 
gangenen Vorstehers an das Capitol zurück. 

«ukoromto. §. 975- Das Capitel kann dieselben entweder selbst ausuben, 
oder deren Verwaltung inzwischen Andern übertragen. 

§• 976. Doch ist das Capitel die an die Person des Vorstehers 
besonders gebundenen Rechte, ohne dringende Noth Wendigkeit 
auszuüben oder an andere zu übertragen, nicht berechtigt. 

§. 977 Während der Vacanz darf keine Neuerung in den 
Angelegenheiten des Stifts vorgenommen werden. 

§. 978. Die besondern Einkünfte des Vorstehers müssen wäh- 
rend der Vacanz aufbewabrt, und seinem Nachfolger übergeben 
werden. ‘ 1 

W.bi unil Po» §. 979* Wo die Wahl des Vorgesetzten dem Capitel oder 
tuUUoB. Convent zustcht, muss dieselbe innerhalb Dreier Monate nach den 
Abgänge des vorigen, bei Verlust des Wahlrechts, erfolgen. 

§. 980. Der zu wählendeCandidat muss alle zu solchem Amte, 
nach dem canoniscben Hechte und den Statuten des Stifts , erfor- 
derlichen Eigenschaften besitzen. 

§•981* Wem eine oder die andere derselben mangelt, der 
kann nur nach vorhergegangener Postulation , und erfolgter Dis- 
pensation des geistlichen Obern, zu der varanten Würde gelangen. 

§. 982. Das Wahlgescbäft ist der Landesherr durch dazu be- 
stellte Commissarien zu dirigiren berechtigt. I i , , 

§■983. Wo nicht' besondere Statuten entgegenstehen, wer- 
deo die Stimmen von diesen Commissarien als Scrutaloren einge- 
sammelt. •» , . •* «m ”j»i»n t '»:••" • . 

§. 984. Die Stimmen werden mittelst verschlossener Zettel ab- 
gegeben. -r 

*V' ■ . - ■ 
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§. 9S5. Finden «ich nach geendigter Stimmensammlung mehr 
oder weniger Wahlzettel, als wählende Personen sind s so müssen 
die sämmtiichen Zettel un eröffn et verbrannt, und die Stimmen 
aufs neue gesammelt werden. 

§• 986. Nach richtig befundenen Wahlzetteln werden dicsel- 
ben eröffnet, und die Stimmen, so wie sie sich hinter einander Ho- 
den, in das Wafalprotokoll eingetragen. 

§• 98/. Nur der ist für regelmässig gewählt zu achten , wel- 
cher wenigstens Eine Stimme über die Hallte der Stimmen sämmt- 
licher Mitglieder des Capitels oder Convents für sich hat. 

§• 988. Wenn ein Candidat, welcher nur postulirt werden 
kann, mit einem völlig Wahlfähigen zusammen kommt : so kann 
die Postulation des ersten nur alsdann erfolgen, wenn er mehr als 
zwei Drittel sämmtiieher Wablstimmen für sich hat. 

§* 989* In dessen Entstehung wird der Wahlfähige vorgezo- 
gen , wenn auch nur ein Drittel sämmtiieher Stimmen sich für ihn 
erklärt hätte. 

§• 990. Wenn aber sämmtlicheCandidaten nur postulirt wer- 
den können; so muss die Postulation für denjenigen erfolgen, der 
mehr als die Hälfte der sämmtiichen Wahlstimmen für sich hat. 

§• 991* Hat keiner der Candidaten so viel Stimmen , als nach 
obigen Vorschriften zu einer gültigen Wahl oder Postulation er- 
fordert werden: so ist der ganze Wahlactus ohne Wirkung. 

§• 992. Die Wahl kann auch durch Compromiss auf ein oder 
mehrere Mitglieder des Capitels geschehen. 

§• 993. Auch die Errichtung eines solchen Compromissea 
muss unter Dircctjon der Landesherrlichen Commissarien erfolgen. 

§• 99h. Zu dergleichen Compromiss ist die Einwilligung 
sämmmtlicher Mitglieder erforderlich. 

§• 995. Nur durch gleichmässige allgemeine Einwilligung 
kann das Compromiss , wenn es einmal zu Stande gekommen ist, 
wieder aufgehoben werden. 

§•996. Diejenigen, auf welche compromittirt worden , müs- 
sen sich nach dem Inhalt« des ihnen von dem Capitel geschehenen 
Auftrages genau achten. 

§•997- Ist in diesem Aufträge nicht ein Anderes bestimmt t 
so ist derjenige für gewählt oder postulirt zu achten , welcher die 
Mehrheit der Stimmen der Compromissarien für sich hat. 

§• 998* Haben di« Compromissarien einen ganz Unwürdigen 
gewählt: so fällt das Wahlrecht an das Capitel oder den Convent 
zurück. 

§• 999 • Das Capitel oder- der Convent kann mit dem gewähl- CipUuUUon. 
ten oder postulirten Vorsteher eine Capitulation errichten. 

§. 1000. Dadurch können aber klare und entschiedene. Hechte 
des Vorgesetzten nicht geschmälert, noch die Grundvtrfassungcn 
des Stifts geändert werden. 

5* 
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§.1001. Auth die Capitulation, wenn dergleichen errichtet 
wird, rnusä dem Landeaherrn zur Genehmigung vorgelegt werden. 

§. 1002. Der Gewählte oder Poatulirte muss, bei Verlust »ei- 
nes Hechts, innerhalb Monatsfrist über die Annahme der ihm tu- 
gedacbteo Würde sich erklären , und hiernächst innerhalb Dreier 
Monate die Confirmation oder Zulassung desjenigen geistlichen 
Obern, dem das Stift unmittelbar untergeordnet ist, nachsuchen. 

§. 1003. Die einmal geschehene Wahl kann von dem Capitel 
niemals, die Postulation aber nur so lange, als sie dem geistlichen 
Obern noch nicht angezcigt ist, xurückgenomroen werden. 

§.'1004. Einem regelmässig Gewählten, welchem die nach 
§. 980. erforderlichen Eigenschaften nicht ermangeln , darf der 
geistliche Obere die Confirmation nicht versagen. 

§. 1005. Auch die Postulalion muss er zulassen,- wenn der 
Mangel des Erfordernisses denselben de» zugedachten Amtes nicht 
unwürdig, oder zur Ausübung der damit verbundenen PUichlen 
ganz unfähig macht. 

§. 1006. Die Zulassung einer Postulation hat mit der Bestäti- 
gung einer Wahl gleiche -Wirkung. ^ ■■ 

' §. 1007. Wird die Wahl unregelmässig, oder die Postulation 
unzulässig befunden : so verliert das Capitel für diesen Fall sein 


Wahlrecht. 

f omccration. §. 1008. Der Bestätigte oder Zugelassene gelangt durch die 

Einweihung zum Besitze seines geistlichen Amts. 

Landesherr- §. 1009. Es darf aljer kcin Gewählter oder Postulirler die 
liehe Approba. Betätigung oder Zulassung der geistlichen Obern eher nachsuchen, 
als bis er dazu die Genehmigung des Landesherrn hat. 

§. 1010. Vor dem Erfolge dieser Genehmigung soll die Ein- 
weihung nicht Statt finden ; noch der Gewählte oder Postulirte zur 
Ausübung der Functionen seines Vorsteheramts, oder zum Besitze 
und Genüsse der damit verbundenen weltlichen Rechte und Ein- 
künfte gelassen werden. 

§.1011. Wenn der Landesherr , aus Gründen des gemeinen 
Wohls, oder der Erhaltung der äussem und innern Ruhe de» 
Staats , das präsentirte Subjec» verwirft: so muss eine neue Wahl 
veranlasst werden. , 

§.1012. In Fällen, wo das Capitel oder der Convent wegen 
seiner schuldbareo Saumseligkeit, oder wegen der bei der Wahl 
oder Postulation vorgefallenen Unregelmässigkeiten, seines Wahl- 
rechts verlustig wird, fällt die Besetzung der Stelle für diesesmal 
nach Verschiedenheit der Verfassungen in den Provinzen , entwe- 
der dem Landesherrn, oder den geistlichen Obern anheim. 

§. 1013- Aber auch letztere müssen, bei ihrer Ernennung^ 
die gesetzlichen Vorschriften wegen der Tüchtigkeit des zu be- 
stellenden Subjekts beobachten, und dasselbe dem Landesherrn 
zur Genehmigung vorschlagen. 
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§. 1014. Wo es hergebracht ist, dass den Laadesherrn meh- 
rere Subjekte zur Ernennung vorgrscblagen werden müssen, da 
ist das Capitel oder der Convent, bei der Auswahl dieser Subjekte, 
die §. 979 - S( 11- enthaltenen Vorschriften ebenfalls zu beobachten 
schuldig. 

§. 1015. Einem Stiftsvorgesetzten , der durch Alter, Krank- Von Cosdjn- 
heit oder andere Ursachen an gehöriger Verwaltung seines Amts 
verhindert ist, kann ein Coadjutor bestellt werden. 

§. 1016. Die Wahl eines solchen Coadjutors kommt dem Ca- 
pitel oder Convent in so fern zu, als ihm die Wahl des Vorge- 
setzten selbst gebührt. 

§. 1017« Die Gründe zur Bestellung eines Coadjutors müs- 
sen von den unmittelbaren geistUchen Obern des Stifts, und von 
dem Landesberrn geprüft und genehmigt werden. 

§. 1018. Es hängt von dem Vorgesetzten ab, in wiefern er 
sich seines Coadjutors bedienen will ; und dieser darf sich wider 
seinen Willen keine Amtsverrichtungen anmassen. 

§. 1019 - Dagegen darf aber auch der Vorgesetzte diejenigen 
Amtsgcsehifte, die er selbst nicht verrichten kann oder will, ei- 
nem Andern, als seinem Coadjutor, nicht auftragen. 

§. 1020. Soll der Coadjutor Verrichtungen vornehmen, die 
bei blosser Abwesenheit oder temporcller Verhinderung des Vor- 
gesetzten , gewissen Mitgliedern des Capiteli vermöge ihres Amts 
zukommen : so wif d zu deren Uebertragung der Consens des Capi- 
tela erfordert. 

§.1021. Bei gänzlichem Abgang des Vorgesetzten tritt der 
ihm zugeordnete Coadjutor sofort an dessen Stelle. 


Dreizehnter Abschnitt. 

Von katholischen Domstiften und Capiteln. 


§. 1022. Domcapitel sind geistliche Corporationen, deren n«Hmmun* 
Mitglieder zur Abwartung des feierlichen Gottesdienstes in der ! 

Hauptkirche der Diözes bestimmt, und dem Bischöfe, in wichtigen 
Angelegenheiten des Bisthums und der Diözes , zur Seite gesetzt 
sind. 


§. 1023. Nur diejenigen sind als Mitglieder dieses Collegii Rechte d.r.ot- 
zu betrachten , welche bei dem Stifte eine Pfründe oder ein Cano- bti , , b ,„. 

nicat besitzen. , **g2T 

§, 1024. Der Bischof hat also darin weder Sitz noch Stimme, 
als in »o fern er zugleich mit einem Canonicat hei dem Stifte ver- 


sehen ist. 

§. 1025. Alle gemeinschaftliche Rechte des Stifts werden 
also , mit Ausschluss de# Bischofs , durch das Capitel allein aus- 
geübt. 
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§. 1026. Insonderheit gebührt dem Capitel die alleinige Ver- 
waltung de* Stift« vermögen*. 

§. 1027* Da» Capitel »teht in diesen gemeinschaftlichen An- 
gelegenheiten unter der Direction de* Dechanten. , 

§. 1028. Die übrigen Würden und Aemter im Capitel sind, 
nebst ihren Rechten und Obliegenheiten, nach den besondern Ver- 
fassungen eines jeden Stifts bestimmt. 

§. 1029* Das Capitel ist zur Vertheidigung seiner Rechte ei- _ 
nen Syndicum und andere linterbediente zur Besorgung seiner 
Vermögensangelegenbeiten, ohne Zuziehnng des Bischofs zu be- 
stellen berechtigt. 

Vtrhlltnl*» *<- §.10 )0. Das Capitel ist dem Bischöfe subordinirt, «reicher 

**n dfnltischof. berechtigt ist, Visitationen bei dem Capitel vorzunebmen, und die 
dabei vergefundenen Missbrauche abzustellen. 

§. 1031. Der Bischof sollioallen wiehtigenAngelegeoheiten 
des Bistbums und der DiSzes das Domcapitel mit seinem Rathe 
und Gutachten vernehmen. 

§. 1032. Die Kinrvilligung des Domcapitel* ist nothwendig, 
wenn unbewegliche Güter oder Gerechtigkeiten des Bisthums oder 
einer Kirche in der DiSzes verpfändet oder veränssert ; Pfarren 
und (Pfründen, die zur gemeinschaftlichen Collatur des Bischofs 
und Capitel* stehen, vergeben; und Kirchen oder Pfründen zu- 
sammengeschlagen und aufgehoben werden sollen. 

§. 1033. In welchen Bällen es ausserdem, zur Gültigkeit ei- 
ner von dem Bischöfe vorgenommenen Handlung, der Einwilli- 
gung des Domcapitel« bedürfet ist nach der besondern Verfassung 
eioer jeden Diiizes bestimmt. 

§.1034. Zur anderweitigen Verleihung von Lehn und Erb- 
zinsgütern, die sich an das Bisthum eröffnen, ist die Einwilligung 
, des Capitel« in der Regel nicht erforderlich. 

§• 1035. In gemeinschaftlichen Angelegenheiten des Bischofs 
und Capitels geschieht die Zusammenberufung von Seiten des er- 
stem ; und ihm gebührt alsdann die Direction der Berathschla- 
S un B> 

§. 1036. Der Regel nach wird die Versammlung in der Capi- 
telsstube gehalten. 

§• 1037« In allen Fällen, wo zu einem Geschäft* die Einwil- 
ligung des Capitels nothwendig ist, bat der Bischof für sich Eine, 
und das Capitel zusammen genommen die Zweite Stimme. 

§. 1038. Es kann also nichts beschlossen werden, als worin 
der Bischof von einer, und die Mehrheit der Stimmen des Domca- 
pitels von der andern Seite willigen. 

§. 1039« 1° 80 fern der Bischof zugleich Canonicus ist, muss 
seine Stimme auch unter den Stimmen der Mitglieder des Capitels 
mitgezählt werden. 
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§. 1040. Da» Capitel kann in Angelegenheiten des Ristbums 
und der Diözes, ohne den Bischof oder gegen desselben Gutbe- 
finden, auch durch einhelligen Beschluss, nicht» entscheiden. 

§. 10-41 . Wenn der Bischöfliche Stuhl entweder gänzlich R»eM» J«Cs- 
oder auf eine Zeitlang erledigt, oder dessen Wiederbesetzung ohne vaJa,” 1 '«!»« 
die Schuld des Capital» verzögert wird : so kommt die Verwaltung BUthums- 
der bischöflichen Rechte dem Domcapitel zu. 

§. 1042. Dieses muss dabei alles beobachten, was§. 974. sqi|. 
bei der Vacanz eines geistlichen Vorstehers Überhaupt vorgeschrie- 
ben ist. 

§. 1043. Die Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten 
des Bisthums kann das Capitel einem Vicarius auftragen ; wenn 
aber dergleichen Vicarius von dem abgegangenen Bischöfe schon 
bestellt worden: so muss das Capitel denselben bestätigen. 

§. 1044. Functionen, die mit der Person und Würde des Bi- 
schofs untrennbar verknüpft sind, kann weder das Capitel, noch 
der von ihm gesetzte Vicarius ausüben. 

§. 1045. Zur Verwaltung der weltlichen Gerichtsbarkeit, in 
so fern dergleichen mit dem Bisthumc verbunden ist, muss ein Of- 
ficial bestellt, oder der von dem Bischöfe geordnete bestätigt 
werden. 

§. 1046- Rechte, w^che nach den Gesetzen undVerfassungen 
für den Bischof und das Capitel gemeinschaftlich gehören, können, 
während der Vacanz, von dem Capitel allein nur in dringenden 
Notbfillen ausgeübt werden. 

§. 1047» Eigne Angelegenheiten des Capitels, zu deren 
Rechtsbeständigkeit die Einwilligung des Bischofs nothwendig ist, 
müssen der Regel nach während der Vacanz ausgesetzt bleiben. 

§. 1048. Pfründen, welche zur alleinigen Verleihung des Bi- 
schofs stehen, können von dem Capitel, während einer gänzlichen 
Vacanz, nicht vergeben werden, sondern es muss deren Besetzung 
dem neuen Bischöfe aufbewahrt werden. 

§. 1049. Wird aber die Wiederbesetzung des bischöflichen 
Stuhls ohne Schuld des Domcapitels verhindert : so kann letzteres 
überdergleichen Pfründen in so fern verfügen, als das Wohl der 
Kirche deren baldige Verleihung erfordert. 

§. 1050. Zum Besten des Bisthums kann das Domcapitel, 
während einer Vacanz, Verträge scbliessen, welche zur Conserva- 
tion der Gerechtsame desselben nothwendig sind. 

§.1051* Wo die Ernennung des Bischofs dem Landesherrn Wahl d«Bl- 
nicht Vorbehalten ist, da kommt die Wahl desselben dem Domca- cch " rs - 
pitel zu. 

§. 1052. Dieses muss dabei alles beobachten, was im vori- 
gen Abschnitte von der Wahl eines Stiftsobern verordnet ist. 

§. 1053. Ein Gleiches findet Statt, wenn dem Bischöfe ein 
Coadjutor bestellt werden soll. 
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Zweiter Theil. Eilfter Titel. 


Vierzehnter Abschnitt. 

Von Coli egiat stiften. 

%. 1054. Geistliche Corporationen, die bei einer andern, als 
der Hauptkirche der Diüzes, zur feierlichen Begehung des Gottes- 
dienstes verordnet sind, werden Collegiatstifte genannt. 

§• 1055. Sie unterscheiden sich von den Domstiften nur da* 
rin, dass ihre Mitglieder an den Angelegenheiten des Bisthums und 
der Diüzes keinen Theil nehmen. 

§■ 1056. Die dem weiblichen Geschlechte gewidmeten weit* 
geistlichen Stifte haben mit den Collegiatstiften gleiche Rechte. 

Fünfzehnter Abschnitt. 

Von Klostergesellschaften. 

Itrgrur §.1057* Klostergesellschaiten sind geistliche Corporationen, 

deren Mitglieder zu gemeinschaftlichem Leben und gemeinschaft- 
licher Reügionsiibung, nach gewissen von der Kirche- bestätigten 
Regeln, durch feierliche Gelübde sich verpflichtet haben. 

Cici.Üich(Obem. §• 1,en «'"«einen Klostergesellschaiten sind, eigene 

Obern, unter dem Namen der Aebte, Priorcn, frühste, Guardiane 
oder Rectoren vorgesetzt. • • 

§. 1059. Alle Klostergesellschaften einer Provinz, welche 
zu einerlei Ordensregel sich bekennen, stehen unter dem Provin- 
zial ; und aämmtlichen Provinzen ist der General des Ordens vor- 
gesetzt. ' . 

§. toöo. Diese Ordens-Obern dürfen den Bischöfen der Di5* 
zes in ihre Gerechtsame nicht eingreif eo. 

§. 106 1 . Wenn sie ausserhalb Landes wohnen: so gilt von 
ihnen alles das, was von auswärtigen Obern der Kirehengesell- 
srhaft verordnet ist. (§. 155. aq«j.) 

§. 1062. Auch da, wo die Besetzung der vacanten Stelle eines 
Kloster-Obern von einem faühern Ordens- Obern abbängt, muss 
über das von diesem ausgewäbltc Subjekt, vor dessen Einsetzung 
nnd Annahme, die Approbation des Staats eingeholt werden. 

§. 1063. Visitationen bei eihländischen Klöstern dürfen aus- 
wärtige Ordens-Obern ohne ausdrückliche Erlaubniss des Staats 
nicht vornehmen. i< 

Captniund §. 1064. Ob und in welchen Angelegenheiten dem Kloster* 
Convente, Obern ein Capitel oder Convent an die Seite gesetzt sei, ist durch 
die Regeln eines jeden Ordens bestimmt. . v 

§. 1065. Nur wirklich« Klostergeistliche, nicht aber blosse 
Laienbrüder, haben in dem Capitel oder Convent Sitz und Stimme. 
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§. 1066. Die Kloster-Obern müssen die ihnen zukommende KJoitmutln. 
Klosterzucht nach den §. 946. 947- vorgeschriebenen Gesetzen 
ausüben, und machen sich durch deren Uebertretung dem Staate 
verantwortlich. 

§• 1067« Kloster- Obern, welche diesen Vorschriften zuwider 
handeln, haben vom Staate eben die Strafen zu erwarten, welche 
gegen eigenmächtige Privatgewalt im Crinunalr echte verordnet 
sind. 

§. 10Ö8. Ohne Vorwissen und Genehmigung des Staats dür- Aufnahme und 
fen eie keine Mitglieder ausserhalb Landes verschicken, oder in 
auswärtige Klöster versetzen, oder auswärtige Mitglieder in ein- 
ländische Klöster aufnehmen. 

§. 1069* Kloster- Obern, welchediesem zuwider handeln, sol- 
lcn in ihrem Amte nicht ferner geduldet, und noch ausserdem ver- 
hältnissmässig bestraft ; auch zur ZurUcksehaflung des aus dem „ 

Lande gebrachten Mitglieds durch rechtliche Zwangsmittel ange- 
halten werden. 

Sechzehnter Abschnitt. ' 

Von geistlichen Ritterorden. 

§. 1070. Der Deutsche, und der Maltheser- oder Johanniter- 
orden gemessen bei ihnen, innerhalb den Königlichen Staaten zu 
betreibenden Geschäften oder Angelegenheiten die Rechte der 
geistlichen Corporationen. 

§. 1071- Die innern Verfassungen der Capitel dieser Orden, 
so wie die Rechte und Pflichten ihrer Obern und Beamten, müssen 
in vorkommenden Fällen lediglich nach den Statuten des Ordens 
beurtheilt werden. 

§. 1072. Die Versammlungen der zur Abwartung des Gottes- 
dienstes bei den Ordenskirchen bestimmten Mitglieder der geistli- 
chen Ritterorden sind den Klostergesellschaften gleich zu achten. 

Siebzehnter Abschnitt. 

Von weltgeistlicken Canonicis. 

§. 1073. Die Mitglieder der Dom- und Collegiatstille führen Was Canonici 
beide den Namen Canonici. 

§. 1074. Nur diejenigen Canonici, welche innerhalb der bei Claostndorsol- 
jedem Stifte nach der Fundation bestimmten Anzahl aufgenommen ^ c>> 
sind, haben Sitz und Stimme im Capitel, und werden bei Cathe- 
dralstiften Domcapitularen genannt. 

§. 1075. Diejenigen, welche nach der Observanz eines Stifts 
über die ursprüngliche Zahl angesetzt worden, heissen mindere 
Canonici, oder bei Domstiften, Domicellaren. 
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§• 1076. Sogenannte reguürte Canonici find nach den Vor- 
schriften des folgenden Abschnitts za beurtheilen. 

ErfotdtraiMe §.1077« Wer bei einem Stifte Canonicut werden will, muss 
«tan Canonici- derjenigen Religioniparlei, zu welcher das Stift selbst gehört, zu- 
gethan sein. 

§. 1078. Bei vermischten Stiften muss, in den zum deutschen 
Heiche gehörenden Provinzen, der Besitzstand des Ersten Januars 
des Jahres 1624. beobachtet werden. 

§. 1079* Das Alter, welches erforderlich ist, wenn Jemand be- 
fugt sein soll, um ein Canonicat sich zu bewerben, Sitz und Stimme 
im Capitel zu verlangen, und auf die höhern Würden im Stifte 
Anspruch zu machen, muss hauptsächlich nach den Statuten und 
wohlhergebrachten Gewohnheiten eines jeden Stifts beurtheilt 
werden. , 


§.1080. Der Regel nach kann nur derjenige, welcher das - 
Vierzehnte Jahr zurhckgelegt hat, um ein Canonicat sich bewerben. 

§. 1081. Eben so kann in der Regel Niemand, welcher das 
N Zwei und zwanzigste Jahr noch nicht zurückgelegt hat, Sitz und 
Stimme im Capitel haben. 

§. 1082. Zur Bekleidung höherer Würden im Stifte wird ein 
, Alter von Fünf und zwanzig* und zum Bisthume von Dreissig Jah- 

ren erfordert. 

§. 1083« Wer Canonicus werden will, muss wenigstens die 
erste Tonsur erhalten haben. 

§. 1084. Sitz und Stimme im Capitel kann nur der erlangen, 
welcher zum Subdiaconat eingeweiht ist, und Drei Jahre hindurch 
den Studien auf hohen Schulen obgelegen hat. 

§. 1085. Zu höhern Würden im Capitel ist derjenige Ordens- 
grad erforderlich, den die damit verbundenen geistlichen Verrich- 
tungen voraussetzen. 

§■ 1086. Wo nach den Statuten des Stifts adliche Herkunft 
zur Aufnahme erfordert wird, muss dieselbe gehörig nachgewie- 
sen, (Tit. 9. §. 17 — 20.) und ein darüber entstandener Streit vor 
dem weltlichen Richter entschieden werden. 

'('«uimiMic” §.1087. Wem die Verleihung der Canonicate gebühre, be- 
stimmen die Statuten und Gewohnheiten eines jeden Stifts. 


§. 1088. Wo die Verleihung zwischen dem Capitel und dem 
Lands sherrn, oder dem geistlichen Obern, nach Monaten ahwech- 
seit, wird der Ablauf des Monats auf die Mitternachtsstunde des 
letzten Tages festgesetzt. 

§. 1089« Die Wahl des Capitel« geschieht durch die Mehr- 
heit der Stimmen sämmtlicher Capitularen, mit Ausschluss des Bi- 
schofs. 


§. 1090. Wo es hergebracht ist, data gewisse Präbenden, 
nach einer festgesetzten Ordnung oder Reihe, von einzelnen Cano- 
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nicis vergeben werden, da übt derjenige, an welchem die Reihe 
steht, nur ein Recht des Capilels aus. 

§. 1091% der Regel kann also derjenige, welcher zur Zeit 
der Erledigung 'noch nicht Sitz und Stimme im Capitel batte, auf 
dieses Recht keinen Anspruch machen. 

§. 1092. Wo die Reihe mit jedem Monate abwechselt, geht 
das Verleihungsrecht mit Ablauf jedes Monats sofort an den Fol- 
genden Uber. 

§. 1093* Wenn aber das Capitel, oder die einzelnen Canonici, Ot,olirti«na 
welche an die Reihe kommen, mit Verleihung der Präbende Uber 
Sechs Monate zögern : so fällt das Recht dazu dem Bischöfe an- 
heim. 

§. 1094. Bei Stiften, wo das Recht der ersten Bitte herge- B'chtdmmtsn 
bracht ist, wird selbiges von demjenigen, welchem es zukommt, B,Hr 
auf die erste zurVerleihungdesCapitels stehende Vacanzausgeubt. 

§. 1095. Dem Precisten bleibt sein dadurch erlangter An- 
spruch, wenn auch derjenige, von welchem er vorgeschlagen wor- 
den, vor wirklich entstehender Vacanz verstirbt. 

§• 1096. Durch die Ausübung des Rechts der ersten Bitte 
wird übrigens die abwechselnde Ordnung der Collation an sich 
nicht geändert. 

§• 1097. Der Precist ist, bei Verlust seines Rechts, schuldig, 
sich spätestens innerhalb Vier Wochen, nach entstandener Vacanz, 
bei dem, welchem das Verleihungsrecht zukommt, zu melden. 

§. 109S. Sein durch den Vorschlag erlangtes Recht kann er 
nur unter ausdrücklicher Bewilligung desjenigen, welcher ihm 
dasselbe verliehen bat, einem Andern abtreten. 

§• 1099* Durch Resignation kann Jemanden eine Präbende 
übertragen werden. 

§. 1100. Doch muss der, za dessen Gunsten die Resignation 
geschieht, alle zu einem Canonico erforderliche Eigenschaften 
besitzen. * 

§■ 1101. Ausserdem findet bei derResignation alles Statt, was 
die Gesetze von Abtretung der Rechte Uberhanpt verordnen. 

§. 1102. Der Resignant kann sich eine Pension auf die Reve- 
nuen der Präbende zu seiner Nolhdurft Vorbehalten. 

§. 1103. Die Resignation muss in die Hände desjenigen ge- 
schehen, der dem Resignanten die Präbende verliehen hat. 

§. 1 1 04. Erst durch die Genehmigung des vormaligen Colla- 
tors erhält die Resignation ihre Gültigkeit; und bann also noch , 
bis dabin zurUckgenommen werden. 

§. 1105. Eben so findet die Zurücknahme Statt, wenn der 
Resignatarius die Präbende nicht annehmen kann oder will ; oder 
wenn der Collator nicht alle Bedingungen der Resignation ge- 
nehmigt. 
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§. 1106. Wo es hergebracht i*t, das» die Resignation auch 
der von einem einzelnen Canonico erhaltenen Präbende in die 
Hände des Capitcls geschehen muss, hat es noch ferner dabei sein 
Bewenden. 

§. 1107» Stirbt der Resignirende binnen Ein und zwanzig 
Tagen, von dem Tage an gerechnet, da die Resignation dem Col- 
' lator angezeigt worden: so ist dieselbe für nicht geschehen zu 
achten. 

§. 1108. Jeder nen bestellte Canonicus wird der letzte im Ca- 
pitel, und tritt also, auch bei Resignationen nicht in die Stelle und 
den Rang seines Vorfahren. 

§. 1109* Nur bei Prälaturen erhält der neue Prälat denjeni- 
gen Rang welchen die Würde mit sich bringt. 

Von m.lir.rrn §, 1110. Bei Stiften wo mehrere Ordnungen von Canonicis 
CaDonicorum. sind, wird der neue (’anonirus der letzte in derjenigen Ordnung, 
zu welcher sein Vorfahr gehört hat. 

§. 1111. Wo aber das Einrürken aus einer niedern in eine 
höhere Ordnung hergebracht ist, da muss die Art und Weise die- 
ses Einrückens lediglich nach den Statuten und Gewohnheiten des 
Stifts bcurtheilt werden. 

§. 1112. Der Regel nach können mindere Canonici in eine 
höhere Ordnung nur in so fern einrUcken, als die in dieser Ord- 
nung vacante Stelle zur Collatur desjenigen steht, von welchem 
ihnen das mindere Caoonicat verlieben worden. 

V ob C sronica- g fl j 1 3 , Wenn derLaudesberrein Canonicat an einSubjekt rer- 

lrn,mranlo> J ' 

fotiigr Terlie- leibt, dem cs an den persönlichen Eigenschaften mangelt : so erhält 
tim werden, dadurch nur das Recht, die Stelle an ein anderes fähiges 

Subjekt abzutreten. 

§. 1114. Letzterer aber erlangt dadurch die Präbende mit 
vollem Hechte, und in eben der Qualität, wie sich dieselbe an den 
Landesherrn erledigt hatte. 

In wie fern §• 1115. Niemand soll zwei oder mehrere geistliche Pfriin- 

Einr t'or.nn ,] en j, e j c j ncm UD< | eben demselben Stifte besitzen, 
mthrrre f fino- • • . 

nicate besiuen §. 1 1 1 6. Wohl aber kann ein Canonirus zugleich eine ge ist- 

k«nn> liehe Würde bei eben demselben Stille bekleiden. 

§.1117> Auch bei verschiedenen Stiften kann Eine Person 
mehrere Pfründen zugleich alsdann nicht besitzen, wenn diese 
Pfründen die Verbindlichkeit zur Residenz bei sich fuhren. 

§.1118. Wenn also die verschiedenen Stifte an Einem Orte, 
oder zwar an verschiedenen Orten, jedoch so gelegen , oder be- 
schaffen sind, dass die Residenzzeit in jedem derselben gehörig 
abgewartet werden kann ; so ist der Besitz solcher mehreren Pfrün- 
den in Einer Person erlaubt. 

§-l 119. Wer von der Residenz bei dem Stifte, wo er dieselbe 
nicht ab« arten kann, befreiet ist, (§.1131.) auf den findet in so 
weit die Vorschrift des §. 1117. nicht Anwendung. 
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§. 1 120. Ein Gleiche« gilt, wenn bei eine« Stifte die Reii- 
denz nicht noth wendig, sondern nur eine statutenmässigeGeidstrafe, 
oder die Einbusse gewisser Arten von Einkünften, mit deren Un- 
terlassung verbunden ist, 

§. 1121. Jeder neue Canonicns muss sieh vorteiner Aufnahme Vorbereitung 
der nach den Statuten des Stifts bestimmten Prüfung, an dem Orte 
wo das Stift seinen Sitz hnt; unterwerfen. 

§. 1122. Doch gcnicsst er, auch während der Probezeit, der 
Regel nach alle zu seiner Stelle gehörige Hebungen. 

§. 1123. Erst nach geendigter Probezeit erfolgt die feierliche Aufnahme. 
Aufnahme, bei welcher der neue Canonicus auf die vom Staate ge- 
nehmigten Statuten verpflichtet wird. 

§.1124. Vorder Aufnahme muss jeder neue Canonicus, wenn 
er nicht vom Landesberrn selbst bestellt worden, demselben zur 
Genehmigung und Bestätigung präsentirt werden. 

§.1125. Die allgemeinen Pflichten der Geistlichen, so weit Pflichten, 
dieselben nicht aul das Lehramt Beziehung haben, liegen auch den 
Canonicis ob. (§. 67. sqq.) 

§. 1 126. Ihre Amtsverrichtungensind durch die Statuten des 
Stifts, und durch die Vorschriften des canonischen Rechts be- 
stimmt. 

§. 1127. Insonderheit sind sie schuldig, den Gottesdienst im 
Chore durch die geordneten Stunden regelmässig abzuwarten. 

§.1128- Sic sind verpflichtet, an dem Sitze des Stifts ordent- Uesldem. 
lieb Residenz zu halten. 

§. 1129- Eine beharrliche Unterlassung dieser Pflicht wird 
mit dem Verluste der Stelle; eine Vernachlässigung aber, mit einer 
verhältnissmässigen Geldbusse; und zwar, wenn die Statuten nichts 
Näheres festsetren, mit dem Verluste des Vierten Theils, oder der 
Hälfte der Einkünfte geahndet. 

§.1130. Die Art und die Dauer der Residenz ist nach den 
Statuten eines jeden Stifts zu beurthcilen. 

§.1131. Wer durch öffentliche Bedienungen, durch Reisen 
in Angelegenheiten des Staats, oder der Kirche, Studlrens halber, 
durch Alter, Krankheit, oder ungefähren Zufall, an der wirklichen 
Residenz verhindert ist, nimmt dennoch auch an solchen Hebungen 
Theii, die nur für die Residirenden bestimmt sind. 

§. 1132. Dagegen kann er auf die sogenannten Präsentien- 
gelder keinen Anspruch machen. 

§.1133. Wer aus blosser Gnade von der Residenz dispensirt 
ist, muss sich mit den Nutzungen einer Pfründe begnügen. 

§. 1134. Die Canonici können »ich in ihren geistlichen Ver- Yicarlcn. 
riehtungeo, an deren eigenen Abwartung sie verhindert sind, durch 
Vicarien vertreten lasten. 
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§•1135* Solche Vicarien müssen diejenigen Eigenschaften 
besitzen, welche zu den Functionen, die sie übernehmen sollen, 
nach dem caoonischen Rechte erforderlich sind. 

§. 1136. Rer Regel nach kommt die Bestellung eines solchen 
Vicarii demjenigen Canonico zu , dessen Stelle derselbe vertreten 
soll. 

§• 1137« Dieser muss sich mit seinem Vicario wegen einer bil- 
ligen Abgabe für die Vertretung einigen ; er kann aber auch seinen 
Auftrag, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich verabredet worden, 
nach eigenem Gutbefinden zurücknebmen. 

§. 1138. Bei Stiften, wo beständige Vicarien bestellt sind, 
bekleiden dieselben ein eigenes geistliches Amt, und können nur 
aus eben den Gründen, wie andere Geistliche, wieder entsetzt 
werden. 

A.uese re §.1139* Canonici geniesten, in Ansebang ihrer Person und 

Pflichtender e 'g enen Vermögens, alle äussere Vorrechte der Geistlichen über- 
t'anoaicorum, haupt ; sind aber auch dabei eben denselben Einschränkungen un> 
terworfen. (§. 93-sqq.) 

§. 1 140. Sie behalten , des Eintritts in den geistlichen Stand 
ungeachtet, alle Familienrechte : und sind der Succession in Lehne 
und Fideicommisse fähig. 

§. 1 l4t . Katholische Canonici nehmen und hinterlassen kein 
Reergeräthe; wo aber Niftelgrade hergebracht ist, da sind sie der- 
gleichen von ihren weiblichen Verwandten in aufsteigender Linie 
zu erben fähig. 

brsondtrs in §. Il42. Auf ihre Präbenden haben die Canonicialle mit dem 
' PrsiHndrn" Niessbrauche verbundene Rechte und Pflichten. 

§. 1143- Insonderheit müssen sie die dazu gehörigen Gebäude 
aus den Einkünften der Präbende ln baulichem Wesen unter- 
halten. 

§. 1144. Bei vorfallenden Hauptreparatnren kann, mit Ein- 
willigung des Capitels, ein Capital aufgenommen werden, welches 
aus den Einkünften verzinset, und in gewissen bestimmten Termi- 
, nen zurückgezahlt werden muss. 

§. 1 1 45* Dergleichen Zinsen ,und Terminszahlungen muss 
auch der Nachfolger in der Präbende, für die Zeit, wo er die Nut- 
zungen hat, übernehmen. 

§. 1146. Die Gläubiges eines Canonici sind berechtigt, aus 
den Einkünften der Präbende Befriedigung zu suchen. 

§. 1147- Doch muss daraus dem Präpendaten, in Ermange- 
lung eigenen Vermögens, eine Compelenz, nach näherer Vorschrift 
der Prozessordnung, gelassen werden. 

§. 1 148. Auch über das aus der Präbende erworbene Vermö- 
gen können Canonici letztwillig verfügen, ohne dass es eines päbst- 
üchen oder bischöflichen Indults dazu bedarf. 
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§. Il49* Keinem auswärtigen geistlichen Obern soll erlaubt 
«ein, sich ein 8poIienrecht auf inländische Präbenden anzumassen. 

§.1150. Den Erben eine« Canonici gebühren auch die Nut- 
zungen des Sterbejahres (annus deservitut), die der Erblasser noch 
nicht erhoben hat. 

§. 1151- Der Anfang und dieDauer dieses letzten Jahres rich- 
ten sich nach dem Capiteljahre , so wie dieses an jedem Orte her-' 
gebracht ist. 

§.1152. Welche Nutzungen zum Sterbejahre gehören, ist 
ebenfalls nach den Statuten und Verfassungen der einzelnen Stifte 
bestimmt. ' 

§. 1153» Hebungen, die nicht zu einer beaondern Präbende 
gehören, kommen den Erben nur alsdann zu, wenn der Erblasser 
die Mitternachtsstunde cor dem Tage, wo sie fällig sind, tiber-- 
lebt hat. 

§.1154. Gehört einLandgut oder anderesGrundstück zur Prä- 
bende: so erfolgt die Auseinandersetzung, wegen der Nutzun- 
gen, Verbesserungen, Verschlimmerungen u. s.w. , nach den im 
Titel vom Niessbrauche ertheiiten Vorschriften. (Th. 1. Tit. 21. 

§.111. sqq.) 

§. 1155. Die Verwaltung aber, während des Ueberrestes des 
letzten Wirtschaftsjahres, gebührt der Eegel nach dem neuen 
Präpendalen. 

§.1156. Die Nutzungen des letzten Jahres behält auch der, 
welcher eine Präbende resignirt; es wäre denn die Resignation 
darauf ausdriirklich mit gerichtet worden. / 

§. 1 157. Gnaden- oder Nachjabre finden bei Canonicaten der 
Regel nach keine Statt. 

§.1158. Hei Stiften, wo sie eingeführt sind, muss alles nach 
den Statuten, und in deren Ermangelung, nach der hergebrachten -- 
Observanz bestimmt werden. > 

§.1159. Von den Mitgliedern weltgeisllicher Frauenstifte 
gilt der Regel nach alles das, was von weltgeistlichen Canonicis »tmn,. 
männlichen Geschlechts verordnet ist; ausser wo Abweichungen 
davon durch den Unterschied des Geschlechts begründet werden. 

Achtzehnter Abschnitt. 

Von Mönchen und Ordensleuten. 

§.1160. Niemand darf ohne Vorwissen und Genehmigung 
derjenigen, deren Einwilligung zur Wahl einer Lebensart nach den 
Gesetzen erforderlich ist, zum Klosterleben sich bestimmen. 

§. 1 l6l. Kein Königlicher Unterthan, männlichen oder weib- 
lichen Geschlechts, soll ohne Vorwissen und Erlaubniss des Staats 
in ein Kloster aufgenommen werden. 
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§. 11 62. Vor zurückgelegtcm Fünf und zwanzigsten Jabre 
' darf keine Mannsperson, und vor zurückgelegtem Ein und zwan- 
zigsten Jahre keine Person weiblichen Geschlechts, zur Ablegung 
des Kloslergelübdes zugelassen werden. 

§. 1163. Ein obigen Vorschriften (§.1160. 1161. 1162.) 
zuwider abgelegtes Gelübde, ist von Anfang an nichtig. 

§. 11 64. Ein Stift oder Kloster, welches diesen Vorschriften 
entgegen handelt soll mit fiskalischer Geldstrafe allenfalls bis zu 
Hundert Dukaten, belegt; und bei beharrlicher Wiederholung 
solcher Uebertretungen, bewandten Umständen nach, ganz aufge- 
hoben werden. 

§. 1165. Aellern oder Vormünder, welche ihre Kinder oder 
Pflegebefohlnen, gegen die Vorschriften § 1161. 1162. dasKIog- 
tergelübdc ablcgen lassen, haben fiskalische Geldstrafe, ebenfalls 
bis zu Hundert Dukaten; oder vcrhältnissmässige Gefängnissstrafe 
verwirkt. 

§. 11 66 . Verehelichte Personen dürfen gar nicht, und Ver- 
lobte nur mit ertbeilter, oder von dem Richter ergänzter Einwilli- 
gung des andern Theils, in ein Kloster aufgenommen werden. 

§. Il67. Verschuldete können durch Ergreifung des Kloster- 
standeg die Rechte ihrer Gläubiger auf ihre Person oder ihr Ver- 
mögen nicht vereiteln. 

§. ll6S. Personen , welche fremde Güter verwaltet, und die 
Rechnung darüber noch nicht abgelegt haben, können durch den 
Eintritt in das Kloster weder dieser ihrer Verbindlichkeit, noch 
dem Erkenntnisse des gehörigen weltlichen Richters sich ent- 
ziehen. , 

§. 1169. Die innere Tüchtigkeit eines Candidaten zu solchem 
Stande ist nach den Regeln des Ordens zu beurtheilen. 

Probcj ihr. §. 1 170. Der wirklichen Aufnahme in das Kloster muss das 
Probejahr vorangehen , welches unter keinerlei Vorwände abge- 
kürzt werden kann. 

Gelübde. §.1171. Nach geendigtem Probejahr geschieht die Aufnahme 
durch die feierliche Ablegung des Klostergelübdes. 

§. 1172. Alles, was die Recbtsgültigkeit einer Willenserklä- 
rung vereitelt, benimmt auch dem Klostergelübde seine Kraft. 

§. 1173. Auch die geistlichen Obern sind nicht berechtigt, 
irgendjemanden, auch nicht einen Weltgeistlicben, unter dem 
Vorwände einer geistlichen Züchtigung, zum Klosterleben zu nö- 
thigen. 

§•1174. In allen Fällen, wo, nach vorstehenden Grundsätzen, 
die Ablegung des Kloslergelübdes nichtig und ungültig ist, kann 
dessen förmlich» Aufhebung bei dem Bischof« der Diözes zu allen 
Zeiten nachgesucht werden. 

§• 1175. Wird von diesem das Gehör versagt: so hat der 
Staat das Recht , die Sache zu untersuchen, und befundenen Una- 
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•landen nach, die Nichtigkeitserklärung in Ansehung der üustera 
Folgen dei Gelübdes zu erkennen. 

§■ 1 i 7 6- Der gewesene Kloalergeislliche tritt alsdann in alle 
Hechte und Verhältnisse eines andern Staatsbürgers zurück. 

§. 1177- Wird das Gelübde von Anfang an Tür nichtig er- 
klärt: so erstreckt sich die Wirkung dieser Erklärung bis auf den 
Zeitpunkt des nichtig abgelegten Gelübdes zurück, 
t §.1178- Wird aber Jemand nur aus andern Ursachen ton 
seinem Gelübde durch die geistlichen Obern entbunden: so neh- 
men die bürgerlichen Wirkungen dieser Dispensation nur von 
dem Tage, an welchem sie erfolgt ist, ihren Anfang. 

§. 1 179- Die geistlichen Obern sind nicht berechtigt, unter 
dem Vorwände des abgelegten Gelübdes, irgend Jemanden einen 
Gewissenszwang anzulegen, ■ ihm die freie Wahl der Religionspar- 
tei, zu welcher er sich halten will, zu verschränken ; oder ihn wie- 
der seinen Willen im Kloster zucürkzuhalten. 

§. 1180. Die geistlichen Obliegenheiten und Verrichtungen G-ietlich- Ol- 
der Mönche und Nonnen sind durch die Ordensregeln bestimmt. It'S'nhcurD. 

*§. 1181. Diese Regeln können ohne Yorwissen und Genehmi- 
gung des Staats nicht geändert werden. 

§. 1182. Personen, die sich dem Mönchs - oder Nonnenstande Rerhu In An. 
widmen wollen, können, so lange sie im Probejahre stehen, über 
ihr Vermögen, gleich andern Bürgern des Staats, frei verfügen. 

§. 1 183. Sie können dem Kloster, in welches sie treten wol- 
len, nach Verhältnis! der Nothdurft ihres Unterhalts , einen Theil 
ihrer Einkünfte, jedoch nicht über Vier Prozent von dem Betrage 
ihrer gesamtsten Verinögenssubstanz, auf ihre Lebenszeit ver- 
schreiben. 

§. 1184. Wenn sic aber ihren Vorsatz, wegen Ablegung des 
Klostergelübdes, ändern: so sind sie berechtigt, alle während des 
Probejahres über ihr Vermögen getroffenen Verfügungen,' welche 
mit dem intendirten Klostcrleben Verbindung oder Beziehung dir- 
auf haben, zu widerrufen. , i# » '■ .1 ;! • 

§. 1185. Wo bei dem Eintritte in ein Kloster die Bestellung 
eines geistlichen Hrautschatzes gewöhnlich ist, mag es dabei auch 
ferner sein Bewenden haben. 

§. 1 186. Es muss aber diese Gewohnheit weder auf genug- 
sam dotirte, noch auf Klöster der Retteluiönchc ausgedehnt 
werden. . t . > • > 1 

§. 1187. Auch soll dergleichen Rrautschatz -die Summe von 
Fünfhundert Thalern nicht übersteigen. ' , -i 1 1 , • 

§. 1188* Höhere Summen können nur unter ausdrücklicher 
Genehmigung des Staats, auf vorhergrgangene Untersuchung der 
Umstände, nach der besondern Nothdurft des Klosters, und der 
zur Unterhaltung der Oonventualen erforderlichen mehrern Kos- 
ten, ausgesetzt werden. 


Von geistli- 
ch« n Braut- 
schätzen. 
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§. 1189* De» zur Wartung der Kranken bestimmten geist- 
liehen Orden können höhere Braulechätze , ingleieben Vermärht- 
nieec und Schenkungen, ohne Einschränkung auf eine gewisse 
Summe, zugewendet werden. 

§.11 SK). Aber auch bei diesen ist, wenn die Summe mehr als 
Fünfhundert Thaler beträgt, die ausdrückliche Genehmigung des 
Staats nothwendig. 

' §.1191* Unter dem geistlichen Brautschatze sind die Kosten 

der sogenannten geistlichen Hochzeit und Ausstattung nicht mit be- 
griffen. 

§. 111)2. Doch dürfen auch diese die Summe ron Fünfhun- 
dert Thalern niemals übersteigen. 

§. 1 19J. Der Werth der Sachen und Effekten, welche der in 
das Kloster tretenden Person zu ihrem eigenen Gebrauche mit ge- 
geben werden, sind unter keiner der obigen Summen begriffen. 

§. 1191* Doch fallen die darunter befindlichen Juwelen und 
Kostbarkeiten, nach dem Abgänge der Klosterperson , nicht dem 
Kloster, sondern deren alsdann vorhandenen nächsten Erben zu. 

§• 1195. Hat ein Kloster höhere Einkünfte, alt narb §. Hg J. 
zulässig sind, oder einen höheren Brautschatz , oder ein mehrerer 
zur Ausstattung und Hochzeit, als Fünfhundert Thaler, ohne Vor- 
wissen und Genehmigung des Staats angenommen : so verfällt der 
ganze Betrag dem Fiskus ; und das Klostsr muss, noch ausserdem 
den doppelten Betrag des zu viel genommenen als Strafe ent- 
richten. 

§• 1196. Haben weltliche Verwalter der Klostergüter der- 
gleichen übermässigen Brautschatz, oder Ausstattung und Hocb- 
zeitskosten angenommen : so trifft sie die Strafe, und das Kloster 
verliert nur das Empfangene. 

§. 1197. Haben dergleichen Verwalter den Betrag solcher 
Zuwendungen in den Rechnungen verschwiegen, oder verheim- 
licht : so müssen sie die dreifache Summe zur Strafe entrichten. 

§. 1198. Kann die verwirkte Summe und Strafe von dem 
Kloster oder dessen Verwaltern nicht beigetrieben werden : so 
haften dafür diejenigen , von welchen dis gesetzwidrige Zahlung 
geleistet worden. 

§. 1199* Nach abgelegtem Klostergelübde werden Mönche 
und Nonnen , in Ansehung aller Weltlichen Geschäfte, als verstor- 
ben angesehen. 

§. 1 200. 'Sie sind unfähig, Eigenthum oder andere Rechte 
zu erwerben, zu besitzen, oder darüber zu verfugen. 

§. 1201- Bei Erb- und andern Anfällen treten diejenigen an 
ihre Stelle, denen ein solcher Anfall zukommen würde, wenn jene 
gar nicht mehr vorhanden wären. 

§. 1202. Sie sind, auch vor Ablegung dea Klostergelübdes, 
über dergleichen künftigen Anlall zu verordnen, und sich etwas 
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davon für die Zeit ihre* KloiterUbena vorzubehalten , nicht be- 
rechtigt. 

§•1203. Aeltern sind nicht schuldig, ihren Kindern , welche 
da« Klostergelübde abgelegt haben, etwas zn hinterlassen ; und 
diese so wenig, als da« Kloster, kllnnen aus dem Nachlasse der 
Aeltern einen Erb - oder Pflichtteil fordern. 

§. 1204. Haben Aeltern solchen Kindern in einer an «ich za 
Recht beständigen letztwilligen Verordnung etwas ausgesetzt: so 
erhält das Kloster, so lange der Geistliche lebt, die Zinsen davon 
mit Vier vom Hundert; nach dessen Ableben aber fällt von dem 
Hauptstuhle so viel, als gesetzmässig einem Kloster vermacht 
werden kann, an disses, nnd der Ueberrest an die Erben des Tes- 
tators. 

§. 1205. Doch steht den Aeltern frei, den Rückfall der sonst 
gesetzmässig erlaubten Summe an das Kloster in ihrer letztwilli- 
gen Verordnung zu untersagen. 

§. 1206. Wenn ein Klostergelübde, als von Anfang an nich- Asusst» 
tig, aufgehoben wird s so kann der gewesene Klostergeistliche das- ,„^','1 ,™rm 
jenige, was bei seinem Eintritte an das Kloster aus seinem VermS- OeWMe. 
gen entrichtet worden, jedoch ohne Zinsen, zurückfordero. 

§• 1207- Auch kann er die Herausgabe der während seines 
Klosterstandes an ihn gekommenen Anfälle von denjenigen, welche 
dieselben in Ermangelung seiner nach §.1201. überkommen ha- 
ben, verlangen. 

§. 1208. In so fern aber diesen keine Tbeilnehmung oder 
Mitwirkung an den bei seiner Aufnahme vorgefallenen Nichtigkei- 
ten beigemessen werden kann , ist die gewesene Klosterperson 
nicht berechtigt, Ersatz der genossenen Früchte und gezogenen 
Nutzungen zu fordern ; und muss vielmehr mit dem, was von dem 
Hauptstuble noch wirklich vorhanden, oder so weit der Inhaber da- 
von noch wirklich reicher ist, sich begnügen. 

§. 1209* Wird aj>er Jemand von einem an sich gültigen Klos- 
tergelübde aus andern Ursachen entbunden : so kann er weder das 
dem Kloster Gezahlte zurück fordern, noch auf die Anfälle, welche 
während seines Klosterstandes sich ereignet haben , Anspruch 
machen. 

» . ' 

Neunzehnter Abschnitt. 

Von den Mitgliedern der geistlichen Ritterorden. 

§. 1210. Die Deutschen und Maltheserordens- Ritter werden 
als Geistliche betrachtet, und sind durch Gelübde verpflichtet. 

§. 1211. Sie sind aber zu einem gemeinschaftlichen Kloster- 
leben nicht verbunden. 
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§. 1212. Die besondern Pflichten und Obliegenheiten ihres 
Standes sind durch die Ordensstatuten bestimmt. 

§. 121.3. Es kann aber kein Königlicher Unterthan , dnrch 
den Eintritt in einen Ritterorden , Verbindlichkeiten übernehmen, 
welche den Gesetzen des Staats zuwider sind. 

§. 12 1 .1. In Ansehung ihrer äussern persönlichen Rechte und 
ihres Vermögens gilt von ihnen alles, was im Siebzehnten Abschnitte 
von den weltgeistlicben Canonicis rarordnet ist. 

§. 1 215. Doch nehmen und verlassen sie Heergerätbe in Pro- 
vinzen, wo dasselbe üblich ist; sie succediren aber nicht, wie die 
Canonici; in die Gerade. 

§. 1216. Auf ihre Commenden und deren Einkünfte haben sie 
gleiche Rechte, wie die weltgeistlichen Canonici auf ihre Pfründen. 

§. 1217* Die zu den Ritterorden gehörigen Priester sind an- 
dern Mönchen und Ordemleuten gleich zu achten. 


% 

Zwanzigster Abschnitt. 

Von protestantischen Stiften , Klöstern , Ritter- 
orden, und deren Mitgliedern. 


Rechte aU 
gri»tliche (ip. 

selUchaften ; 

als CorporaUo- 
neu. 


Rechte des • 
Laiule&herrD. 


Rechte der 
einzelnen Mit« 
glieder. , 


X 


§. 1218. Die protestantischen Stifte und Klöster haben, ver- 
möge ihres Ursprungs und ihrer Eundation, die Rechte der geist- 
lichen Gesellschaften. 

§. 1219* Als Corporationen werden sie hauptsächlich nach 
ihren Statuten und hergebrachten Observanzen ; demnächst aber 
nach eben den Gesetzen, wie katholische Stifte gleicher Art, beur- 
theilt. 

§. 1220. Der Landesherr hat, in Beziehung auf dieselben, 
alle Rechte, welche den Bischöfen, oder andern geistlichen Obern 
auf katholische Stiftungen gleicher Art eingeräumt worden. 

§. 1221. Dagegen können protestantische Stifte, wenn sie 
auch an sich die Würde der Cathedralstifte haben, dennoch einige 
Theilnehmung an den Angelegenheiten der Kirche oder der Diö- 
zes sich nicht anmassen. 

§.1222. Bei den einzelnen Mitgliedern der protestantischen 
Stifte, Klöster, und Ritterorden, werden die äussern persönlichen 
Rechte und Pflichten derselben, sowohl in Beziehung auf den 
Staat, als auf die übrigen Einwohner, durch die Aufnahme in eine 
solche Gesellschaft nicht verändert. 

§. 1225. Auch sind dieselben weder an Gelübde, noch an 
andere auf den Gottesdienst sich beziehende Regeln und Vor- 
schriften ähnlicher katholischer Stiftungen gebunden. 

§. 1224. Was sie aber io dieser Rücksicht bei einem oder dem 
andern Stifte besonders zu beobachten haben , ist lediglich nach 
den Statuten und Gewohnheiten desselben zu bestimmen. 
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§. 1 225. Wegen der Art, ru einer Präbende oder Stelle zu ge- 
langen, und der in Ansehung derselben dem Präbendaten zukotn- 
menden Rechte und Pflichten, finden, der Regel nach, die bei ka- 
tholischen Stiften von gleicher Art crtheilten Vorschriften An- 
wendung. 

§. 1226« Bei den Erfordernissen zur Aufnahme ; «regen der 
Probezeit; Verbindlichkeit zur Residenz ; und Vereinigung meh- 
rerer Pfründen in Einer Person kommt dem Landrsherrn das Dis- 
pensationsrecht in allen Fällen zn, wo nicht besondere Gesetze 
oder Verträge entgegen stehen. 

§. 1227. Sowohl der Landesherr, sds das Capitol, können Von A*«ort- 
auf Präbenden und Stellen, die künftig zu ihrer Verleihung erle- 
digt werden, Anwartschaften ertheilen. 

§. 1228- Unter mehreren Anwärtern gebührt, der Regel nach, 
die erste zur Verleihung des Collators derselben vacantc Stelle 
demjenigen, welcher die älteste Anwartschaft hat. 

§.1229* Ist in den Statuten eine Zeit bestimmt, binnen wel- 
cher, nach Entstehung der Vacanz, der Anwärter sich melden muss ; 
so geht durch deren Verabeäumung sein Recht für diesen Fall 
verloren. 

§• 1230. So lange der Anwärter noch nicht immatriculirt 
worden, kann die Anwartschaft zurückgenommen werden. 

§.1231. Uebrigens gilt von dem Falle, wenn mehrere An- 
wärter auf eine zur Verleihung desselben Collators erledigte Prä- 
bende Anspruch machen, ebendas, was in einem gleichen Falle 
bei Lehnsanwartschaften verordnet ist, (Th. 1 . Tit. 1 8- j-458. sqq.) 

§. 1232. Die Immatriculation vertritt dabei die Stelle der 
E ven t ualbeleh n un g. 


Zwölfter Titel. 


Von niedern und hühern Schulen. 


Schulen und Universitäten sind Veranstaltungen des Staats, 
welche den Unterricht der Jugend in nützlichen Kenntnissen und 


B.prllT 


Wissenschaften zur Absicht haben. 

§. 2. Dergleichen Anstalten sollen nur mit Vorw issen und Ge- 
nehmigung des Staats errichtet werden. 

§. 1. W er eine Privaterziehungs - oder sogenannte Pensums- Von Pri.airr. 
anstatt errichten will , muss bei derjenigen Behörde , welcher die 
Aufsicht über das Schul- und Erzichungswesen des Orts aufgetra- 
gen ist, seine Tüchtigkeit zu diesem Geschäfte naibweisen, und 
seinen Plan, sowohl in Ansehung der Erziehung, als des Unter- 
richts, zur Genehmigung vorlcgen. 
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§. 4. Auch solch« Privat* Schul* und Erxiehungsanstalten 
sind der Aufsicht dieser Behörde unterworfen, welche von der 
Art, wie die Kinder gehalten und verpflegt, wie die physische und 
moralische Erziehung derselben besorgt, und wie ihnen der erfor* 
derliche Unterricht gegeben werde, Kenntnis» einzuziehen befugt 
und verpflichtet ist. 

§, 5. Schädliche Unordnungen und Missbrauche, welche sie 
dabei bemerkt, muss sie der dem Schul- und Erziehungswesen in 
der Provinz Vorgesetzten Behörde zur nähern Prüfung und Ab- 
stellung anzeigen. 

§. 6. Auf dem Lande und in kleinern Städten, wo öffentliche 
Schulanstalten sind, sollen keine Neben- oder sogenannte Winkel- 
schulen, ohne besondere Erlaubnis», geduldet werden. 

Von <Ur lilotli- §.7* Aeltern steht zwar frei, nach den im zweiten Titel ent- 
chen Erxithuog- haltenen Bestimmungen, deu Unterricht und die Erziehung ihrer 
Kinder auch in ihren Häusern zu besorgen. 

§. 8. Diejenigen aber, welche ein Gewerbe daraus machen, 
dass sie Lehrstunden in den Häusern geben, müssen sich, wegen 
ihrer Tüchtigkeit dazi^bei der §. J. bezeichnten Behörde aus- 
weisen, und sich von derselben mit einem Zeugnisse darüber ver- 
sehen lassen. 

V#D SrtSen * KR §• 9» Alle öffentliche Schul- und Erziehungsanstalten stehen 
unter der Aufsicht des Staats, und müssen sich den Prüfungen 
und Visitationen desselben zu allen Zeiten unterwerfen. 

§.10. Niemanden soll, wegen Verschiedenheit des Glaubens- 
bekenntnisses der Zutritt in öffentliche Schulen versagt werden. 

§. 11. Kinder, die in einer andern Religion, als weichein 
der öffentlichen Schule gelehrt wird, nach den Gesetzen des Staats 
erzogen werden sollen, können dem Religionsunterrichte in der- 
selben beizuwohnen nicht angehalten werden. 

6.12. Gemeine Schulen, die dem ersten Unterrichte der Ju- 
Den Schulen. ^ 

Aufsicht und gend gewidmet sind, stehen unter der Direction derGerichtsobrig- 
Di ”«lCnL d ' r " Aeit •' ne * i«den Orts, welche dabei die Geistlichkeit der Gemeine, 
za welcher die Schule gehört, zuziehen muss. 

§. 13. Die Kircfaenvorsteher einer jeden Gemeine, auf dem 
Lande und in kleinen Städten, so wie in Ermangelung derselben, 
Schulzen und Gerichte, ingleichen die Polizeimagisträte, sind 
schuldig, unter Direction der Obrigkeit und der Geistlichen, die 
Aufsicht Uber die äussere Verfassung der Schulanstalt, und über 
dia Aufrechthaltung der dabei eingeführten Ordnung zu über- 
nehmen. ' 

§. 14. Alle dabei bemerkte Mängel , Versäumnisse und Un- 
ordnungen müssen sie der Obrigkeit und dem Geistlichen, zur nä- 
hern Untersuchung und Abstellung, anzeigen. 

§. 15- Die Obrigkeit und der Geistliche müssen sich nach den 
vom Staate ertheilten oder genehmigten Schulordnungen achten ; 
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und nickti , was denselben zuwider ist, eigenmächtig vornehmen 
und etnfuhren. 

< §. 16. Finden sie bei der Anwendung der ergangenen allge- 

meinen Vorschriften auf die ihrer Aufsicht auvertrauete Schule 
Zweifel oder Bedenklichkeiten : so muss der geistliche Vorsteher 
der dem Schulwesen in der Provinz Vorgesetzten Behörde davon 
Anzeige machen. 

§. 17* F.ben dieser Behörde gebührt die Entscheidung, wenn 
die Obrigkeit sich mit dem geistlichen Scbulvorsteher über eine 
oder die andere bei der Schule zu treffende Anstalt oder Rinrich- 
tung nicht vereinigen kann. 

§. 18. Schulgebäude gemessen ebendie Vorrechte, wie <*•« ^ e ' h, 7 

Kirchengebäude. (Tit. 11. §. 170 eqq.) 

§. ly. Auch von den Grundstücken und übrigem Vermögen 
der Schulen gilt in der Regel alles das, was vom Kirchenvermö- 
gen verordnet ist. (Ebend. §, iyj. sqq. Abscho. y.) 

§. 20. Doch sind Vermögen und Grundstücke, die zu einer 
gemeinen Schule gehören, von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
nicht ausgenommen. 

§. 21. Auch sind inländische Schulen, bei Schenkungen und 
Vermächtnissen, den Einschränkungen der Kirchen und geistlichen 
Gesellschaften nicht unterworfen. (Th. 1 . Tit. 1 1. §. 1075.) 

§. 22. Die Bestellung der Schullehrer kommt io der Aegel ßratcllunzdw 
der G®tirhtsobrigkeit zu. SekuUehcei. 

§. 23. Durch wen diese Befugnis», in Ansehung des auf Do- 
maiuen- oderandernKöniglichen Gütern zu bestellenden Schulmeis- 
ter, ausgeübt werde, ist nach den Verfassungen einer jeden Pro- 
vinz bestimmt. 

§. 24. 0 eberall aber soll kein Schulmeister bestellt und ange- 
nommen werden, der nicht zuvor, nach angestellter Prüfung, sin 
Zeugniss der Tüchtigkeit zu einem solchen Amte erhalten bat. 

§. 25. Rs muss aber jeder neu anzuoehmende Schullehrer dem 
Kreisinpectors oder Rrzpriester angezeigt, und wenn er noch mit 
keinem Zeugnisse seiner Tüchtigkeit versehen ist, demselben zur 
Prüfung vorgestellt werden. 

§. 26. Gemeine Schullehrer haben keinen privilegirten Ge- Rächt» und 
richtsstand, sondern sind der ordentlichen Gerichteobrigkeit des 1 
Orts unterworfen. 

§. 27« Dieser gebührt, mit Zuziehung des geistlichen Schul- 
vorstehers, auch die Aufsicht über ihre Amtstührung; und sie hat, 
wegen Ahndung der solchen gemeinen Schullehrern in ihrem Amte 
zur Last fallenden Vergehungen, eben die Kechtr, welche in An- 
sehung der Kirchenbedienten den geistlichen Obern beigelegt sind. 

§. 28- Dagegen finden auch in Ansehung der Schullehrer, 
wenn dieselben ihres Amts entsetzt werden sollen, die Vorschriften 
des vorhergehenden Titels Anwendung. - ' t 
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rntsrhsK. §. 2 9« Wo keine Stiftungen für die gemeinen Schulen vor* 
banden sind, liegt die Unterhaltung der Lehrer den eämmtlicben 
Hausvätern jedes Orts, ohne Unterschied, ob sie Kinder haben, 
oder nicht, und ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses ob. 

§. 30. Sind jedoch für die Einwohner verschiedenen Glau* 
bensbekenntnisses an Einem Orte mehrere gemeine Schulen errich- 
tet: so ist jeder Einwohner nur zur Unterhaltung des Schullehrers 
von seiner Religionspartei beizutragen verbunden. 

§.31. Die Beiträge, sie bestehen nun in Geidc oder Natura* 
lien, müssen unter die Hausväter nach Verhältnis# ihrer Besitzun- 
gen und Nahrungen billig vertheilt, und von der Gerichtsobrig- 
keit ausgeschrieben werden. 

§. 32. Gegen Erlegung dieser Beiträge sind alsdann die Kin- 
der der Contribucnten von Entrichtung eines Schulgeldes für im- 
mer frei. 


§. 33. Gutsherrschaften auf dem Lande sind verpflichtet, ihre 
Unterthancn, welche zur Aufbringung ihres schuldigen Beitrages 
ganz oder zum Theil auf eine Zeitlang unvermögend sind, dabei 
nach Nothdurft zu unterstützen. 


Schul;cb 3 u<lr. §• 3 'l. Auch die Unterhaltung der Schulgebäude und Schul- 
meister-Wohnungen muss, als gemeine Last, von allen zu einer 
solchen Schule gewiesenen Einwohnern phne Unterschied getra- 


gen werden. 

§. 35. Doch trägt das Mitglied einer fremden zugescblage- 
nen Gemeine zur Unterhaltung der Gebäude nur halb so viel hei, 
als ein Einwohner von gleicher Ulasse an dem Orte, wo die Schule 
befindlich ist. 

§. 36. Bei Bauen und Reparaturen der Schulgebäude müssen 
die Magistrate in den Städten, und die Gulsberrscbaften auf dem 
Lande, die auf dem Gute oder Kämmereieigenthume, wo die Schule 
sich befindet, gewachsenen oder gewonnenen Materialien, so weit 
selbige hinreichend vorhanden, und zum Baue nothwer.dig sind, 
unentgeidlich verabfolgen. 

§.37* Wo das Schulhaus zugleich die Küsterwohnung ist, 
muss in der Regel die Unterhaltung desselben auf eben diese Art, 
wie bei Pfarrbauen vorgescbri%ben ist, besorgt werden. ' 

§. 38. Dorb kann kein Mitglied der Gemeine, Wegen Ver- 


pflicht der 
Schtilcfnolnr 
tur Iferbeiho- 
liinn nruer 
SchulmrUtrr. 


sebiedenbeit des Religionsbekenntnisses, dem Beitrage zur Unter- 
haltung solcher Gebäude sich entziehen! ’ * ' 11 

i I • 

§. 39. Die Gemeinen sind in der Regel verbunden, eineD 

neuen Schulmeister herbeizuholen. 

r , ^ . .... no it, 

§. 40. Diese Verbindlichkeit erstrockt sich auch auf die cur 
Familie des Schulmeisters gehörenden Personen, und was derselbe 
an Kleidung, Wäsche, Hauaralh und Büehern mitbringt. It , 

Ml. 
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§. 41. Doch findet dabei, in Ansehung der Entfernung, eben 
die Einschränkung aut Zwei Tagereisen, wie bei Abholung der 
Pfarrer durch die Kirchengemeine, Statt. 

§. 42. Auch findet die Vorschrift des Eilften Titels §. 525* 
aut Schulmeister ebenfalls Anwendung. 

§.43. Jeder Einwohner, welcher den nüthigen Unterricht für Pfllchiendn 
seine Kinder in seinem Hause nicht besorgen kann oder will, ist 
schuldig, dieselben nach zurückgelegtem Fünften Jahre zur SchuleSchul« iu halt»», 
zu schicken. 

§■ 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geist- 
lichen Schulvorstehers kann ein Kind länger von der Schule zu- 
rückgehalten, oder der Schulunterricht desselben, wegen vor- 
kommender Hindernisse, für einige Zeit ausgesetzt werden. 

§. 45. Zum Besten derjenigen Kinder, welche wegen häus- 
licher Geschäfte die ordinairen Schulstunden, zu gewissen noth- 
wendiger Arbeit gewidmeten Jahreszeiten, nicht mehr ununter- 
brochen besuchen kiinnen, soll am Sonntage, in den Feierstunden 
zwischen der Arbeit, und zu andern schicklichen Zeiten, besonde- 
rer Unterricht gegeben werden. - # 

§. 46. Der Schulunterricht muss so lange fortgesetzt werden, 
bis ein Kind, nach dem Befunde seines Seelsorgers, die einem jeden 
vernünftigen Menschen seines Standes nolhwendigen Kenntnisse 
gefasst hat. 

§. 47. Die Schulaufseher müssen darauf Acht haben, dass paukten d«r 
der Schulmeister sein Amt mit Treue und Fleiss abwarte. Schubuftcher. 

§. 48. Ihnen liegt es ob, unter Beistand der Obrigkeit, darauf 
zu sehen, dass alle schulfähige Kinder, nach obigen Bestimmun- 
gen (§.43. sqq.) erforderlichen Falls durch Zwangsmittel, unb 
Bestrafung der nachlässigen Aeltern, zur Besuchung der Lehr- 
stunden angehalten werden. 

§. 49- Der Prediger des Orts ist schuldig, nicht nur durch PtickUa <>«* 
Aufsicht, sondern auch durch eigenen Unterricht des Schulmei- 1 rt<il6<rs ' 
sters sowohl als der Kinder, zur Erreichung des Zwecks der Schul- 
anstalten thätig mitzuwirken. 


§. 50. Die Schulzucht darf niemals bis zu Misshandlungen, Sckuliackt. 
welche der Gesundheit der Kinder auch nur auf entfernte Art 
schädlich werden könnten, ausgedehnt werden. 

§.51- Glaubt der Schullehrer, dass durch geringere Züchti- 
gungen der eingewurzelten Unart eines Kindes, oder dem überwie- 
genden Hange desselben zu Lastern und Ausschweifungen nicht 
hinlänglich gesteuert werden könne : so mus9 er der Obrigkeit 
und dem geistlichen Schulvorsteher davon Anzeige machen. 

§. 52. Diese müssen alsdann, mit Zuziehung der Aeltern oder 
Vormünder, die Sache näher, prüfen, und zweckmässige Besse- 
rungsmittel verfugen. 

Ailgem. La mir. IV. Band. C 
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§. 5J. Aber auch dabei dürfen die der älterlichen Zucht vor- 
, geschriebenen Gränzen nicht überschritten werden. 

II. VongrUbr- §-54. Schulen und Gymnasia, in welchen die Jugend zu hö- 
Wissenschaften, oder auch zu Künsten und bürgerlichen 
Gewerben, durch Beibringung der dabei nölhigen oder nützlichen 
wissenschaftlichen Kenntnisse vorbereitet werden sqH, haben die 
äussern Rechte der Corporationen. 

§. 55* Diese Rechte werden durch die Schulcollegia, nach 
der eingeführten Schulordnung jedes Orts, ausgeübt, 

§. 56. Dergleichen Schulen stehen unter der nähern Direc- 
tion der dem Schul- und Rrziehungswesen vom Staate vorgesetz- 
ten Behörde; welche besonders darauf sehen muss, dass der Un- 
terricht zweckmässig eingerichtet, und die Schule unter beständi- 
ger Aufsicht gehalten werde. 

§. 57. Von den Gebäuden, Grundstücken, und Vermögen 
solcher Anstalten gilt alles, was in Ansehung der Kirchen und de- 
i ren Vermögen im vorigen Titel verordnet ist. 

§. 5S. Doch sindGymnasia und Realschulen, in Ansehung der 
Schenkungen und Vermächtnisse, den Einschränkungen der Kir- 
chengesellschaften eben so wenig, wie die gemeinen Schulen un- 
terworfen. 

§. 59- Wo die Bestellung der Lehrer und Schulaufseher 
nicht etwa gewissen Personen oder Corporationen, vcrqiöge der 
Stiftungen oder eines besondern Privilegii, zukommt, da gebührt 
dieselbe dem Staate. 

§. 60. Aueb da, wo die unmittelbare Aufsicht über dergleichen 
Schulen oder die Bestellung der Lehrer, gewissen Privatpersonen 
oder Corporationen überlassen ist, können dennoch, ohne Vor- 
wisSen und Genehmigung der dem Srhulwesen in der Provinz Vor- 
gesetzten Behörde, weder neue Lehrer bestellt, noch wesentliche 
Veränderungen in der Einrichtung des Schulwesens und der Art 
des Unterrichts vorgenommen werden. 

§.61. Zu Aufsehern müssen Leute von hinlänglichen Kennt- 
nissen, guten Sitten, und richtiger Beurtheilungskraft gewählt 
werden, 

§. 62. Diese müssen junge Leute, welche sich einer Lebens- 
art, die gelehrte Kenntnisse erfordert, widmen, und zu dem Kn de 
die Universität beziehen wollen, gleichwohl aber sich durch Gei- 
Ctcsfähigkeiten und Anlagen zu einer gründlichen Gelehrsamkeit 
nicht auszeichnen, vom Studircn ernstlich abmahnen, und deren 
Aeltern oder Vormünder dahin zu vermögen suchen, dass sie der- 
gleichen mittelmässigc Subjekte zu andern nützlichen Gewerben 
in Zeiten .Inhalten. 

§. 63. Dagegen sollen junge Leute, welche vorzügliche Fä- 
higkeiten und Anlagen zeigen, zur Fortsetzung ihrer Studien auf- 
gemuntert und unterstützt werden. 
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§. 64. Kein Landescingeborner, welcher eine öffentlirhe 
Schule besucht bat, soll ohne ein von den Lehrern und Scbulauf- 
sehern unterschriebenes Zcugniss über die Beschaffenheit der er- 
worbenen Kenntnisse und seines sittlichen Verhaltens, von der 
Schule entlassen werden. 

§. 65. Die Lehrer bei den Gymnasiis und andern höhern 
Schulen werden als Beamte des Staats angesehen, und geniessen 
der Regel nach einen privilegirten Gerichtsstand. 

§. 66. Rückständig gebliebenes Schulgeld, so wie bei ge- 
meine Schulen, der zum Unterhalte des Schullehrers zu leistende 
Beitrag, geniessen, bei einem über das Vermögen der Aeltern ent- 
standenen Concursc, das in der Concursordnung näher be- 
stimmte Vorrecht. 


§•67. 

tionen. 


.Universitäten haben alle Rechte privilegirter Corpora- Ul Von Pnlrer- 

aitMen. 


§. 6H, Die innere Verfassung derselben, die Rechte des aha- Inner» Vertu 
demischen Senats, und seines jedesmaligen Vorstehers, in Besor- ,u “*' 
gung und Verwaltung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten, 
sind durch Privilegien, und die vom Staate genehmigten Statuten 
einer jeden Universität bestimmt. 


§. 6.9' Zur nachdrücklichen Aufrechthaltung der Ruhe und Gerichtsbsrkrlt 
Ordnungauf Akademien ist dem akademischen Senate dieGericbts- 
barkeit über alle sowohl lehrende als lernende Mitglieder verliehen. 

§. 70. Diese Gerichtsharkeiterstreckt sich auch auf die Offi- 
cianten der Universität, so wie auf die Familien und das Gesinde 
aller derer, die für ihre Personen derselben unterworfen sind. 


§. 7 1 • Sie ist aber nur eine persönliche Gerichtsbarkeit, und 
kann auf Grundstücke, welche diese Personen besitzen, in der Re- . - 

gcl nicht ausgedehnt werden. 

§. 72. Soll sie auch auf die Grundstücke sich erstrecken, oder 
Bollen noch andere als die vorbenannten Personen derselben un- 
terworfen sein : so muss dergleichen Ausdehnung durch ausdrück- 
liche Privilrgia, oder aus andern Rechtsgründen, besonders nach- 
gewiesen werden. 

§. 73. Alle, sowohl ordentliche, als ausserordentliche Pro- Rechte äerLeb- 
fessoren, Lehrer und Ofliriantcn auf Universitäten geniessen, re '' 
ausser was den Gerichtsstand betrifft, die Rechte der Königlichen 
Beamten. (Tit. 10. §. 104. stj<].) 

§. 74. Die Aufnahme der Studirenden unter die Mitglieder Aufnahme der 
der Universität geschieht durch das Einschreiben in die Matrikel. Studirendea. 

§. 75. Wer einmal eingesthrieben w orden, bleibt ein Mitglied 
der Universität, so lange ersiih am Sitze derselben aufbält, und 
daselbst keinen hesondern Stand oder Lebensart, die ihn einer an- 
dern Gerichtsbarkeit unterwerfen, ergriffen hat. 

6 * 

p 
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§• 76. Wer sich Studirenshalber auf eine Universität begiebt, 
ist schuldig, bei dem Vorsteher des akademischen Senats sich zur 
Einschreibung zu melden. 

Anh. §. 132. Sobald Jemand an dem Orte, wo die Universi- 
tät ihren Sitz hat, Studirenswegen eintrifft, ist er verpflich- 
tet sich immatrikuliren zu lassen. IVer dies über Acht Togo 
verschiebt, muss die Gebühren doppelt entrichten. 

Auch sollen die Vergehungen derer, welche noch nicht 
eingeschrieben sind, eben so, wie die der andern Studiren- 
den, von den akademischen Gerichten geahndet werden. 

Auch die Führer und Begleiter der Studirenden, wie auch 
ihre Bedienten müssen als Personen, welche unter akademi- 
schem Gerichtszwange stehen, immatrikulirt werden . 

H er von derselben oder von einer andern Universität rele- 
girt worden, kann ohne vorgängige Genehmigung der den 
Universitäten Vorgesetzten Behörden nicht unter die Studi- 
renden aufgenommen werden. 

§. 77* Her Einzuschreibende muss sein mitgebrachtes Schul- 
zeugniss (§. 64.) vorlegen. 

§. 78. Wenn er dergleichen, weil er Privatunterricht genoa- 
sen, nicht mitgebracht hat : so ist der Rector denselben, an die zur 
Prüfung solcher neuen Ankömmlinge verordnete Commission zn 
weisen schuldig. 

Atlh. §. 133. Inländer müssen entweder ein auf ein vorgän- 
giges Ewamen sich gründendes Zeugniss, in Rücksicht auf 
ihre Reife zu den akademischen Studien, von der von ihnen 
besuchten öffentlichen Schule mitbringen, oder falls sie 
durch Privatunterricht zur Universität vorbereitet worden, 
oder auch auf der von ihnen bisher besuchten Schule wegen 
besonderer Umstände nicht geprii.lt worden , ( worüber als- 
dann eilte Bescheinigung beizubringen ist, ohne welche sie 
die Matrikel nicht erhalten können) auf der Universität selbst 
von der dazu verordneten Commission binnen der ersten 
IV och e nach ihrer Ankunft noch vor der Immatrikulation ge- 
prüft werden. 

IV er mit dem Zeugnisse der Unreife die Universität be- 
zieht, kann au f keine Beneficien Ansprüche machen. Aus- 
länder sind von dieser Prüfung ausgenommen, 

§. 79- Wer bei dieser Prüfung noch nicht reif genug, in An- 
sehung seiner Vorkenntnisse, befunden wird, muss entweder zu- 
rückgewiesen, oder mit der nütbigen Anleitung zur Ergänzung 
des ihm noch fehlenden versehen werden. , 

Anh. §.134. Ob der Student bei der vorgeschriebenen Prü- 
fung reif oder unreif zu den akademischen Studien befun - 
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den worden , muss in dem bei dem Abgänge von der Univer- 
sität einzuholenden Fakultätszeugnisse bemerkt werden. 
Doch steht es \dem Abgehenden , der ehedem für unreif er- 
klärt worden, frei, auf eine Prüfung der Fakultät , zu welcher 
er gehört, anzutragen, als in welchem Falle nur allein der 
Ausfall dieser letzten Prüfung in dem Fakultätszeugnisse 
bemerkt wird. 


§. SO. Der Rector muss einem jeden ankommenden Studen- 
ten die akademischen und Polizeigesetze des Orts bekannt machen, 
und ihn zu deren gehörigen’ Beobachtung anweisen. 

§. 81. Nach geschehener Immatrikulation muss der Student AuMekt übtr 
seine Matrikel dem Decanus der Fakultät vorlegen. 

§. 82. Bemerkt der Decanus an einem zu seiner Fakultät ge- 
hörenden Studenten Vnfleiss oder unordentliche Lebensart; so 
muss er davon dem akademischen Senate Anzeige machen. 

§. 83. Dieser muss den Studirenden durch nachdrücklich* 
Ermahnungen zu bessern suchen, und wenn dieselben fruchtlot 
sind, seinen Aeltern oder Vormündern, so wie diejenigen, von wel- 
chen sie Stipeddia geniesten, davon Nachricht geben. 


Anh. §. 135. Wer unter dem Namen eines Studenten allein 
seinen Vergn ägungen nachgeht, und weder die Collegia be- 
sucht, noch sonst gelehrte oder doch dem Zwecke der Uni- 
versität angemessene Geschäfte treibt, soll auf der Univer- 
sität nicht gelitten werden. 

§. 84. Alle Studirende müssen den allgemeinen Polizeigeset- Von dir.k.d»- 
Ken des Landes und Orts sowohl, als den besondern die akademi- nü * c ^J^ 

•che Zucht betreffende Vorschriften und Anordnungen die ge- 
naueste Folge leisten. ' 1 

Anll. §. 136. So weit die akademischen Vorrechtcund Gesetze 
keine Ausnahme machen, sind die Studenten auf den König- 
lichen Universitäten, gleich andern Unterthanen, alle Ge- 
setze des Staats zu beobachten schuldig', doch werden sie in 
Absicht auf die aus allgemeinen gesellschaftlichen, oder aus 
Familienverhältnissen entspringenden persönlichen Rechte , 
besonders in Ansehung der Grossjiihrigkeit und wegen des 
Erbrechts auf ihren Nachlass, nach den Gesetzen ihrer Hei- 
mat h heurtheilt, wofern sie nicht den Vorsatz, auf der Aka- 
demie ihren beständigen IVohnsitz zu nehmen, ausdrücklich 
oder stillschweigend erklärt haben. 

Auch bei Criminal füllen, besonders in Ansehung der 
Duelle, sind die Studenten den allgemeinen Landesgesetzen 
unterworfen, und es wird deshalb ausdrücklich auf das allge - 

meine Landrecht verwiesen ; doch soll kein Arzt oder Wund- 

0 1 

arzt verpflichtet sein, der Obrigkeit von einem vorgefallenen, 
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zum Behuf der Cur, zu seiner Kennte iss gekommenen Duell, 
Kenntniss zu gehen, vielmehr in solchem Falte ein gewissen- 
haftes Stillschweigen beobachten , bis dass die Obrigkeit , 
wenn sie durch andere Mittel die Thal entdeckt, deren T~er - 
nehmung darüber veranlasst. 

§. 85. Besonder« müssen Schlägereien, Schwelgereien und an- 
dere z|im öffentlichen Aergernisse, oder zur Störung der gemeinen 
Ruhe und Sicherheit gereichende Kxcesse der Studenten , nach- 
drücklich geahndet werden. 

Anh. §. 137- 1 ~) Stndirende müssen sich in jeder Hinsicht 
anständiger Sitten beßeissigeu. Sittenlosigkeit und Unan- 
ständigkeiten , besonders auch in Ansehung der Kleidung , 
werden das erstemal mit ernstlichem Verweise , im IVieder- 
- holungsfalle mit Karzer und Vertust der bisher genosse- 
nen tVohlthaten , und wenn auch dadurch die Besserung 
nicht bewirkt wird, mit Entfernung von der Universität be- 
straft, 

2) Das Baden und Schwimmen darf bei Vermeidung einer Acht- 
tägigen Karzerstrafe nicht anders als an den dazu von der 
Polizei sicher befundenen Orten geschehen, 

3) ff'er das Hausrecht verletzt, oder sich in Oerter und Ver- 
sammlungen, welche nur für gewisse Personen bestimmt sind, 
namentlich bei Hochzeiten eindrängt , hat Dreitägige Kar- 
zerstrafe, und, im Fall dabei begangener Ausschweifungen, 
noch härtere Ahndung zu erwarten. Gleiche Strafe trifft 
diejenigen , welche bei Schulprüfungen des Orts Lärm erre- 
gen, und sie durch Unfug stören. 

4) ff’er auf öffentlichen Plätzen und Strassen in Maske oder 
sonst verkleidet erscheint, hat eine Dreitägige Karzerstrafe 
verwirkt , und wenlen hiermit alte Schlittenf ahrten in Maske 
bei gleicher Stra fe ernstlich verboten, 

5) Noch härtere Strafe trifft den, welcher liederliche Häuser be- 
sucht , oder sich eines verdächtigen Umgangs mit lieder- 
lichen kVeibsbildern schuldig macht. 

6) Ausser dem Falle einer Heise, wohin blosse Spazierfahrten 
und Spazierritte nicht zu rechnen sind, sollen Studenten keine 
f Faßen oder andere gefährliche IFerkzeuge bei sich tragen . 

7) Gefährliche Bappiere, besonders die nicht mit Leder überzo- 
genen Haurappiere , sollen nicht gelitten, sondern, da, wo sie 
sich befinden, weggenominen, und diejenigen, welche sie bei 
sich haben, und sonst davon Gebrauch machen , mit Achtttii- 
giger Karzerstrafe belegt werden. 

8 )D ie Studirenden müssen die Accise- und Zoll-, wie auch die 
Polizeigesetze des Orts, bei Vermeidung der darin bestimm - 
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ten Strafe, genau beobachten, besonders müssen tie sich des 
schnellen Fahrens und fteilens in den Städten, auf den Brüh- 
ten, oder wo sonst ein Schade zu besorgen ist, enthalten. 

Auch müssen sie zur Verhütung des Feuerschadens die 
vorgeschriebene Vorsicht gebrauchen ; besonders durch Ver- 
meidung des Schiessens , der Feuerwerke', und des Taback - 
rauchens an Orlen, wo leicht Schaden zu besorgen ist, z. B. 
in der Nähe von Gebäuden , und andern leicht entzündbaren 
Gegenständen, vornehmlich auf den Strassen, es sei in Städ- 
ten oder Dörfern und IVäldern , wie auch innerhalb der Ge- 
bäude in der Sähe der Betten, auf Böden oder in Ställen. 

9 ) Studenten, welche sich zur Zeit eines Tumults oder in grös- 
serer Zahl nach Mitternacht auf der Strasse finden lassen, 
haben die Vermuthung böser Absicht, oder eines liederlichen 
Lebenswandels wider sich; auch muss Siemand nach Zehn 
Uhr Abends sich in einem If'irlhshause antreffen lassen. 

10 ) IV er andere zum Tumultuiren oder zu anderm Unfug auf- 
fordert , oder anreizt , oder sich bei einem Tumulte als An- 
führer brauchen lässt, wird, wofern nicht durch den Tumult 
eine noch härtere Strafe verwirkt worden , wenigstens mit 
der Delegation bestraft. Alle Theilnehmer an einem Tu- 
multehaben nachdem Verhältnisse, wie sie dabei mitgewirkt, 
entweder Relegation , oder das Consilium a b eu ndi, 
oder angemessene Karzerstrafe zu erwarten. 

11 ) Oeffentlichc Aufzüge, mit oder ohne Musik zu JVagen, zu 
Pferde oder zu Fass , dürfen von Studenten, ohne besondere 
Erlaubniss der akademischen Obrigkeit , bei Vermeidung 
Dreitägiger Karzerstrafe , nicht unternommen tverden. 
Gleiche Bewandniss hat es mit den Versammlungen auf 
Öffentlichen Plätzen und Strassen , wenn sie nicht nach vor- 
gängiger /Tarnung der akademischen Obrigkeit und ihrer 
Diener, oder der JVache, wieder auseinander gehen. Auch 
das Einholen neuer Ankömndinge , und die Abnölhigung ei- 
nes Schmauses, und anderer unnöthiger Ausgaben, wird aufs 
ernstlichsle verboten, und jede Beschimpfung und Kränkung 
derselben verschuldet nachdrückliche Bestrafung. 

12 ) Dauernde Gesellschaften und Verbindungen zu einem be- 
stimmten Zwecke können nicht ohne Vorwissen der akademi- 
schen Obrigkeit errichtet werden, und haben, ohne deren Er- 
laubniss, die Vermuthung einer gesetzwidrigen Absicht wider 
sich. Sobald aber eine mit Vorwissen der Obrigkeit beste- 
hende Gesellscha ft auf irgend eine Art Amlre zum Eintritt , 
oder zum Beharren in ihr nöthigen wollte , soll die Gesell- 
schaft nicht länger geduldet werden. Auch sind alle diejeni- 
gen straf bar , welche Andre zu CoVecten nöthigen , beson- 
ders werden alle Orden und Landsmannschaften bei Strafe 
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einer immerwahrenden Relegation von allen Universitäten 
in den Königlichen Landen hiermit ernstlich untersagt ; wie 
denn auch durch neuerliche Reichstagsschlüsse die Veran- 
staltung gelroßen worden , dass diejenigen, welche deswegen 
relegirt werden , auf keiner Universität in Deutschland wie- 
der auf genommen werden, 

1^) Hohe und alle Hazardspiele sind unerlaubt. kVelches Spiel 
fllr hoch zu achten , bleibt der Beurlheilung der akademi- 
schen Gerichte Vorbehalten. kV er das erstemal eines zu ho- 
hen Spiels schuldig befunden wird, muss ernstlich gewarnt ; 
im kk'iederholungsfalle aber mit Dreitägiger Karzerstrafe 
belegt werden. Gleiche Strafe hat der zu erwarten, welcher , 
obschon das erstemal , sich auf Hazardspiele einlässt. kVer 
Bank macht , hat Vierzehntägige Karzerstrafe verwirkt. 
Verdoppelung der Strafe tritt im kViederholungsfalle ein. 
kV er aus dem Spiele ein Gewerbe macht, erhält das Consi- 
lium ab eun di , und hat, wenn er des Betrugs überführt 
wird, schimpfliche Relegation zu erwarten. 

Aller Gewinn aus unerlaubtem Spiele fällt der Armen- 
casse zu. Auch aus unerlaubtem Spiele und wegen dessen , 
was dazu geliehen worden, findet keine Klage Statt. 

Hat ein Student dem andern zu Hazardspielen Geld ge- 
liehen : so wird er wie ein Spieler bestraft, 

14) Des lauten Gesanges, des Knallens mit Peitschen, und des 
die Ruhe und Ordnung störenden Getöses, müssen sich die 
Studenten zu jeder Zeit , besonders in der Nacht , und zur 
Zeit des Gottesdienstes enthalten , oder Vier und zwanzig - 
ständige bis Dreitägige Karzerstrafe gewärtigen, kVer den 
öffentlichen Gottesdienst auf irgend eine Art stört, wird nach 
den Landesgeselzen betraft. 

1 5) Beleidigungen der zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung bestimmten Personen , besonders der Pedelle, 
wie auch der militairischen , Bürger- und Schaarwache und 
der Nachtwächter , ziehen langwierige Karzer- und nach 
Bewandniss der Umstände, selbst Feslungsstrafc nach sich, 

16) kV er die akademische Obrigkeit selbst, oder einzelne öf- 
fentliche Lehrer gröblich beleidigt, wird nach ausgeslande- ' 
ner Gefängnisssirafe relegirt, oder hat nach Beschaffenheit 
der Umstände noch härtere Strafe , dem peinlichen Rechte 
gemäss, zu erwarten. kVer in einem Collegio oder bei einer 
öffentlichen Rede, Disputation, oder Promotion durch unan- 
ständiges Pochen, Scharren, Lachen, oderauf andere kVcise 
absichtlich Unruhe erregt, soll, nach Beschaffenheit der Um • 
stände, mit Karzer , oder wohl gar mit Relegation bestraft 
werden. 
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17 'fkVenn Studirende etwas bei der akademischen Obrigkeit 
nachsuchen : so muss dies mit Bescheidenheit und nicht Hau- 
fenweise geschehen, Verletzung dieses Gesetzes zieht ver- 
hültnissmiissige Karzerstrafe , und im Falle eines dabei ge- 
brauchten Ungestüms, Relegation nach sich. 

1 8) ff er den ihm auferlegten weitern Arrest bricht, wird sofort 
ins Gefiingniss gebracht ; und wer dies ohne Krlaubniss der 
akademischen Obrigkeit verlässt , hat eine Vier zehntägige 
Karzerstrafe verwirkt. 

§. 86. Der Rector oder Prorector ist vorzüglich , und nach 
ihm der akademische Senat, für alle entstandene Unordnungen, 
welche durch genauere Aufmerksamkeit und Sorgfalt hätten ver- 
mieden werden können, dem Staate verantwortlich. 

§. 87> Gefängnissstrafe muss an Studireuden nur zu solchen 
Zeiten und Stunden, wo sie dadurch an Besuchung des Collegien 
nicht verhindert sind, vollzogen werden. 

A n h. §. 1 3S. Hierin findet eine Ausnahme dann Statt : 

1 ) wenn die Karzerstrafe bekanntlich unßeissige Studenten trifft; 

2) wenn der Student ohnedies schon während der Untersuchung 
im Gefängnisse gesessen , oder aus Furcht vor der Verhaft- 
nehmung sich während der Zeit, da die Vorlesungen gehal- 
ten werden, in oder ausser dem Bezirke der Universität ver- 
borgen gehalten hat ; 

3) wenn auf eine längere als Vierwöchentliche Karzerstrafe er- 
kannt worden. 

§. 8S. Sie muss mit gänzlicher Entfernung aller Gesellschaft, 
und Entziehung der gewühnlichen Bequemlichkeiten des Lebens 
verbunden sein. 

§.89. Wiederholte grobe Rxcesse, Widersetzlichkeit gegen 
den akademischen Senat und dessen zur Ausübung der akademi- 
schen Zucht verordnete Bediente ; Aufwiegeleien, Rottenatiftun- 
gen , und Verführung Anderer müssen mit Relegation bestraft 
werden. 

§. 90. Von der erkannten Relegation muss den Aeltern oder 
Vormündern des Straffälligen sofort Nachricht gegeben; er selbst 
aber solange in gefänglicher Haft behalten werden, bis dieselben 
seinetwegen weitere Verfügungen treffen. 

Anh. §.139. Bei jedem Consilio abeundi muss ein Glei- 
ches geschehen ; auch muss von jeder Belegation jeder an- 
dern Königlichen Preussischen Universität Nachricht gege- 
ben werden, 

§■91. Von jeder erkannten Relegation muss dem der Uni- 
versität Vorgesetzten Departement, mit Beilegung des Erkennt- 


. 
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nisaes, Anzeige geschehen , damit dieses, nach Beschaffenheit der 
Umstände, die iibtigen Universitäten gegen die Aufnahme eine* 
solchen Subjekts, vor hinlänglich naebgewiesenerüesscrung, war- 
nen ; auch dem Departement, von welchem der Relegirte, nach der 
Fakultät, zu welcher er gehört, eine künftige Beförderung zu er- 
warten hat, davon Nachricht geben könne. 

§. 92. Kin Relegirter soll weder am Orte, noch in der Nach- 
barschaft, unter irgend einem Vorwände geduldet werden. 

§ 93. Jede angränzende Gerichtsobrigkeit ist schuldig, ihn 
auf Requisition des akademischen Senats aus ihrer Botmässigkeit 
fortzuschaffen. 

§. 94. Grobe Kxresse, wenn sie sich auch noch nicht zur Re- 
legation qualificiren , sollen dennoch mit Gelängniss-, niemals 
aber mit blosser Geldstrafe geahndet werden. 

Anb. § 1 40 . Grobe und wiederhoh/te Ausschweifungen oder 
anhaltender Unfleiss eines ßeneßeiaten sollen den Collato- 
ren zur Enlzichigig der genossenen V ortheile angezeigt 
werden. 

§• 95. So wenig die Relegation, als eine nach den Gesetzen 
verwirkte Gelängnissstrafe, kann mit Gelde abgekauft werden. 

§. 96. In Ansehung wirklicher Verbrechen der Studirenden 
hat es bei den Vorschriften der Criminalgesctze sein Bewenden. 

§• 97. In ihren Privatangelegenheiten bleiben Sludirende der 
Regel nach den Gesetzen ihres Geburtsorts, oder ihrer Hcimath un- 
terworfen. 

§. 93* So lange Studirende noch unter Aeltern oder Vormün- 
dern stehen, bleibt es, wegen ihrer Unfähigkeit , für sich allein 
verbindliche Verträge zu schliessen, bei den allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften. 

§.99- Kein Studirender, er mag der väterlichen oder vor- 
mundschaftlichen Gew alt noch unterworfen sein, oder nicht, kann, 
so lange er auf Universitäten ist. ohne Vorwissen und Consens de* 
akademischen Gerichts , gültig Schulden contrahiren, oder Bürg- 
schaften übernehmen. 

§. 1 00. Kostgeld, Wasrhgeld, Peruckenmacher- und Barbier- 
lohn soll nicht über einen Monat : Slubennmthe, Bettzins und Auf- 
wartung nicht über F.in Vierteljahr; Arzneien und Aiztlobn nicht 
Uber Kin halbes Jahr : und «las Honorarium für die Collegia höch- 
stens nur bis zum Rndc des Collegii geborgt w p erden. 

§. 101. Schneider und Schuster können nflr auf Zehn, so wie 
Buchbinder nur auf Drei Thaler Credit geben ; und müssen diesen 
Credit auf länger als Rmen Monat nicht ausdehnen. 

§. 102. Das Honorarium für den Unterricht in Sprachen und 
Leibesübungen darf nicht über Drei Monate creditirt werden. 
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§. 103. Alle vorstehend (§. 1 00. 101.1 020 benannte Glän> 
biger müssen, wenn die Zahlung mit Ablauf der bestimmten Frist 
nicht erfolgt, ihre Forderungen längstens binnen Acht Tagen, 
bei Verlust derselben gerichtlich einltlagen. 

Anh. §. 1 4 1 . 1) Die Ilonoraria für die Collegia müssen zur 
Iliilf te von ilen Studirenden vorausbezahlt, die andere llalfte 
aber in der Hütte des halben Jahres zu Johannis oder Neu* 
jahr entrichtet werden. In Fallen, wo Lehrer bei dem , 
durch ein gerichtliches Attest von der Obrigkeit des Geburts- 
orts bescheinigten, Unvermögen eines Studirenden genöthigt 
sind, ihm die Honoraria f ür die Collegia so lange zu stunden, 
bis er durch Beförderung zu einem öjfentlichen Amte, oder 
durch sonstige Verbesserung seiner Vermögensumstände in 
den Stand gekommen, dieselben zu bezahlen, verbleibt ihnen 
bis dahin ihr Anspruch an solchen ungekränkt. Sie müssen 
aber dafür besorgt sein , dass beim Abgänge des Studiren- 
den der Betrag der Schuld, gleich andern , von dem akade- 
mischen Gerichte registirt , und zugleich in dem akademi- 
schen Zeugnisse notirt wird. 

2) Bepelenten, welche die von Andern gehaltenen Vorlesungen 
in dem Zeiträume , in welchem sie gehört worden , mit dem 
Studirenden wiederholen, haben , in Ansehung des Honorarii 
mit den akademischen Lehrern gleiche liechte, wegen andrer 
Privatstunden aber , sind sie den Sprach - und Ewerzitien - 
meislern gleich zu achten. 

3) Der bisher gestattete Credit von Fünf und zwanzig Thalern 
bei Kaufleuten , welche Materialien zur Kleidung liefern, 
wird wegen des Missbrauchs , dass diese Materialien häufig 
verkauft oder versetzt werden , ganz aufgehoben ; dagegen 
den Schneidern in dem Betracht, dass ein angemessenes fer- 
tig gemachtes Kleid weniger Gelegenheit zum Missbrauch o 
giebt, bis auf Fünf und zwanzig Thaler inclusive der Mate- 
rialien zu creditiren nachgelassen. Buchhändler , Schuma- 
cher, Aufwärter und Aufwärterinnen können nur auf Zehn 
Thaler , Buchbinder nur auf Brei Thaler Credit geben , und 
zwar nicht Uber ein Vierteljahr. 

4) Kostgeld, IVaschgeld, Friseur - und Barbierlohn , Stuben - 
miethe , Bett zins, Aufwartung , Arzeneien und Arztlohn, 
auch was für den Unterricht in Sprachen und Leibesübungen 
zu bezahlen ist, sollen ebenfalls nicht überein Vierteljahr 
geborgt werden. 

5) Alle diese von 1 - h gültige Schulden behalten das Vorrecht 
gesetzlicher Schulden nur, wenn sie nach dem Ablaufe des 
Vierteljahres, in welchem sie contrahirl sind, in dem unmit- 
telbar darauf folgenden Vierteljahr eingeklagt werden , 
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6) Wenn also ein solcher privilegirter Gläubiger binnen dieser 
festgesetzten Frist die Schuld bei dem akademischen Gerichte 
nicht anhängig macht ; so kann er damit nicht "weiter gehört 
werden. 

7 ) Sollten die während des letzten Vierteljahres , welches der 
Studirende sich auf der Universität auf hält, in Gemässheit 
der von 1-4 Contrahirten Schulden , wegen Abgangs des 
Studirenden , binnen der in Ar. 5. bestimmten Frist nicht ein- 
geklagt werden : so muss der Gläubiger dafür sorgen , dass 
selbige von dem akademischen Gerichte registrirt werden. 

8) Zu dem Ende sieht es dem Gläubiger frei , die Person oder 
Sachen eines abgehenden Studirenden so lange mit Arrest 
zu belegen, bis die Schuld registrirt worden ist. 

9) Wenn jedoch der Gläubiger mit dem Schuldner Uber die 
Richtigkeit oder die Summe der Schuldfordeiumg sich nicht 
einigen können ; so ist es genug , wenn der Gläubiger solche 
bestimmt angiebt, und der Schuldner sich darüber erklärt , 
und soll die Abreise durch ausführliche Instruktion solcher 
Schuldsachen nicht aufgehalten werden. 

§. 104. Alle andere Privatschulden eines Studirenden sind 
nichtig, und begründen keine Klage. 

§. 105. Auch die Vertrage, wodurch Sicherheit oder Bürg- 
schaft dafür bestellt worden, sind unkraflig. 

§. 106. Oie dafür eingelegten Pfänder müssen unentgeltich 
zurückgegeben werden. 

Anh. §. l42. Die Pfänder müssen auf jeden Fall zuriiekge- 
geben werden, sie mögen von den Studirenden selbst , oder 
von einem Dritten , oder auch unter dem Scheine eines Ver- 
kaufs den Gläubigern eingehändigt worden sein. Wegen 
Betten , Wäsche, Kleidungsstücke und Bücher soll die Ent- 
schuldigung des Pfandgläubigers oder Käufers, wie er nicht 
gewusst If abe, dass sie einem Studirenden gehörten , niemals 
Statt finden. 

§.107* Ist auf eine solche ungültige Schuld von dem Studen- 
ten etwas bezahlt worden ; so kfinnen die Aeltern oder Vormünder 
dasselbe unter fiskalischer Assistenz zurürkfordern. 

§. 108. Hat Jemand einem Studirenden Geld oder Geldes- 
werth zu unnützen Ausgaben, oder gar zur IJeppigkeit oder Schwel- 
gerei geliehen, oder sonst creditirt: so soll er, ausser dem Verluste 
der Schuld, auch noch um den ganzen Betrag derselben fiskalisch 
bestraft werden. 

§. 1 09. Hat der Schuldner ein solches Darlehn ganz oder 
zum Theil bezahlt: so ist der Fiskus ausser der Strafe, auch das 
Gezahlte von dem Gläubiger beizutreiben berechtigt. 
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Anh. §. 1 4.3 . TVer auf Pfänder, Wechsel oder Handschrif- 
ten den Studirenden Geld leiht, oder Kaufmannswaaren statt 
haaren Geldes auf Credit giebt , und ihnen auf diese H eise 
das Verschwenden und Schuldenmachen erleichtert , hat zu 
gewärtigen, dass , wenn auch solche Schulden von den Studi - 
renden bezahlt werden, doch das Bezahlte entweder auf An- 
suchen der Aeltern und Vormünder , oder wenn diese sich 
nicht melden , von dem akademischen Fiskus wieder ei» ge- 
zogen werden wird, 

§.110. Wenn aber ein Studirender, durch das Aussenblci- 
l>en der ihm zu seinem Unterhalte ausgesetzlcn Gelder, oder durch 
andere für ihn unvermeidliche Zufälle, in die Nothwendigkeit, 
ein Darlehn zu seiner Subsistenz aufzunehmen, gesetzt ist: so muss 
er sich mit seinem GJäubiger bei dem akademischen Gerichte mel- 
den, und dessen Einwilligung nachsuchen. 

§. 111. Das Gericht muss die angebliche Nothwendigkeit und 
Bedürfnis des Schuldners, so wie die übrigen Umstände der Sache, 
genau prüfen; und wenn sich nichts dabei zu erinnern findet, den 
Consens unter das auszustellende Instrument verzeichnen. 

§. 112. Besonders muss darauf gesehen werden,.. dass die 
Summe des aufzunebmenden Darlehns die wirkliche gegenwärtige 
Bedürfniss des Schuldners nicht übersteige. 

§. 113* Der Regel nach darf das akademische Gericht für ei- 
nen Studirenden nicht mehr an Schulden consentiren, als der vierte 
Theil der ihm zu seinem jährlichen Unterhalte bestimmten Summe 
beträgt. 

§. 11 4. Wenn also ein Studirender dergleichen Consens sucht, 
muss er zuvörderst glaubhaft angeben, wie viel ihm zuseinem Un- 
terhalte auf der Akademie bestimmt worden. 

§. 115. Findet sich das akademische Gericht durch beson- 
dere Umstände veranlasst, den Credit des Studirenden auf ein h5- 
hcres Ouantum zu erstrecken: so muss dieses, und die Gründe da- 
von, in dem Consense ausdrücklich bemerkt werden. 

§.11 6 . Gleich nach ertheiltcm Consense muss das Gericht 
den Aeltern oder Vormündern des Schuldners davon Nachricht 
geben. 

§. 117- Der Consens selbst muss allemal nur auf eine gewisse 
Zeit, und zwar nur auf so lange gegeben werden, als nöthigist, um 
den Aeltern oder Vormündern zuTreffung der nüthigen Zahlungs- 
anstalten Raum zu lassen. 

§. 118. Mit dem Ablaufe dieser Frist muss der Gläubiger, 
wenn er inzwischen nicht befriedigt worden, es dem akademischen 
Gerichte, bei Verlust seines Rcrbts, anzeigen. 

§. 119* Das Gericht muss alsdann die den Aeltern oder Vor- 
mündern des Schuldners Vorgesetzte Obrigkeit, mit Zufertigung 
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dti Instrument«, requiriren, diese tu Abtragung der Schuld allen* 
falls ezekutiviach anzuhaltcn. 

§. 120. Alle Gerichte in KÖniglirhen Landen sollen gehalten 
sein, dergleichen Requisitionen , wegen Beitreibung einer gesetz- 
massig consentirten Schuld , ohne Gestattung prozessualischer 
Weitläufigkeit Folge zu leisten. 

§, 121. Glauben die Aeltern oder Vormünder, erhebliche 
Einwendungen gegen die Srhuld zu haben : so müssen sie den Be- 
trag bei dem requirirten Gerichte nierlerlegen , und die Rinwen- 
dungen gegen den Gläubiger vor dem akademischen Gerichte aus- 
fUbrcn. \ 

§. 1 22. Gegen diese den consentirten Gläubigern zu ver- 
schaffende promte Kechtshülfe , dürfen sie den Schuldner selbst, 
während des Laufes seiner Studien, mit Executionen nicht beun- 
ruhigen. 

§■ 123. Steht der Studirende nicht mehr unter Aeltern oder 
Vormündern : so kann der Gläubiger sieb auf die Person und das 
Vermögen des Schuldners selbst, der gesetzmässigen Executions- 
mittel bedienen. 

§. 1 24. Hat ein solcher Schuldner die Universität ohne Be- 
friedigung seiner consentirten Gläubiger verlassen: so steht die- 
sen frei, ihn überall, wo er sich beireifen lässt, mit Personalarrest 
zu verfolgen. 

A n h. §. 1 44. Hat der Schuldner die Universität ohne Befrie- 
digung- der nach 1-4 (§• 1 00-103.) privilegirten , oder von 
dem akademischen Gerichte consentirten Gläubiger verlas- 
sen: so bleibt diesen zwar der If'eg Rechtens gegen ihren 
Schuldner unverschränkt ; falls sie aber aus seinem Vermö- 
gen ihre Befriedigung nicht erhalten könnten , kann gegen 
ihn zum Personaltirreste nicht geschritten werden, sondern 
die Gläubiger müssen mit der Zahlung so lange in Geduld 
stehen , bis der Schuldner durch Vermögensanfälle , oder 
Versorgung zu besserm Vermögen gekommen, und in zahl- 
baren Stand gesetzt worden. 

§. 1 25. Rur die dem akademischen Gerichte in dergleichen 
Angelegenheiten zufallenden Bemühungen, soll demselben eine 
billige Belohnung in der ihm vorzusehreibenden Sportultaxe be- 
stimmt werden. 

§■ 126. Dagegen soll aber auch das akademische Gericht, 
wenn es pflichtwidriger Weise in unnütze und übermässige Sebal- 
den gewilligt, oder sonst, durch Collusion mit einem Studirenden, 
Jemand zum Borgen an denselben verleitet hat , einem solchen 
Gläubiger für seine Forderung selbst haften. 

A D h. §. 1 45. 1 ) Wenn ein Studirender eine Wohnung, Stal- 
lung oder anderes Gelass miethet , und kein schriftlicher 
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Vertrag geschlossen worden , oder der schriftliche Ver- 
trag die Mielhzeit nicht naher bestimmt : so ist anzuneh- 
men , dass der Mietvertrag von Ostern bis Michaelis oder 
von Michaelis bis Ostern geschlossen worden, 

2) Sollte der Mielhverlrag im Johannis - oder fVeihnachts- 
termine seinen Anfang nehmeu: so gilt derselbe bis zum 
nächstfolgenden Michaelis • oder Oslertermine. 

3) Oie Aufkündigung der H’ohnung muss spätestens in den 
Drei erster Tagen des letzten Vierteljahres geschehen. 

4) Die fVohnung muss beim Ablaufe der Mielhzeit innerhalb 
Dreier Tage , nach Ablauf des Termins , wieder geräumt 
werden. 

§ .127. Jeder Studirende muss , wenn er die Universität ver- Von skideml. 

. . „ . . ... . , «eben Zeug- 

lassen will, bei seinen Lehrern Zeugnisse seines rleisses und sei- n u»«n- 

ner Ordnung in Abwartung der Lehrstunden naihsuchen, und sel- 
bige dem Vorsteher des akademischen Senats zustcllen. 

§. 128. Dieser muss die Richtigkeit derselben unter dem Sie- 
gel der Universität bekräftigen, und zugleich bemerken : obgegen 
das sittliche Betragen des Abgehenden , während seines Aufent- 
halts auf der Akademie, etw as nachtheiliges bekannt geworden sei. 

§. 129. Jeder Landeseingeborne , welcher sich zur Ueber- 
nohmung eines Amts, odersonst zur Ausübung seiner Wissenschaf- 
ten qualifizircn will, muss dergleichen Zeugniss von einer inlän- 
dischen Akademie vorlegen. 

Dreizehnter Titel. 

Ton den Rechten und Pflichten des 
Staats überhaupto 

§•!• 

Alle Rechte und Pflichten des Staats gegen seine Bürger und 
ßchutzverwandten vereinigen sirh in dem Oberhaupte desselben. 

§. 2. Die vorzüglichste Pflicht des Oberhaupts im Staate ist, 
sowohl die äussere als innere Ruhe und Sicherheit zu erhalten, und 
•inen Jeden bei dem Seinigen gegen Gewalt und Störungen zu 
schützen. 

§. 3. Ihm kommt es zu, für Anstalten zu sorgen, wodurch 
den Einwohnern Mittel und Gelegenheit verschafft werden , ihre 
Fähigkeiten und Kräfte auszubilden , und dieselben zur Beförde- 
rung ihres Wohlstandes anzuwenden. 

§. 4. Dem OberbaupteimStaate gebührendaher alle Vorzüge 
und Hechte, welche zur Erreichung dieser Endzwecke erforder- 
lich sind. 

s 
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MajMtttmcht«. §. 5. Die Verteidigung des Staats gegen auswärtige Feinde 
anzuordnen; Kriege zu fuhren ; Frieden zu schliessen ; Bündnisse 
und Verträge mit fremden Staaten zu errichten, kommt allein dem 
Oberhaupte des Staats zu. 

§. 6. Das Recht, Gesetze und allgemeine Polizeiverordnun- 
gen zu geben , dieselben wiederaufzuheben, und Erklärungen 
darüber mit gesetzlich er Kraft zu ertheilen, ist ein Majestätsrecht. 

§. 7> Privilegia, als Ausnahmen von dergleichen Gesetzen zu 
bewilligen, Standeserhöhungen, Staatsämter und Würden zu ver- 
leihen , gebühret nur dem Oberhaupte des Staats. 

§. 8- Todesurtel, ingleichen solche, die eine Zehnjährige 
Gefängniss- oder noch längere oder härtere Strafe festsetzen, 
können ohne ausdrückliche Bestätigung des Oberhaupts im Staate 
nicht vollzogen werden. 

§, y. Das Recht, aus erheblichen Gründen Verbrechen zu ver- 
zeihen ; Untersuchungen niederzuschlagen ; Verbrecher ganz oder 
zum Theil zu begnadigen ; Zuchthaus- Vestungs oder andere här- 
tere Leibesstrafen in gelindere zu verwandeln , kann nur von dem 
Oberhaupte des Staats unmittelbar ausgeübt werden , so weit er 
nicht dasselbe , für gewisse Arten von Verbrechen oder Strafen, 
einer ihm untergeordneten Behörde ausdrücklich übertragen hat. 

§. 10. Durch dergleichen Aufhebung eines Verbrechens, oder 
durch die erfolgende Begnadigung des Verbrechers , sollen aber 
die aus der That selbst wohl erworbenen’ Privatrechle eines Drit- 
ten niemals gekränkt werden. 

§. 11. Vielmehr bleibt diesem, wenn auch die peinliche Un- 
tersuchung gegen den Angeschuldigten niedergeschlagen worden, 
dennoch frei , die Richtigkeit der Thatsache, so weit es zur Be- 
gründung seines Rechts erforderlich ist, im Wege des Civilpro- 
zesses nachzuweisen. 

§.12. Das Recht, Münzen, Maass und Gewicht zu bestim- 
men, gehört zu den Majestätsrechten. 

§. 13. Alle im Staate vorhandene und entstehende Gesell- 
schaften und öffentliche Anstalten, sind der Aufsicht des Lan- 
desherrn, nach dem Zwecke der allgemeinen Ruhe, Sicherheit, 
und Ordnung unterworfen. 

§. 14. Damit das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden 
Pflichten erfüllen , und die dazu erforderlichen Kosten bestreiten 
könne, sind ihm gewisse Einkünfte und nutzbare Rechte beigelegt. 

~ §-15. Das Recht, zur Bestreitung der Staatsbedürfnisse das 

Privatvermögen, die Personen, ihre Gewerbe, Producte oder 
Consumtion mit Abgaben zu belegen , ist ein Majestätsrecht. 

§. 16. So weit die Besorgung gewisser zu den Rechten und 
Pflichten des Staats gehörender Angelegenheiten und Geschäfte den 
Beamten des Staats vermöge ihres Amts obliegt (§. 7*), muasdie- 
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aen, innerhalb der Gränzen ihre« Auftrags, eben so, wie dem 
Landesberrn selbst, Folge geleistet werden. 

§, 17. Rcchtsangelegenheiten, welche die Personen • und Fa- Prlriir»eht« 
milienrechte des Landesherrn und seines Hauses betreffen, werden ^ tf i„, r (.». 
nach den Hausverfassungen und Verträgen bestimmt. “'N*- 

§. 1 8. Andere Privatbandlungen und Geschäfte derselben 
sind nach den Gesetzen des Landes zu beurtheilen. 

Vierzehnter Titel. 


Von den Staatseinkünften und fiskali- 
schen Rechten. 


Begriff des 
FUkuft. 


recht 


A §1 * 

XVlIe Arten der Staatseinkünfte, welche aus dem Besteurungs* 
rechte, aus dem besondern Staatscigenthumc , den nutzbaren Re- 
galien , und andern Staatsabgaben Uiessen , werden unter der Be- 
nennung des Fiskus begriffen, und haben besondere Vorzugsrechte. 

§. 2. Dem Besteurungsrechte , als einem Hoheitsrechte des Besteurungs- 
Staats (Tit. 13. §. 15.)s ®i“d B ^ c diejenigen unterworfen, die 
für ihre Personen, Vermögen, oder Gewerbe den Schutz des 
Staats gemessen. 

§. 3. Welchen Classen von Landeseinwohnem oder Besitzun- 
gen die Befreiung von einer oder der anderen Art der Staatsabga- 
ben zukomme, ist, nach Verschiedenheit der Provinzen, in den 
besondern Gesetzen derselben bestimmt, 

§. 4. Einzelne Landeseinwohner, Corporationen oder Gemei- 
nen können die Befreiung von den Abgaben derjenigen Classe, zu 
welcher sie gehören, in der Regel nur durch Verträge oder aus- 
drückliche Privilegia erlangen. 

§. 5. In wie fern dergleichen Befreiung durch Verjährung er- 
worben werden könue, ist gehörigen Orts bestimmt. (Th. l.Tit.9- 


§.656 — 659.) 

§. 6- Alle solche ausdrücklich oder stillschweigend erlangte 
Befreiungen sind nach den Vorschriften der Einleitung §.58 — 
62. und §. 66 — 76. zu beurtheilen. 

§. 7- Durch dergleichen Ausnahmen sollen die übrigen Mit- 
glieder derselben Classe mit höhern Lasten nicht beschwert werden. 

§. 8. Wer ein solches zur Belastung der übrigen Mitglieder 
gereichendes Privilegium für sich anführt, gegen den gilt die 
Yermuthung, dass er selbiges erschlichen habe. 

§.9> Streitigkeiten, welche über die Vertheilung der ans dem 
Besteurungsrechte fliessenden Abgaben unter den Contribuentea 
entstehen, werden, in Ermangelung hinlänglicher durch Verträ- 
ge^ wohlhergebrachte Gewohnheiten, oder besondere Gesetze be- 
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Domainen- 


gründeter Bestimmungen, nach den Regeln einer ohne ausdrück- 
lichen Vertrag entstandenen Gemeinschaft (Th. 1. Tit 17. Ab- 
schn 1.) beuriheilt. 

§. 10. Streitigkeiten über Befreiungen sollen nach obigen 
Gesetzen (§. 2 — 8.), übrigens aber nach denjenigen, welche 
über den angeführten Grund der Exemtion ergangen sind, ent- 
schieden werden. 

§. 11. Einzelne Grundstücke, Gefalle, und Rechte, deren 
besonderes Rigcnthum dem Staate, und die ausschliessende Be- 
nutzung dem Oberhaupte desselben zukommt, werden Domainen- 
oder Kammergüter genannt. 

§. 12. Auch diejenigen Güter, deren Einkünfte zum Unter- 
halte der Familie des Landesherrn gewidmet worden, sind als Do- 
mainenguter anzusehen. 

§. 13. Was Personen aus der Familie des Landesherrn durch 
eigene Ersparnis , oder auf andere Art , gültig erworben haben, 
wird , so lange von dem F.rw erber oder seinen Erben keine aus- 
drükliche Einverleibung erfolgt, und so weit darübeg durch Fa- 
milienverträge und Hausverfassungen nicht ein Anderes bestimmt 
ist, als Privateigenthum betrachtet. 

§. 14. Eben das gilt von Gütern und Sachen, welcheder Lan- 
desherr seihst aus eigenen Ersparnissen , oder durch irgend eine 
andere auch bei Privatpersonen Statt findende Erwerbungsart, an 
sich gebracht hat. 

§. 15. Hat jedoch derjenige Landesherr, welcher ein solcher 
erster Erwerber war, über unbewegliche von ihn) auf dergleichen 
Art erworbene Sachen , weder unter Lebendigen , noch von T ödes- 
wegen, verfügt: so sind dieselben für einverleibt in die Domai- 
nen des Staats anzusehen. 

§. 16. Domainengüter können nur in so weit an einen Privat- 
besitzer gültig gelangen, als der Staat dagegen auf andere Art 
schadlos gehalten worden. 

§. 17. Insonderheit können sie gegen andere Güter vertauscht, 
in Erbpacht ausgethan , oder gegen fortwährende Zinsen den Un- 
tertbanen zum erblichen Besitze vertheilt werden. 

§. 18- Uebrigens gilt, wenn ein Domainengut einer Privat- 
person gegen Entschädigung überlassen worden, die Vermuthung, 
dass die Scfaadloshaltung verhältnissuiässig gewesen sei. 

§. 19. Wer aber wissentlich den Besitz eines Domainenguta 
ohne dergleichen Srhadloshaltung an sich gebracht hat, der ist 
als ein unredlicher Besitzer anzusehen. (Th. 1. Tit. 7» §. 10. sqq. 

§. Ao. 4l. 42.) 

§. 20. Lehne, welrhedem Oberhaupte des Staats von seinen 
Vasallen heimfallcn, ingltirben Erbzinsgüter kann derselbe zu 
allen Zeiten wieder verleihen. 
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§. 21. Die Land- und Heerstrassen, die von Natur schiffba- 
ren Ströme, das Ufer de» Meeres und die Hafen sind ein gemeines 
Eigenthum des Staats. (Tit. 15- Abschn. 1. 2.) 

§. 22- Eben dahin wird auch das ausschliessende Recht, ge- 
wisse Arten der herrntoseu Sachen in Besitz zu nehmen , gerech- 
net. (Tit. 16.)' 

§. 2i. Ein Gleiches gilt, nach gemeinen Rechten , von der 
Befugnis» , verwirkte Güter einzuzieheu.» grosse Geldstrafen auf- 
zulegen, und Abzugsgelder zu fordern. (Tit. 17») 

§. 24. Die Nutzungsrechte vorstehender Arten des Staatsei- Be- 

genthums (§.21. 22 . 23 ) , werden niedere Regalien genannt. 

§. 25. Dies gemeine Staatseigentum selbst ist den Domainen 
völlig gleich zu achten. 

§. 26- Die einzelnen Nutzungsrechte oder niedern Regalien 
aber können von Privatpersonen und Communen erworben und 
besessen werden. 

§. 27. Ist- ein dergleichen niederes Regale, zur Zeit der Ver- 
leihung, von dem Staate schon wirklich benutzt worden: so fin- 
den dabei die Vorschriften §. l6. 19«» wie bei Domainen , An- 
wendung. 

§. 28. Wem das Oberhaupt des Staat» dergleichen Nutzungs- 
recht verliehen hat, der kann , zur Verteidigung desselben , auf 
den Beistand des fiskalischen Amts gegründeten Anspruch machen. 

§. 29. Es darf aber der Privatbesitzer die Benutzung der vom 
Staate ihm übertragenen Rechte nicht weiter ausdehnen , als der 
Staat selbst dergleichen Regalien zur Zeit der Uebertragung ge- 
nutzt hat.' 

§. 30. Sind Art und Schranken der Benutzung hei der Ver- 
leihung selbst ausdrücklich bestimmt worden: so kann der Privat- 
besitzer sein Recht, unter keinedei Vorwände, auf andere Art, 
oder in einem weitern Umfange ausüben, 

§. 31. Ileberhaupt versteht sich dergleichen Verleihung alle- 
mal unter der Einschränkung auf den bestimmten Ort , oderauf 
die vorausgesetzten Fälle oder Begebenheiten. 

§. 32. Innerhalb dieser bestimmten Gränzon aber gilt die Ver- 
muthung, dass das Regale dem Privatbesitzer ausschliessend zu- 
komme, und der Staat »ich der Mitausübung begeben habe. 

§. 33. Sind die Gränzen des Rechts in der Verleihungsurkunde 
nicht deutlich bestimmt: so findet wegen deren Auslegung alle» 

Statt, was von Auslegung der Privilegien verordnet ist. (Einlei- 
tung §. 58 — 62.) 

§.34. Wenn der Staat einem Privatbesitzer ein Gut mit 
allen Regalien, oder mit Regalien überhaupt, ohne 
weitere Bestimmung, verliehen hat: »o werden darunter nur die- 
jenigen niedern Regalien verstanden, welche andern Gütern der- 
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•eiben Art, in derselben Provinz, oder in ebctn dem Distrikte, 
gewöhnlich beigelegt sind. 

Von der Vor- §. 35. Von der Verjährung der Regalien gilt alles, was von 
tnd 3er Verjährung gegen den Fiskus überhaupt verordnet ist. (Th. 1. 

Domainen. Tit. 9- §• 62 9- *qq.) 

§. 36. Das Eigenthum der Dotnainen hingegen kann dem 
Staate auch durch eine solche Verjährung nicht entzogen werden. 

§.37* Vielmehr muss derjenige, der ein solches Rigcnthum 
sich anmasst, des Tür ihn streitenden Besitzes ungeachtet, den 
Titel oder Rechtsgrund , auf welchem sein Besitz beruhet, gegeix 
den Fiskus angeben und narhweisen. 

§. 38. Doch soll die Verjährung durch den Besitz vom Jahre 
1740 auch bei Domainengütern Statt finden. (Th. 1. Tit. 9* 
§. 64 1. sqq.) 

. §.39* Auch hat derjenige, welcher sich in einem Vier und 

vierzigjährigen ruhigen Besitze eines Domainenguts befindet, die 
Vermuthung für sich , dass er es aus einem rechtsgültigen Titel 
besitze. 

§. 40. Er muss also bei diesem Besitze so lange geschützt 
werden, als nichtausgemittelt worden, dass bei der ersten Veräusse- 
rung entweder gar kein rechtsgültiger Titel zum Grunde gelegen 
habe, oder dass dabei die Vorschrift des §, 16. nicht beobachtet 
- worden sei. 

§. 4l. Wer nach Verlauf von Zwanzig Jahren, vom Tage der 
erfolgten Abtrennung von den Domainen an gerechnet, ein solchee 
Gut redlicher W’cise an sich gebracht hat, dem kommen, wenn auch 
Fiskus zur Rückforderung an sich berechtigt ist, die Vorschriften 
des Fünfzehnten Titels im Ersten Theile §. 24. sqq. zu statten. 

§. 42. Wird nicht über das Bigenthum eines Domalnengutes, 
sondern nur über einzelne Pertinenzstücke desselben, oder über 
Dienstbark eits- und andere Rechte, welche das Domainenamt ge- 
\ gen einen Dritten , oder dieser gegen das Amt , sich anmasst , ge- 
stritten; so finden auch bei Domainen die allgemeinen Grundsätze 
von der Verjährung gegen den Fiskus Anwendung. (Th. 1. Tit. 9« 

§. 629- sqq.) 

§. 43. Eben das gilt bei den zwischen einem Domainen- und 
einem andern Privatgute entstehenden Gränzstreitigkeiten. 

Fiskalische §. 44. Die Art der Erhebung und Verwaltung der verschie- 
Kcchtc. denen Staatseinkünfte hängt von dem Oberhaupte des Staats ab. 

IX Vorrecht* §. 45. Der Staat bat, zu seiner Sicherheit, in dem Vermögen 

der Staatsraa. se j ner Cassenbedienten, Domainenbeamten und Pächter ein in der 

•rn in d«*m 7 

Vermögender Concursordnung näher bestimmtes gesetzliches Vorzugsrecht. 

Cassenbrdien* . 

ten, Domai- §.46. Unter dsn Cassenbedienten sind hier Rendanten, Con- 

und Pachter. trolleurc, Cassirer, Caseeuschreiber , und Diener oder Boten zu 
verstehen. 
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§. 47. Das fiskalische Vorrecht er9treckl sich auf das ge- 
sammte Vermögen des Schuldners, welches sich zu derZeit, wo er, 
wegen der ihm zur Last fallenden Vertretung, in rechtlichen An- 
spruch genommen wird, in seinem Rigenthume noch befindet. 

§. 48. Auf einen dritten redlichen Besitzer einer zu dem Ver- 
mögen des Cassenbedienten gehörig gewesenen Sache geht dio 
Belastung mit diesemVorrechte, mit der Sache zugleich, nur alsdann 
über, wenn es eine unbeweglicheSache, und wenn die Eigenschaft 
des vorigen Besitzers, als eines Cassenbedienten, Domainenbeamten 
oder Pächters, im Hypothekenbuche ausdrücklich vermerkt ist. 

§. 49. Dagegen haftet ein solcher Cassenschuldner, mit sei- 
nem gesammten in dem §. 47- bemerkten Zeitpunkte vorhandenen 
Vermögen, flir alles, was er aus seiner Amtsführung, oder aus 
seinem Pachtcontracte, dem Fiskus zu leisten oder zu ersetzen hat. 

§. 50. Nur diejenigen Privatgläubiger gehen in dem Vermö- 
gen des Schuldners dem Fiskus vor, welche ibrKigentbum zurück- 
fordern ; oder die durch gültige Verpfändung beweglicher oder 
durch dergleichen Rintragung auf unbewegliche Vermögensstücke, 
ein dingliches Recht erlangt haben. , 

§.51. Die Gültigkeit einer Verpfändung, welche vorange- 
legtem allgemeinen oder besondern Beschläge auf das ganze Ver- 
mögen des Schuldners, oder auf gewisse Stücke desselben, von 
ihm vorgenommen worden, ist nach eben den Grundsätzen zu be- 
urtheilen , welche die Concursordnung für den Fall vorschreibt, 
wenn ein Gemeinschuldner, vor oder nach erüffnetem Concurse, 
Verfügungen über sein Vermögen getroffen bat, 

§. 52. Nur solche gerichtliche Rintragungen sind zum Nacb- 
theile des fassen Vorrechts gültig, welche geschehen sind, ehe noch 
derCassen- oder Domaineobeamte das Amt, oder der Pächter di« 
Pachtung übernommen hat. 

§. 53. Ferner diejenigen , dis auf ein« unbewegliche Sach« 
vermerkt worden, ehe noch dieselbe an den Beamten oder Päch- 
ter gelangt ist. 

§. 54. Endlich diejenigen, welche der Beamte oder Pächter, 
bei Uebernebmung eines während seiner Amtsführung oder Pacht 
erworbenen Grundstücks , mit seinem Besitztitel zugleich, in das 
Hypothekenbuch hat eintragen lassen. 

§. 55. Doch gilt Letzteres (§. 54.) nur von rückständigen 
Kaufgeldern, oder andern aus dem Erwerbungsvertrage entsprin- 
genden Verbindlichkeiten; inglcichen von Vermächtnissen, ode» 
andern Abgaben , Bedingungen und Leistungen , mit w eichen ein 
dem Beamten oder Pächter durch Erbgangsrecbt zugefallenes Gut 
auf denselben übergegangen ist. 

§, 56. Was vorstehend §.52-55* tod Grundstücken seihst 
verordnet ist, gilt auch von deren Zubehörungen und Inventarien- 
«tücken. 



142 Zweiter Theil. Vierzehnter Titel. 


§.5 7- Wenn die Krieges- und Domainenkammer , oder an- 
dere dem Beamten oder Pächter in der Provinz Vorgesetzte höchste 
Behörde, in die Eintragung einer Schuld ausdrücklich gewilligt 
hat: so muss die Cassc einem solchen Gläubiger mitibrem Vorrechte 
in Ansehung dieses Grundstücks nachstehen. 

§. 58. Wenn für einen Beamten oder Pächter eine gewisse 
bestimmte Caution festgesetzt, und dieselbe auf seine Grundstücke 
eingetragen worden; so kann die Casse von ihrem Vorrechte, in 
Ansehung dieses Grundstücks , nur nach Höhe der bestimmten 
Summe Gebrauch machen, und steht mit dem Ueberschusse ihrer 
Forderung sämmtlichen eingetragenen Gläubigern nach. 

§. 59- W ie die Missbrauche des Cassenvorrechts zu bestrafen, 
und die dadurch veranlassten Hintergehungen anderer Gläubiger 
zu ahnden, ist im Zwanzigsten Titel verordnet. (Abschn. 8.) 

§.60. ln dem Vermögen desjenigen, welcher ein Finanz- 
oder Cassengcsrhäft bloss als einen besondern und ausserordent- 
lichen Auftrag zu besorgen hat, gebührt dem Staate , bei entste- 
hender Unzulänglichkeit, nur das in der Concursordnung näher 
bestimmte Vorrecht der Vierten Classe. 
r . §. 61 . Das Privilegium der Staatscassen kann nur auf solche 

Kreiscassen, in weiche die Landesherrlichen Steuern entrichtet 

werden müssen, nicht aber auf Commun- und andere öffentliche 

/ 

Caasen im Staate ausgedehnt w erden, wenn gleich ein Theil der 
Einkünfte dieser letztem in die Siaatscassc fliesst. 

§. 62. Die Cassenbedientcn bei den Prinzlichen Kammern 
werden, auch in Ansehung des Cassenvorrechti., den Landesherr- 
lichen Cassenbedienten gleich geachtet. 

§. 63. Eben das gilt von den Verwaltern und Pächtern sol- 
cher Prinzlichen Güter, welche nach §. 12. zu den Domainen des 
- Staats gehören. 

§. 64. Hingegen sind Beamte und Pächter auf solchen Prinz* 
liehen Gütern, welche den Domainen des Staats noch nicht einver- 
leibt worden, diesem Cassenvorrerhte nirht unterworfen. 

3) in arm Vcr. §. 65. In Ansehung der fixirtenbeständigen Abgaben gebührt 
den Staatsrassen das Vorzugsrecht vor allen andern Gläubigern, 
Schuldner; auf einen Kückstand der beiden letzten Jahre, nach näherer Vor- 
schrift der Concursordnung. 

§.66. Alle andere Forderungen des Fiskus, sie mögen ent- 
springen woher sie wollen, Geldstrafen allein ausgenommen, ge- 
messen das in eben diesem Gesetze bestimmte Vorrecht der Vier- 
ten Classe. 

§. 67* In Ansehung der erkannten Geldstrafen steht der Fis- 
kus allen übrigen Gläubigern des .Schuldners nach. 

§. 68. Kann jedoch pachgcwiesen werden, dass eine Schuld 
bloss zur Vereitelung der Strafe gemacht worden, und dieses dem 
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Gläubiger bekannt gewesen sei : so muss derselbe dem Fiskus 
weichen. 

§■ 6 9* Confiscirte Sachen nimmt der Staat als sein Eigenthum 
an sich. 

§. 70. Doch geht auch eine solche Sache mit den zur Zeit 
der Conßscation darauf haftenden Lasten an den Fiskus über. 

§.71* nach besonder»! Gesetzen der Werth an die Stelle 
der sonst zu confiscirenden Sache trilt| bat der Fiskus diesen 
Werth in der Vierten Classe zu fordern. 

§. 72. Die Henk und andere dem Staate gebärende lland- 
lungsanstalten, genicssen die fiskalischen Hechte nur so weit, als 
ihnen dieselben durch ein besonderes Privilegium ausdrücklich 
beigelegt worden. 

§. 7 i. Eine minder privilegirte Casse erhält dadurch, dass 
ihre Kinkürilte zu einer mehr privilegirten bestimmt und angewie- 
sen worden, kein grösseres Hecht. 

§. 74. Wie weit eine Privatperson, der eine fiskalische For- 
derung cedirt worden, in die Hechte des Fiskus trete, und wie 
weit der Fiskus, der eine Privatfurderung übernimmt, dabei von 
seinen Vorrechten Gebrauch machen könne, ist nach den allge- 
meinen Vorschriften von Cessioncn zu beurtheilcn. (Tb. 1. 

Tit. 1 1. §. 402 — 406.) 

§. 75- Inwiefern besonders die fiskalischen Vorrechte bei 
der Verjährung, in Ansehung der Sachen und Rechte, welche der 
Fiskus einer Privatperson überlassen, oder von derselben über- 
kommen bat, Statt finden, ist am gehörigen Orte bestimmt, (Th. 1. 

Tit. 9- §. 635 — 640.) 

§.7 6. Bei dem Gebrauche, der Benutzung und Verwaltung 3)l>rli)er Adml. 
der Domainen und Regalien, kommen dem Staate der Regel nach, pi mstnen 
nur eben die Rechte zu, wie einem jedrn Privateigenthumcr. Kegalien; 

§. 77> Besondere Vorrechte des Staats hei gewissen Angele- 4) ls huon- 
genheiten und Geschäften müssen durch ausdrücklicke Gesetze be- '^BWi'iea'" 
stimmt sein. 

§, 78. Heber die Verbindlichkeit zur Entrichtung allgemeiner 5)btl Prozesstu. 
Anlagen, denen sämmtlirhe Einwohner des Staats oder alle Mit- 
glieder einer gewissen Classe derselben, nach der bestehenden 
Landesverfassung unterworfen sind, 2. 3.) findet kein Prozess 
Statt. 

§, 79. Behauptet aber Jemand aus besondern Gründen dis 
Befreiung von einer solchen Abgabe, (§. 4 — S.) oder behauptet 
er in der Bestimmung seines Antbeils über die Gebühr belastet zu 
sein : (§. 9*) 80 soll er darüber rechtlich gehört werden. 

§. 80. Doch muss der, welcher sich über Pcägravalion be- 
schwert, in allen Fällen ; so wie der, welcher eine Exemtion be- 
hauptet, wenn er nicht wenigstens seit zwei Jahren im Besitze der 
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Freiheit «ich befindet, die Ton ihm geforderten Abgaben, während 
de« Prozesses, mit Vorbehalt seines Rechts, entrichten. 

§.81. Alle Streitigkeiten zwischen dem Fiskus und Privatper- I 
Ionen, über Befugnisse und Obliegenheiten, welche nicht auf sol- 
chen allgemeinen Anlagen beruhen, sollen im ordentlichen Wege 
Rechtens, nach den Gesetzen des Staats, erörtert und entschieden 
werden. 

§. 82. Insonderheit ist jeder, mit welchem der Fiskus In Ver- 
träge oder andere einzelne Geschäfte sich eingelassen hat, bei ent- 
stehendem Streite rechtliches Gehör und Erkenntnis« darüber za 
verlangen befugt. 

§. 81. Auch die vermöge allgemeiner Anlagen zu fordernden 
Rückstände muss der Fiskus, durch seine Beamten, im VVege Rech- 
tens einfordern, sobald es dabei auf ein Vorzugsrecht gegen einen 
Dritten ankommt. 

§. 84. Doch geniesst der Fiskus in allen seinen Prozessen ei- 
nen privilegirten Gerichtsstand, und die Befreiung von den sonst 
gewöhnlichen Gerichtsgebubren. 

§. 85. Wenn Diener des Staats, oder fiskalische Beamte, an- 
dere Privatpersonen mit ungegründeten fiskalischen Prozessen vor- 
sätzlich beunruhigen : so müssen sie denselben die dadurch verur- 
sachten Kosten aus eigenen Mitteln ersetzen. 


Fünfzehnter Titel. 

Von den Rechten and Regalien des 
Staats »in Ansehung der Xsandstrassen, 
Strome« Hafen und Meeresufer. 

Erster Abschnitt. 

Von Land- und Heer Strassen. 

§. 1 . 

Wege , die von einer Gränze des Landes zu einer andern, oder 
von einer Stadt, von einem Post- oder Zollamte, entweder zu ei- 
nem andern, oder zu Meeren und Hauptströmen führen, werden 
Land- oder Heerstrassen genannt. ' 

§. 2. Ohne besondere Erlaubniss des Staats darf sich Nie- 
mand eine Verfügung Uber solche Strassen anmassen. 

§. 3. Aurh alsdann nicht, wenn die Verfügung an sich dem 
Gebrauche der Strasse für die Reisenden unschädlich wäre. 

§. 4. Der Staat hingegen ist berechtigt, die Land - und Heer- 
strassen, so wie er es zum gemeinen Besten dienlich findet, zu ver- 
ändern und zu verlegen. 

§. 5. 
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§, 5. Doch muss er alsdann die Eigentbümer der Grundstück«, 
über welche die verlegte Strasse geht, entschädigen. 

§. 6. Wird durch Verlegung einer Strasse, die nicht aus un- 
vermeidlicher Nothwendigkeit vorgenommen worden , einem Pri- 
vatbesitzer ein nutzbares Kecht, welches ihm ausdrücklich in Be- 
ziehung auf diese Strasse vom Staate verliehen war , ganz entzo- 
gen, oder beträchtlich geschmälert: so findet wegen teiner Ent- 
Schädigung eben das Statt, was wegen Aufhebung der Privilegien 
verordnet ist. (Einleit. §. 74. 75.) 

§. 7. Der freie Gebrauch der Land - und Heerstrassen ist einem 
Jeden zum Keisen und Kortbringen seiner Sachen gestattet. 

§. 8. Alle andere Nutzungen aber, welche von solchen Stras- 
sen gezogen werden können , gehören nach gemeinen Hechten zu 
den niedern Regalien. 

§. 9- Die Nutzungen der an den Landstrassen gepflanzten 
Bäume kommen in der Kegel demjenigen zu gute, welcher die 
Bäume gepflanzt hat. 

— §. 10. Itluss ein Anderer, als der, welcher die Pflanzung zu- 

erst angelegt hat, dieselbe unterhalten: so kommt diesem die 
Nutzung der Bäume zu. 

§. 11. Gegen den Genuss der dem Staate von den Landstras- 
sen zukommenden Nutzungen ist er verpflichtet, für die Unterhal- 
tung der Sicherheit und Bequemlichkeit derselben zu sorgen. 

§. 12. Für den aus Unterlassung dieser Pflicht entstandenen 
Schaden sind diejenigen , welche bei der vom Staate ihnen aufge- 
tragenen Sorge dafür sich eines groben oder massigen V ersehens 
schuldig gemacht haben, verantwortlich. .< 

§. 13. Die Einwohner der an der Strasse liegenden Gegend 
sind, nach gemeinen Rechten, zur Arbeit mit Hand - und Spann- 
diensten bei Unterhaltung und Besserung der Wege, nach der An- 
ordnung des Staats verbunden. 

§. 14 . Diese Verbindlichkeit erstreckt sich auf alle Einwoh- 
ner, durch deren Distrikt, Kreis, oder Kirchspiel, dergleichen 
Landstrasse geht , und die nach den Gesetzen oder Landesverfas- 
sungen zur Gemeinarbeit verpflichtet sind. 

§• 15. .Wo durch Provinzialgesetze oder besondere Wege- 
ordnungen, die Verbindlichkeit zu Unterhaltung der Laudstrassen 
näher oder anders bestimmt ist, hat es dabei, auch in Zukunit, le- 
diglich sein Bewenden, 

§. 1 6 . Auch bei Anlegung neuer Wege kann der Staat von 
ä*n nach der Landesverfassung zur Wegearbeit überhaupt ver- 
pflichteten Einwohnern, welche von dem neuen Wege Vortheil 
bähen, Hand - und Spanndienste fordern. 

S- 17. Bei der Aalrgung von Chausseen oder Dammstrassen, 
statt ordinairer Landstrassen sind die zur Wegearbeit vtrpfliehte- 
AUgem. Laadr.lv. Band. 7 
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ten Einwohner nur nach dem Maasse zu helfen schuldig, nach wel- 
chem sie bei Anlegung einer gewöhnlichen Landstrasse Dienste 
thun mussten. 

§.18. Men zur Anlegung, Verbreitung oder geraden Führung 
einer solchen Dammstrasse erforderlichen Koden , ingleichen die 
dazu nötbigen , auf der benachbarten FiMHur befindlichen Mate- 
rialien, ist ein Jeder dem Staate zu überlassen verbunden. 

§. 19. Er muss aber dafür von dem Staate entschädigt werden. 

§. 20. Zu dieser Entschädigung ist der Staat denjenigen Bo- 
den, oder dessen Werth, vorzüglich anzuwenden berechtigt , wel- 
cher dadurch gewonnen wird, dass die neue Dammstrasse nicht die 
ganze Breite des bisher gewühnltrhcn Weges erfordert, oder dass 
durrh die geradere Führung der Dammstrasse ein Theil des bis- 
herigen Weges liegen bleibt. 

§. 21. Doch kann über solche Ersparnisse des Bodens, die 
auf einer Feldmark sirh befinden, nur zu Entschädigungen für 
Grundbesitzer in eben der Feldmark verfügt werden. 

§.22. Auch bleiben! demjenigen , weither nach weisen kann, 
dass der ersparte Boden zu seinem Kigenthume gehöre, und bloss 
missbrauchsweise zu dem ehemaligen Wege gezogen worden sei, 
•eine Rechte darauf Vorbehalten. 

§. 23. Von der gewöhnlichen Unterhaltung solcher Damm- 
strassen gilt alles, was von der Unterhaltung der Wege verordnet 
ist. (§. 13. l4. 15.) 

§.24. Zu Hauptreparaturen hingegen, die ohne Verschulden 
der zur Wegearbeit verpflichteten Einwohner entstanden sind, 
sind dieselben nur in eben dem ftlaaasc, wie bei der Anlegung, zu 
• hellen verbunden. (§. I 7>) 

Vorschriften §.25. Den nach §. 7- einem Jeden freistehenden Gebrauch 
Ausweichen» der Landstrassen Muss ein Jeder so ausüben, dass der Andere an 
•uf den Straa. dem gleichmäßigen Gebrauche des Weges nicht gehindert, noch 
zu Zankereien oder gar Thätlichkeiltn über das Ausweichen An- 
lass gegeben werde. 

§. 26* Alle F'uhr- und Landleutc, auch andere Reisende ohne 
Unterschied des Standes, müssen den urdinaicen und Eztraposten, 
wenn diese hinter ihnen kommen, oder ihnen begegnen , aus dem 
Wege fahren, und sie ohne Schwierigkeit vorbcilassen , sobald 
der Postillion ins Horn stösst. 

§ 2i. Ausser diesen F'ällen müssen ledige oder bloss mit Per- 
sonen besetzte Wagen und Kutschen, al'en mit Sachen und F-lfek- 
ten beladenen Wagen , wohin auch Kutschen , die Koffer oder 
Sonstige Bagage führen, zu rechnen sind, ausweich?/!. 

§. 28. Hegegnen sich zwei beladene oder zwei ledige Wagen : 
so müssen beide auf der rechten Seite zur Hälfte ausweichen. ' ! 1 

§..29. Kann einer rechter Hand nicht ausweichen: so muss 
dies« von dem andern ganz geschehen. 
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§. 30. Fehlt es auch dazu am Baume: so muss in dem Kalte 
des §. 27- derjenige, welcher zum Ausweichen verbunden ist, so 
wie in dem Kalte des §. 28. der, web her den andern zuerst gewahr 
wird, an einem schicklichen Orte so lange still halten, bis der an- 
dere Wagen vorüber ist. 

§. 31. Kommt ein W'agen von einem Berge oder von einer 
steilen Anhöhe herunter, und ein anderer W'agen fährt hinauf: so 
ist der letztere jederzeit zum Ausweichen verbunden, er mag schwe- 
rer beladen sein oder nicht. 

§. 32. Bei hohlen Wegen oder andern engen Pässen, muss 
Jeder zuvor stille halten, und nai h gegebenem deutlichen Zeichen 
mit dem Hornc, mit der Peitsche, oder auf andere Art , so lange 
warten , bis er versichert ist, dass kein anderer Wagen sich schon 
darin befindet. 

§.33. Ist der hohle Weg oder enge Pass von solcher Länge, dass 
die gegebenen Zeichen von einem Kndebis zum andern nicht deut- 
lich gehört oder wahrgenommen werden können: so muss an sol- 
chen Plätzen , wo Baum zum Ausweichen ist, aufs neue gewartet, 
und das Zeichen wiederhohlt werden. 

§. 34. Ausser den Posten muss jeder vorfahrende Wagen 
dem hinten lolgcndcn und schneller fahrenden , wenn dieser nicht 
anders Vorkommen kann, und der Kaum es erlaubt, auf ein gege- 
benes Zeichen so weit ausweichen, als es nölhig ist, damit letzterer 
seinen Weg fortsetzen könne. 

§. 3-5. Wer durch Verabsäumung dieser Vorschriften dem 
Andern Schalen zu fugt , muss denselben nach Beschaffenheit der 
ihm zur Last fallenden Schuld ersetzen. (Tb. 1 . Tit. 6. §. 1 1. sqij.) 

§. 36. Hat der Beschädigte durch sein eigenes Versehen dazu 
Anlass gegeben: so treten die Vorschriften des Tit. 6. §-lS. 
sqq. ein. 

§. 37. Fuhrleute haften für ihre Knerhte nach Vorschrift des 
Zweiten Theils Tit. 8- Absclm.15. ; andere Dienstherrschaften 
aber nur nach Vorschrift des Ersten Theils Tit. 6*§.6l.sqq. 

Zweiter Abschnitt. 

Fon Strömen, Ilnfen und Meeresufern. 

§.38* Die Nutzungen solcher Ströme, die von Natur schiff- Betriff, 
bar sind, gehören zu den Regulicn des Staats. 

§. 39. Privatflüsse können, zum Nachtheile der bisherigen 
Eigentümer, in schiffbare Ströme nirbt verwandelt werden. 

40. Findet der Staat die Srhifibarmarhung eines Privat- 
flusses dem gemeinen Besten zuträglich: so muss er den bisherigen 
Eigentümern, für die dadurch verlornen Nutzungen und vermehr- 
ten Lasten, vollständig« Scbadlosbaltung an weisen. 

7 * 
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§. 4l. Usbrigens geben durch die Schiffbarmachung einet 
Privatflussea die Eigenthumerechte, io weit dieaelbeo mit der nun- 
mehrigen Bestimmung des Flusses bestehen können , noch nicht 
verloren. 

§. 42. Der Staat kann zwar den Kigenthümer eines auch nicht 
schiffbaren Privatflusses nötigen, den Gebrauch desselben zum 
HolzflSssen zu gestatten. 

§. 43. Er muss aber auch für die vollständige Entschädigung 
eines solchen Eigentümers sorgen. 

Flusstraewf. §. 44. Der Gebrauch des Flusswassers aus öffentlichen Strö- 
men durch Schöpfen , Baden und Tränken ist einem Jeden uover* 
wehrt. 

§. 45- Doch muss Jeder, welcher Vieh aus einemFlusse trän- 
ken will, der dazu bereits vorhandenen Tränk- und Schwemm- 
stätte sich bedienen. • 

Wawnl'itun- §. 46. Wasserleitungen dürfen aus öffentlichen Strömen, 
S,B ' ohne besondere Erlaubnis» des Staats, nicht geführt , noch Wasch- 
oder Badehäuser daran , ohue dergleichen Erlaubnis» , angelegt 
werden. 

Schifffahrt. §. 47- Die Schifffahrt auf solchen Flüssen ist, unter den vom 
Staate festgesetzten Bedingungen, einem Jeden erlaubt. 

§.48. In Provinzen und Orten, wo SchifFergilden und In- 
nungen eingeführt sind, müssen andere Einwohner derselben Pro- 
vinz, oder desselben Orts, sich der FrachtschiiFfahrt enthalten. 

ISMutigsrtcbt. §• 49. Unverbundenes Holz auf schiffbaren Strömen zu flössen, 
ist nach gemeinen Hechten ein Vorbehalt des Staats , und darf, 
ohna Vorwissen desselben , von Privatpersonen nicht unternom- 
men werden. 

Fabran und §. 50. Fähren und Prahmen zum eigenen Gebrauche kann 

Prahm™. j e( j er Anwohner eines solchen Flusses halten. 

§.51. Das Recht aber, Fähren und Prahmen zur Ueber- 
Setzung für Geld zu ballen , gehört zu den Regalien des Staats. 

Ilrfickrn. §. 52. Neue Brücken über öffentliche Ströme darf Niemand, 

auch auf eignem Grund und Boden , ohne besondere Erlaubnis» 
des Staats anlcgen. 

§. 53» Die Unterhaltung der Brücken über öffentliche Ströme 
liegt in der Regel demjenigen ob, welcher daselbst die Nutzung 
des Stromes bat. 

§. 54. Brücken Uber Privatflüsse, welche bloss, oder doch 
hauptsächlich , zum Uebergange der Reisenden bestimmt sind, 
müssen von denjenigen, welchen die Besserung des Wege» ob- 
liegt, unterhalten werden. 

Cfer. §. 55- Die Ufer der öffentlichen Flüsse gehören der Kegel 

nach den Eigentümern der unmittelbar daran stossenden Grund- 
stücke. ' c 
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§. 56. Auch die VergrUsserung de* Ufer« durch angesetztes 
Land, wächst den Eigenthümern des Ufers zu. (Th. 1. Tit. 9* 
§.225 — 241 .; 

§.57> Die Eigenthümer der Ufer öffentlicher Flusse können 
den Sebifffahrenden nicht wehren, sich des Leinpfads an selbigen 
zu bedienen; daran zu landen; die Schiffe zu befestigen; und 
die Ladung, unNolhfalle, eine Zeitlang an das Ufer auszusetzen. 

§. 58. Wird aber dadurch das Ufer selbst, oder dessen Be- 
festigung beschädigt ; oder wird dem Eigenthiimer die Nutzung 
des Ufers entzogen, oder geschmälert; so bann er von den Urhe- 
bern des Schadens Ersatz fordern. 

§. 59* In wie lern er, zur Deckung dieses Schadens, gegen 
fremde oder unbekannte Schilffahrer zur Pfändung schreiten kön- 
ne, ist nach den allgemeinen Grundsätzen von Pfändungen zu 
beurthcilen. (Th. 1. Tit. l4. Abschn. 4.) 

§. 6 0. Was vorstehend von dem den SchiiFfahrendcn zu ge- 
stattenden Gebrauch des Ufers, und der dem Eigenthiimer dafür 
zukommenden Schadloshaltung verordnet ist, findet auf Holz- 
fiüsse ebenfalls Anwendung. 

§. 6l. Niemand darf an seinem Ufer etwas anlegen, wodurch 
der Lauf des Flusses zum Nachtheile der Schifffahrt gehemmt, 
eingeschränkt oder sonst verändert wird. 

§. 62* Es soll daher auch Niemand an, oder in öffentlichen 
Flüssen, Wasserbaue führen, ohne sich vorher bei dem Staate 
gemeldet, und die Genehmigung desselben erhalten zu haben. 

§. 63. Ordinaire Befestigungen der Ufer, ingleichen Däm- 
me, wodurch nur die zunächst daran stossenden Felder gegen 
Ueberschwemmungen gedeckt werden sollen, müssen der Regel 
nach von den Eigenthümern der Ufer unterhalten werden. 

§.64. Zur Anlegung und Unterhaltung von Hauptdämmen, 
die einer ganzen Gegend zum Schutze gegen die Ueberschwem- 
mungen dienen sollen , müssen die Rigenthumer sämmtlicher da- 
durch geschützter Grundstücke beitragen. 

§. 65. Die Art und das Maass des Beitrages ist nach den vor- 
handenen Verträgen oder Damm- und Uferordnungen ; in deren 
Ermangelung aber nach dem Verhältnisse des drohenden Scha- 
dens, welcher durch den Damm abgewendet wird, zu bestimmen. 

§.66. Entsteht die Nothwendigkeit, einen neuen Damm zu 
rühren , aut einer von dem Staate zu seinem besondern Vortheile 
in oder an dem Flusse gemachten Veranstaltung: so muss der 
Staat für die Kosten der Anlage und Unterhaltung des Dammes, 
ohne neue Belastung der Anwohner, sorgen. 

§.67> In welchen öffentlichen Flüssen die entstehenden In- 
seln dem Staate gehören, oder von den Eigenthümern der Ufer 
in Besitz genommen werden können, wird nach Verschiedenheit 
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der bisherigen Observanz, in den Provinzial- Gesetzbüchern be- 
stimmt. (Th. 1. Tit. 9. §. 2 ’l2. sqq.) , 

§. öS. Je nachdem diclnseln in einem Flusse dem Staate oder 
den Uferbesifzcrn gehören, fallt auch das vom Flusse verlassene 
Bette jenem oder diesen anheim. (Kbend. §. 270.) 

§. 6y. Auch der Staat ist, so wie ein jeder Privatbesitzer, 
schuldig, das ihm zugcfallene Flussbette oder dessen VY erth, zur 
Entschädigung derjenigen Unlerlhancn , vt elibe durch den neuen 
Canal des Flusses an ihrem Kigeuthumegeliltcn haben , anzuwen- 
den. (Kbend. §. 27 1.) 

§.70. Hat der Staat durch veranlaSste Durchstiche dem Stro- 
me einen andern Laut angewiesen : so ist er in alten Fallen berech- 
tigt, Uber das verlassene Bette Verfügungen zu treffen. 

§.71. Fr muss aber auch in diesen Fallen sowohl die Anwoh- 
ner des verlassenen Canals, als diejenigen, Uber deren Grund- 
stücke der neue Canal geführt ist, so wie bei Landstrassen, voll- 
ständig entschädigen, 

§. 72. Eine gleiche Entschädigung haben anrh die Fischerei- 
berechtigten zu fordern , wenn der verlassene Canal von ihnen 
nicht mehr bcfi.cht werden kann, und der neue Canal ihnen nicht 
eine Fischerei von gleicher Art gewähret, 

§. 73. Der Fischfang in öffentlichen Strumen gehört zu den 
Regalien. 

§• l\' Wem die Fisehereigererhtigkeit, ohne Bestimmung 
gewisser Gränzen, vom Staate verliehen worden, der kann die- 
selbe nur so weit ausUben , als sein Besitz am Cfcr eich erstreckt. 

§• 75. VVem die Fischerei bloss zum bäuslichen Gebrauche 
verliehen ist, der kann sie weder verpachten, noch mit den ge- 
fangenen Fischen Handel treiben. 

§ 76. Ist jedoch der Fischfang zum Hausgebräuche nicht 
gewissen bestimmten Personen, sondern einem Grundstücke und 
dessen Besitzern beigelegl ; so kann er dem Pächter des Grund- 
stücks, mit diesem zugleich, zu solchem Gebrauche überlassen 
werden. 

§. 77- Uebrigens finden dis allgemeinen Bestimmungen we- 
gen der einer Person oder Familie beigelegten, oder mit einem 
Amte verbundenen Nutzungsrechte, auch auf die solchergestalt 
verliehene Fischerei- Gerechtigkeit Anwendung. (Th. 1. Tit. 1J). 
§.12 — 28.) 

§.78. Auch sind der Umfang, die Gränzen, und Einschrän- 
kungen einer jeden Fisrhereigcrechtigkeit gehörigen Orts fest- 
gesetzt. (Th. 1. Tit. y. §. 1 70 bis iy2.) 

§. 79- Gegen die dem Staatezukommende Nutzung derschiff- 
haren Ströme ist derselbe verpflichtet , für die zur Sicherheit und 
Bequemlichkeit der Schifffahrt nüthigen Anstalten zu gorgtn. 

(S -11.1*0 
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§. 80. Die Hafen und Meeresufer, und was auf diese von der H«f»n uni JÄ»- 

t t ffltiff f 

See angespult oder ausgeworfen wird , sind nach gemeinen Rech* 
ten ein Kigonthum des Staats. 

§,81. Jedoch begiebt sich derselbe des sogenannten Strand, 
rechts, zum Besten der zur See Verunglückten. 

§. 82. Jedes Otts Obrigkeit, und die zur Beobachtung des 
Strandes angesetzten Beamten, sind schuldig, dafür zu sorgen, 
dass gestrandete Sachen gerettet, erhalten , und den EigenthU- 
snern zurückgegeben werden. 

§- 83. Auch keine Privatperson darf solche gestrandete, von 
ihr gefundene Sachen sich anmassen. 

§. 84. Vielmehr sind dabei die von gefundenen Sachen im 
Ersten Tbcile 'l'it. y. §. 1 9 - gegebenen Vorschriften anzu- 
wenden. 


§. 85, Die Eigentümer der gestrandeten Sachen sind schul, 
dig, ausser den aufgelaufenen Kosten , ein billiges in den Stran- 
dungsordnungen jeder Protinz näher bestimmtes Bergelohn zu 
entrichten. 

§.86. Gestrandete Sarhen, zu welchen kein Eigentümer 
sich meldet, gehören dem Staate. (§. 80.) 

§.87. Gegen fremde Nationen , welche das Standreeht noch 
ausüben, behält sich der Staat eben dieses Rc< ht zur Scbadlos- 
haltung seiner verunglückten Untertanen ausdrücklich vor. 


Dritter Abschnitt. 

' Von der Zollgerechtigkeit. 

§.88. Das Recht, von denjenigen, welche sich der Hafen, Bi-griff. 
Ströme, Wege, Brücken und Fähren bedienen , eine gewisse be- 
stimmte Abgabe zu fordern, wird die Zollgerechtigkeit genannt, 

§. S9. Der eigentliche Zoll wird von Sarhen und Wuren; 

Brücken - , Fahr - und Wegegeld aber nur von den Personen, dem 
Yiehe, und den Fuhrwerken, welche die Brücke, die Fähre, oder 
den Weg passiren , entrichtet. 

S. y0. Zoll, Bru ken- und Wegegeld darf Niemand erlie- GnmWt« »n 
_ ^ . , »■*«. r ... . _ Verl«thunf und 

ben, als dem das Hecht dazu vom Staate verliehen oder aufgeira- Erweriuinc der 

gen worden. Z.lüeiecljuj. 

§. yi. Nur allein der Staat kann die Zollabgaben , da 9 Ha- 
fen-, Wege- und Brückengeld bestimmen, und den Tarif darü- 
ber vorschreiben, 

§. y2. Es {nacht in der Art des Rechts keinen Unterschied : ob 
die Abgabe im Tarif nach Geld, oder auf einen gewissen Theil 
der zollbarcn Waaren bestimmt ist. 

§. y j. Ohne einen vom Staate vorgeschriebenen Tarif kann 
weder Zoll, noch Wege- oder Brückengeld gefordert; werden. 


/ 
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§•94. Wer nach §,51. «ine Prahmgerechtigkeit hat, muss 
die Bestimmung der ftir das Ueliersetzen cu nehmenden Abgabe 
vom Staate erwarten. 

§. 95. So lange der Staat noch keine Abgabe festgesetzt hat, 
bängt die Bestimmung derselben in jedem einzelnen Kalle, von 
dem Abkommen zwischen dem Berechtigten und denen , welch* 
sieb des Prahms bedienen wollen, ab. 

§. 96 . So lange ein Prahmberechtigter norh mit keinem Tarif 
vom Staate versehen ist , kann er den Reisenden , auch in dersel- 
ben Gegend , nicht wehren, sich andrer Mittel zum Uebersetzcn 
zu bedienen. 

§.97* Ueber Privatbrücken und Wege darf Niemanden ein 
Uebergang, zum Nachtheile der Zolleinkünfte des Staats , oder 
derer, welche von diesem berechtigt sind, gestattet werden. 

Vfrlm)«raitc«n §. f)8. Die von dem Staate einmal bestimmten Zollabgaben, 
in d»n Abs»*" 1 '»- \y C g e - , Prahm - und Brückengelder, dürfen von Privatberech- 
tigten eigenmächtig nicht erhöbt werden. 

9y. Auch eine vom Staate vorgenommene Erhöhung sol- 
cher Abgaben ertheilt den Pri\ al besitze™ noch kein Recht zu einer 
gleichen Steigerung des ihnen > crliehenen Privatzolles oder Rrük- 
kengeldes. 

§■100. Soweit jedoch dergleichen Erhöhung sich bloss auf 
eine Veränderung des Münzfuises gründet, hat der Privatbesitzer 
auf die Zugestebung gleicbmässiger Sätze rechtlichen Anspruch. 
Zollbefreiungen. §. 101. Zollbefreiungen können nur durch ausdrückliche 
Provinzialgcseize, oder durch besondere Privilcgia oder Verträ- 
ge, begehn - !?! Werden. 

§. 102. Allgemeine Zollbefreiungen, welche der Staat der 
Handlung zum Resten festsetzt, ist derselbe auch auf die Be- 
freiung von Privatzöllen auszudehneu wohl befugt. 1 

§. 103. Doch gilt, wegen der dem Privatberechtigten als- 
dann zukemmenden Entschädigung, alles das, was wegen Auf- 
hebung und Einschränkung der Privilegien überhaupt verordnet 
, ist. (Einleit. §. 74. 75-) 

$.104. Alles, was zum eignen Gebrauche des Staats oder des 
Landesherro und seiner Hofhaltung transportirt wird, geniesst In 
der Kege!, wo nicht Provinzialgesctze und besondere Verfassung 
' gen ein Anderes mit sich bringen, die Befreiung auch von den Pri- 
vatzöllen. 

§• 105. Diese Landesherrliche Zollfreiheit aber kann an Pri- 
vatpersonen, b’loss zu deren Begünstigung, mit dem Nachtbeiie 
anderer Privatzollberechtigten, nicht abgetreten werdeD. 

§. 10 6 . Eben so gelten einzelne Zollbefreiungen , oder so- 
genannte Freipässe nur in den Zollstätten des Staats ; nicht aber 
zum Nachtheile der Privatzollberecbtigten. 
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§. 107. Ein Zollberechtigter darf die ihm angewiesene Zoll- 
Stätte ohne Genehmigung des Staats nicht verlegen. 

§. 10S. Zur Bequemlichkeit der Reisenden können, so weit 
es ohne Nachtheil eines Dritten geschieht, Nebenzölle angelegt 
werden. 

§. 109. Doch sind Privatberechtigte nicht befugt, dergleichen 
Einrichtungen ohne Vorwissen des Staats zu treffen. 

§. 110. Niemand darf, zum Nachtheile des Zolles, die Reisen- 
den von der Zollstrasse ableiten, oder ihnen, bei Bereisung dersel- 
ben, Hindernisse in den Weg legen. 

§• 1 1 1. Niemand, der zollbare W’aaren führt, darf, innerhalb 
des Zolldistrikts, von der ordinairen Zollstrasse abweichen , und 
Nebenwege zur Vermeidung des Zolles aufsuchen. 

§.112. Wer jedoch auf dem gewöhnlichen, zu seiner Woh- 
nung führenden Wege, zwar einen Theil der Zollstrasse, nicht 
aber die Zollstätte selbst passirt, ist die Zollabgaben zu entrichten 
nicht schuldig. 

§. 113. Auch da, wo zur Unterhaltung der Landstrassen oder 
Brücken nur ein Wege- oder Brückengeld festgesetzt ist, darf, 
dem Staate oder dessen Bclieheuen zum Nachtheile, kein Neben- 
weg gesucht werden. ^ 

§. 1 14. Wem also die Anlegung neuer Wege oder Brücken 
zu seiner Bequemlichkeit gestattet worden, der darf nicht zulassen, 
dass dieselben zum Nachtheile des Staats oder eines Privatberech- 
tigten gemissbraurht werden. 

§.115. Jeder Reisende ist schuldig, sich an der Zollstätte, 
zur Entrichtung des Zolles, auch uuerfordert zu melden, und die 
bei ihm befindlichen Waaren getreulich anzuzeigen. 

§. 11 6. Auch derjenige, dem eine Befreiung zu Statten 
kommt, ist von der Meldung im Zollamte nicht ausgenommen ; und 
muss auf Erfordern sein Angeben bescheinigen. 

§. 117* Jeder Zollbercchtigte muss solche Anstalten treffen, 
wodurch die Zoflstätle Jedermann kenntlich gemacht werde, und 
die von den Reisenden nicht leicht übersehen werden können. 

§. 118. Eben so muss der Zollberechtigt« dafür sorgen, dass 
diejenigen, welche sich zu Entrichtung des Zolles, Wege-, Fähr- 
oder Brückengeldes melden, nicht ungebührlich aufgehalten, son- 
dern prompt abgefertigt werden. 

§. 1 19. Die Zollbedienten, welche ihre Pflicht darunter nicht 
beobachten, sollen nicht nur nach Inhalt der Zollgesetze bestraft, 
sondern auch zum Ersätze alles aus der Versäumniss durch ihre 
Schuld entstandenen Schadens angehalten werden. 

§. 120. Niemand soll, zum Nachtheile des Zollberechtigten, 
den Zoll verfahren, oder zollbare Waarco verschweigen. 


Nebenzdll«. 


Pflichten der 
Reisenden, 
den Zoll nicht 
zu verfahren. 


Pflichten 
der Zollbereclu 
liRten. 


’/oüdefranda. 

Uonen. 
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§. 121. Wer innerhalb des Zolldistrirts auf Nebenw egen den 
Zollstatten vorbeigegangeu ist, w ird als eia Zolldefraudant ange- 
•ehen. 

§. 122. Damit sich Niemand mit der Unwissenheit entschul- 
digen kunne : so sollen auf den Strassen, welche zu einer Zullstätte 
fuhren, die gewöhnt ich eu Zolllangen errichtet und beständig un- 
terhalten werden. 

§. 12 3. Was von Verfahrung des Zolles verordnet ist , gilt 
auch in Ansehung des vom Staate festgesetzten Wege-, Fahr- und 
Brückengeldes. 

§. 1 2 i. Wie die zum Nachtheile des Staats vorsätzlich began- 
genen Zolldefraudationcn durch CoiiGsi ationen und sonst zu be- 
strafen, ist in den Criminalgesetzen verordnet. 

§. 125. Zolldefraudationen zum Nachtheile eines Privatbe- 
rechtigten sollen nach Vorschrift seines Privileg» geahndet werden. 

§. 126. Ist in diesem keine Strafe bestimmt, und auch in Pro- 
vinziatgesetzcu keine Vorschrift enthalten: so muss der Zolldefrau- 
dant entweder den zehnfachen Betrag der zu entrichten geweseneo 
Abgabe als Zoll erlegen, oder nach eigener Wahl die Sache, an 
welcher die Defraudation begangen worden, dem Zollbcrechligten 
Uberlassen. 

§. 127. Ist die im Privilegio bestimmte Strafe härter, als die- 
jenige, welche die allgemeinen oder Provinzialgesetze verschrei- 
ben: so muss das Privilegium, gleich einem Gesetze, gehörig publi- 
cirt werden. 

§. 123. Die Strafgefälle bei Zolldefraudationen kommen alle- 
mal demjenigen zu, dessen Hechle durch die Defraudation beein- 
trächtigt worden. 

§. 129» Wer, um dem Wege - und Bruckengeide sich zu ent- 
ziehen, unerlaubte Nebenwege sucht, soll, wenn nicht anderwei- 
tige rechtsgültige Strafbestimmungen vorhanden sind, die schul- 
dige Ahgabe vierfach, nebst dem etwanigen Pfandgeldeentrichten. 
W»m tu Er- §• 130. Jeder Privatbererhtigle ist befugt, die Zolldcfrau- 

krnnoilu i.btr j an j en innerhalb seines Zolldistricts anzuhalten, zu pfänden, und 
/olUlrfrau- ... . - 

dait.n-n, in- zur gesetzoiässigcn Strafe zu ziehen. 

(Ufctura §. 131. Alle Obrigkeiten und Gerichte innerhalb solchen Di- 

strirts sind schuldig, dem Berechtigten die Pfändung der Zoll- 
defraudanten in ihrem Gebiete zu verstauen, und ihm gegen etwa- 
nige Widersetzung hütfreiche Hand zu leiden. 

§.132. Sobald der angebliche Ucbertreter die Defraudation 
leugnet, oder sonst auf rechtlirhes Gehör sich beruft, muss die 
Sache von den ordentlichen Gerichten des Orts, wo der Zoll sich 
befindet, gesetzmässig untersucht, und darüber erkannt werden. 

§.13 3. Auch ausserhalb des Zolldistricts kann der Zollbererh- 
tigte di# Ucbertreter verfolgen, und iht-e Verkümmerung bei den 
Gerichten des Orts, wo sie betrulleu werden, nachsuchco. 
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§. 134. Die Untersuchung und Entscheidung eines über di« 
Contravention entstandenen Streits gehört alsdann vor die Ge* 
richte des Orts, wo der Uehcrtreter betroffen worden. 

§. 135. Doch kann der Zollhererhtigle verlangen , dass dit 
Sache vor seine Gerichte gezogen, und bei ermangelnder sonstiger 
Sicherheit der Uebertretcr, zur Verwahrung im Arreste, an diesel- 
ben ausgeliefert w erde. 

§•136. Wird demjenigen, der das Recht eines Zolles, Brük- flt>*r streitig* 
ken- oder Wegegeldes behauptet, das Recht selbst bestritten : so S " 

gehört die Untersuchung und Entscheidung vor das Landes- Justiz- 
coilegium der Provinz. 

§. 137* Behauptet der, welcher einer Uebertretung halber in 
Anspruch genommen w ird, eine Zollbefreiung auf den Grund eines 
besondern, oder auch eines allgemeinen Privilegii seiner Standes- 
genossen : so muss die Sarhegleichergestalt bei dem Landes-Justiz- 
collegio der Provinz erörtert und entschieden werden. 

§. 13S. Jeder Privatinhaber einer Zoll-, Brucken-, Fahr-odcr Ohli*g™t>ri'*n 
Wegegelds-Gerechtigkeit ist schuldig, die Strassen, Wege, Käh- d,r uju^ retl1 " 
ren und Brücken innerhalb des ihm angewiesenen Districts, auf ei- 
gene Kosten in sicherem und tauglichen Stande zu erhalten. 

§• 139- Pur allen Schaden r dcr den Reisenden aus der Unter- 
lassung dieser Pflicht entsteht, muss der Zoll- oder Bruckengetds- 
Berechtiglc haften. 

§. 140. Doch kann ihm ein Schade, welcher durch blossen 
Zufall, oder durch eigene Schuld und Unvorsichtigkeit der Rei- 
senden entstanden ist, nicht zugeicchnel werden. 


Vierter Abschnitt. 

V o tu Postregal. 

§. l4l. Der Staat hat die ausschliessende Mefugniss, Posten 
und Marktschiffc anzulegen, und den Lauf derselben zu ordnen. 

§. 142. Damit der Staat diese Anstalten zum gemeinen Besten 
unterhalten könne, uod wegen deren Benutzung gesichert sei, darf 
Niemand etwas unternehmen, welches unmittelbar zur Schmäle- 
rung der Posteinkünfte gereicht. . 

§. 1 43. Alle versiegelte oder verschlossene Briefe, wohin AuMetilfi-s- 
auch die zugenabeten gehören, ingleichen alle Pakete von Vierzig 
Pfund und darunter, sollen nur durch die Post verschickt werden.«**™ Hrfurda- 

§. 144. Niemand darf Briefe von Andern einsammeln, und noHVn'uod 
zum Naclithcile der Posteinkünfte unter seioemCouvert versenden. Sschea; 

§. 145. Nur diejenigen werden davon ausgenommen, welche 
ihrer eignen Geschäfte wegen, oder aus andern besondern und er- 
heblichen Ursachen, dergleichen fremde Briefe den ihrigen beizu- 
schhessen genüthigt sind. 


L Begriff <1*. 
Poalrcgsis. 
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§. 146. Eben so wenig dürfen mehrere an verschiedene Km- , 
jj T anger, oder von verschiedenen Versendern an Einem Empfänger, 
bestimmte Pakete von vorgedachtem postmässigen Gewichte, un- 
ter Einen Umschlag zusammengepackt, und der Post solchergestalt 
entzogen werden. 

§. 1 4 7. Es steht zwar einem Jeden frei, seine Briefe oder 
postmässigen Pakete durch eigene Boten oder F uhren abzuschicken ; 

§. 1 4 8. Niemand aber darf, bei solcher Gelegenheit, fremde 
Briefe oder postmässige Pakete zur Bestellung annehmen. 

§. l49. Eben so wenig ist dies Reisenden erlaubt. 

§. 150. Will Jemand besonderer Umstände oder Ursachen 
wegen sich eines Reisenden, eines Fuhrmanns oder Schiffers, zur 
Fortschaflung seiner Briefe oder postmässigen Pakete bedienen: 
so muss er es dem Postamte anzeigen, und sieb mit selbigem über 
das Porto abfinden. 

§. 151 • Der Reisende, der Fuhrmann, oder Schiffer darf die 
Briefe oder postmässigen Pakete nicht eher annehmen, bis er sieb 
hinreichend überzeugt hat, dass es mit Genehmigung der Post ge- 
schehe. 

{ ( §.152. Wer sich zu einer Reise von mehr als Einer Meile aus 

»Thfffune'dcr einer Stadt, wo ein Postamt errichtet ist, eines gedungenen Fuhr- 
tteUmdcB- mlnncs bedienen will, muss es dem Postamte anzeigen, und zu sei- 
ner Legitimation den gewöhnlichen Zettel lösen. 

§. 153. An Orten, wo die Post nur Boten hält, bedarf es zu 
gedungenen Fuhren keines solchen Zettels. 

§. 154. Auch ist dergleichen nicht nöthig, wenn Jemand mit 
eigenen Pferden einen Andern, oder dessen Sachen, umsonst fort- 
schafft. 

§• 155. Von Orten, wo keine Posten sind, findet die Versen- 
dung der Briefe und Sachen ohne Unterschied, durch jede selbst 
gewählte Gelegenheit, jedoch nur bis zum nächsten auf dem Wege 
liegenden Postamte Statt. 

Postcoutraren- §. 156. Wie die vorfallenden Postcontraventionen zu bestra- 

.tiourn. f eQ) i s t i n den besondern Postordnungen festgesetzt. 

II. Verhältnis« §■ 157* Postmeister und Postwärter stehen gegen diejenigen, 

der Postämter welche sich zur Fortschalfunpr ihrer Personen oder Sachen der 
gegen die ftei* 

•enden und Post bedienen, in eben dem Verhältnisse, als die Schiffer gegen 
Reisende und Befrachter. (Tit. 8. §. 1620. sqq. und 1742. sqq.) 

§. 158. Sie sindschuldig, für tüchtige Pferde und Fuhrwerk, 
auch zuverlässige uud verständige Schirrmeister und Postillone 
ZU sorgen. 

§. 159* Für die äussere Sicherheit der Posten müssen sie bei 
der Behörde die nöthigen Anstalten bewirken. 

§. 1 60. Die kommandirenden Offiziere, und bürgerlichen 
Obrigkeiten müssen ihnen dazu nöthigenialls h'iilfrciche Hand 
leisten. ‘ i ' ' 
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§• 161. Die Postämter sind zur Annahme und Fortschaffung tj. S m di« Br 
der ihnen vorschriftsmässig überlieferten Briefe und Sachen ver* 
bunden. _ I) M <l»r Aa- 

§.162. Waaren, die an Gewicht über Hundert Plund wie- 
gen, Schiesspulver, und lebendige Thiere sind die Postämter an- 
zunehmen nicht schuldig. 


§. 163. Die Ablieferung muss auf dem Postamte, an den Post- 
meister, oder an die dazu bestellten Unterbedienten geschehen. 

§. 164. An Orten, wo keine Postämter oder Postwärtercien 
sind, können Briefe und Sachen den mit der Post durchgehen- 
den Schirrmeistern, oder in deren Krmangelung, den Postillonen 
eingeliefcrt werden. 

§. l65. Briefe und Sachen, die zu spät eingeliefert werden, 
sind die Postämter anzuoehtnen nicht verbunden. 

§. 166. Die Rinlieferung muss wenigstens Zwei Stunden vor 
dem Abgänge der Post, und wenn diese in der Nacht oder am fol- 
genden Morgen vor Neun Uhr abgeht, bis Acht Uhr des vorher- 
gehenden Abends geschehen. 

§. l67. Briefe, die an Staatsminister, Vorgesetzte der Depar- 
tements , und Geheime Cabinetsräthc gerichtet sind , dürfen von 
den Postämtern innerhalb Landes nicht anders, als gegen Erlegung 
des Porto angenommen werden. 

§. l68. Eben diese» findet Statt, wenn Jemand in seinen Pri- 
vatangelegenheiten an die Landescollegia Briefe und Pakete ab- 
schickt. 


§. 1Ö9* Wer ein öffentliches Siegel in seinen Privatangele- 
genheiten zur Versteckung von Postcontraventionen missbraucht, 
hat willkürliche GeliP oder Lcibesstrafc verwirkt. (Tit. 20. §.35.) 

§•170. Briefe müssen gehörig adressirt und versiegelt; ab- 
zuschickende Sachen gehörig bezeichnet, verpackt und verwahrt 
sein ; widrigenfalls die Postämtern sie anzunehmen nirht schuldig 
sind. 

§■171. Ueber baare Gelder, und über Briefe, worin Geld 
oder Juwelen enthalten sind, können die Absender einen gedruck- 
ten vom Postmeister zu unterschreibenden Empfangsschein for- 
dern. 

§. 172. Die Postämter müssen Pur die ungesäumte undsichere 
Fortscbalfung der von ihnen angenommenen Briefe und Sachen, in 
der Zwischenzeit aber für deren gehörige Aufbewahrung sorgen. 

§. 173. Kommen Briefe oder Sachen, auf einer unterweges 2) unterwrs«« 
liegenden Station, eröffnet oder beschädigt an : *0 ist das Postamt 
daselbst schuldig, weitern Schaden nach Möglichkeit zu verhüten, 
und dergleichen Poststücke durch besseres Einparken, oder Bei- 
drücken des Postsiegels, zu verwahren. 

§• 174. Die durch einen solchen Zufall notbwendig gewor- 
dene Eröffnung, neue Einpackung, und Verwahrung der Posstücke 
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miiss in Gegenwart der Reisenden oder anderer Zeugen geselle* 
hen ; und die Kosten derselben ist der Empfänger zu erstatten 
schuldig, sobald nicht erhellet, dass die Beschädigung durch Ver- 
schulden der Pustbedienten geschehen sei. 

§. 175. Ks müssen ferner die Ursachen der Eröffnung oder 
Beschädigung in Gegenwart der Passagiere oder Zeugen genau 
untersucht, und die Postämter, sowohl der lctztvorhergehcudea 
als der nächstfolgenden btatiun, davon benachrichtigt werden. 

§. 176. H aben beschädigte Briefe mit dem Postsiegel wieder 
versiegelt werden müssen: so muss der Pustbediente auf der Aus- 
senseile die Ursache, und die Zeugen, in deren Gegenwart es ge- 
schehen ist, eigenhändig bemerken. 

3) h'l der Ab. §. 177* Die Postbedienten müssen dafür sorgen, dass die 
lirftrung , Jlriefe und Sachen an die beuannten Empfänger richtig abgeliefert 

werden. 

. §. 17S. Diejenigen, an welche Briefe oder Sachen gerichtet 

sind, müssen dieselben unverzüglich annehmen und auslü9en. 

§. 1 7.9- Kann oder will Jemand sich dazu nicht verstehen : so 
liegen die Sachen auf seine Gefahr ; und das Postamt ist zu einiger 
fernem Aufsicht darüber nicht verbunden. 

§. ISO. Vielmehr kann sich dasselbe, bei beharrlich verwei- 
gerter Auslösung, wegen des ihm zukommenden Porto, sowohl an 
den Absender als an die Sachen selbst halten. 

§.181. Kann ein Empfänger nicht ausgeforscht werden : so 
muss das Postamt nach \ erlauf von Vierzehn Tagen eine beson- 
dere Charte oder Anzeige darüber unfertigen, und in oder vor 
dem Postbause öffentlich aushängen. 

§. 182. Zugleich muss es den Versuch anstcllen, durch Rück- 
frage an dem Ort der Absendung nähere Nachricht einzuziehen. 

§■ 18 3. Ist dies fruchtlos, und meldet sich innerhalb Dreier 
RIonate nach dem Aushange kein Empfänger: so müssen die Briefe 
oder Pakete dem General- Postamte eingesendet werden. 

§. lS'l. Sind aber die Sachen, deren Empfänger nicht ausge- 
, forscht werden kann, der Fäulniss, oder sonst einem schleunigen 
Verderben unterworfen : so können die Postbedienten selbige, nach 
Verlauf von Acht Tagen, au die Armenanstalt des Orts abliefern. 

4) we,en V«r- §• 185. Die Postämter sind für die zur Post vorschriftsmassig 
tieiuns <lcr cingeliefcrten Briefe und Sachen, gleich den Schilfern, zu haften 

ÄDgenomrnt-nen ° ' o j 

Salben schuldig« 

§. 186. Alle dabei begangene Versehen der Posthedienten und 
Postillione müssen die Postämter vertreten. 

§. 187* Sie sind aber ton der Vertretung frei, wenn ausge- 
mittelt werden kann, dass der Schade oder Verlust durch blossen 
Zufall oder ungewöhnliche Begebenheit entstanden sei, welche 
vorherzusehen uud zu verhüten deu Posthedienten nicht möglich 
gewesen. 
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§• 188. Ferner bei einfachen unbeschwerten Briefen, wenn 
dieselben aus dem Poslhau9e abgefordert worden, und der Post* 
bediente eidlich erhärten kann, dass er seiner Scits mit gutem 
Glauben verfahren habe. 

§• 189. Dagegen soll aber derjenige, welcher anderer Cor- 
respondenten Briefe ohne deren Vorwissen abfordert, oder wohl 
gar unterschlägt, mit einer Geldbusse von Fünfzig bis Hundert 
Thalern, oder verhältnissmässiger Leibesstrafe belegt werden. 

§. 190. Auch lallt die Vertretung der Königlichen Postämter 
weg, wenn sich der Schade oder Verlust auf einem auswärtigen 
Postamte, über welches die Post passircu müssen, erw eislich zuge- 
tragen bat. 

§. 1,91* Der Beschädigte muss sich alsdann an das auswärtige 
Postamt und dessen Vorgesetzte wenden ; es wird aber das Gene- 
raljiostamt demselben seinen Beistand nicht vertagen. 

§. 192. Wenn ein Brief oder Pack dem Empfänger wohl 
verwahrt und versiegelt überliefert, und das Gewicht überein- 
stimmend gefunden w ird : so darf dasjenige, was hei KrölFnung an 
der auf dem Umschläge bemerkten Summe oder Zahl der Stücke 
fehlt, von dem Postamte nicht vertreten werden. 

§. 191. Sind aber Geld oder Banknoten im Poslhause, in Ge- 
genwart des Postmeisters oder des zur Annahme gesetzten Post- 
bedienten versiegelt, und das Postsicgel beigedrückt worden: so 
haftet das Postamt für den ganzen auf dem Umschläge vermerk- 
ten Betrag. 

§. 194. Alsdann muss jedoch auch die Eröffnung des Briefes, 
oder Packs, in Gegenwart eines Postbedienten des Ablieferungs- 
orts geschehen sein. 

§. 195. Sind Geldfässer, Beutel, oder Pakete von Werth 
narb dem Gewichte übernommen worden : so müssen sie vor der 
Ablieferung von dem Postamte nachgewogen werden. 

§■ 196. Findet sich dabei ein erheblicher Unterschied am Ge- 
wichte: so muss das Fass, Beutel, oder Paket auf dem Posthause, 
in Gegenwart des Postmeisters und des Empfängers, oder einer 
von diesem ernannten glaubwürdigen Person eröffnet und nach- 
geschen werden. 

§. 197. Das bei dieser Handlung von dem Postamte aufge- 
nommene Protokoll ist bei der Beurtheilung : ob uod was zu ver- 
treten sei ? zum Grunde zu legen. 

§. 198. ln jedem Falle dürfen die Postämter nur so viel 
vertreten, als bei der Aufgebung auf die Post wirklich declarirt 
worden. 

§* 199* W’er weniger angiebt, kann im Falle eines Verlustes 
nur den Ersatz des an der angegebenen Summe Fehlenden for- 
dern; und soll noch ausserdem um den Zehnten Theil des ver- 
schwiegenen Werths fiskalisch bestraft w erden. 
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§. 200. Findet Jemand aus einer oder der andern Ursache 
Bedenken, den Werth versendeter Juwelen oder Kostbarkeiten auf 
dem Briefe oder Packe selbst anzuzeigen : so muss er denselben 
dem Postmeister, zur Eintragung in das Postbucb, bei der Aufge- 
bung besonders eröffnen. - 

§■ 20 i. Hat Jemand vorsätzlich schlechte und geringer« 
Sachen als Juwelen oder Kostbarkeiten declarirt; oder sonst durch 
unrichtige höhere Angabe die Pust zu gefährden unternommen : 
so muss er bei erfolgtem Verluste den Schaden allein tragen, und 
soll als Betrüger bestraft werden. (Criminalrecht Tit. 20. Ab* 
schnitt 15.) 

§.202. Briefe oder Pakete, worauf bloss vermerkt ist, dass 
Juwelen, Kostbarkeiten, Geld, Banknoten, und dergleichen darin 
enthalten sind, ohne dass zugleich ein bestimmter Werth oder Be- 
trag angegeben wird, sollen, ausser dem Falle des §. 200», bei 
den Postämtern nicht angenommen werden. 

§• 203. Ist es dennoch geschehen: so muss, bei erfolgtem 
Verluste, der Aufgeber den Betrag vollständig nachweisen, und 
kann zur blossen eidlichen Bestärkung nicht gelassen werden. 

§. 204. Die Postbedienten müssen die ankommende und abge- 
hende Correspondenz verschwiegen halten, und mit wem Jemand 
Briefe wechsele, keinem Andern offenbaren. 

§. 205. Ein Poatbedienter , welcher eigenmächtig Briefe er- 
bricht, oder unterschlägt, soll allen Schaden ersetzen ; seines Am- 
tes verlustig, und zu allen ferneren Bedienungen und Khrenäm» 
tern im Staate unfähig sein ; ausserdem aber noch an Gelde oder 
am Leibe, nach Maassgabe des durch die That an sich beabsichtig- 
ten oder wirklich begangenen Verbrechens und nach Vorschrift 
dar darauf sich beziehenden Cciminalgesetze, bestraft werden. 

Vtrhsltnlu §. 20 6. Reisende, welche sich der Post bedienen wollen, 
gcgtn°du^uf- ihren Stand und Namen dem Postamte des Orts, von wei- 

senden ehern sie abgehen, richtig anzeigen. 

§. 207* Wer sich dessen weigert, soll zur Post nicht angenom- 
men werden. 

§.208. Sie müssen sich zur bestimmten Zeit zur Abreise fer- 
tig halten, und können nicht verlangen, dass die Post auf sie war- 
ten solle. 

§. 209- Bleiben sie durch ihre Schuld und Versäumniss zu- 
rück : so verlieren sie das vorausbezablte Postgeld. 

§. 210. Bei der ordinairen Post haben die zuerst eingeschrie- 
benen Reisenden die Wahl der Plätze. 

§. 211. Diejenigen, welche mit der Post anhominen und wei- 
ter reisen, gehen denen vor, welche am Orte des Durchganges ein- 
geschrieben werden. 
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§. 2l 2 . Diejenige, welche nur halbe Fracht bezahlen, müs- 
sen allen übrigen , ohne Unterschied der Zeit oder der Orts der 
Einschreibung, nachstehen. 

§. 2H. Sind keine hinlängliche Platze zur Aufnahme sämmt- 
licher sich angebender Passagiere vorhanden : so muss nach eben 
diesen Vorschriften bestimmt werden, welche von denselben zu- 
zückstehcn müssen. 

§• 21 4. Zum Nacbtheile der Posteinkünfte darf keio Reisen- 
der, bei der in den Postordnungen bestimmten Strafe, versiegelte 
Briefe oder Pakete, Gelder oder Sachen zur Bestellung an Andere 
mitnehmen. 

§. 215- Während der Reise müssen sich die Reisenden ruhig 
und ordentlich betragen, und nichts vornehmen, wodurch ein Auf- 
enthalt oder Schade an den geladenen Personen und Sachen ent- 
stehen könnte. 

§■ 216. Kein Reisender kann verlangen, dass die Post um 
seinetwillen die Reise unterbrechen , oder einen andern, als den 
vom Postamte ihr angewiesenen VVeg, nehmen solle. 

§. 217« Oer Postwagen soll unter dem Vorwände, dass eine 
der darauf befindlichen Personen zu arretiren sei, auf seinem 
Wege nicht angehalten, sondern nur his zur nächsten Station, wo 
die Arretirung mit Sicherheit geschehen kann, begleitet werden. 

§. 218- Auf der Station aber dürfen die Posthedientcn' sich 
den Anordnungen der Behörde wegen einer solchen Arretirung 
nicht widersetzen ; rrorh dieselben zu vereiteln sich unterfangen. 

§. 2lp. Jeder Reisende ist schuldig, auf seine Sachen selbst 
Acht zu haben. 

§. 220. Hat aber ein Postbedienter siih zur Verwahrung sol- 
cher Sachen besonders und ausdrücklich anheischig gemacht : so 
muss derselbe dafür haften. 

§. 221. Zu Zeiten, wo die ordentlichen Postwege gar nicht DwoaSm v«r- 
oder schwer zu passiren sind, steht den fahrenden , reitendest und r * cM *^ r P °* 
F.xtraposten frei, sich der Neben - und Feldwege zu bedienen. 

§. 222. Auch können sie in einem solchen Nothlalle über un- 
gehcgle Wiesen und unbestellte Aecker fahren; und Niemand 
darf sie durch Aufwerfung eines Grabens, oder sonst, daran ver- 
hindern oder aufhalten, ' ‘ ‘ 1 “ 

§. 223« Doch' steht den Eigentümern der Grundstücke frei, 
sich durch Haltung verschlossener Scblagbäume gegen den Miss- 
brauch zu sichern; sic müssen aber dem vor- und rückwärts lie- 
genden Postamte Schlüssel dazu einhändigen. 

§. 224« Fahren die Postillione über gehegte Wiesen oder be- 
stellte Aecker: so müssen sie dfe Eigentümer vollkommen ent- 
schädigen, und sollen ausserdem nachdrücklich bestraft werden. 

§. 225. Die Post selbst aber darf Niemand, auch aus einer 
solchen Ursache, auhalten und pfänden. 

/ 
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§. 226. Wagen de» Vorrechts der Posten beim Ausweichen, 
1 wenn Fohr- und Landleute oder andere Reisende hinter ihnen 
kommen, oder ihnen begegnen, ist Tit. 1 5. §. 26. verordnet. 

§. 227- Die zur Post gehörenden Gerathe und Pferde sollen 
Schulden halber nicht mit Arrest belegt werden. 

§. 228. Auch auf die Besoldung der Postbedienten findetnur 
wegen solcher Schulden , die zur Anschaffung von Postpferden, 
Wagen, Geriithschaflen oder Futter gemacht wordeD , eine Ver- 
kümmerung Statt. 


Fünfter Abschnitt. 

i Von der Mühlengerechtigkeit. 

Mühlen m »f. §.229- Das Recht, Wasser- und Schiffsmühlen an und in 

'llJaMO." öffentlichen Flüssen anzulrgcn, ist ein Vorbehalt des Staats. 

§.230> Wem der Staat die Mühlengererhtigkeit auf einem 
schiffbaren Strom verliehen hat, der muss bei Ausübung seines 
Rechts, nach dem Inhalte seines Privilcgii , und der vom Staate 
ertheiltcn allgemeinen oder Provinzial- Mühlenordnungen auf 
das genaueste sich achten. 

§. 231. Will er von seinem Rechte durch Anlegung einer 
neuen, bisher noch nicht vorhanden gewesenen .Mühle Gebrauch 
machen: so muss er sich hei der Landespolizei - Instanz melden, 
und den Anweisungen derselben Folge leisten. 

§. 232. Ein Gleiches findet Statt, wenn eine alte eingegan- 
gene Mühle dieser Art wieder aufgebauet , oder in der gegenwär- 
tigen Anlage einer wirklich vorhandenen etwas verändert werden 
soll. 

MSMm sn §.233. Mühlen an Privatflüssen , ingleiehen Windmühlen, 
*uod^ Wü 1 d. n ’ ma ß * war * n Provinzen j wo nicht das Gegentbeil durch besondere 
uubleu. Gesetze oder Verfassungen bestimmt ist, jeder Eigenthümer auf 
seinem Crun le und Roden anlegen. 

§ 234. Eristaber dazu nur in so fern berechtigt, als es ohns 
Schmälerung der Befugnisse eines Dritten geschehen kann. 
WasRrelitcns §.235. Es muss daher jeder Mühlenberecbtigte ohne Unter« 
«ei, ti.i A.üe- gc j,i c( j welcher eine neue Mühle bauen: oder ein« «ingegangcn# 
•der v, rinde, wieder herstcllen ; oder sic an einen andern Ort verlegen j oder in 
«ine andere Gattung verwandeln ; oder mit mehreren Gängen ver- 
sehen will, sich bei der Landespolizei - Instanz melden, derselben 
den Plan der beabsichtigten Einrichtung anzeigen, und die weiter« 
Anweisung derselben erwarten. 

§. 236. Die Landespolizei - Instanz muss, ehe sie die Appro- 
bation ertheilt, die benachbarten Mühlenberechtigten und Andere, 
welchen durch den neuen Kau, oder durch die Abänderung Scha- 
den erwachten könnte, darüber vernehmen. 
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§. 237. Zum Nachtheile der Zwangsgerechtigkeit einer schon W« »m» "'I- 
vorhandenen Mühle soll der Bau einer andern, oder die Vcrändc- //(TiTb^r^cb- 
rung oder Erweiterung derselben, nicht zugelassen werden, u s* *_el^ »der 

§. 238. Auch ist ein neuer Miiblenbau in so fern unzulässig, 
als dadurch den schon vorhandenen Mühlen das zu ihrem Betriebe 
erforderliche Wasser entzogen, oder selbiges zu ihrem Nachtheile 
zurück gestauet wird. 

j. 2 19< Wer aus einem dieser gesetzmässtgen Grunde einem 
neuen Müblenbaue widers|»richt , dem soll Gehör darüber, im or- 
dentlichen Wege Hechtens, c erstattet werden. 

§. 2 iO. Wer eine Zwangsgcrerbtigkeit hat, kann dennoch 
der Anlegung einer Muble von anderer Art, als worauf sein Zwangs- 
recht gerichtet ist, nicht widersprechen. 

§. 24 1. Der vermeintliche Abgang freiwilliger Mahlgäste ist 
kein hinlänglicher Grund zum Widerspruche gegen die Anlegung 
neuer Mühlen, 

§. 2 i 2. Wenn jedoch in einem Orte und Distrirle schon hin- 
längliche Mühlen zur Versorgung des Publici vorhanden sind; so 
soll denjenigen, welche neue Mühlen nicht zum eigenen alleiuigen 
Gebrauche, sondern vielmehr zum Abbruche der schon vorhande- 
nen Mühlen anlcgen w ollen , die Eclaubniss dazu von der Laudes- 
polizei-Instanz versagt werden. 

§. 2 l3. Erhöhungen des Fachbauraes , und Veränderungen Psli.eisrnetis 
des Sicherpfahls können nicht anders, als unter Aufsicht der Lan- 
despolizei, mit Zuziehung der benachbarten Interessenten, und 
Dur so weit es diesen unschädlich ist, vorgennmmrn werden. 

§. 244. Dagegen sind bewegliche Aufsätze auf dem Fach- 
baum bei kleinem Wasser so lange erlaubt, als den ober- oder un- 
terhalb liegenden Nachbarn , sowohl Müllern als Grundbesitzern, 
daraus kein Nachtheil entsteht. 

§.245. Wer nicht selbst die Mühlengerechtigkcit, Bondern 
nur die Erlaubnis zur Anlegung einer Mühle, von dem Staate 
oder einem Priratuiühlenben chtigten erhalten bat, der darf, ohne 
ausdrückliche Erlaubnis seines Ooncedentrn, weder einen neuen 
Gang anlegcn, noch seine Mühle in eine von anderer Art verwan- 
deln. 

§. 246. Einer schon vorhandenen Mühle darf ein Nachbar, 
durch dessen Grundstücke das zu ihrem Betriebe nöthige Wasser 
fliesst, dasselbe nicht entziehen. (Th. 1. Tit. 22. §. 3.) 

§. 247* Auch ist Niemand berechtigt, einer Windmühle durch 
Anpflanzung hoher Bäume da, wo dergleichen vorher nicht gewe- 
sen sind, den nötbigen Wind zu benehmen. 
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Sechszehnter Titel. 

Von den Rechten des Staats auf herrn- 
lose Güter und Sachen. 

§• 1 . 

/Vuf Sachen, welche noch in keines Menschen Eigenthume gewe- 
sen sind, hat der Staat ein vorzügliches Recht zum Resitze. 

§. 2. Sachen dieser Art, welche sieb der Staat ausdrücklich 
Vorbehalten bat, können, ohne Einwilligung desselben, von kei- 
nem Andern in Besitz genommen werden. 

§•3. Unbewegliche Güter, auf welche noch Niemand ein Recht 
erlangt hat, oder die von ihren vorigen Eigeothümern wieder ver- 
lassen worden, sind ein Vorbehalt des Staats. 

§. 4. Ein Gleiches gilt von Verlassenscharten , auf welche 
keinem Andern ein Erbrecht zusteht. 

§. 5- Ferner von nutzbaren Landtbieren , die noch in ihrer 
natürlichen Freiheit leben. 

§, 6. Endlich auch von unterirdischen Schätzen der Natur, 
auf welche noch Niemanden ein besonderes Recht verliehen worden. 

§. 7- Andere von Anfang an hcrrnlose oder io der Folge 
hornlos gewordene Sachen , die lieh der Staat nicht ausdrücklich 
Vorbehalten bat, kennen, auch ohne besondere Einwilligung des- 
selben, von Privatpersonen in Besitz genommen werden. 


Erster Abschnitt. 

Von den Rechten des Staats auf herrnlose 
Grundstücke. 

§. 8. Grundstücke, welche noch NicmandesKigenlhura gewe- 
sen, kann der Staat für sich selbst in Besitz nehmen; oder auch an An- 
dere, sowohl zum Eigcnthum als zur Nutzung, überlassen. 

§•9- Wer das Eigenthum solcher Grundstück« durch eine 
stillschweigende Einwilligung des Staats erlangt zu haben behaup- 
tet, muss einen Vier und vierzigjährigen ruhigen Besitz, oder den 
Besitzstand des Jahres I 74(T nach weisen. 

§■ 10. Wer ein solches Grundstück auch nur durch eine kür- 
zere Zeit genutzt hat, behält die Nutzungen, io weil dieselben ohne 
Widerspruch des Staats gezogen worden. 

§.11. Er kann aber auch keinen Ersatz der auf die Cultur 
des Grundstücks verwendeten Kosten fordern. 

§. 1 2. Wenn der Eigenthümer sein Grundstück verlassen, 
und dabei seinen Willen, sich desselben begeben zu wollen, aus- 
drücklich oder stillschweigend geäussert hat: so gilt von einem 
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tolchen Grundstücke eben das, was von ursprünglich herrenlosen 
Gütern verordnet ist. 

§. 13- Kann eine solche Willensäusserung nicht oacbgewie- 
sen werden, und ist der Aufenthalt des bisherigen Eigentümers 
bekannt: so muss der Richter, auf das Anmelden des Fiskus, 
einen solchen Kigentbümer zur bestimmten Erklärung : ob er sich 
seines Eigenthums an dem Grundstücke begeben wolle, in einer 
nach den Umständen festzusetzenden Frist auffordern. 

§. l4. Verweigert der Eigenthümer diese Erklärung unge- 
horsamer Weise, oder zögert er damit beharrlich , so muss das 
Grundstück dem Fiskus, als herrnloscs Gut, durch rechtliches 
Erkenntniss zugeschlagen werden. (Th. 1 . Tit. 9* §• l6. 17>) 

§. 15* Ist der Aufenthalt des bisherigen Eigen tbümers eines 
solchen verlassenen Grundstücks unbekannt : so findet in Ansehung 
desselben eben das Statt , was wegen des Vermögens eines Abwe- 
senden oder Verschollenen überhaupt verordnet ist. (Tit. 18. 
Abschn. 1.8.) 


Zweiter Abschnitt. 

\ 

Fon den Rechten des Staats auf erblose 
Fer lassen sc haf ten. 

§. 16. Wenn ein Verstorbener Niemanden hinterlässt, dem in w*tch»n Fit 
aus rechtsgültigen Willenserklärungen, oder vermöge der Ge- 1 ^"^ ** t * h ||jj* 
setze, ein Erbrecht auf sein Vermögen zukömmt; so fällt seine erblo« »uh, im 
Erbschaft dem Staate anheim. 

§. 17« Wenn der durch gültige Willenserklärungen ernannte 
Erbe nicht Erbe sein kann oder will, oder seines Erbrechts , als 
dessen unwürdig, verlustig wird; und Niemand vorhanden ist, 
welcher nach der Verfügung des Erblassers, oder nach Vorschrift 
der Gesetze , an seine Stelle treten könnte : so fällt die Erbschaft 
ebenfalls dem Fiskus anheim. 

§. 18. Die blosse Unfähigkeit oder Unwürdigkeit des gesetz- 
lichen, oder durch Willenserklärungen berufenen Erben , giebt 
also dem Staate auf deu Nachlass noch keinen gegründeten An- 
spruch. (Th. 1. Tit. 12. §. 36. sqq. §. 599- un d 605. sqq.) 

§. 19- ln welchen Fällen der Nachlass eines Verbrechers, mit 
Ausscbliessung seiner Erben , von dem Staate eingezogen werde, 
bestimmt das Criminalrecht. 

§. 20. Das Erbrecht des Staats auf erledigte Verlassenschaf- ln wt« fr™ a„ 
ten kommt moralischen oder andern Privatpersonen nur in so fern 
zu, als sie nachweisen können, dasselbe vom Staate auf eine«'« •» za 
rechtsgültige Weise erworben zu haben. p 'i»n!p«r»n«” ; 

§.21- In wie fern Jemand das Rigentbum einer gewissen be- 
stimmten Verlassenschalt , mittelst der Verjährung durch Besitz, 


Digitized by Google 



166 


Zweiter Theil. Sechzehnter Titel. 


gegen den Filku* erwerben könne, ist nach den allgemeinen 
Grundsätzen von der fiskalischen Verjährung zu beurtheilen. 
ron militen 22. Wilden Stiftungen bleibt ihr Sucrcssionsrecbt auf den 

° ’ erblosen Nachlass der darin erzogenen, oder bis an ihren Tod % 
verpflegten Personen , gegen den Fiskus auch alsdann, wenn dem 
Verstorbenen die vorgeschriebene Bedeutung nicht geschehen ist. 
(Tit. ty.) 

»on einem t?«- §, 23. Wenn der Landesherr eine Sache oder ein Recht Meh- 

, "grübMeerde^ rem gemeinschaftlich verliehen bat, und die Begünstigten ia der 
könne. Gemeinschaft gebliehen sind: so wächst, bei dem erblosen Ab- 
gänge des Einen von ihnen, der Antbcil desselben den übrigen zu. 

Vom Auf-«- * (5. 2 i. Ehe der Staat sich eine Erbschaft als erledigt zucig- 
bnt erblo.er Ver- ^ . . f ° 

las.cuochufiin.net, müssen zuvor alle diejenigen , welchen daran ein Recht zu- 
stehen möchte, zu dessen Angabe und Nachweisung öffentlich 
aufgefordert werden. (Th. 1. Tit. 9- §.4/ 1- sqq.) 

Anh. §. 146. JJ’ie bei Einziehung' der Dejmsitalgelder Jur 
die J ustizojßzianten- / ! ’ittwencasse zu verjähren sey , ist in 
besonderen Verordnungen festgesetzt. 


Recht« und 
Pflichten des 
Fiskus in Ans«, 
bung eines fol* 
cheu Nachlasses. 


Rfenfft eines 
präcludirtca 
Jtlrbeu. 


TheÜnehniunft 
mehrerer Privat- 
berechtigten 
sn einem erblo- 
sen Nachlasse. 


§.25. Der Fiskus hat , in Beziehung auf einen solchen Nach- 
lass, alle Rechte und Pflichten eines gemeinen Erben. 

§. 26. Tritt der Fiskus uach §. 1 J. in die Stelle des die Erb- 
schaft ausschlagenden, oder dazu nicht fähigen, oder nicht wür- 
digen Testamcntserben : so muss er aus dem Testamente alles 
leisten, wozu der ernannte Erbe, wenn derselbe wirklich Erbe 
geworden wäre, nach den Gesetzen verpflichtet sein svürde. 

§,27* Ein rechtmässiger Erbe , welcher nach erfolgtem Prä- 
clusionsurtel , jedoch innerhalb der gewöhnlichen Verjährungs- 
frist, sich noch meidet, hat mit einem Verschollenen , der nach 
der Todeserklärung zurückkommt , gleiche Rechte. (Tit. 18. 
Abschnitt 8 . §. S47> sqq.) 

§. 28. Besass der Verstorbene Vermögen an verschiedenen 
Orten , wo verschiedenen Behörden das Re» ht, erblose Vcrlassen- 
schaften in Besitz zu nehmen, zukommt: so gebuhlt jedem Be- 
rechtigten das zur Zeit des Todes in seinem Bezirke befindliche 
bewegliche und unbewegliche Vermögen. 

§. 29- Ausstcbcnde Capitalien aber gebühren demjenigen, 
welcher an dem letzten eigentlichen Wohnorte des Erblassers zur 
Einziehung erbloser Verlassenschaften berechtigt ist. 


Dritter Abschnitt. 

F o m Jagdregal. 

Begriff. §. ?0« Das Recht, jagdbare wilde Tkiere aufzusuchen und 

sich zuzueignen, wird die Jagdgererhtigkefc genannt. (Tb. 1. 

- Tit. 9 . §. 107 — 175.) 
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g. 31. Wa« zu den jagdbaren Thiercn gehöre, oder ein Ge- Wm j. s a!.»r« 
genstand des freien Thierfanges sei, wird in den Gesetzen einer TWet ' 
jeden Provinz bestimmt. > 

§. 32. In) Mangel anderer Bestimmungen gehören vierfiissige 
wilde Tbiere und wildes Geflügel , in so ftrs beide zur Speise ge- 
braucht zu werden pflegen , zur ausschliessendea Jagdgerech- 
tigkeit. • 

§. 33. Andere wilde Thiere sind in der Regel ein Gegenstand 
des freien Thierfanges. 

§.34. Dabin gehören auch Wölfe, Baren, und anderto der- 
gleichen schädliche Kaubthiere. 

§. 35. Doch dürfen dergleichen Thiere (§. 33. 34.) in WM- . 
dern und Jagdrevieren von denjenigen, denen daselbst keine Jagd- 
gerechtigkeit zukommt, nicht aufgesucht, noch weniger Jagden 
darauf angcstellt werden. 

§. 36. Was für Arten derwilden Tbiere weder gejagt, noch 
sonst eingefangen werden können, muss durch besondere Gesetze 
und Verordnungen ausdrücklich bestimmt sein. 

§. 37 - Zur hohen Jagd werden gewöhnlich nur Hirsche, wil- Hohe, mittler« 
de Schweine, Auerochsen, Klendtbiere, Phasanen, Auerhühne 
und Hennen gerechnet. 

§. 38. Wo die Provinzialgcsetze keine mittlere Jagd bestim- 
men , gehört alles übrige Wild zur niedern Jagd. 

§• 3y. Die Jagdgerechtigkeit gehört zu den niedern Rcga- Verlclhu«: de* 
lien , und kann von Privatpersonen nur, so wie bei Regalien über- 
haupt verordnet ist, erwürben und ausgeüht werden. (Tit. l4. 

§. 2 6-35.) 

§. 40. Unter der Jagdgerechtigkeit, w elche den Rittergütern 
gewöhnlich beigclegt ist, wird in der Regel nur die niedere Jagd 
verstanden. 

§.4l. Wer nur mit der Jagd überhaupt belieben ist, der hat 
nur ein Rcrht zur niedern Jagd. 

§. 42. Wer sich also die hohe Jagd anmassen will, der muss 
die auf eine rechtsgültige Art geschehene Erwerbung derselben be- 
sonders nachweisen. 

. §.4 3. Wer aber mit allen Jagden, oder mit allen Ar- 
ten der Jagden, oder ‘auch nur mit Jagden in der mchrern Zahl 
beliehen worden, der hat auch auf die hohe Jagd gegründeten 
Anspruch. 

§. 44. So weit als Jemand zur Jagd berechtigt ist, kann er KinartirSntian- 
seine Befugniss, auf alle an sich erlaubte Arten das Wild zu jaecn S'»,« 1 « J.gd. 
oder zu fingen, ausuben. , .... 1) in Ahm. 

§. 45. Die Setz-, Schon- und Hegezeit aber muts von jedem d^Ausabunii 
Jagdberechtigten genau beobachtet werden. .1 , . 

§. 46. Die Bestimmung der Schonzeit in Ansehung der ver- 
schiedenen Arien des Wildes, und die Ausnahmen in Ansehung 
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einiger Arten demselben, bleiben den Provinzialgesetzen Vor- 
behalten. 

§. 47 > Die Bestimmung dieser Zeiten in unmittelbaren landes- 
herrlichen Jagdrevieren bängt lediglich von der Festsetzung der 
Landespolizei- Instanz ab. 

§. 48. Im Mangel andrer Bestimmungen dauert die allge- 
meine Schonzeit vom Ersten März bis zum Vier und zwanzigsten 
August. 

§. 49 - Alte und tragende rothe Thiere sind vom Ersten No- * 
vember bis zum Vier und zwanzigsten August zu schonen. 

§.50. In Wäldern, wo hoch Wild steht , ist das Jagen mit 
starken Netzen und Jagdhunden nur vom Vier und zwanzigsten 
August bis zum letzten Oktober zulässig. 

§. 51. Hirsche, Rehbücke, hauende Schweine oder Keiler, 
Erpel oder Entrirhc zu schiessen, ist das ganze Jahr hindurch 
erlaubt, 

§.52. Haselhähne können bis zum letzten April, Auerhäbne 
bis zuin fetzten Mai , und Birkhähne bis zum Fünfzehnten Junius 
geschossen werden. 

§•53. Wilde Enten und Gänse, Schnepfen und andre Zug- 
vögel sind nur in der Brutzeit, vom Ersten Mai bis Vier und zwan- 
zigsten Junius, zu schonen. 

§.54. I)as Schiessen junger Hasen, und der Einlang junger 
Schwäne ist nur vom Ersten März bis Zwanzigsten Junius verboten. 

§.55. Bären, Wölfe, und andere schädliche Raubtbiere, 
können zu allen Zeiten geschossen werden. 

§.56. Auf Bären und Wölfe ist , auch in geschlossenen Zei- 
ten , das Jagen mit NetzeD und Durchtreiben der Leute zulässig. 

§.57. Die Eier vom jagdbaren Federwilde dürfen niemals 
ausgenommen werden, 

a> in An>rt.ui>t §. 5S. Auch ein Jagdberechttger darf kein Selbstgeschoss 

der Art d«r t 
Au#übup 5 . Ie ß €n « 

§. 59* Fuchseisen oder Schlingen dürfen nur an abgelegenen 
Oertern, und mit solcher Vorsicht, dass dadurch weder Menschen 
noch Vieh , ohne eignes grobes Versehen der erstem , zu Scha- 
den kommen können, gelegt werden. (Th. 1. Tit.y. §. 152. 153.) 

§. 60. Ohne besondere Erlaubnits des Staats darf Niemand 
verzäunte Gehege, zum Schaden der Nachbarschaft nnd Hem- 
mung de« Wildwechsels, errichten; Einsprünge anlegen ; oder 
die Gränzen nächtlich verlappen. 

§. 61. Auster den Dohnen sind Schleifen und Schlingen, 
auch Garnsärkc, zur Kiufangung des Federwildes, gänzlich 
verholen. 

§. 62. Die Einfangung der Rebhühner durch sogenannte 
Treibzeuge ist erlaubt. 

§. 63 . 
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§.63. Doch muii von jedem Volke oder von jeder Kette Hüh- 
ner, so nur aus Neun Stücken besteht, die alte Henne und ein 
junger Hahn; wenn aber das Volk mehr als Neun Stücke aus- 
macht, überdem noch ein junges Huhn freigelassen werden. 

§. 6 4* Niemand darf auf fremden Jagdrevieren Hunde lau- y oa riundfn 
fen lassen, die nicht mit einem Knüppel, welcher sie an der Auf- nilf fremd«, 
Buchung und Verfolgung des Wildes hindere, versehen sind. 

§.65. Ungeknüppelte gemeine Hunde, ingleichen Katzen, 
die auf Jagdrevieren herumlaufen , kann jeder Jagdberecbtigte 
tödten, und der Eigentümer muss da9 Schussgeld bezahlen. 

§. 66. Wenn Jagd- oder Windhunde, während der von einem 
Jagdberechtigten auf seinem Reviere angefangenen Jagd , bloss 
überlaufen : so können sie nicht getödtet; sie müssen aber sofort 
zurückgerufen werden. 

§. 67> Wenn Jagdhunde nicht mit Vorsatz an der Gränze ge- 
lSset worden , sondern nur von ungefähr über die Gränze gelau- 
fen sind : köonen sie aufgefangen, und müssen dem Eigentü- 
mer, gegen Entrichtung eines Pfandgeldes von Acht Groschen 
für das Stück , zurückgegeben werden, 

§.68. Wie die Jagdcontraventionen zu bestrafen, ist im 
Criminalrechte vorgeschrieben; und wird in den Provinzial- Jagd- 
ordnungen näher bestimmt. 

Vierter Abschnitt. 

. Vom Bergwerktregal. 

0 

§. 69. Alle Fossilien, woraus Metalle und Halbmetalle ge- a. Oberhaupt. 
Wonnen werden können, gehören, in Ermangelung besonderer Fo»mUmi, >..U 
Provinzialgesetze, ausschliessend zum Bergwerksregal. gibücto. 

§, 70. Desgleichen alle Edelsteine und andere Steinarten, 
welche nicht §. 73. und 74. ausgenommen sind. 

§.71. Ferner alle Salzarten mit den Salzquellen, vorzüglich 
Steinsalz r Salpeter, Vitriol und Alaun ; sowie auch Inflammabi- 
lien, als Schwefel, Reissblei, Erdpech, Stein- und Braunkohlen. 

§. 12 . Andere Fossilien hingegen, die in ihrer natürlichen 
Gestalt sogleich zum ökonomischen Gebrauche , bei Künsten, 
Handwerken oder zum Bauen genutzt zu werden pflegen , gehö- 
ren dem Eigenthümer des Grundes und Bodens ; oder dem Guts- 
herrn, wenn derselbe nach den Provinzialgesetzen das Vorrecht 
darauf hat. (Th. 1. Tit. 9 . §• 94- sqq.) 

§. 73. Besonders werden Marmor, Porphyr, Granit und 
Basalt, Serpentinstein, Kalk, Gips, Sandstein, Torf, Thon 
Lehm, Mergel, Walker-, Umbra-, Ocker- und andere Far- 
benerden , in so fern aus letzteren keine Metalle oder Halbmetalle 
gewonnen werden können, zu den Regalien nicht gerechnet. 

Allgtia. Landl. IV. Band. 8 
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Reckt« in An- 
grh'in? Her 
dazu nickt ge. 
hörenden Fos- 
silien. 


Verleibunit des 
Rechts zum 
Bcr-hiiup, lind 
Aufsicht darü- 
ber. 


Anlegung der 
Hüttenwerke. 


§. 74. Wm findet auch von den nach §. 70. tum Bergwerks- 
regal gehörenden Steinarten Anwendung, wenn eie entweder auf 
den Aerkern liegen, oder durch die PHugachar ausgerissen, oder 
hei Gelegenheit anderer Ökonomischer Arbeiten einzeln gefunden 
werden. 

§■ 75. Fossilien, die keine Regalien sind, kOnnen diejeni- 
gen, welchen solche nach §. 72. gehören, ohne besondere Er- 
laubnis aufsuchen, und durch Verkauf oder auf andere Art 
benutzen. 

§. 76. Sie dürfen aber bei deren Benutzung nichts vorneh- 
men, was den allgemeinen Berg- Polizeigesetzen zuwider ist. 

§. 77. Sollte Jemand dergleichen Fossilien gänzlich unbenutzt 
lassen: so kann er angehalteu werden , sein Recht entweder dem 
Staate selbst , oder andern Baulustigen , gegen billige Abfindung 
za überlassen. 

§.78. Rs muss aber ausgemittelt sein , dass dadurch der dem 
Staate selbst, oder andern Bürgern desselben zu verschaffende 
Vortheil, die Unbequemlichkeit oder den Nachtheil, welchen 
der Eigenthumer durch diese F.insrhränkung seines Eigentums- 
rechts erleidet, beträchtlich uberwiege. (Th. 1. Tit. 8. §. 30.) 

§.79" Wer ein Stockwerk , Erzlager, Gang oder Flötz von 
solchen Fossilien, welche nach §.69. 70. und 71- zum Berg- 
werksregal gehören, bauen will, muss damit gehörig belieben 
sein. 

§. SO. Wasch- und Pochwerke, ingleichen Graben und Was- 
serleitungen über Tage, sind unter der Muthung einer Grube 
nicht mit begriffen, sondern müssen besonders gealulhet und ver- 
liehen werden. 

§. 8t. Eben dieses findet von Wassern verlassener Gruben 
oder Stollen Statt. 

§. 82. Jeder Belichene muss sein Bergwerkseigenthum den 
Grundsätzen der Bergwerkspolizei gemäss benutzen , und kann 
sich dabei der Aufsicht und Direction des Bergamtes nicht entziehen. 

§. 83- Bas Bergamt aber ist schuldig, ihn mit seinen Vor- 
schlägen zu hören, und bei ßeechliessung wichtiger Vorri« htun- 
gen , welche mit erheblichen Kosten verbunden sind, jedesmal 
zuzuziehen. 

§. 84. Wegen der besondern Aufsicht über die Gewerkschaf- 
ten ist nachher §. 272. sqq. verordnet. 

§. 85. Hüttenwerke darf Niemand ohne Erlaubnis des Vor- 
gesetzten Bergamtes anlegen. 

§. 86. Wo der Staat sich den Erzkauf nicht Vorbehalten, oder 
sonst rechtlich erworben hat, da kOnnen Hüttenwerke auch an 
Privatpersonen verliehen werden. 
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§. 87* So lange jedoch die in einer Gregend vorhandenen Hüt- 
tenwerke hinreichend srnd, die in den umliegenden nicht über 
Drei Stunden oder anderthalb Meilen entfernten Gruben gewon- 
nenen oder zu gewinnenden Erze zu verarbeiten , sollen keine neue 
Belehnungen erlbeilt werden, 

§. 88. Die Anlegung muss anter Aufsicht des Bergamts ge- 
schehen, und es muss darüber besondere Beleihung nachgesucht 
werden. 

§. 89- Dem ersten Muther eine» Hüttenwerks soll die Belei- 
hung darüber vorzüglich ertheilt werden. 

§. 90. Die Anlegung neuer Hüttenwerke findet auch nur in 
so fern Statt, als dadurch der Provinz das nötbige Brennholz, 
zum Bedarf der Einwohner , und zum Betrieb der darin schon 
vorhandenen Fabriken, nicht entzogen wird. 

§•91* Doch ist bei dessen Beurtheilung auch auf die ih de* 
Provinz sich befindenden Vorrälbe von Torf und Steinkohlen* 
welche zu dem Bedarf der Einwohner und dem Betriebe der Fa- 4 
briken gebraucht werden können, Rücksicht zu nehmen. 

§. 92. IederBcliebcnc, welcher kein eigenes Hüttenwerk bat, 
ist schuldig, sich zu demjenigen zu halten, welches ihm von dem 
Bergamte angewiesen worden. 

§. 91- Doch darf er sich an kein Hüttenwerk weisen lassen, 
welches über Drei Stunden, oder anderthalb Meilen von seinen 
Graben- oder Pochwerken entfernt ist. 

§. 94- Findet das Bergamt nöthig, dass Meibrcre, welche 
kein eigenes Hüttenwerk haben, zusammen schmelzen : so kommt 
es ihm za, die Ordnung, dabei zu bestimmen, und die erforderliche 

. . . • • . • ' 7 l.’l T . • 

Erztaxe einzarschten. , , 

i. -oe. . .ilCx 

§. 95. Auf alle9 von den beliehenen Bergwerfcseigentbümern 
gewonnene Gold und Silber bat der Staat, wegen des ihm compe- 
tiremfen Münzregals, den Vorkauf. 

§. 96. Bei andern Metallen und Mineralien haben dHl Eigen* 
tbümer freie Hand, dieselben nach ihrer Gelegenheit, inn- oder 
ausserhalb Landes zu verkaufen, in so fern die Provinzialgesetze 
keine Ausnahme machen. •• •* * ' 

§. 97- Dagegen dürfen Erze, Eisensteine und überhaupt- rohe 
Bergwerksprodukte oder Materialien, ans welchen erst durch Zu- 
bereitung und’ Verarbeitung Metalle oder mineralische Fabrikate 
herausgebracht werden, ohne besondere Erlaubnis» des Staats, bei 
nachdrücklicher Strafe, ausserhalb Laudes nicht verfahren werden. 

§. 9Sr Von allen zum Bergwerksregale gehörenden Metallen 
und Mineralien, welche die Beliehenen gewinnen, gebührt dem 
Staate der Zehent. 

§. 99- Zu denflerggcwinnuwgskosten dieser Metalle und Mi- 
neralien tragt der Staat wegen seines Zehenten nicht bei. . , , 

8 * 


MetsHksuf- 


Zchflit. 
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§. 100. E« muss also von Bergprodukten, welche so, wie sie 
aus der Erde gebracht worden, ohne weitere Zurichtung verkauft 
werden können, der Zehent in Natur oder das dafür gelüsete Geld, 
ohne Abzug sofort entrichtet werden. 

§. 101. Bei metallischen und mineralischen Werken hinge- 
gen , deren Produkte durch Feuer oder andere Zurichtung erst 
verkäuflich gemacht werden müssen, trägt der Staat zu den Pocb-, ' 
Wasch-, Hutten- und sonstigen Zubereitungskosten, nach Verhält- 
nis seines Zehenten, mit bei. 

§. 102. ln Ermangelung besonderer Provinzialordnungen ge- 
messen die ßergbauenden auf Sechs Jahre die Zehentbefreiung; 
Btcinkohlen jedoch ausgenommen, bei welchen diese Befreiung 
picht. Statt findet. 

(tuatrmbtr und §. 103« Ausser dem Zehenten müssen die Beliehenen , von 
Hiccugtld. y, rcn gangbaren Gruben oder Stollen, ein in den Provinzialgesetzen 
bestimmtes Quatcmbergeld zur Unterhaltung des Bergamtes ent- 
richten. , • , r - 

§. 104- Auch muss von der Grube, sie sei gangbar oder 
nicht, und von jedem andern Bergwerkseigenthume, alle Quartale 
das in eben diesen Gesetzen vorgeschricbene Kccessgeld an das 
Bergamt abgeführt werden. 

§.105- Hat der Beliehene die Recessgelder, der einmal ge- 
schehenen Erinnerung ungeachtet, durch Vier Quartale, und also 
durch Ein ganzes Jahr nicht bezahlt : so fallt sein Bergwerksei- 
genthum an <feq Staat zurück , und kann wieder an einen Andern 
verliehen werden. 

B. Wenn das §. 10 6 . Das Bergwerksregal auf einen gewissen Distrikt, oder 
*"*r n " k prt 8uf ein bestimmtes Objekt, kann, gleich andern niedern Regalien, 
vatjirraon su- von Privatpersonen und Communen erworben und besessen wer- 
den. (Tit. l4. ^ . 2 i . sqq.) 

§. 107- Wem das Bergwerksregal auf solche Art zusteht, dem 
kommen alle darunter begriffenen Hechte des Staats zu, welche 
bei der Verleihung oder durch Provinzialgesetze, nicht ausdrück- 
lich ausgenommen worden. 

§■ 108. Doch bleibt er dabei allemal der Oberaufsicht des 
Staats, den allgemeinen Bergpolizei - Gesetzen , und den Entschei- 
dungen des Bergamtes unterworfen ; ist auch zur Entrichtung der 
§■ 103. uud 104. bestimmten Abgaben verbunden. 

/* 

C.Vnhiltaln §-109. Der Grundeigenthümer muss an die Bergbauenden 

Grund und Boden überlassen, welcher zur Grube selbst, zu 

dm Urmidbe- den Stollen, zu Halden und Wegen, und zu den Gebäuden über 

a) v.rbindu der Erde, nothwendig ist, ingleichcn das zum Betrieb« der Kunst-, 

Itcbkrit <ir> p oc |,. Wasch - und Hüttenwerke erforderliche Wasser. 

Grund-igcn. 

tbümtra. §.110. Auch Teiche und Mühlen müssen dem Bergbaue wei- 
chen, wenn es zur Fortsetzung desselben nothwendig ist. 
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§. 111. Bau - und Kohlenholz, in so fern der Grundherr der- 
gleichen aus seinen Forsten verkauft , muss er an die bauenden 
Gewerke vorzüglich, jedoch nur für eben den Preis wie an Fremde, 
überlassen. 

§. 112* Dagegen muss für alles, was der Grundeigentümer 
zum Baue und Betriebe des Werks abgetreten und verloren hat, 
demselben vollständige Entschädigung nach Vorschrift des Ersten 
Theils, Tit. 6. §• 7. geleistet werden. 

§. 113. Für den abgetretenen Grund und Boden muss der Ei- bjn.chte An. 
genthümer sich damit begnügen, dass ihm die nach gedachter Vor- Vcbldigunz" 
gchrift auszumittelnde jährliche Abnutzung in jedem Jahre so lange 
vergütet werde, bis der Boden wieder in solchen Stand gesetzt ist, 
dass er gehörig genutzt werden kann. 

§. Il4. Im Mangel gesetzlicher Bestimmung müssen die Be- , 

liehenen sich mit dem Grundeigentümer, wegen seiner Schadlos- 
haltung, besonders vereiaigen. 

§• 115. Kann dergleichen Vereinigung in Güte nicht getrof- 
fen werden: so muss das Bergamt die Schadloshaltung, mit Zu- 
ziehung sachverständiger Taxatoren, der Billigkeit gemäss be- 
stimmen. 

§. 11 6. a) Will ein oder anderer Theil bei dieser Festsetzung 
■ich nicht beruhigen : so steht ihm frei, auf rechtliches Gehör und 
Erkenntniss darüber bei den Berggerichten anzutragen. 

§. Il6> l>) Hat Jemand Gebäude, Wasserleitungen, Teiche, 

Bleichen, und dergleichen in einem Reviere, wo ein Bergbau 
schon in solcher Mähe getrieben wird, dass eine weitere Ausdeh- 
nung desselben bis zu diesen neuen Anlagen vernünftiger Weise 
vorausgesehen werden konnte, dennoch angelegt, ohne sich von 
dem Bergamte die Stelle, wo es ohne seine Gefahr geschehen kann, 
anweisen zu lassen: so ist er, wegen der durch den fortgehenden 
Bergbau daran entstehenden Schäden , zu keiner Vergütung be- 
rechtigt. 

§. 117. Dem Grundeigentümer wird ferner der Erbkux, Erbkiu. 
ohne Unterschied der Metalle oder Mineralien gegeben. 

§. 118. Dieser Erbkux kann von dem Grunde und Boden, auf 
welchem das Bergwerk betrieben wird, nicht getrennt, noch be- 
sonders veräussert werden. 

§. 1 19- Wer bei geteiltem Eigentbume den Erbkux erhalte, 
ist nach Vorschrift des ersten Theils, Tit. 9- §• 94., und in wie 
fern ein Gutsherr den Vorzug vor dem Grundeigentümer darauf 
habe, nach den Provinzialgesetzen zu beurteilen. 

§.120. Der Erbkux gebührt demjenigen, in dessen Grunde 
und Boden die Fundgrube sich befindet. ,, ■ . 

§• 121. Liegt die Fundgrube auf der Gränze, und also auf 
dem Grunde und Boden zweier Nachbarn zugleich : so wird der 
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Krbkux zwischen beiden Grundeigentümern verbältnissmüssig 
durch Erkenntnis» de« Berganits getheilt. 

§. 12 2. DerGrundeigentJlikmcrist w egen des ErbJkuxes zu ir- 
gend einem Beitrage, wegen der Kosten oder Abgaben de« Baues, 
nicht verbunden. 

§. 123. Steht ihm aber da* Recht des Mitbaucs zur Hälfte 
■u, und übt er selbiges aus : so must er, nach Verhältnis* seine* 
Antheils an der Grube, den Erbkux übertragen helfe». 

B rck» it§ §.124* Da* Recht des Mitbaues zur Hälfte findet jedoch nur 
“uäthL 1 " alsdann Statt, wenn besondere Provinzialgeselze dasselbe dem 
Grundeigentümer ausdrücklicb beilegen, 

§ 125. In solche» Falle muss er, noch ehe die Beleihung au 
einen Andern geschieht, vernommen werden; ob er davon Ge- 
brauch machen wolle. 

§. 126. Zur Erklärung darüber ist ihm jedesmal eine hinläng- 
liche Frist, jedoch niemals unter Drei Monaten vom Tage, da die 
Aufforderung ihm eingebändigt worden, zu bestimmen. 

§. 127- Tatst er diese, ohne sich zu erklären, verstreichen; 
oder thut er auf sein Recht zum Mitbaue Verzicht : so kann er sich 
solches in der Folge, zum Nachtheile der bauenden Gewerkschaft 
oder des Staats, niemals wieder anmasseu. 


I>. Rechte und §.128. Der Bergbau kann sowohl von einzelnen Personen, als 
Berp »v r rii b, i^r a von Gesellschaften betrieben werden. 

tbümen.' g. 129- Mehrere Personen, welche ihren Bau mit eigener 

i) Vom Hfrj- ** * 4 ,w 

wcrlu-is-nihii. Handarbeit betreiben, werden Eigenlöhner genannt, 
mer überhaupt. 

§. 1.30. Eine Gesellschaft von Eigenlöhnern darf aus nicht 
mehr als Acht Personen bestehen, und wenigstens Vier derselben 


müssen die Arbeit mit eigener Hand verrichten; widrigenfalls sie 
als Gewerke zu behandeln sind. 


§. 131. Gesammteigeothümer, welch* ihre Lehne nicht selbst 
bauen und verwalten, iuhren den Namen einer Gewerkschaft. 


§. 132. Die einzelnen Mitglieder einer solchen Gesellschaft 
werden Gewerke ; und das Bergwerk selbst, welches sie betreiben, 
wird Zeche oder Grube geoeont. 

§. 133. Jedes verliehene Bergwerkseigentfaum wird ia Hun- 
dert und acht und zwanzig Anthcile oder Kuxe gelheil«, 

§. 134. Ausser diesen werden Zwei dem Grundherrn als Erb- 
kux ; auch wenn die Provinzialgesetz* keine Ausnahme enthalten, 
Zwei der Kirche und Schule, unter deren Sprengel die Zeche 
liegt ; und eben so viel der Knappschaft» - und Armencasse bei- 
gclegt. 

§■135. Ein Interessent kann mehrere Kuxe besitzen; auch 
kann jeder Kux io mehrere Vnterahibcilungen getheilt werden, die 
jedoch nicht unter einem Achtel betragen dürfen. 


Digitized by Google 



Vom Bergwerksrega! 


175 


§• 136. Fremde können so gut als Landeseinwohner, ohne 
Usterschied der Religion, an dem Bergbaue Thtil nehmen, und 
geniesten dabei mit diesen völlig gleiche Rechte. 

§. 137* Insonderheit sind die Berganthciie derselben, 10 wie 
deren Ausbeute, von aller Conüscation, Abschoss- und Abzugsgel- 
dern frei. 

§.138. Bergbeamte hingegen sollen, bei Strafe der Confis- 
cation, nur unter ausdrücklicher Genehmigung des Bergwerks- ✓ 

und Hüttendepartemenls an dem Bergbaue als Gewerke Antheil 
nehmen. 

§. 139- Biete Genehmigung soll nur auf eine gewisse Anzahl 
von Kuxen, welche den vierten Theil einer Zecht niemals über- 
steigen darf, ertheilt werden. 

§. l40. Kein Bergbeamter darf streitige Zechen, oder ander« 
Berggebäude an sich bringen. 

§. l4l. Niemand hat das Hecht auf die nach §. 69* 70- und l'nrolttrlbar« 
7 1. zum Bergwerksregal gehörenden Fossilien zu schürfen, ohne **’ 
von dem Bergamte einen Krlaubnisssrhein dazu erhalten zu haben. Vom Schürfen. 

§. 142. Oer Grundeigentümer kann demjenigen, welcher 
einen Schürfschein erhalten hat, das Schürfen nicht wehren noch 
hindern ; es sei denn, dass er selbst mit einem altern Schürfsrhcine 
verseilen worden. 

§. 1 ’l3. Schürfscheine sollen nicht auf ganze Aemter und Ge- 
richte, sondern nur auf gewisse nach Namen, Lage, Gegend und 
Gräazen möglichst genau bestimmte Berge oder Thäler gegeben 
werden. 

§. 1 4 4 . Sie gelten auf Ein Jahr und Sechs Wochen vom Tage 
ihrer Ausfertigung an ; und verlieren ihre Kraft, wenn nicht vor 
dem Abläufe dieser Frist ihre Verlängerung bei dem Bergamtc 
nacbgcsuclit worden. 

§. |4 5. Wer einen Schürfschein auf fremden Grund und Bo- 
den erhalten hat, muss sich damit zuvor bei dem Eigentümer mel- 
den; diesem den Ort, wo er schürfen will, bestimmt anzeigenj und 
wegen der Zeit mit ihm Abrede nehmen. 

§. 146. Können sich beide nirht vereinigen: so muss der 
Inhaber des Schürfscheins zuvor die Entscheidung des Bergamts 
einbolen und abwarten, 

§. 1 4 7 • An solchen Orten, wo Wohn - oder Wirtschaftsge- 
bäude stehen, und Vier Kuss Rheinländisch vom Umkreise dersel- 
ben, darf nicht geschürft werden ; es sei denn, dass nach Anleitung 
des ersten Theils, Tit. 8. §. 30. der Grundherr, durch Erkennt- 
niss des Bergamtes, zu dessen Gestattung, gegen erhaltene voll- 
ständige Scbadloshaltung, verurteilt wäre. 

§. 1 4 8 . Bepflanzte Baum - und Kohlgärten sind bei dem 
Schürfen ganz zu verschonen, wenn nicht der Schürfschein aus- 
drücklich darauf gerichtet worden. 
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§. 149- Bas Schürfen auf Aeckern und Wiesen muss za eher 
solchen Zeit vorgenommen werden, da die Feldfrüchte dadurch 
keinen Schaden leiden. 

§. 150. Wird bei dem Schürfen nirhts entdeckt: so muss der 
Schürfer die aufgeworfene Grube wieder einfüllen, den Ort eben 
machen, auch allen durch das Graben verursachten Schaden, und 
die entzogene Nutzung, allenfalls nach der Festsetzung des Berg* 
amtes ersetzen. 

§.151. Ist hingegen ein Stockwerk, Lager, Gang oder Flötz 
wirklich entdeckt worden : so muss der Schürf, wenn auch vor der 
Hand darauf nicht fortgebaut würde, dennoch offen bleiben. 

§. 152. Hat der Grundeigentbümer denselben ohne Geneh- 
migung des Bergamts zugeworfen : so muss die Wiedereröffnung 
auf seine Kosten geschehen, und er hat ausserdem eine Geldbusse 
von Zehn Thalern zum Besten der Bergarmen verwirkt. 

§' 1 5 3. Der Grundeigentbümer ist befugt, wegen seiner Ent- 
schädigung Sicherheit zu verlangen, wenn gesetz massige Gründe 
zum Arrcstschlage vorhanden sind. 

^ Vom Rechte §. Wer auf erhaltenen Schürfschein ein Stockwerk, 

a, r( . n Erzlager , Gang oder Flötz zuerst erschürft hat, ist befugt, zu 
verlangen, dass ihm der Bau auf das entdeckte Werk, innerhalb 
eines gewissen Districts, vorzüglich vor allen Andern verliehen 
werde. 

§• 155. Von diesem Rechte aber muss er, bei Verlast dessel- 
ben, innerhalb Vier Wochen von Zeit der wirklichen Entdeckung 
Gebrauch machen, und die schriftlicheMuthuog bei dem Bergamt« 
gehiirig niederlegen« « 

§. 156. Der Umfang des dem Bauenden anzuweisenden Fel- 
des oder Districts, worauf sich das Recht des ersten Finders er- 
streckt, ist in Ermangelung besonderer Provinzialgesetze, auf 
streichenden Gängen, Stockwerken und Erzlagern, deren Fallen 
mehr als fünfzehn Grad beträgt, zwei und vierzig Lachter Län- 
genmaass; auf Gängen und Erzlagern, deren Fallen unter fünf- 
zehn Grad beträgt, zwei und vierzig Lachter ins Gevierte: und auf 
Fliitzeu oder Stifenwerken, ohne Unterschied des Fallens, fünfzig 
Lachter ins Gevierte. 

§. 157« Doch sollen dem Finder auf ausdrückliches Begeh- 
ren, ausser seiner Fundgrube, vorzüglich zugetheilt werden : auf 
Gängen, Stockwerken und Erzlagern, deren Fallen mehr als fünf- 
zehn Grad beträgt, und welche gangweise oder nach Längenmaasa 
vermessen werden, zwölf Alaassen, jede zu acht und zwanzig Lach- 
tern Feldetlänge ; auf Gängen und Erzlagern, deren Fallen unter 
fünfzehn Grad beträgt, und die nach geviertem Felde vermessen 
werden, zwanzig Maassen, jede zu acht und zwanzig Lachtern ins 
Gevierte; auf Flötzen oder Seifenwerken aber, ohne Unterschied 
des Fallens, so viel als füglich io einem zusammenhängenden Baue 
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gefasst werden kann, bis zwölfhundert Maassen, jede zu vierzehn 
Lachtern ins Gevierte. 

§.158. Macht der Finder, narb §.154. sqq., von seinem Rechte Vom Muih«. 
keinen Gebrauch : so tritt derjenige, der am ersten den Gang oder 
das Flötz mutbet, an dessen Stelle. 

§. 159* Der Finder des Ganges geht dem vor, der den Gang V.rhslui«»« 
nur überfahren hat. • uJuer'iin. 

§. 160. Bei auflässigen Zechen wird derjenige, welcher sie »tut«, 
frei gemacht hat, als Finder betrachtet. 

§. 161. Ausserdem geht der ältere Muther dem jüngern vor, 
und wird das Alter nach deml’räsentato des Rergamtes beurtheilt. 

§. 162. Der Finder sowohl, als der Muther, müssen mit Fleiss Pflichten au* 
und unausgesetzter Arbeit bemühet sein, den gemutheten Gang, 1 


dar ilulhuuj. 


das Flötz oder die Bank zu eotblössen ; das ist, selbige mit dem 
Stollen oder Schurfin vollem Irischen Anbruche zu zeigen. 

§. 163. Wer binnen Vier Wochen , nach erfolgter Approba- 
tion , die Arbeit nicht anfängt, oder sie nicht beständig fortsetzt, 
wird seines Rechts verlustig; und das Werk ist ins Freie gefallen. 

§. 164. Nur wenn der Finder oder Muther erhebliche Um- 
stände, welche den Anfang des Baues verhindern, dem Bergamte 
anzeigt und bescheinigt, kann ihm eine billige Frist nicht versagt 
werden. • / 

§. 165. Doch ist auch unter solchen Umständen das Bergamt 
mehr als dreimal Fristen zu ertheilen nicht berechtigt. 

§. 166. Sind mehrere Theilnehmer vorhanden: so kann die 
Frist nur ertheilt werden, wenn sic Alle über deren Nachsucbung 
einig sind. 

I §. 167* Wer von mehreren Theilnefamern seinen Beitrag ZU 
den Kosten der Arbeit, nach geschehener Aufforderung durch dag 
Bergamt, nicht binnen Vier Wochen entrichtet, geht seines Rechts 
zu Gunsten der übrigen Theilnehmer verlustig. 

§.168- Sobald ein Gang, Flötz, oder Lager entblösst ist, 
muss dem Bergamte davon Anzeige gemacht, und die Untersuchung 
desselben über dieBauw ürdigkeit des Werkes abgew artet werden. 

§■ l69* Wenn hiernächst das ßergamt festgesetzt hat, dass Beleihung, 
ein Gang , Stockwerk , Lager oder Flötz, auch bauwürdig und im 
Freien gelegen sei: so muss der Finder oder Muther binnen Vier 
Wochen, bei Verlust des Rechts, die Beleihung nachsurhen. 

§• 170. In der Beleihung müssen die verliehenen Stockwerke, 

Lager, Gänge oder Plötze, nach deren Gränzen, genau bestimmt, 
auch selbige dem Beliehenen ordentlich angewiesen werden. 

§. 1 7 1 - Die über oder unter der Fundgrube, im langen oder 
im ^uadratl'elde liegenden Maassen , in so fern der Finder oder 
erste Muther darauf nach §.156. und 157- kein Vorzugsrecht 
hat, ist der Staat berechtigt , andern Baulustigen zur Aufnahme 
einer neuen Grube zu verleiben. 
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VcrmtMUOg- 


§. 172. Wer belieben ist, kann sieb sein verliehenes Feld aut 
der Oberfläche vom Bergamte zumessen lassen ; und letzteres darf 
dieses nicht verweigern. 

§. 1 71. Wenn das Bergamt die Vermessung nöthig findet, 
muss der Beliehene sieb dieselbe gefallen lassen. 

§• 174. Auch angrenzende Gruben sind befugt, zu verlangen, 
dass der andern Grube das Vermessen aufgelegt werde, wen« sie 
ähr Interesse dabei aachweisen. 

§. 175. Dagegen hängt es bloss von dem Bcliehenenab, auch 
das Erbboreiten, oder feierbebe Vermessen zu verlangen. 

§• 176. Steht die jüngere Grube in Ausbeute, und die ältere 
nicht ; so kann jene zuerst, jedoch dem Hechle der altern unbescha- 
det, auf die Vermessung antragen. 

§. 177* Die Fundgrube wird jederzeit vom Punkte des Fun- 
des, und zwar beiGängen nach deranStreicben, halb oberwärls, halb 
unterwärts; bei gevierten Feldern hingegen, über das kreuz, 
W Ulkeirecht vermessen. 

§. 178. Das Bergamt kann nar alsdann von dieser Regel ab- 
geben, wenn nach dessen Ermessen auf der einen Seite des Fundes 
kein nutzbarer Rau zu veranstalten ist, und von der andern Seite 
keine gegründete Widersprüche der Fcldnachbarn entgegen 
stehen. 

§. 1 7 9- Bei Maassen steht es in dem Gutbefinden des ßeliehe- 
nen : ob er sie oberhalb oder unterhalb, neben derzuerst vermesse- 
nen Fundgrube, verlange. 

§. 180. Bei dem Vermessen wird in der Regel da angehaUen, 
wo der Gang oder FIStz zuerst entbliisst wurde, und der Lehnlrä- 
ger muss den Ort zeigen. 

§. 181. Ist daselbst Kübel und Seil eingeworfen; so ist die 
IHiUe des Rundbaumes der Anbaltungtpunkt. 

§. 1S2. Entstehen Zweifel: ob dieser Schacht der wahre Ort 
des Fundes sei: so wird der Lehuträger, oder ein Vorsteher der 
Zeche, zur eidlichen Bestärkung auf dcu Hundbaum gelassen. 

§. 1S3. Ist ein Grubenbau mit einem Stollen angefangen wor- 
den: so wird am Stollen -Mundloch angehalten. 

§. 1 S 4 . Bei üherfahrnen Gängen und Flützen , bringt der 
Markscheider den Ort des Fundes an den Tag, und bezeichnet ihn 
mit einem Lochsteine, der zum Anhalten dient. 

§■ 185. Die Maassen werden jederzeit an die Fundgrube ge- 
messen, und wer nur mit Maassen belieben ist, muss diejenigen 
Gränzen für richtig annehmen, nach welchen die vorliegende Fund- 
grube vermessen worden, 

§. 1 86. Bei Messung der Vierung eines Ganges wird an des- 
sen beiden Saalbändern, und bei einem Fiöue, an dessen Dach und 
Sohle angehalten. 
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Allgemein« 
Pflichten aus 


§. 187. Theilt sich der Gang in Trumme, und bleiben diese 
in der Vierung: so ist der Anhailungspunkt in der Mitte zwischen 
den Trummen ; wenn sie aber aus der Vierung fallen , an dem 
Trumm, welches der Lchnträger wählt. 

§. 1 88. Jede ßergwerksbelcihung geschieht unter der Bedin- 
gung, das überkommene Kcrgwerkseigenlhum, bei dessen Verlust, der Beleihung ; 

zu dem beabsichtigten Endzwecke zu benutzen. fortwährende 

8 Bcaiitiuag; 

§. 189. ßcrggcbiude müssen daher ununterbrochen fortge-, 

bauet, so wie verliehene ächmiedestätte, Wasserläufe, und derglei- 
chen, zu dem Zwecke angewendet werden, zu welchem sie verlie- 
ben sind. 

§. 190. Ausserdem fallen die Berggebäude, die Räume u. s. W., 
welche dem Grundbesitzer zum Bergbaue abgekauft worden , in 
das Landesherrliche Freie; die nicht abgekauften Plätze aber zu- 
rück an die Grundbesitzer, 

§- 191. Zum Fortbaue der Groben wird überhaupt beständige 
Belegung mit Arbeitern erfordert. 

§. 192. Für gehörige Belegung ist nur Arbeit in der Grube 
zu achten ; nicht aber die Arbeit über Tage, ausser wenn Wasser 
zu gewaltigen, oder Wetter zu schaffen sind, oder Abraum nii- 
thig ist. 

- §. 193. Jede Fundgrube muss wenigstens mit Kinem Berg- 

bauer und einem Schlepper belegt sein , die täglich Acht Stunden 
eine Schichtarbeiten und eine ordnungsmässige Aufsicht haben. 

§. 19'S. l st die Fundgrube fündig, und das Feld geöffnet, 
dass die Wasser auf den Strecken forlgebracht werden; so kann . 

der Bcliehene die Zeche durch tägliche Belegung irgend eines 
Theils seines Feldes, mit Einem Berghauer und Einem Schlepper, 
bauhaft erhalten. 

§. 195. In Eigenlöhnerzechen muss wenigstens wöchentlich 
Drei Tage, jeden Tag Vier Stunden, gearbeitet werden. 

§. 196. Pochwerke, in welchen weder Zaplen, noch Eisen 
gefunden wird, oder die drei Jahre nicht als solche gebraucht wor- 
den, sind in das Freie gefallen. 

197. Desgleichen zum Bergbaue verliehene Wässer, welche 
Ein Jahr lang nach der Belehnung nicht gefasst worden sind. 

§. 193. Zum Verluste des Ifigenthums wegen unterlassener 
Belegung wird erfordert, dass das Bergamt die Zeche in einer 
Woche dreimal, oder bei Eigenlöhnern eine ganze Woche hin- 
durch , nicht gehörig belegt linde ; über diese Freifahrung Regi- 
straturen aufnehme; und in dem Bergbuche anmerke, dass die 
Zeche in das Freie gefallen sei. 

§. 199 . Aul gleiche Weise wird in Ansehung der Wasser- und 


Pochwerke verfahren. 

§. 200. Ein neuer Muthcr kann das Bergamt um diese Frei- 
fahruog bitten. 
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§. 201. Wenn das ßergamt bei vorgängiger Untersuchung 
gefunden hat, dass wesentliche Hindernisse, die nicht aus einer 
Verschuldung des Reliehenen entstanden sind, und die er nicht 
heben können, keine nutzbare Belegung der Zeche, oder Benutzung 
der Pochwerke, Räume und Wasser gestatten: so kann cs demsel- 
ben auf sein Gesuch eine Frist geben, bis zu welcher er, der unter- 
lassenen Benutzung ungeachtet, bei seinem Rechte verbleibt. 

. §.202. Diese Frist, auch wenn sie auf bestimmte Zeit gege- 

ben ist , muss das Bergamt zuvörderst dem Beliehencn aufkündi- 
gen, ehe ihm das Bergwerkseigenthum entzogen werden kann. 

§. 203. Während des Laufens der Fristen müssen dennoch 
die geordnetea Reressgeldcr nach §, 103. vierteljährig erlegt 
werden. 

§. 20 - 1 . Wenn während des Laufens der Frist ein Fremder 
sich meldet, welcher den Bau, des Hindernisses ungeachtet, fort- 
setzen will : so muss die Frist dem Bcliehenen aufgekiindiget, und 
ihm angedeutet werden , dass er nach deren Ablaufe keine Ver* 
längerung mehr zu gewarten habe. 

§. 205. Setzt der Beliebene nach dieser Aufkündigung, und 
nach Ablauf der Frist, den Bau nicht fort: so muss alsdann die 
Grube dem Baulustigen, welcher sich dazu gemeldet hat, ohne 
weitern Anstand verliehen werden. 

Raubbau. §. 206 . Niemand darf auf den Raub bauen; das ist durch un- 

wirthschaftliche Aushauung der oberen Mittel , und Wegnehmung 
der nüthigen Bergfesten und Stollenpfeiler , wenn sie gleich Erze 
enthalten, die Wasserabführung und Wetter - auch Berglosung er- 
schweren; die fernere regelmässige Fortsetzung des Baues hin- 
dern, oder gar unmöglich machen. 

§• 207* Eben so wenig dürfen die Sohlen unter der Stollen- 
strecke ohne Erlaubniss des Bergamtes verhauen oder unterwer— 
ket werden; und es muss wenigstens ein Vier bis Sechs Lächler 
- dickes Mittel unverritzt dazwischen liegen bleiben, oder die Sohle 
verflüdert werden. 

§.208. Wer sich eines Raubbaues schuldig macht , wird mit 
dem Verluste der auf solche unerlaubte Art erworbenen Minera- 
lien bestraft. 

§. 209. W r ird nach geschehener Weisung durch das Bergamt 
dergleichen Raubbau dennoch wiederholt : so zieht dieses den Ver- 
lust des aut der Beleihung erhaltenen Rechts nach sich. 

TmtJr«». §.210. Wer in einer Zeche die tiefsten Stollen oder Strecken, 
oder andere Ocrter stehen lassen , verzimmern , oder verstürzen 
will, muss seinen Entschluss zuvor dem Bergamte ansagen, und 
die Besichtigung nacbsuchcn. v 

§. 211. Wer ausserdem eine Zeche, Stolle oder Strecke vor. 
bauet oder verstürzt, soll den hineingestürzten Berg wieder her- 
ausschafien, und nachdrücklich bestraft werden. 
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§• 212. Ein Öeliehener, welcher Andere Gruben oder Tage- 
werkeizerstort oder einwirft, Lochsteine verrückt, oder die in^ler 
Grube eingebaueuen Merkzeichen (Erbstufen) vernichtet, soll aus- 
ser dem Schadensersätze nachdrücklich bestraft, oder gar, nach 
Bewandniss der Umstände, seiner erwiesenen Bosheit, und der 
Grösse des verursachten Schadens, seiner Beretheile, zum Besten 
des Fiskus, verlustig erklärt werden. 

§. 213. Den Bergleuten muss ihr Lohn in baarem Gelde, Pflichten gegen 
nicht aber in Erzen, Materialien, oder Lebensmitteln gereicht und 
nach den Anschnitten aus den bereitesten Vorräthen der Grube, 
bei jeder Löhnung, ohne Verzug gezahlt werden. 

§. 214. DieBergwerkseigcnthümer sind der in ihren Diensten 
erkrankten oder beschädigten Bergleute sich anzunehmen ver- 
bunden. 

§. 215« Einem solchen Arbeiter muss, in Ermangelung beson- 
derer Vorschrift der Provinzialgesetze, »ein Lohn von einer Zu- 
busszeche, ingleichen von einer Freibau oder Verlag erstattenden 
Zeche, auf \ier Wochen, und bei einer Ausbeutezeche auf Acht 
Wochen, wenn die Krankheit so lange dauert, gereicht werden. 

§. 216. Dauert die Krankheit länger: so fallt die Verpfle- 
gung des kranken oder beschädigtenBergmannes derKnappschafts- 
casse zur Last. 

§• 217. Die Cur- und Begräbniskosten eines beschädigten 
oder verunglückten Bergmannes müssen aus der Knappschafts- 
casse bestritten werden. 

§. 218. Auch die Wittwe eines Bergmannes hat das §. 215. 
bestimmte Gnadcnlobn zu fordern. 

§. 219. Obige Vortheile der beschädigten oder verunglück- 
ten Bergleute falten hinweg, wenn sich einer den Schaden oder 
Tod vorsätzlich, oder durch grobes Versehen , ausser der Bergar- 
beit zugezogen hat. . ' 

§. 220. Ist der Schade oder Tod durch Bosheit oder grobes 
Verschulden eines Dritten verursacht worden: so muss dieser die 
Knappschaftsrasse und Bergwerkseigentbümer entschädigen. 

§■ 221. Bei Verleihung eines Stollen, zu Lösung fremder Brsondrr« 
Zechen, wird nur der Ort, wo er angesetzt, und das Gebirge, in 
welches er getrieben werden soll, bestimmt. 

§. 222. Ein solcher Stollner ist befugt, seinen Stollen von 
dem in der Beleihung bestimmten Punkte in das daselbst benannte 
Gebirge zu treiben , und kann denselben nach Gefallen in mehrere 
Flügel thcilen. 

§• 223. ln der Hegel müssen alle Hauptstollen söhlig betrie- 
ben werden : wenn nicht in Absicht des Ansteigens der Wassersei- 
gen , besondere Abweichungen in den Provinzial -Bergordnungen 
bestimmt sind. 
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§. 224. Der Slollner darf bei Verlust seines Stollenrecht», 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Bergamls seinen Stollen 
weder mit grossem« Ansteigen, nach auch die Wasserscige so trei- 
ben, dass in derselben Absatz« oder Stufen (Gesprenge) bleiben. 

§. 225 . Wie Erlaubnis« zu Gesprengen soll , ausser besoodern 
Umständen, nur auf Fiügelürter gegeben werden , die in einige 
wenige, und zwar solche Gruben gehen, welche entweder des Stol- 
lens vorzüglich bedürfen, oder wenige, und höher liegende Erzan- 
brüchc haben. 

§. 226. Diese gegebene Erlaubnis« wird vom Bergamta in 
den Bergbüchern angemerht. 

§. 227. Das Feld des Stollnca, in welchem er die daselbst zu 
brechenden Mineralien gewinnen kann , ist Fünf Viertel Lachter, 
von der Wasserseigc seines Stollens in die Höhe, und Fünf Ach- 
tel Lachter in die Breite, oder so weit der Stollen von dem Mund- 
loche angeführt worden. 

§. 228. Ausser diesen Gränzen steht ihm kein Bergwerksei- 
genthum zu, als in so fern er besonders damit belieheu ist. 

§. 229« Will der Stollner ausser diesen Gränzen über, unter, 
oder neben dem Stollen ausbrechen : so muss er zuvörderst dazu 
vom Bergamte Erlaubnis« erhalten, und letztere in die Bergbücher 
eingetragen werden. 

§. 280. Der Stollner hat das Recht, die Erlaubnis! zum Aus- 
brechen , und zu Lichllöchern , vom Bergamte zu fordern , wenn 
er ausserdem durch Wetlermangcl, oder durch beschwerlicheFör- 
derung, an Forttreibung des Stollens gehindert würde. 

§. 231. Desgleichen wenn der Stollen in Gebäude kommt, die 
kein Tiefstes haben, welches die Tiefe der Stollensohle erreichet. 

§. 232. Vor Ertbeilung der Erlaubnis! zu Lichtlöchern , muss 
das Bergamt das Bedürfnis« des Stollens durch Befahrung auf den 
Augenschein untersuchen. 

§. 213. Hat der Stollner die Erlaubnis» zum Auslenken und 
zu Lichtlöchern erhalten: so muss er dieselben, in Ansehung der 
Richtung und Weite, ganz nach der Vorschrift des Bergamts, und 
nie über die Weite eines Schachts führen. 

§. 2 34. Der Stollner hat an den unvcrliehcnen Gängen und 
Plötzen, die er gehörig überfährt, die Rechte des ersten Finders. 

§. 235. Er ist, bei VerlustseinesStolloneigenthums, verpflich- 
tet, den Stollen nach irgend einer Richtung immer weiter zu trei- 
ben , wenn er. nicht, nach vorhergegangener Untersuchung von 
dem Bergamte Frist erhalten hat. 

§. 236. Doch kann er sich im Eigentbumc des Stollens erhal- 
ten , wenn er di« anstehenden Stollenürter vom Bcrgamte veratu- 
fen lässt. 
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§. 237- Durch diese Y'erstufung wird des SloIIncrs Befugnis* 
zum unbedingten Forttriebe des Stollens (§. 222.) an diesem Orte 
aufgehoben ; und er bat ausser diesen Gränzen kein Recht. 

§. 23S. Von d^n verstuflen Stollenorlern an kann der Stollen 
andern Gruben, oder neuen Mutbern verliehen werden. 

§■ 239* Vorliegende Gruben haben ein Näberrecht vor an- 
dern Muthecn, die Verleihung des Stollens za verlangen; und un- 
ter mehrern Gruben diejenige, welche dem verstuiten Stollenorte 
am nächsten liegt. 

§. 2 iO. Vorliegende Gruben, welche den Stollen von den 
verstuflen Stollenörtern, oder von der Markscheide der anliegen- 
den Grube an, jede Grube in ihrem verliehenen Felde, unter ihre Ge- 
bäude führen wollen, bedürfen keiner besondern Belehnung, son- 
dern sind bloss schuldig, ihr Vorhaben dem ßergamte anzuzeigea. 

§. 24 1. Wenn ein Stollenort verstuft, und entweder auf Be- 
lehnung (§.238.) oderauf vorgängige Anzeige hei dem Bergamte 
(§. 240.) weiter getrieben worden ist ; und weder der z weite Sloll- 
ner, noch die Gewerke entfernterer Gruben denselben in weiter 
liegende Gruben furtführest wollen; so kann der Ort nochmal* 
verstuft werden. 

§. 242. Alsdann hat der erste Stollnor ein Näherrecht zur 
Blulhung. 

§. 243. Solche Belehnungen (§. 238- sq'b) gehen gleiche 
Rechte und Pflichten, als die erste Verleihung des Stollen*. 

§. 244. Unterlässt der Stollner, den Stullen in vorliegende 
Gruben zu treiben : so sind diese Gruben, und andere neue Muther, 
berechtigt, bei dem Bergamte darauf anzutragen, das* der Stollen 
an diesem Orte verstuft werde. 

§. 245. Das Bergamt muss alsdann dem Stollner eine billige 
Frist zur Forttreibung des Stollens in die desselben 'bedürfenden 
Gruben vorschreiben ; und wenn auch diese nicht inne gehalten 
wird, mit der Y'crstufung verfahren. 

§. 24 6. Aus der Verstufung eines Stollenort* folgt noch nicht 
der Verlust des Rechts auf die übrigen unverstuft gebliebenen 
Oerter. 

§. 247« Unterlässt der Stollner gänzlich, den Stollen fortzu- 
treiben , oder verstufen zu lassen : so befahrt da» Bergamt den 
Stollen; verstuft die anstehenden Stollenörtcr j und erklärt durch 
Bemerkung im Bergbuche, den Stollner seines Eigenthums für 
verlustig. 

§. 24 8- Der Stollen kann alsdann Andern verliehen werden, 
welche in alle Rechte und Y'crbindlichkeiten des ersten Stollner* 
treten. 

§• 249. Y’orliegende Gruben und neue Muther sind befugt, 
um diese Freifahrung zu bitten. 
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§. 250. Hierbei haben die vorliegenden Graben eben die bei 
verstuften einzelnen Stöllenörtern §. 239- ihnen beigelegten 
Rechte. l 

§.251. Wenn ein solcher auflässiger Stollen verbrochen ist: 
so haben die Gruben, in welche der Stollen schon getrieben war, 
und welche älter als der neue Stollner belieben sind, das Recht, 
den Stollen in ihrem Felde selbst zu gewaltigen ; und geben als- 
dann dem Stollner nur Wassereinfall- Geld. 

§. 252. Der Stollner ist, bei Verlust seines Rigenthums, ver- 
pflichtet, den Stollen in solchem Zustande zu erhalten, dass er 
nicht verbricht. 

Mittelbare Er- §. 25 J. Jedes verliehene Bergwerkseigenlhum, und also auch 
Jebwbaupt Bergtheile oJee Kuxe, werden zum unbeweglichen Vermögen ge- 
rechnet. 

§. 254. Ausbeute hingegen gehört zum beweglichen Vermö- 
gen, sobald sie nach den Antheilen der Gewerke abgeschlossen ist, 
wenn sie gleich von den Gewerken noch nicht erhoben worden. 

§. 255. Was im ersten Theile Tit. 10. §.6. bis 20. von der 
unmittelbaren Erwerbung des Eigenthums der Grundstücke über- 
. haupt vorgeschrieben ist, gilt auch vom Bergwerkseigen- 
• thume. 

§. 256. Es müssen daher alle Besitzveränderungen bei dem 
Bergamte verlautbart: im Berggegenbucheab- und zugeschrieben} 
und ein neuer Gewäbrschein darüber gelöst! werden. 

§. 257. 'Bei dem Ab- und Zuschreiben wird in der Regel alles 
dasjenige beobachtet, was in der Hypothekenordnung bei Eintra- 
gung des Retitztitels verordnet ist. 

§. 258. Sind jedoch nur einzelne Kuxe, oder gar nur einzelne 
Antheile eines Kuxes, von Einem Inhaber auf den andern zu über- 
tragen : so ist es genug, wenn sich das Bergamt nur überhaupt die 
rechtliche Gewissheit der von den Parteien beschlossenen lieber- 
trag ung verschafft hat. 

§. 259* W'ie dieses auf die schicklichste, bequemste, und den 
Interessenten am wenigsten lästige Art geschehen könne, muss den- 
selben allenfalls, nach Beschaffenheit der Umstände, von dem 
Bergamte an dje Hand gegeben werden. 

§•260. Ueberhaupt kann, wenn auch der Verkäufer sich 
nicht meldet, der Käufer aber einen gehörig beglaubigten Contract, 
worin ihm das Eigenthum des Kuxes übertragen worden, beibringt, 
das Ab - und Zuscbreiben auch ohne Zuziehung des Verkäufers er- 
folgen. 

§. 26l. Bei freiwilligen Veräussernngen von Bergtheiicn, 
wovon noch Zubussen rückständig sind , kann die Zuschreibung 
nicht eher erfolgen, als wenn entweder der Verkäufer dieselbe, 

„ 1 vor Entsagung seines Kigenthums, berichtigt, oder der Käufer sich 

erklärt hat, den Rückstand zu übernehmen. 
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werden kann. 


Reckte und 
Pflichten der 
Geeanimtet« 
gentk ümer. 


§. 2 62. Wenn von Bergtheilcn, die durch Erbfolge verfällt 
werden, noch Zubusse rückständig ist: so erhält der neue Besitzer 
vor deren Berichtigung keine Zugewäbrung. 

§• 263. Bei jeder UeBertragung irgend eines Bergwerksel- 
genthums, welches nach den im ßcrggegenbuche vorhandenen An- 
merkungen mit dinglichen Ansprüchen behaftet ist, müssen diese 
im neuen Gewährscheine vollständig ausgedrückt werden. 

§. 264. Was bergmännisch gemuthet und verliehen wird, TomG.ummu 
kann auch im Gesammteigenthume besessen werden. rigcntkum«, 

§. 265. Derjenige, welcher erweislich mit einem Bergwerks- Wien .rlsngt 
eigenthume belieben ist, (der Lehnträger), muss sich vor dem Ge- 
genbuche erklären , dass er die mit Namen anzugebenden Perso- 
nen in das Gcsammteigenthum aufnehme. 

§. 266. Rechte des Gesammteigenthums erlangt jeder Theil« 
haber nur durch Eintragung seines Namens in das Gegenbueh; 
und erhält darüber vom Bergamte einen Gewährschein, der ihm 
zum Beweise der erfolgten Eintragung dient. 

§■ 267* Nur derjenige ist als wahrer Kigentbümer eines Berg- 
theils zu betrachten, der als solcher im Gegenbuche steht. 

§. 268. Die Verhältnisse der Gcgammteigenthümer unter sich, 
sind nach dem Unter ihnen bestehenden Vertrage, und in dessen 
Ermangelung nach den allgemeinen Grundsätzen des Ersten Theils, 

Tit. 17- beurtheilen. • 

§■ 269. Der Lehnträger ist Repräsentant der Gewerkschaft 
in allen Angelegenheiten, welche die Beleihung und Bewahrung 
des Eigenthums betreffen. 

§. 270. Besonders muss er bei der Anweisung und Vermes- 
sung zugezogen werden. 

§.271. Kr muss aber auch für die gehörige Herbeischaffung 
der Zubusse sorgen. 

§. 272. Die Gewerke sind verbunden, dem Bergamte Rech- 
nung von ihrem Grubenhaushalte abzulegen; dieselbe in zwOlf 
monatliche Anschnitte oder Specialrecbnungen , und nachher in 
eine summarische Recbnnng zu bringen; auch die ordnungsmässi- 
gen Gebühren iur die Revision derselben zu entrichten. 

§. 273. Wie diese Rechnungen geführt, und in welchen Ter- 
minen sie abgelegt werden sollen, ist in den Provinzial - Beiord- 
nungen enthalten. 

§. 274. Die Zubusse wird von dem Bergamte, nach Erforder- In Ansehung 
niss des Baues, vierteljährig berechnet und ausgeschrieben. der 

§. 275. Die Ausschreibung geschieht nach Verhältniss der 
Kuxe, die an Gewerke vertheilt Sind. 

§. 276. Eben so wird es gehalten, wenn während eines Quar- 
tals, wegen Unzulänglichkeit der eingekommenen Zubusse, eine 
neue Anlage zur Fortsetzung des Baues von dem Schichtmeister, 
nnter Genehmigung des Bergamtes, gemacht werden muss. ✓ 
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§• 277. Dach dürfen von den §. 134. bestimmten Freikuxen 
keine Zubussen gefordert, sondern die Anthcile derselben müssen 
von den übrigen Interessenten übertragen werden. 

§. 2 7 S. Jeder Interessent ist schuldig, die von dem Bergamte 
ausgeschriebene Zubusee, innerhalb Vier Wochen nach geschehener 
Ausschreibung, unweigerlich zu entrichten. 

§. 279* Der Vorwand der Unwissenheit oder Entfernung kann 
keinem Gewerken , gegen die nachtheiligen Folgen der versäum- 
ten Zahlung, zu statten kommen, 

§. 2S0. Wer nach Ablauf des Dritten Quartals von der Zeit 
an, da die Zubusse entrichtet werden sollte, mehr als die Zubusse 
des letzten Quartals schuldig ist, der wird seiner Kuxe, auf die 
Anzeige des Schichtmeisters oder sonstigen Zubusseinnehnters, so- 
fort verlustig. 

§. 2S1. Dazu bedarf es keines förmlichen Verhörs des säumi- 
gen Gewerken , oder ausdrücklichen Erkenntnisses ; sondern nur 
eines vom Bergamte abzufassenden Derrets. 

§. 2S2. Einen solchen angefallenen Kux kann das Bergamt, 
ohne Befragung der übrigeo Interessenten , zum Besten der Ge- 
werkschaft verkaufen; oderauch, gegen Entrichtungder rückstän- 
digen Zubusse, einem sogenannten gehorsamen Gewerken, wel- 
chem allemal der Vorzug vor einem Fremden gebühret, überlassen. 

§. 2S3. Der vorige Inhaber ist nur mit Einwilligung der Ge- 
werkschaft, und gegen Erlegung der rückständigen Zubusse, wie- 
derum zum Besitze des einmal verlornen Kuxes zu lassen. 

§. 284. So lange die der Gewerkschaft zugewachsenen Kuxe 
noch nicht wiederum an eigene Inhaber gebracht sind , wird die 
auf selbige kommende Zubusse auf die übrigen Mitglieder der Ge- 
werkschaft mit ausgeschrieben. ' 

§. 2S5. Wer von den übrigen Gewerken die gehörig ausge- 
schriebene Zubusse eines angcfallenen Kuxes nicht nach Vorschrift 
des §. 280. zahlt, verliert sein Recht darauf. 

§.-286. Wird eine Gewerkschaft so schwach, dass sie die Bei- 
träge der angefallenen Kuxe nicht entrichten kann oder will; und 
können diese angefallcnen Kuxe nicht auf andere Art untergebracht 
werden: so fällt die ganze Grube in das Landesherrliche Freie. 

§. 287. Eben dies findet Statt, wenn alle Gewerken, ihren An- 
theilen entsagt, oder dieselben durch ihre Saumseligkeit in Entrich- 
tung der Zubusse (Rrtardat) verloren haben. 

§. 288. Alsdann muss das Bergamt die Namen der bisherigen 
Gewerken im Gegenbuche löschen lassen. 

§• 289. Mit dem Verluste des Eigenthums der Zechen and 
Bergtheile werden alle dinglichen Rechte aufgehoben, welche di* 
Gewerken daran gehabt habtn. 

§. 290. Den Gewerken auflässiger Zechen verbleiben jedoch 
die Vorräthe, welche vor der Freifahrt über die Hängebank ge- 
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Stürzt sind; ingleichen alles Andere« was sie iUier Tage an Mo- 
biliar rer mögen besessen haben. 

§. 291- Aber auch diese Vorrüthe und andere Mobilien fallen 
dem Landesherrn zu , wenn sie von den Gewerken nicht vor Ab- 
lauf eines Jahres, nach der Freifahrung, von der Grube geschafft 
sind, oder deshalb beim Bergamte Leine Frist nacbgesucht und be- 
williget ist. 

§. 292 . Grubenschulden können von Gewerken, deren Bcrg- 
werkseigenthura aufgehoben ist, durch persönliche Klagen nicht 
zurückgefordert werden. 

§.293. Jedoch muss der Verlag, welchen Verleger, in Auf- 
trag der Gewerken, auf ganze Berg- und Hüttenwerke oder Zechen, 
desgleichen durch Entrichtung der ausgeschriebenen Zubusse, auf 
einzelne Bergtheilc geleistet haben , von den Gewerken ersetzt 
werden, wenn sie auch sicht mehr Bergwerkseigenthümer sind. < 

§■ 29 i Ein Gleiches gilt in Ansehung derjenigen Schulden, 
die Schichtmeister auf besondere Vollmacht der Gewerken aufge- 
nommen haben. 

§. 295. In wie fern Hypothekengläubiger sich an die Person 
und das übrige Vermögen ihres Schuldners halten können, ist 
nach Vorschrift des Ersten Theits, Tit.20.§.4i sqq. zu beurtheilen. 

§. 296. Wenn die Kosten des Betriebes, ganz oder zum Theil, In Ansehung 
noch durch Zuschüsse der Gewerken aufgebracht werden müssen; dtr Aui ' 1, ' u, '• 
so wird eine solche Grube eine Zubusszeche genannt. 

§- 29 7- Reicht das Einkommen aus den gewonnenen und ver- 
kauften Produkten zur Bestreitung der Betriebskosten , und zum 
weitern Eortbaue der Grube: so ist eine Freibauzeche vorhanden. 

§. 298. Eine Grube, hei welcher, nach Abzug der tum künf- 
tigen Betriebe erforderlichen Kosten, ein Ueberschuss verbleibt, 
heisst eine Verlagszccbe , so lange aus diesem llebersrfausse noch 
die vorherigen Zubussen, und die zum Betriebe des Werkes, mit 
Genehmigung des Brrgamts, etwa aufgenommenen Schulden nach 
und nach zurückgezahlt werden. 

§• 299* Eine Crube hingegen, welche nach wieder erstattetem 
Verlage, und nach Abzug der zum künftigen Betriebe nötbigen 
Kosten, einen reinen Ueberschuss ab wird, wird eine Ausheutezeche 
genannt. 

§. 300. Die Bestimmung, wann und wie viel an Verlag erstat- 
tet, oder an Ausbeute bezahlt werden solle, hängt von der Beur- 
thcilung des Bergamts ab. 

§•301. So lange noch kein hinreichender Cassenbestand , die 
Kosten des ferneren Baues wenigstens auf Ein Jahr zu bestreiten, 
vorhanden ist, findet weder Yerlagscrstattung, noch Vertheilung 
von Ausbeute Statt, 
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In Ansehung 
der Bergleute } 


de« Schicht* 
roeisfer» be- 
«ouder«. 


§. 302. Auch soll eher keine Ausbeute vertheilt werden , als 
bis selbige wenigstens Einen Thaler auf jeden im Gegenbuche 
zugewährten Kux beträgt. 

§. 303. Eine höhere Ausbeote können die Gewerken erst als* 
dann verlangen, wenn nach pflichtmässigem Ermessen des Berg- 
anits anzunehmen , dass mit solcher Vertbeilung auch in der Folge, 
wenigstens Ein Jahr hindurch, fortgefahren werden könne. 

§. 30 i. Uebrigcns wird die Ausbeute unter sämmtliche Inte- 
ressenten, nach Verhältnis* der zu einer Zeche gehörenden Kuxe, 
mit Inbegriff der Freikuxe vertheilt. 

§. 305- So lange hingegen eine Zeche nur noch den Verlag 
erstattet, haben die Freikuxe auf irgend einigen Vortheil keinen 
Anspruch. 

§. 306. Dagegen muss ihnen, sobald Ausbeute geschlossen 
wird, davon durch das Bergamt Nachricht gegeben werden. 

§. 307« Die Annahme und Entlassung der Berg- und Hütten- 
arbeiter, Steiger, und anderer Bergbedienten kommt lediglich dem 
Bergamte zu. 

§.308. Mitglieder einer Gewerkschaft sollen so wenig, als 
derenAeltern, Kinder, Brüder, undBruderssöhne,oderDienstboten, 
bei derselben Zeche alsSteiger oderSchichtmeister angesetzt werden. 

§. 309* Auch müssen Steiger und Schichtmeister unter einan- 
der in keiner solchen nahen Verwandtschaft, oder andern genauen 
Verbindung stehen, die den Gewerken, oder dem Bergbaue Uber* 
haupt, Nachtbeil bringen könnte. 

§. 310. Bei jedem Berg- und Hüttenwerke, und bei jeder 
Grube, muss ein Schichtmeister angestellt werden. 

§.311. Die Gewerken haben das Recht, ein tüchtiges Subjekt 
dazu in Vorschlag zu bringen, welches nach untersuchter und be- 
fundener Tüchtigkeit, von dem Bergamte bestätigt und verpflich- 
tet wird. 

§. 312. Das Bergamt ist befugt, auch ohne Zuziehung der 
Gewerken, einen Schichtmeister, wegen grober Nachlässigkeit 
oder Untreue, seiner Stelle wieder zu entsetzen. 

, §. 313* Gewerken können verlangen, dass ihre Schichtmeis- 
ter wieder entsetzt werden, wenn sie selbige einer groben Nach- 
lässigkeit oder Untreue uberführen können. 

§. 314. Schichtmeister sind als Generalbevollmächtigte der 
Gewerken, in allen Angelegenheiten, welche den Betrieb des Yt erks 
betreffen, zu betrachten, und es finden die Vorschriften des Ersten 
Theils. Tit. 13. §. 37.sqq. Anwendung. 

§. 315. Besonders schliessen sie im Namen der Gewerken, 
unter Aufsicht der Geschworncn, die Contracte mit den Arbeitern, 
und über die angeschnittenen Bergmaterialien mit den Verkäufern ; 
erheben diejenigen Gelder, welche zum Betriebe der Zeche ange- 
wendet werden solleo; und verkaufen d ; e Produkte der Grube, 
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ingleichen die unbrauchbaren Inventarieostücke, für die vom Berg- 
ainte festgesetzten Preise ; in so fern die Gewerbe nicht selbst dar- 
über disponirt haben. 

§. 3 1 6- Ferner bezahlen sie von den Gewerbengeldern dieje- 
nigen Ausgaben, welche das Bergamt beim Anschnitte genehmigt; 
desgleichen die Gebühren, wozu die Gewerken aus der Belehnung 
verpflichtet sind. 

§. 3 1 7- Dagegen sind sie, ohne Special Vollmacht, nicht be- 
fugt, dem Eigenthume eines Theils des gewerkschaftlichen Fel- 
des, der Räume, W asser , u. s. w. zu entsagen , oder Schulden auf 
die Gruben zu machen. 

* §.318- Sic müssen durch den Anschnitt, und durch die Spe- 

cialrechnungen , nach Vorschrift des Bergamtes, Rechnung abte- 
gen ; und werden als Verfälscher bestraft, wenn sie eingenommene 
Gelder vorsätzlich nicht zum Anschnitte im Register bringen. 

§. 319* Dagegen sind sie, ausser dem Falle des Betrugs, nicht 
schuldig, dasjenige zu vertreten, was sie in Anschnitt und Rech- 
nung gebracht haben , und im Anschnitte schon genehmigt , oder 
bei den Specialrechnungen nicht defectirt ist. 

§. 320. Vielmehr müssen die Gewerken , wenn sie durch un- 
nütze oder übertriebene Ausgaben in Schaden gesetzt zu sein glau- 
ben, an diejenigen Bergbeamten, welche bei dem Anschnitte, oder 
bei der Durchsicht der Register dergleichen Ausgaben zugelassen 
haben, sich halten. 

§•321. Der Erlass, welchen Schichtmeister über dasjenige, 
was sie zu ersetzen haben, durch Privatpatente von einzelnen Ge- 
werken sich verschallen, ist ungültig. 

§. 322. Bei dem Verkaufe der Kuxe oder Bergtheile findet Vom Verkauf» 
kein gesetzliches Vorbaufs- oder Näherrecht, noch ein Klage aus det 
dem Grunde der Verletzung am Werthe Statt. 

§. 323. Wenn wegen der Zubusse im Contracte nichts aus- 
drücklich festgesetzt worden : so muss der Verkäufer die letzte 
vor der Zuschreibung geschlossene Zubusse; der Käufer hingegen 
diejenigen, welche nachher abgeschlossen worden, berichtigen. 

§. 324. Die vor erfolgter Zuschreibung geschlossene Ver- 
lagscratattuKg oder Ausbeute , bleibt , wenn sie auch noch im Ze- 
henten vorhanden ist, im Mangel ausdrücklicher Verabredungen, 
dem Verkäufer. 

§. 325. Die Zuschreibung im Gegenbuche muss Wenigstens 
Vier Wochen Dach dem Vertrage geschehen. 

§• 326. Hat der Käufer binnen dieser Frist die Zuschreibung 
weder erhalten , noch bei dem Bergamte darauf geklagt: so kann 
der Verkäufer zurücktreten; in so fern F.rsterer nicht glaubhaft 
nachweiten kann, dass er an Innehaltung der bestimmten Frist 
ohne seine Schuld verhindert worden. 
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3) Von Ver- 
pfändung de» 
itergMrrrkftci« 
genthum»- 


4) Von Berg- 
arresten. 


§. 327. Uebidgens finden, wegen verzögerter Zuschreibung 
die Vorschriften des Ersten Theils, Tit. 1 1. §.97» *qq. Anwendung, 

§. 328. Das Bergwerkseigenthum kann unter Beobachtung 
der Vorschriften des Ersten Theii», Tit. 20. §. 390. sqq. gütig 
verpfändet werden. 

§. 329- Soll der Gläubiger ein dingliches Recht erhalten! so 
muss die Verpfändung bei dem Bergamte verlautbart, und in das 
Berggegenbucb eingetragen werden. 

§. 330. Bei dieser Eintragung , ist nach Vorschrift der Hypo- 
thekenordnung zu verfahren. 

§. 331. Der Hypothekengläubfger verliert sein dingliches 
Recht, wenn das Berg- und Hüttenwerk oder die Zeche in das 
Freie, oder der Bergtbeil in das Retardat verfällt, 

§. 332. Wenn es lam gerichtlichen Verkaufe eines verpfän- 
deten Bergwerkseigentfaums kommt, und sich dazu kein Käufer 
findet : so soll dasselbe dem Gläubiger, für Zwei Drittel derTaie, 
an Zahlungsstatt zugescblagen werden, 

. §• 333* Der Gläubiger muss von dieser Zuschlagssumme zu- 

vörderst die Landesherrlichen Gefälle, und -die ihm vorstehenden 
Bergschulden berichtigen. 

§. 334. Verbleibt sodann, nach Abzug seiner eigenen Forde- 
rung, noch etwas übrig: so muss er diesen Ueberrest bei dem Berg- 
amte gerichtlich niederlegen. 

§. 315. Wegen Schulden, die das BeTgwerk nicht ange- 
ben, findet keine Klage, noch Verkümmerung bei dem Hergamte 
Statt. 

§.336. Auch ein auf das gesaramtfe Vermögen des Schuld- 
ners angelegter Arrest erstreckt sich nicht auf dessen Bergw erks- 
eigenthum, und auf die noch nicht geschlossene Ausbeute. 

§• 337. Wenn aber der ordentliche Richter des verscholdcten 
Gewerken das Bergamt um die Verkümmerung des Bergwerksei- 
genthums ersucht: so muss dieser Kcquisition, jedoch ohne Nach- 
theil der eigentlichen, auch spätem Bergwerksgläübijjer, Folge 
geleistet, und die Execution vollstreckt werden. 

§. 338. Ausserdem kann auf Bergwerkseigenthum, und die 
davon noch nicht geschlossene Ausbeute, nur wegeh Berghypothe- 
ken und wegen anderer aus dem Bergbaue heriührendeu dchal- 
den, Arrest angelegt werden. 

§. 339« Wenn dergleichen Arrest angelegt und verstattet 
worden: so muss der Arreslleger für die Bezahlung der Zubusse, 
ingleichen der ffuatember- und Reeeftsgeldrr sorgen. 

§. 340. Unterlässt er dieses, und das verpfändete Bergwerks- 
eigenthum verfällt dadurch : so verliert er nicht nuf tda Aecht, 
sondern muss auch den Eigenthümcr entschädigen. 
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§. 34 1. Wenn über da» Vermögen eine» Gewerben Concurs 5) Vom r«». 
entsteht : »o ist dennoch dessen Rergwerkseigentbum und die noch 
nicht geschlossene Ausbeute zur Blasse nicht zu sieben. thum. 

§. 342. Vielmehr muss darüber ein besonderer Liquidations- 
prozess unter den Berggläubigern bei dem Bergamte eröffnet 
werden. 

§. 3 r j3. Die Berggläubiger sind dabei nach folgender Ord- 
nung anzusetzen : 

1) das Lohn der Arbeiter; jedoch npr wegen eines zweijährigen 
Rückstandes, vom Tag« des ausgebrochenen Concurses zu- 
ruckgercchnet ; 

2) Poch - und Hüttenkosten auf gleiche Art; 

3) der Zehent und andere Landesherrliche Gebühren, ebenfalls 

' * 

nur in Ansehung eine» zweijährigen Rückstandes, vom Tage 

des erüffncten Concurses zuriirkgerechnet; 

4) der Neunte and andere Steuern, mit gleicher F.inscheänkung; 

5) die erweislichen Veriagschutden, und die mit Genehmigung 
des Rergamts gemachten Anlehne, jedoch nur in so w eit diese 

- Forderungen aus dem letzten Jahre entstanden sind ; 

6) die eingetragenen Hypotheken, nach der Zeit der erfolgten 
Kintragung; 

7) diejenigen, welche erweislich zum Rane, oder zur F.rhaltung 
des Bergwerkseigenthums, Materialien geliefert, Arbeiten ge- 
than , oder Gelder vorgesebossen haben , welche auch zu 
diesem Bchufe verwendet worden, nach der Zeit des gege- 
benen Vorschusses, oder des geschlossenen Contracts; 

S) tlie mehr als zweijährigen Rückstände der bei Nr. 3. benann- 
ten Landesherrlichen Gefälle. 

§■ 3-4 il . Bleibt nach Befriedigung der Berggläubiger von 

dem gelösten Wcrthe des Bcrgwerkscigenthumsnoch etwas übrig : 

so muss selbiges an den Biihter des allgemeinen Concurses, zur 

Vertheilung unter die andern Gläubiger, abgeliefert werden. 

§. 345. Jede Grube und jeder Stollen sind verbunden, jeder k) VerMltat»»» 

andern Grube oder Stollen, auf Verordnung des Bergamts, den ^ iim«*" 

Gebrauch ihrer Schächte, Strecken, oder Stollen, zur Förderniss, u,,,fT ,' in ""' , '' r: 

7 7 1) überhaupt; 

gegen eine bergamtlich bestimmte Schacht - Strecken- oder Stol- 
lensleuer, zu verstauen. 

§. 346. Wasser, die mit Stollen in Bergwerken ersrbroten 
worden, können zwar von dem Bergamtc demjenigen, weicher sel- 
bige muthet, verlieben werden; 

§. 347- Jedoch versteht sich eine solche Verleihung allemal 
unter dem Vorbehalte, dass sic den Bergwerken und bauenden Ge- 
werkschaften unschädlich sei. 

§. 348. Auch haben die bauenden Gewerkschaften auf der- 
gleichen Stolleo- und Grubenwasscr, zur Zubereitung ihrer Krze, 
und zu ihren Kunstzeugen, ein vorzügliches Recht; und können 
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selbige dazu, wenn sie auch vorher eiuem Andern verliehen wor- 
den, zurückfordern. 

2 ) raehrrrrr §. 3^9- Jeder Geliehene ist schuldig, bei dem Baue seines 
^elaVndtr?'" Ganges oder Flötzes, in den bei der Verleihung und Vermessung 
ihm angewiesenen Gränzen sich zu halten. 

§. 350. Er darf die ihm angewiesenen Ober- und Untermaas- 
sen, weder zum Nachtheile der Rechte des Staats, noch zur Ver- 
, kiirzuog anderer Beliehenen überschreiten. 

§. 351. Auch die bei der Beleihung bestimmte Breite oder 
Vierung des Ganges muss er genau beobachten. 

Vem Alter Im §. 352. Alle Bergwerksbelehnungen geschehen altern Rech- 

leide. t en unbeschadet, und die jüngcrn müssen den altern weichen. 

*» 

§. 353. Das Alter im Felde giebt besonders den Vorzug, wenn 
mehrere Trumme aus dem Hauptgange herausgeheo ; in welchem 
Falle die Gewerkschaft des Hauptganges, und unter mehrern die 
älteste, einen derselben wählen, (erkiesen,) und darauf vorzüglich 
. die Beleihung suchen kann. 

§. 354. Ferner, wenn eine Gewerkschaft mit dem auf ihrem 
Gange fortgetriebenen Baue in das Grubengebäude einer andern 
Gewerkschaft kommt; (mit ihr durchschlägig geworden ist.) 

§• 355. Besonders alsdann, wenn Zwei Hauptgänge oder 
Flütze in Einen sich zusammen vereinigen (srhaaren). 

§. 356. Ferner, wenn ein Hauptgsng einen andern queer 
durchstreicht; (denselben überfahrt,) selbst wenn die Arbeit io 
dem einen Gange noch nicht bis auf den Punkt, wo selbiger von 
dem andern überfahren worden, fortgesetzt wäre. 

§. 357* Ferner alsdann, wenn die Flächen Zweier Gänge sich 
gegen einander neigen, und einander berühren (durchfallen). 

§• 358. Auch entscheidet das Alterim Felde, wenn zwischen 
Zwei Gewerkschaften über den für beide nicht hinreichenden Ge- 
brauch des Wassers zur Gruben- und Pocharbeit gestritten wird; 
in welchem Falle die jüngere von Waaserläufen nicht eher und 
anders Gebrauch machen kann, als in so fern die ältere des Was- 
sers nicht bedarf, oder es derselben, ohne Benehmung des Gefäl- 
les, wieder zugeführt werden kann. 

Beweis des §. 359* Zum Alter wird erfordert, dass der Aeltere im recht- 
Alu» im Felde. m äs,jg en UIM j ältern Eigenthuine des Ganges, oder Fiützes und 
Feldes sei, woran er das Alter verlangt; und dass der streitig« 
Gang erweislich ein Theil seines verliehenen Ganges oder FlSt- 
zes sei. 

§. 360. Das rechtmässige Eigenthum beruht auf gehürig er- 
langter Belehnung, und erweislicher Erfüllung derjenigen Oblie- 
genheiten, welche bei Verlust des Eigenthums vorgeschrieben sind. 

§. 361. Das Alter des Eigcnlhums wird nach dem Tage der 
Belehnung berechnet. 

§. 632 . 
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§. 362. Hatte ein Theil schon gemuthcf, ehe der andere be* 
liehen ward, und selbst später Beleihung erhalten : so giebt das 
ältere Präsentatum der gehörig geschehenen Muthung das Alter. 

§. 363. Hatte ein Theil Finderrechte, ehe der andere belieben 
ward, und erst nachher selbst Beleihung erlangt; so hat er, der 
spätem Muthung ungeachtet, das Alter. 

§. 364. Das Aller erstreckt sich nicht weiter, als auf das in 
der Beleihung enthaltene und darnach im Berggegenbuche rer* 
zeichnete Feld: und wenn der streitige Punkt ausser demselben 
liegt : so hat der Aeltere kein Recht daran. 

§. 365. Dass der Gang am streitigen Punkte eben derselbe, 
nnd kein anderer, als derjenige sei, worauf dem Aeltern das Alter 
zusteht, muss durch offene Durchschläge vom Funde her, nach or- 
dentlichen hängenden und liegenden, auch kenntlichen Saalbän- 
dern erwiesen werden. 

§. 3 66. Blosse offene Markscheider - Durchschlage ohne Ent- 
blössung richtiger Saalbänder, geben keinen Beweis. 

§. 367. Wenn der Gang verdruckt, und in der Vierungseiner 
Streichungslinie wieder gefunden worden ist: so wird der wieder- 
gefundene Gang für denselben gehalten , der vorher verdruckt 
war, und gehört dem Aeltern. 

§. 368. Fällt der Gang des Jüngern in des Aeltern Vierung : 
so bat der Letzte in derselben das Alter darauf. 

§. 369* Ist, der Bau der Grube noch nicht so weit gebracht, 
dass daraus obige Umstände §. 359- sqq. klar sind : so muss be- 
sondere Beweisarbeit geführt werden. 

§. 370. Der Aeltere darf hierzu nur in seinem eigenen Felde 
ansetzen. 

§. 371. Von der im Falle des §. 187* durch Fortstellung der 
Beweisarbeit geschehenen Wahl eines Trummes kann nicht wieder 
abgegangen werden. 

§. 372. Auf die vom Jüngern in der Grube überfahrnen 
Gänge beweiset der Aeltere sein Vorrecht, wenn er sie in seinem 
Felde Sieben Lachter vom Tage, wieder mit kenntlichen Saalbän- 
dern, auch ordentlichen Hängenden und Liegenden ausrichtet , und 
durch des Markscheiders Anzeige beweiset, dass der ausgerichtete 
Gang mit dem vom Jüngern überfahrenen Gange gleiches Strei- 
chen habe. 

§.373. Wenn der beweiaführende Theil entweder nach dem 
vorherigen Baue, oder nach der geschehenen Beweisarbeit, seinen 
Beweis für vollführt erachtet : so muss er das Bergamt um Befah« 
rung bitten. 

§. 374. Bei der Befahrung zeig* derselbe in der Grube, dass 
die Erfordernisse §. 359« sqq. vorhanden sind, und der Gegen- 
theil ist schuldig, über die Richtigkeit der angegebenen Umstände 
lieh zu erklären. 

Allem. Landr. IV. Baad. 


9 



194 Zweiter Theil. Sechszehnter Titel. 


§•375. Findet das Bergamt noch mehrere Beweisarbeit n8> 
thig ; so muss selbige nach dessen Anweisung geführt werden. 

§. 376. Sind die Bigenthumsreckte des einen Theils erwie- 
sen: so muss dem andern Theile, wenn er im Besitze des streitigen 
Punktes ist, der Bau an selbigem, auf Ansuchen des Gegenlheil*, 
vom Bergamte untersagt werden. 

§. 377. In der Regel wird während der Untersuchung , der 
Bau durch besonders dazu angestelite und verpflichtete Schicht- 
meister und Steiger fortgestellt; der dazu nöthige Vorschuss, wel- 
chen der obsiegende Theil biei nächst ersetzen muss, von beiden 
Streitenden Parteien nach §. 274. sqq. eingezogen, und derUeber- 
Schuss beim Bergamtc niedergelegt. 

§■ 378. Jedoch kann ein solcher Rau, nach dem Befinden des 
Bergamts, bis zum Austrage der Sache ganz 'eingestellt bleiben, 
ohne dass dem Gegentheile dabei ein Recht zum Widerspruch« 
gebühret. 

§. 379« I» so fern der Bau zur Beweisarbeit nSthig ist, ge- 
schieht derselbe zwar nach Anleitung des beweisführenden Theils; 
jedoch nach Anordnung des Bergam1ej,unter Verwaltung der§. 377« 
erwähnten besondern Schichtmeister und Steiger. 

§. 380. DieErze, welche vor dem Verbote des Bergamtes über 
die Hängebank gestürzt sind, gehören demjenigen Theile, der sie 
gestürzt hat, wenn er nicht unredlicher Besitzer gewesen ist; die 
nachher ausgeförderten fallen dem zu, dem das Eigenlhum des 
Streitigen Feldes zugesprochen wird. 

§. 381* Bei Untersuchung und Entscheidung solcher Streitig- 
keiten, müssen Bergbediente, die an eioer der streitigen Zechen 
Antheil haben, sich ihres Amts enthalten, in so fern nicht der Ge- 
gentheii in ihre Zuziehung ausdrücklich willigt. 

§. 382. Wird dadurch die Anzahl der zulässigen Bergbedien- 
ten zu sehr vermindert : so können die Parteien auf Untersuchung 
und Entscheidung durch ein benachbartes Bergamt antragen. 

3 ) «er Gruben §.383. Bei allem Ausbrechen im verliehenen Felde steht den 
gegen Stollen. (J ru benbesitzern die Wahl zu, ob sie diese Arbeit selbst überneh- 
men wollen, oder das Bergamt dem Slollner dazu Erlaubnis» ge- 
ben soll. 

§. 384. Die Erze und Mineralien, welche durch dergleichen 
Baue im verliehenen Felde gewonnen werden, gehören demjeni- 
gen, auf dessen Kosten der Bau geschieht. 

§. 385. Lichtlöcher, welche mit Erlaubnis des Bergamts im 
unverliehenen Felde getrieben werden, gehen, hei Verleihung die- 
ses Feldes zum Grubenbaue, in das Eigenthum der Grubenbesitzer 
über. 

§. 386. Letztere sind aber verbunden, dem Stollner deren 
freien Gebrauch zu überlassen, und sie so lange gehörig zu unter- 
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ballen, als der Stollner derselben nach Erkenntnis* des Bergamt* 
benüthigt ist. 

§. 387. Jede Grube ist verbunden, jedem rechtmässig belic- AHimrln« 
henen Stollner den Uurrhlrieb des Stollens durch ihre Gebäude St® 11 *““* 1 * 
ungehindert zu verslatten. 

§. 38S. Desgleichen den freien Gebrauch ihrer Schächte, zur 
Ausfdrderung der Krze und Berge ; und zur Einhängung des Hol* 
zes und anderer Hergmaterialien, wenn er sich dazu seines eigenen 
Kübels und Seils bedient. 

§. 389- Jede Grube, welche so weit niedergebracht ist, das* 
ein angefangencr Stollen ohne Ueberbrechen in ihre Baue ein- 
schlagen kann, muss dem Stollner gestatten, in ihren Bauen anzu- 
sitzen, und dem Stollen mit einem Orte entgegen zu gehen. 

§• 390. Sie kann dieses Ort selbst zutreiben ; muss aber als- 
dann dem Stollner die durch den Stollenbieb'gewonnenen Erze und 
Mineralien, gegen Ersatz der Gewinnungskosten, auf sein Verlan- 
gen überlassen, in so fern er zum Stollenbiebe berechtigt ist. 

§• 391* Gruben, welche ihre Baue nahe bei einem schon vor- 
handenen Stollen fuhren, sind verbunden, nach Brkenntniss des 
Bergamtes, entweder die gehörigen Bergfesten stehen zu lassen, 
oder auf eigne Kosten solche Vorrichtungen zu veranstalten, dass 
der Stollen vor Brüchen sicher gestellt werde. 

§. 392. In Ansehung der Grubenschächte hat der Stollner, 
auf seine Kosten, durrb Gerinne oder sonst, solche Anstalten zu 
treffen, dass weder die Gruben in ihrem Baue gehindert werden, 
norh die Stollenwasser in die Tiefsten der Gruben fallen. 

§. 393* Werden die Schärhtc erst nachher unter dem Stollen 
abgesunken, nachdem dessen Wasserscige schon an diese Orte ge- 
hSrig nachgebracht war : so sind die Gruben verpflichtet, jene An- 
stalten auf ihre Kosten zu treffen. 

§. 3Q-'l . Jeder Stollner ist verbunden, alle Wasser auf seinen 
Stollen aufzunehmen, die darauf kommen. 

§. 395. Jede Grube ist berechtigt, in ihren Banen solcheEin- 
richtungen zu machen, dass ihre Wasser auf den Stollen fallen, 
oder gehoben werden. 

fl 

§. 396- Keine Grube darf den Durchlauf der Wasser anderer 
Gruben auf dem Stollen, und die dazu nütbigen Vorrichtungen, 
Kinlegung von Gerinnen u. s. w. verwehren, 

§. 397* Sie kann aber verlangen, dass vom Stollner solch* 

Anstalten getroffen werden , dass ihr Grubenbau dadurrh kein 
_ Hinderniss leide. 

§•393. Jede dem Stollen vorliegende Grube ist befugt, des 
Stollner» Erklärung zu fordern : ob er den Stollen in ihre Gebäude 
bringen will oder nicht. 

9 * 
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§. 399* Erklärt der Stollner, dass er den Stollen nicht in die 
Gebäude der vorliegenden Grube bringen wolle: so kann diese 
den Stollenort verstufen lassen. (§. 236. sqq.) 

§. 400. Will aber der Stollner den Stollen in die Gebäude 
der vorliegenden Grube bringeri : so kann diese, gegen besondern 
Beitrag der Kosten, eine stärkere Belegung des Stollenorts zu des- 
sen geschwinderem Forttriebe verlangen. 

§. 4Ö1. Der Stollner hat alsdann die Wahl: ob er den Stollen 
auf eigene Kosten, oder gegen die Beiträge der Gruben, geschwin- 
der forttreiben will. 

§.402. Nimmt er diese Beiträge an: sogeben ihm in der Folge 
diese Gruben nur so lange die Hälfte der Stollengebühren, bis da- 
durch die Hälfte der erhaltenen Beisteuern ersetzt ist. 

§. 403- Zechen, die inzwischen ins Freie gefallen, und neuen 
Aufnehmern verliehen sind, können dem Stollner diejenigen Bei- 
träge, welche die alten Gewerken zum Forttriebe des Stollens ge- 
geben haben, nicht an den Stollengebuhren kürzen. 

§. 404. Ausser diesen allgemeinen Stollenrechten erlangt dev 
8tollner, durch Erfüllung gewisser Erfordernisse, das Beeilt, von 
den Gruben noch den Stollenbieb und das Neunte zu fordern. 

Stoüralileb. §• 405. Der Stollenhieb ist das Recht des Stollners , die in 
den Gränzen des Stollen §. 227. zu brechenden Erze und Minera- 
lien zu gewinnen und in seinen Nutzen zu verwenden. 

§. 406. Ein Stollner, der seinen Stollen im verliehenen Felde 
einer Grube, in mehrere Flugelörter theilt, und in mehr als Einem 
Flügelorte beim Stollenhiebe Erz findet, hat die Wahl, von wel- 
chem Flügeldrte er die Erze zum Stollenhiebe nehmen will. 

§. 407» Die Erze, welche er von den übrigen Flugeiörtern 
gewinnt, muss er der Grube, auf ihr Verlangen, gegen Ersatz der 
Gewinnungskosten überlassen, 

§. 408. Hat aber die Grube mehr als ein Tiefstes ; and kön- 
nen die Wasser durch einen Stollenort nicht zugleich den übrigen 
Tiefsten abgeführt und weiter gebracht werden : so gebührt dem 
Stollner der Stollenhieb auch von den andern Flügelörtern, welche 
er nach den übrigen Tiefsten treibt. 

Viert« Pfennig §• 409* Gruben, in deren verliehenem Felde, wegen erman- 
gelnder Anbrüche, kein Stollenhieb ausgeübt werden kann, geben 
dem Stollner dafür den Vierten Theil (Vierten Pfennig) der Kos- 
ten, welche ervondem ersten Durchschlage in dasFeld der Grube 
an, bis dahin, wo er es wieder verlässt, auf den Forttrieb des Stol- 
lens durch ihre Gebäude verwendet. 

§. 4l0. Dazu gehören auch die Kosten für Lichtlöchsr und 
Durchschlage in die Grubenbaue. 

§. 4ll. Hingegen werden dabei nur Steiger- und Arbeits- 
löhne, Bergmaterialien undSchmiedekosten : nicht aber die Kosten 
Uber Tage angerechnet. 
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§• 4 12. In allen Gruben, wo der Stollner zum Stollenhiebe 
berechtigt ist, hat er die Wahl ; ob er den Stollenhieb oder den 
Vierten Pfennig fordern will. 

§• 4 13. Der Vierte Pfennig wird jederzeit erat auf Anforde- 
rung des Stollners, mithin nicht auf diejenigen Kosten gegeben, 
welche der Stollner vor der Zeit des geforderten Vierten Pfennigs 
aufgewendet bat. 

§• 4l4. Es wird für eine stillschweigende Wahl des Stollen- 
faiebes geachtet, wenn der Stollner den Vierten Pfennig nicht ge- 
fordert hat, und im Stollen Erze oder Mineralien gewinnt. 

§. 4t 5. Hat aber der Stollner anfänglich den Vierten Pfennig 
genommen : so ist ihm un verwehrt , denselben wahrend des Stol- 
lentriebs apfzukundigen, und den Stollenhieb auszuiiben. 

§•416. Gruben, welche dem Stollner den Vierten Pfennig 
geben, sind befugt, von demselben die durch den Stellantrieb in 
ihrem Felde gewonnenen Erze und Mineralien gegen Ersatz der 
Gewinnungskosten, zurückzufordern. 

§. 4 1 7 • Das Neunte ist der Neunte Theil aller au9 einer Zeche 
geforderten Erze und andern MHLralieo , welche der Zeche nach 
Abzug des Landesherrlichen Zehenten verbleiben. 

§.4 IS. Was Neunte wird von allen denjenigen Erzen und Mi- „ 

neralien gegeben, die nach erfolgtem Durchschlage des Stollens in 
die vorgeachriebenen Orte der Zeche (§.423.424.) über die Hän- 
gebank gestürzt werden, wenn sie auch vorher in der Grube ge- 
wonnen worden sind. 

§• 4 19« Der Stollner erhält das Neunte in Natur oder in Gel de j 
Je nachdem der Landesherrliche Zehent io Natur oder in Gelde 
entrichtet wird. 

§• 420. D as halbe Neunte wird überall gleich dem ganzen 
Neunten berechnet. 

§• 421. In allen denjenigen Fällen, da ein Stollen zum gan- Was»»r*lnfatt- 
oder halben Neunten berechtigt ist, dieses aber wegen ermangeln- tiel4 
der Anbrüche nicht gegeben werden kann; gebührt dem Stollner 
ein vom Bergamte zu bestimmendes Wassereinfall- Geld. 

§. 422. Neuntes und Wassereinfall- Geld erhält der Stoll- 
ncr erst von der Zeit an, da er seinen Anspruch, mit Beweis des 
wirklich erlangten Rechts Stollgebührnisse zu fordern, ankün- 
digt. 

§. 423. Um dieser Gebührnisse §.405. sqq. theilhafüg za Erforderet«» 
werden, muss der Stollen _ ,u d *“ b«»n. 

\ d » _ dern btollen - 

a) vom Bergamte gehörig verliehen, und rechten. 

ft) gesetzmässig getrieben sein ; • 

c) mit der Wasserseige in diejenigen Tiefsten der Gruben ein- 

kommen, wo die Baue auf anstehende Erzanbrüche geführt 

werden ; 

d) daselbst die Erbteufe einbringen, und 


i- _ 
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e) den Graben Wasser ab - tihd 'ff tritt 1 zuführen; mithin vom 
IHnndloche bi» an jedeGrtib* f« solchem Sfande sein, da** dfo 
Wasser ohne Hinderung zum »luwdlurhe autlaufen. 

§.424. Unrerliehenr Stoffen, und srfMie, welche ohne Kr- 
laabnis» de* Bergamte* ander«, als nach Vorschrift de* §. 223* 
252. getrieben sind, haben kein Stdllehrecht. 

§. 425. Es ist nicht nüthig, das* der Stollen ati den Orten, 
wo die Erzanbr'üche sind, in dem tiefsten Rauhte einhomme, wenn 
er sonst nur die Erbteofe efrfbrlrtgt. 

§.426. Ehe ein Stolle*! rtirhl an di* gehörigen Orte (§.423.ej 
and 424.) eingekommen ist, erhält tt kein Neunte*. 

§. 427. Ein Stollen, Welcher einer ganzen Zeche Wasser ab* 
und WettW ruföhrt, aber mir an die ÖHe der Grube getrieben ist, 
wo dieKrzanbrüche stehen, erhält demfoth von dem ganzen Felde 
der Gewerkschaft das volle Neunte, »6 weit ul* es durchsehtägfg 
Ul, und von dem Stollen Wasser und Wetterlösung geschieht. 

§. 428. Zur Erbteufe wird erfordert, dass der Stollen an den 
gehörigen Orten Zehn Lachter, und Eine Spanne tief einkomme. 

§. 429. Diese Tiefe wird nicht von der obern Einfassung des 
Schacht* (Hängebank), sondern vom Rasen nieder, bi* auf di* 
Watserseig* des Stollens berechnet. 

§. 430. Ein Stollen, dessen Mundloch nicht offen ist, K> da** 
auf demselben nicht mehr ein - und aasgefahren werden kamt, und 
dessen Wasserseige nicht gehörig rein gehalten i*t, so dass »ich 
die Wasser dadurch *urhckdäma»en , erhält von den Graben, wo 
dieses geschieht, so lange de* Schade dauert, keine Slollengebübr*. 
nisse. r 

§.431. Jädoeh schadet etr deftt StOlWr triebt, wenn ihm sein 
Mundloch abgeht, und seine Wasser, mit Genehmigung des Berg* 
OBtte* auf einett tiefem Stollen zu Tage auslaufcn. 

§ 432. Gruben, die sich des Stollens nicht zur Abführung 
der Wasser bedienen, werden dadurch nicht von Entrichtung der* 
jenigrn Gebührnisse befreiet , zu welchen der Stollner an seiner 
Saite berechtigt ist. » r 

§. 433. Ein Stollen, der gehörige Erlaubnis* zu Gesprengea 
erhalten hat (§. 224.), ist dadurch der Stollengebührnisse fähig. 

§■ 434. Ein Stollen , der in da* Feld einer Zeche eingeschla* 
gen hat, der ganzen Zeche die Wasser ab- and Wetter zu führt; 
dessen Wasserseige aber noch nicht an die Orte gebracht ist , wo 
die Erzanbrüche stehen, erhält so lange nur das halbe Neunte, bia 
die Wasserseige -diese Orte erreicht. \ s 

§. 43S. Hat eine Zeche fri Zwei Tiefsten Erzbaue, und hat 
der Stollen nur in Eines derselben eingeschlagen : ao bekommt er 
nur von diesem das Neunte. 
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§. 436. Benimmt er aber zugleich dem andern Tiefsten di« 
Wasser, und schaift ihm Wetter: so gebührt ihm von diesem tb- 
gleich das halbe Neunte. 

§.437. Ift'enn ein Stollen in das Feld einer Grube gebracht 
ist, die Wasser aber nicht durch offene Durchschläge, sondern 
durch Klüite oder Lotten darauf fallen : so erhält er, bis zu erfolg- 
tem gehörigen Durchschlage, nur das halbe Neunte. 

§. 438. Hat ein Stollen nicht in das verliehene Feld eine 
Grube elngeschlagen, fuhrt ihr aber dennoch Wasser ab, und 
Wetter zu: also, das die Wasser- und Wetterlosüng mittelbar 
durch andere Gruben geschieht; so bekommt der Stollen von je- 
ner Grube Wassereinfall- Geld. 

§. 43 9 - Von allen Wassern , die durch verstufte und von an- 
dern weiter getriebene Stollenörter auf den Stollen fallen, wird 
gleichfalls dem Stollner von denjenigen, die solche Stollenörter ge- 
trieben haben, Wassereinfall - Geld entrichtet. 

§. 440. Aurh derjenige, welcher dergleichen Stollenörter 
weiter getrieben hat , kann von den Gruben, denen er Wasser ab- 
ond Wetter zufUbrl, unter eben den Umständen als der erste Stoll- 
ner, ganzes oder halbes Neuntes, oder Wassereinfall- Geld for- 
dern. 

§. 44 1. Auf gleiche Art giebt ein oberer Stollen dem nioderrfi 
der seine Wasser abfuhrt , und nicht von diesem enterbt ist, ein 
Wassereinfall - Geld. 

§. 442. Kann ein Stollen die vorher in einer Zeche einge- 
brachte Erbteufe wegen Abfall des Gebirges nicht weiterhin erhal- 
ten : so bekommt er von dem Thcilc , wo er die Erbteufe verloren 
bat, die halben Stoliengebühroisse. 

§. 443. Ist der Stollen vorher in der Erbteufe unter einem 
Schachte des Gebäudes eingekummen, und hat, nach verlorner Erb- 
teufe, das Tiefste eines Zweiten Schachts oder Gebäudes erreicht* 
fuhrt aurh am letzten Urte die Wasser wirklich ab: so kann er 
auch da, wo er keine Erbteufe einbriogt , volle Stollengebührniss« 
fordern. 

§. 444- Bringtein Stollen in einer Zerhe nirgend Erbteufe ein; 
führt ihr aber dennoch Wasser ab und Wetter zu : so ist er der ge- 
wöhnlichen Stollengebührnisse unfähig ; erhält aber von dieser 
Zeche eine vom Bergamte zu bestimmende Stollenstcuer. 

§. 445. Wenn Gruben durch einen Stollen an Kosten für di« 
Aushebung der Wasser, und Zuführung frischer Wetter beträcht- 
lich ersparen ; und es entweder gar nicht , oder nur mit beträcht- 
lich höherem Aufwandc möglich ist , den Stollen in einer solchen 
Tiefe anzusitzen, durch welche er in der Grube Erbteufe einbringt { 
•o kann demselben durch Verordnung des Bergamts, der fehlenden 
Erbteufe ungeachtet, volles Slollenrecht gegeben werden. 
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§. 446. Wenn Gruben sich mit Stollen, welche keine Brbtenfe 
haben, wegen der Stollenrechte überhaupt vergleichen, und die 
Verträge von dem Bergamte bestätigt werden : so gelten sie auch 
gegen künftige Aufnehmer in das Freie gefallener Gruben. 

§. 447. Gruben, welche dem Stollen, ob ihm gleich die Erb- 
teufe fehlt, den Vierten Pfennig geben, gewähren ihm dadurch 
keine weitere Stollengebührniste; sind aber dafür befugt, zum Be* 
hufe ihres eigenen Grubenbaues auf dem Stollen anzusitzen. 

VontVawrr- §.448. Was vorstehend von dem Verhältnisse der Gruben 
gegen Stollen verordnet ist, §. 383. sqq , findet auch in dem Falle 
Statt, wenn Jemand Wasserstrecken nach oder aus Kalkschlotten 
treibt; damit die Wasser in gehöriger Krbteufe den vorliegenden 
Zechen läset, und die übrigen Erfordernisse des Stollners hat. 

§• 44.9. Ferner, wenn Gruben mittelst Feuer oder anderer 
schicen. Wasscrhaltungsmaschinen getrocknet werden, und Wetterlosung 
in ihre,Gebäude gebracht wird. 

§.450.WerdergleichenMaschinenauf seineKosten erbauet und 
unterhält, auch mit den aus dem Kunstscbacbte getriebenen Grund- 
oder Wasserstrecken die §. 428. sqq. bestimmte Krbteufe auf 
den geloseten Zechen einbringt, und die übrigen Erfordernisse 
des Stollners bat , wird dadurch zu den §. 405-423. bestimmten 
Stollengebühren, nach jedesmaliger Festsetzung des Bergamts, be- 
rechtigt. 

§. 451. Das Neunte darf in diesem Falle nie weniger als den 
neunten , und nie mehr als den fünften Theil der wirklichen Pär- 
derung, nach Abzug des Landesherrlichen Zehenten, betragen. 

§> 452. Sollten auch entfernte und mit dem Kunstschacht* 
nicht unmittelbar in Verbindung stehende Grubengebäude, durch 
abführende und dem Kunstschachte zufübrende Klüfte erweisliche 
Wasserlosung erhalten: so sind sie zur Entrichtung des halben 
Neunten , oder einer von dem Oberbergamte verhältnissmässig 
festzusetzenden Beisteuer verbunden. 

4) D« r Stollen §. 453. Das Verhältniss mehrerer zusammentrefifender Stollen, 

unter tinaa- " ' 

der. sowohl unter sich, als gegen die Gruben, wird so, wie das Verhält- 
niss eines Stollens gegen jede Grube, lediglich darnach bestimmt, 
mit welchen Eigenschaften sie in dem Felde jeder Grube zusam- 
men treffen. 

§•454. Zwischen mehrern Stollen , wovon nur einer, nach 
den Erfordernissen des §.423. gewisser Stollenrechte fähig ist, 
hat dieser jederzeit den Vorzug. 

§• 45 5. Erlangt ein Stollen solche Vorzüge, durch welche den 
andern ihre Rechte entzogen werden : so sind die andern nie zum 
Ersätze desjenigen gehalten, was sie vorher genossen haben. 

§. 456. Einem Stollen , welcher zum Stollenhiebe oder Vier- 
ten Pfennige, und zum ganzen Neunten vollkommen berechtigt ist, 
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kann ein Zweiter Stollen nur durch Enterbung seine Stollenge- 
rechtigkeit entziehen. 

§. 457- Ui« Enterbung geschieht dadurch, wenn der Zweite 
Stollen diejenigen Erfordernisse, durch welche Stollen des Stol- 
lenhiebs, oder Vierten Pfennigs, ganzen oder halben Neuntens fä- 
hig werden, Sieben Lachter tiefer als der obere Stollen erfüllt. 

§. 458. Diese Sieben Lachter werden senkrecht, von der Sohle 
des obern Stollen aul die Sohle des untern, -und zwar aus den Orten 
gemessen , wo Stollen nach den Gesetzen einkommen sollen. 

(§. 423. e) 4270 

§.4 59 . In allen Fällen, da ein Stollen Wassereinfall- Geld 
oder Stollensteuer erhält , ist er deren verlustig, sobald ein ande- 
rer Stollen dieselben Wasser in einer mebrern Tiefe abfuhrt. 

§• 460 . Zwei Stollen die zugleich gegeneinander in eineZeche 
getrieben werden , erhalten beide , bis zu erfolgtem Durchchlage, 
den Stollcnhieb oder Vierten Pfennig. 

§• 46 1. Kommen sie unter einander ein und ist noch keiner 
an die gehörigen Orte gebracht : so entzieht der tiefere dem obern 
den Stollenhieb und Vierten Pfennig. 

~ §. 462. Wird der obere, auf Verlangen oder mit Beiträgen 
der Zechen, in ihr Feld getrieben; so kann er durch einen Zweiten 
Stollen nur enterbt werden. 

§•463. Wenn ein oberer Stollen in den Fällen des §.434. 
nnd 435. nur das halbe Neunte bekommt; der tiefere Stollen aber 
ohne alle solche Mängel eingekommen ist: so kann der niedere 
8tollner verlangen, dass das Bergamt dem obern Stollner eine Frist 
vorschreibe, binnen welcher er, in so fern ihn nicht unverschul- 
dete Hindernisse abhalten, bei Verlust jenes halben Neunten den 
Mängeln abhellen soll. 

. §.464. ln den Fällen des §.436. und 437* entzieht derjenige 
t 6tollen dem andern das ganze oder halbe Neunte, der eher zum 
vollen Neunten berechtigt wird. 

§. 465. Wenn mehrereStollen zugleich und in gleicher Tiefe, 
aber nicht gegen einander, in Eine Zeche getrieben werden; so 
hat derjenige überall den Vorzug, der eher in das Feld der Ge- 
werkschaft einsrhlägt. 

§. 466. Wenn nach obigen Vorschriften weder mehrere Tiefe, 
noch früheres Rinschlagen in die Zeche entscheiden t so treten di« 

Vorrechte des Alters ein. 

§. 467* So oft ein Stollen dem andern durch Enterbung, oder 
sonst nach den Gesetzen, Stollenhieb, Vierten Pfennig oder Neun- ' 

tes entzieht; so verbleibt demjenigen, der seine Hechte verliert, 
alles , was er vor der Zeit , da der andere ein Vorzugsrecht wirk- 
lich erlangte, durch den Stollenhieb an Erz gewonnen, am Vierten 
Pfennig erhoben, und von den vorher über die Hängebank derZeche 
gestürzten Erzen, an ganzen oder halben Neunten zufordern hatte. 
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VerhiTtnU« d«r §. 468. Wh hier §. 453. sqq. von dem Verhältnisse der Stol- 
tung.rn.M hl. len unter »ich verordnet ist, findet auch zwischen Wasserhaltung»- 
n» »rjcn Stol- Maschinen und Stollen Anwendung. 

§. 4ö9« Durt® eulcKe Maschinen wird ein Stollen gleichfalls 
enterbt, wenn vermittelst derselben die Wasser sieben Lachtet tie- 
fer gehoben, und einer Grube dadurch in dieser Tiefe Wasser- und 
Wetterlosungen verschafft werden, auch die übrigen Erfordernisse 
zu den Stollenrechten vorhanden Sind. 

§. 470. IMe Sieben Lachter werden von der Stollensohle bis 
" an die Firste der aus dem Kunstschachte getriebenen Grund- oder 
Wasserstrecken gemessen. 

§.471. Wenn ein Stollen die Wasser der Fenermasehine ab- 
nimmt und fortführt: so erhält derselbe eine von dem Ober-Rergw 
amte festzusetzende Stollensteuer oder Was«?r'einfali-Geld. 

5) der droben §. 472- Jedes Hüttenwerk geniesst von allen auf der Hütte ZU 
^n^Hüuen.*" ß u,e gemachten Erzen oder Schlichen eine von dem Hergatnte zu 
werke. bestimmende Hüttenpacht oder einen Hüttenzins. 

§. 473. Gie Hüttenwerke Sollen einander die Arbeiter nicht 
abwendig machen , noch das Holz und andere Bedürfnisse im 
Preise übersteigern: 

§. 474. Jeder kann seine Schlacken in derHütte, darin sie ge- 
«, macht worden, schmelzen oder zum Zusatz gebrauchend 

§• 475. Wenn aber dergleichen Schlacken von dem Eigen- 
genthümer verlassen werden : so füllen sie in das Landesherrliche 
Freie; und Niemand darf ohne Genehmigung des Bergamtes sich 
dieselben anmassen. 

§. 476. Den Eigentümern stehet frei, ihre Zuschläge, Holz 
und Kohlen , wenn sie sich darüber mit dten Hüttenwerken nicht 
einigen können, selbst anzuschaffen. 

§. 477- Wie viel die Hütte von den zum Schmelzen eingelie- 
ferten und zugewogenen Erzen oder Schlichen an Metall auszu- " 
bringen, und den Eigentümern zu liefern schuldig sei, muss nach 
den vor Anfang des Scbraelzens angestellten Proben bestimmt 
werden. 

§.478. Wenn der Hütfenscbrciber, als Probiter der Hütte, 
und der Bergprobirer im Gehalte mit einander ubereinstinrmen : 
SO wird der gefundene Gebalt zur Berechnung angenommen. 

§. 479- Wenn diese Proben, auch hach angestellter Wieder*- 
bolung, von einander abweicben : so muss in beider Gegenwart, 
mit einer dazu besonders aufbewahrten Portion der zur Hütte ge- 
lieferten Erze oder Schliche, eine dritte oder sogenannte Sihielt- 
probe, welche zwischen beiden den Ausschlag giebt vorgenommen 
werden. 

§. 480. Weicht auch diese Probe von den andern beiden abi 
so muss der Gebalt, welchen die Hüfte auszubringen verbunden 
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Ist, nach einem Durchschnitte der beiden am nächsten übereinstim- 
menden Proben festgesetzt werden. 


Siebenzehnter Titel. 

Von den liechten und Pflichten des 
(Staats zum besondern Schutze sei- 
ner IJnterthanen. 

n ' . ' 

_L_/e r Staat ist für die Sicherheit seiner Unterthanen, in Ansehung Alljrrofin« 
ihrer Personen , ihrer Ehre, ihrer Rechte, und ihres Vermögen», 

ZU sorgen verpflichtet. 

§. 2. Dem Staate kommt es also zu, zur Handhabung der Ge- 
rechtigkeit, zur Vorsorge für diejenigen, welche sich selbst nicht 
vorstehen hünnen , und zur Verhütung sowohl als Bestrafung der 
Verbrechen, die nüthigen Anstalten zu treffen. 

Erster Abschnitt. 

Von der Gerichtsbarkeit. 

t 

§. 3. Hie Pflicht des Staats, für die Sicherheit seiner Einwoh* Gerichtsbarkeit 
Her, ihrer Personen und ihres Vermiigens zu sorgen, ist der Grund tli>erUu l lt 
der demselben zukommenden allgemeinen und obersten Gerichts- 
barkeit. 

§. 4. Die bürgerliche Gerichtsbarkeit hat die Untersuchung Bfirjerllche, 
und Entscheidung der Streitigkeiten , welche über Rechte und Ei- 
genthum entstehen, zum Gegenstände. 

§. 5 ‘ Doch gehört zur f'ivilgerichtsbarkeit auch das Recht, 
Handlungen, die nicht streitig sind , gerichtlich zu vollziehen , zu 
bestätigen, und zu beglaubigen. 

§. 6. Zur Criminalgerirbtsbarkeit gehört die Untersuchung Cnmlnat, 
und Bestrafung der Verbrechen. 

§. 7- Die Gränzen beider Arten von Gerichtsbarkeit sind nach 
den verschiedenen Provinzialverfassungen näher bestimmt. 

§. 8- Symbolische und geringe Realinjurien gehören der Re- 
gel nach vor die bürgerliche Gerichtsbarkeit. (Tit. 20. §. 569« 

571.628.) 

§. .9. Strafbare Beeinträchtigungen nutzbarer Rechte des 
Staats bleiben den darüber besonders bestellten Gerichten Vorbe- 
halten. 

§. 10. Die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Polliet*erlcbt*- 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung, und zur Abwendung der dem Pu- 
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Miko, oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Ge- 
fahr zu treffen, ist das Amt der Polizei. 

§• 11. Die Untersuchung und Bestrafung der gegen solche 
Polizeigesetze begangenen Uebertretungcn kommt, sobald damit 
kein vorsätzliches oder schuldbares Verbrechen verbunden ist, der 
Polizeigerichtsbarkeit zu. 

§.12. Bei einem jeden Vorfälle, wodurch die unter der beson- 
dern Obsorge der Polizei stehende öffentliche Ruhe und Sicher- 
heit gestört worden , hat die Polizcigcricbtsbarkeit das Recht des 
ersten Angriffs, und der vorläufigen Untersuchung. 

§. 13. Findet sich aber bei dieser Untersuchung, dass ausser 
der Uerbertretung des Polizeigesetzes zugleich ein vorsätzliche* 
oder schuldbares Verbrechen begangen worden : so muss die Polizei 
die fernere Verfügung der ordentlichen Gerichtsbarkeit überlassen. 

§. l4. Auch müssen in allen Fällen, da ein Mensch gewaltsa- 
mer Weise ums Leben gekommen ist , und überhaupt, sobald zur 
Begründung einer künftigen Criminaluntersuchung, das Dasein 
nnd die Beschaffenheit einer gcwalttbätigen Handlung, durch Kin- 
nehmung des Augenscheins, oder Besichtigung der Sachverständi- 
gen, rechtlich festzusetzen sind, die ordentlichen Gerichte von der 
Polizei zugezogen werden. 

§. 15. Eigentliche fiskalische Prozesse und Untersuchungen 
gehören nicht zur Polizeigericbtabarkeit. 

§. 16. Nähere Bestimmungen der Gränz* zwischen der Poli- 
zei- und der peinlichen oder bürgerlichen Gerichtsbarkeit, blei- 
ben den Provinzialgesetzen und besondern Polizeiordnungen Vor- 
behalten. 

§. 17» Die Vollstreckung eines rechtskräftigen Urtels gehört 
der Regel nach derjenigen Gerichtsbarkeit, welcher die Untersu- 
chung und das Krkenntniss in der Sacke gebührt. 

BÄti e.. §. 18. Die allgemeine nnd höchste Gerichtsbarkeit im Staate 

^eVsuats!' gebührt dem Oberhaupte desselben, und ist als ein Hoheitsrecht, 

unveräusserlich. 

Verleihung a« §. 19. Dia Ausübung der Gerichtsbarkeit über bestimmte 
kt"an k prl‘*i. Distrikte, Sachen, Personen, oder Handlungen, kann auch Andern 
Personen, übertragen werden. 

§. 20. Dergleichen Privatgerichtsbarkeit können Personen, 
Familien, Corporationen und Gemeinen, gleich andern niedern 
Regalien, vom Staate erlangen. 

§.21. Aach kann dieselbe mit dem Besitze gewisser Grand- 
(tückc verbunden sein. 1 

§.22. Kein Privatbercchtigter kann sieb , bei Ausübung sei- 
ner Gerichtsbarkeit, der Oberaufsicht des Staats entziehen. 

Patrimonialge. §. 23* Wo das Recht der Gerichtsbarkeit mit dem Besitze 
rjchubaiktiL e j ner g ew i Men Art von Gütern überhaupt verbunden, oder gewis- 
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len Gütern besonders beigelegt ist, heisst dasselbe die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit. 

§. 24. Die Patrimonialgerichtsbarkeit geht mit dem Eigen- 
thume des Grundstücks, welchem sie beigelegt ist, auf jeden fol- 
genden Besitzer über. 

§. 25. In wie fern bürgerliche Besitzer adelicher Güter der 
mit der Gerichtsbarkeit verbundenen Ehrenrechte sich bedienen 
können, ist nach dem Inhalte ihrer zum Besitze erhaltenen Con- 

cessiooen zu beurtheilen. (Tit.9< §*59.) < < 

§. 2 6. Die nutzbaren Rechte der Gerichtsbarkeit können 
von einem jeden Besitzer solcher Grundstücke ausgeübt werden. 

§. 27« Die Ehrenrechte bleiben dem in das Hypotbekenbuch 
eingetragenen Besitzer so lange, als der Besitztitel des Guts noch 
nicht auf einen Andern überschricben worden. 

§. 28. Eine Wittwe, welche das Gut ihres Mannes als Leib- 
gedinge besitzt, wird aller Ehrenrechte, welche mit diesem Be- 
sitze verbunden sind, theilhaftig. 

§. 2 9* Ueberbaupt gilt von dem Besitze , und der Uebertra- 
gong der mit dem Besitze verbundenen Ehrenrechte, eben das, 
was von dem dinglichen Patronatrechte verordnet ist. (Tit. 11. 

§.598. sqq.) 

§. 30. Wer nur mit der Gerichtsbarkeit überhaupt beliehen 
ist, hat in der Regel nur die Civilgerichtsbarkeit. 

§.31... Wer aber mit den Ober- and Nieder-, oder mit allen 
Gerichten beliehen worden, der hat auch die Criminalgerichtsbar- 
fceit, und die damit verbundenen Rechte. 

§. 32. Personen von Adel, Beamte des Staats und Geistliche 
sind der Privatgerichtsbarkeit in der Regel nicht unterworfen. 

§. 33. Auch erstreckt sich die Privatgericbtsbarkeit in der 
Regel nicht auf adeliche, Kirchen- und Pfarrgüter, und die mit 
diesen gleiche Rechte haben. 

§. 34. Angelegenheiten nnd Geschäfte, bei welchen der Fis- 
kus als Partey oder Theilnehmer anzusehen ist, sind der Privat- 
gerichtsbarkeit nicht unterworfen. 

§. 35. Ein Privatgerichtsherr, welcher sich Uber dergleichen 
Personen, Sachen und Geschäfte eine Gerichtsbarkeit anmassen 
will, muss eine rechtsgültige Erwerbung derselben besonders 
nachweisen. 

, §. 36. Ueberhaupt finden die Vorschriften der Prozessord- 
nung, im Titel vom Gerichtsstände, auch auf die Befreiungen ge- 
wisser Personen, Sachen, oder Geschäfte von der Patrimonialge- 
richtsbarkeit Anwendung. 

§. 37- Wo die Patrimonialgerichtsbarkeit unter mehrere Be- 
sitzer eines Guts getheilt ist, da hat, bei entstehendem Streite über an a, r p.trU 
die Grenzen einer jeden Jurisdiction, derjenige Theil, welcher m it mon ^‘ k ' f r 1 l £ hu ' 
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den Ober* und Pfiedergerirhten zugleich belieben ist, die Vermu- 
thung eines bessern Bcrhls Tür sich. 

§. 3S. Sind alle Tbeilnehmer mit der Gerichtsbarkeit zn 
gleichem Rechte, und oh he nähere Bestimmung beheben ; so sind 
sie der Regel nach schuldig, zur Verwaltung derselben ein Ge- 
«ammtgerirht zu bestellen. 

§. 39- Ist aber in der Verleihungsurkunde ausdrücklich be- 
stimmt, dass die Prävention unter ihnen Statt finden solle: so hat 
es dabei sein Bewenden. 

§. 40. Wenn die Gerichtsbarkeit über F.in Gut melirern Be- 
sitzern, jedoch in verschiedenen Distrikten, verliehen worden: so 
sind letztere als so viel verschiedene Gerichtssprenge] anzusehen, 
ln wie r<-ni die S. 4 t. Der Gerichtsherr kann seine Gerirhtseesessenen in 

Patrlmoni«l(t- . 5 ’ , _ , . . ..... 

rlchtsbarkrit auf seinen eigenen Gerichten belangen ; er muss sich aber alsdann alles 
Einflusses auf die Direction und Entscheidung des Prozesses ent- 
halten. 

§. 42. Was von einzelnen Gerichtsgesessenen verordnet ist, 
gilt auch von ganzen Gemeinen, in so fern nicht Provinzialgesetze 
ein Anderes bestimmen. 

§. 4 3* Die Gerichtsgesessenen sind, wenn wider sie bei ihre* 
Gerichtsobrigkeit geklagt wird, sich ausser ihrem Gerichtssprengel 
zu stellen nicht schuldig. 

§. 44. Der Gerichtsherr kann wider seinen Willen in seinen 
eigenen Gerichten nicht belangt werden. 

§. 45. Auch kann er seine Gerichtsgesessenen nicht zwingen, 
ihre Klagen wider ihn bei seinen Gerichten anzubringen. 

§. 46* Was von dem Gerichtsberrn verordnet ist, findet auch 


die gante Ge- 
meine, 


auf den Ge- 
richtstierrn 
•eibet, und 


auf dessen Fa- 

"^atrecka.* 1 »uf dessen Kinder, Ehegatten und andere zu seiner Familie ge- 
hörende Personen Anwendung, 

§. 47. Haus - und Wirtbsehaftsbediente, Gesinde und Päch- 
ter sind, wo nicht Provinzialgesetze oder besondere Verträge ent- 
gegen stehen, der Patrimonialgerirbtsbarkeit unterworfen. 

Von der Ge- §. 48. Handlungen und Rechtsangclegenheiten, bei welchen 
oicbt's reu'igVn e * au f eine blosse Beglaubigung ankommt, können, nach Gutbe- 
Sacheo. finden der Parteien, bei einem jeden Gerichte vollzogen werden. 

§. 49. Doch sind Gerichte, weiche nur für gewisse Arten 
der Geschäfte bestellt worden (Ebro speeialia causae ), von der 
Vollziehung solcher Handlungen in so weit ausgeschlossen, als die 
Handlang nicht eia Geschäft derselben Art unmittelbar zum Ge- 
genstände hat. 

§. 50. Wer die Refugniss hat, solche nicht streitige Hand- 
langen zu vollziehen und zu beglaubigen, der hat deswegen noch 
keine Gerichtsbarkeit. (Tit. 8. §. 82. 83. 8-4.) 

§. 51. Wie weit Justizcomthissarii Handlungen, die eine 
öffentliche Beglaubigung erfordern, vortaehmen können, ist in der 
Prbzessordnung bestimmt. 
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§. 52. Nur solche Handlungen, bei denen es die Gesetn 
ausdrücklich erfordern, müssen vor Gerichten vollzogen werden. 

§• 5.3. In so fern bei Handlungen, welche die Yeräusserung 
oder Verpfandung eines Grundstücks, oder die Belegung desselben 
Bllt einer bleibenden Rratlast betreffen, zum ßehufe ihrer Eir.tra- 
gung in das Hypothekenbuch, ein nochmaliges feierliches Aner- 
kenntnis*, entweder nach den Vorschriften der Hypothekenord- 
stong, oder nach besondern Gesetzen, erforderlich ist, muss diese 
Verlautbarung bei derjenigen Behörde, Welche das Hypotheken- 
buch rühret, geschehen. 

§. 54. In wie fern Handlungen, welche Schilfe und Schiffs- 
gtfässe betreffen, vor den besondern See- und Scbiffabrtsgerirhten 
vollzogen werden müssen, ist gehörigen Orts bestimmt. (Th. 1. 
Tit. 20. §.300. sqq. Th. 2. Tit. 8. Abschn. 11.) 

§. 55. Handlungen, die zwar an sich keinen Berhtsstreit be- 
treffen, dennoch aber vor ihrer Vollziehung eine richterliche Un- 
tersuchung erfordern, können nur vor dem ordentlichen Richter 
vollzogen werden. 

§. 56. Besonders geboren Bevormundungen , Erbsonderun- 
gen und Errichtung von Einkindscbaften, ingleichen Aussetzungen 
von Altcntheilen, nur vor den ordentlichen Richter der Person ; 
freiwillige Subhastationen und Adjudicationen unbeweglicher Gü- 
ter aber vor den Richter der Sache. 

§. 57. Verträge, wodurch eine Gemeinschaft der Güter unter 
Eheleuten eingeführt, oder an Orten, wo sie nach Provinzialgeset- 
zen und Statuten statt findet, ausgeschlossen Werden soll, gchö- 
r«i vor den ordentlichen persönlichen Richter, (Th. 2. Tit. 1. Ab- 
schnitt 6.) 

§. 58. Schenkungen, Wehfi dieselben die Kraft der gericht- 
lichen haben sollen, müssen von dem ordentlichen Richter des Ge- 
schenkgebers vollzogen Werden. (Th. 1. Tit. 11. §. 10S9. 1092. 
1094. 1095.) 

Anh. §. 147. Bei Schenkungen , wenn sie die Kraft und Wirk- 
samkeit der gerichtlichen haben sollen, ingleichen bei Er- 
richtung von Einkindscbaften ist den Parteien die Wahl zu 
lassen, an welches gehörig besetzte Gericht sie sich deshalb 
wenden wollen. 

§. 59- Handlungen, diestatt gerichtlich, nur vor einem Justiz- 
Conithtssarto (§. 52.), oder die statt des gehörigen , vor einem 
andern Richter (§. 5 3 -58.) vorgenommen worden, werden als 
solche, die gar nicht öffentlich beglaubigt, oder gar nicht gericht- 
lich vollzogen sind, angesehen: und gelten nur soweit, als die 
Handlung, von welcher die Rede ist, als eine blosse Privathand- 
lung rechtliche Wirkungen hervorbringen kann. 

§• 60. Hat ein Richter eine Handlung, zu welcher er ab sich 
befolgt ist, ausser seinem Gerichtssprengel vorgenommen : so ist 
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nach den Yorichriften des Zwölften Titels im Ersten Theile§. 73. 
sqq. zu verfahren. 

Nlher« Br«Um- §. 6t,. Wo keine besondere Polizeigerichte vorhanden sind, 
g«™ U deVbnT((«r-*' e 8 t dem mit der bürgerlichen Gerichtsbarkeit Beliehenen, auch 
liehen und die Untersuchung und Bestrafung der geringeren Polizeiverge. 
ggg: hungen oder Verbrechen ob. 

§. 62. Geringere Verbrechen dieser Art sind diejenigen, auf 
welche die Gesetze nur höchstens Vierzehntägiges Gefängniss, 
oder Strafarbeit ; oder bis Fünf Thaler Geldstrafe verordnen. 

§. 63. Auch andere Uebertretungcn gemeiner Leute, welche 
nach den Gesetzen nur mit massiger Züchtigung, oder öffentlicher, 
jedoch nicht entehrender Ausstellung geahndet werden sollen, ge- 
hören zur bürgerlichen Gerichtsbarkeit. 

§. 64 In wie fern geringere Vergehungen des freien oder un- 
terthänigen Gesindes, oder der Dienstleute, von jedem Hausvater 
oder Gutsherrn geahndet werden können, ist gehörigen Orts be- 
. atimmt. (Th. 2. Tit. 5. §. 77. 80. 81. Tit. 8. §. 227. sqq.) 

§. 65. Auch in Ansehung wicbtigerVerbrechen ist, in der Ab. 
Wesenheit oder bei der Entfernung des Criminalrichters, ein jeder 
Gerichtsinhaber verpflichtet, alle keinen Verzug leidende Verfü- 
gungen zu treffen, welche zur Erforschung der Wahrheit, und Fest- 
maebung des Thäters erforderlich sind. 

A n b . § . 1 4 8 . Dies findet selbst auf den Fall Anwendung, wenn 
der Verbrecher der Militairgerichtsbarkeit unterworfen , und 
an dem Orte , wo das Verbrechen begangen worden , keinßJi- 
litairgerichl vorhanden ist . 

§. 66. Weiter aber darf kein Civilrichter, ohne ausdrücklichen 
• Auftrag, die peinliche Gerichtsbarkeit sich anmassen; sondern er 

muss den Inquisiten an die Behördesofort ablicfern. 

Einsehrlnktin. §. 67* Ein jedes Urtel, in welchem auf eine wirkliche Crimi- 
* «"che” Pri ° nalstrafe erkannt worden, muss vor der Publikation und Volistrek- 
ratferichtsbar- kung an das Obergericht der Provinz eingesendet werden. 

§. 68. Wirkliche Criminalstrafen heissen hier diejenigen, 
welche das ftlaass der §, 62. bestimmten Polizeistrafen über- 
steigen. 

§• 69« Die Einsendung der Erkenntnisse muss nach Vorschrift 
des §. 67. auch alsdann erfolgen, wenn die Gesetze auf die That 
selbst, welche den Gegenstand der Untersuchung ausgemacht hat, 
Zuchthaus-, Festungs-, oder eine noch härtere Uriminalstrafe ver- 
ordnen ; obgleich gegen den Angeschuldigtcn eine geringere oder 
gar keine Strafe wirklich erkannt worden. 

§. 70. ln Injurienprozessen, wo über die Privatgenugthu- 
ung und öffentliche Ahndung zugleich erkannt wird, ist die vor- 
läufige Einsendung des Urtels nicht erforderlich. 

§. 71- Wenn ein todter Körper gefunden worden: so muss 
die Einsendung der Akten erfolgen; selbst wenn keine gewaltsame 
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Todesart ausgemittelt, oder Niemand, gegen welchen eine Unter« 

Buchung deshalb Statt Fände, vorhanden nt, 

§. 72. In welchen Fällen Criminalurtel dem Oberhaupte des 
Staats vorgelegt werden müssen, ist am gehörigen Orte vorge- 
schrieben. (Tit. 13. §• 8.) 

§ . 73. Aus der Belehnung mit der Gerichtsbarkeit folgt noeh Au»0bong der 
_ , . ... ... Gerichtabarkeit 

nicht das Recht zur eigenen Ausübung derselben. 

§.74« Wer die ihm verliehene Gerichtsbarkeit in eigner Per- 
son ausüben will, muss sich dazu auf die in den Gesetzen zur Er- 
langung eines richterlichen Amtes überhaupt vorgeschriebene Art 
geschickt machen, und nach überstandener Prüfung, zur Führung 
desselben dem Staate besonders verpflichtet werden. 

Anb. §. 149. Ein Gutsbesitzer, welcher vormals eine Richter- 
stelle verwaltet, und seine Dimission nachgesucht und ohne 
Einschränkung erhalten hat, ist berechtigt , die ihm zuste- 
hende Patrimonialgerichtsbarkeit selbst auszuüben. 

§. 75. Wer seine eigene Gerichtsbarkeit durch sich selbst 
•nsübt, kann in seinen eigenen Sachen niemals Richter sein; son- 
dern muss solche Rechtsstreitigkeiten, bei welchen er selbst, oder 
Personen aus seiner Familie ein Interesse haben, der Untersuchung 
und Entscheidung des Obergerichts der Provinz überlassen. (§. 4l . 

■fll-) , , 

§. 76 . Wer seine Gerichtsbarkeit nicht selbst verwalten kann 

oder will, muss einen vom Staate zu dergleichen richterlichem Amte 
geprüften und tüchtig befundenen Gerichtsbalter bestellen. 

§. 77. Einem solchen Gerichtsbalter muss die Verwaltung der 
Jurisdiction überhaupt durch eine ordentliche Bestallung aufge- 
tragen, und er nicht bloss in vorkommenden einzelnen Fällen ge- 
gen Diäten zugezogen werden. 

§. 78. Der Gerichtsherr muss ihn den Gerichtsgesessenen 
ordentlich vorstellen, und in ihrer Gegenwart auf rechtschaffene 
unparteiische Rechtspflege, nach den Gesetzen des Staats, ver- 
pflichten lassen. 

§. 79. Jeder Privatgerichtsherr ist schuldig, dem Oberge- 
richte der Provinz denjenigen, welchen er zum Gericbtshalter ge- 
wählt bat, anzuzeigen, und entweder die Tüchtigkeit desselben 
nach §. 76. nachzu weisen, oder ihn zu der erforderlichen Prüfung 
za stellen. 

§. 80. In Gegenden, *oes an tauglichen Subjekten zurljeber- 
nehmung der einzelnen Gerichtsverwaltungen mangelt, müssen die 
Jufisdictions -Herren zur Bestellung eines gemeinschaftlichen Ge- 
richtshalters sich vereinigen. 

§. 81. Gerichtshandlungen, welche von einem nicht gehörig 
qnalificirten Richter vorgenommen worden, sind nichtig. 

§.82. Ein Gerichtsherr, der seine Pflichten in gehöriger Be- 
Btellung seiner Gerichte vernachlässigt , oder sonst in Rücklicht 
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derselben unbefugte Handlungen unternimmt, macht sich straf- 
bar, und muss allen veninarhteh Schaden ersetzen. 

§. 83. Auch ist das Obergericht der Provinz befugt und 
schuldig, wenn ein Privatgerichtsherr die Besetzung seines Ge- 
richts mit einem gehörig «juali ficirten Gerichtshalter vernachlässigt, 
ihn dazu durch Strafbefehle anzuhalten. 

/ §. 84. Sind diese fruchtlos : so muss das Obergericht einen 

solchen Gerichtshalter selbst ernennen, und dessen Besoldung nach 
Verhältnis* des Umfanges der Geschäfte bestimmen. 

Ml««braueli d« §. 85* Wer seine Gerichtsbarkeit zum Druck der Gerichtsge- 
Grrn.Uub»rkeit. gBs9enen missbraucht, soll , ausser der sonst verwirkten Strafe, 
derselben für seine Person auf immer verlustig erklärt werden. 

§. 86. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit fällt alsdann auf so 
lange, als der Schuldige noch im bürgerlichen Besitze des Guts, 
mit welchem die Gerichtsbarkeit verbunden ist, sich befindet, dem 
Staate anheim j und wird durch einen von dem Obergerichte der 
Provinz bestellten Gcricbtshalter besorgt. 

§. 87« In so fern dieNutzungen der Gerichtsbarkeit zur Tra- 
gung der Lasten derselben nicht hinreichen, muss der entsetzte 
Gerichtsherr das Fehlende aus eignen Mitteln zuichiessen. 


§. 88« Sind mehrere Theilnehmer an der Gerichtsbarkeit vor- 
handen: so tritt der Staat nur an die Stelle desjenigen, welcher 
nach §. 85. der Gerichtsbarkeit verlustig erklärt worden. 

§. 89« Mitglieder einer Corporation oder Gemeine, welch« 
sich eines solchen Missbrauche der Gerichtsbarkeit schuldig ge- 
macht haben, verlieren ihr Stimmrecht zur Richterwahl. 

Vn^tunrr §*90. Bin Gerichtsherr, welcherseine Gerichte nach den Vor- 
s * G r r icl!u- * Schriften der Gesetze gehörig bestellt, ist für die Handlungen oder 
berro. Unterlassungen derselben zu haften nicht schuldig. 

§. 91 • Br macht sirh aber den Parteien, wegen entstehenden 
Schadens verantwortlich, wenn er den Gerichten in ihren Verfü- 
gungen vorgreift, oder dieselben an Erfüllung ihrer Pflichten ver- 
hindert. 

§. 92« Ferner, wenn er die zur ordentlichen Verwaltung def 
Justiz erforderlichen Kosten herzugeben, und die dazu nölhigen 
Anstalten zu treffen, auf geschehene Erinnerung der Gerichte wei- 
gert, oder verabsäumt. (§. 102. 101.) 

§. 93. Insonderheit, wenn er zur Haltung des Gerirhts, zur 
Aufbewahrung der Akten, der Hypothekcnbücher, und der in ge- 
richtliche Verwahrung niederzulegenden Gelder, Urkunden und 
anderer Sachen, den erforderlichen anständigen , und nach ge- 
tetzlich'er Vorschrift hinlänglich sichern Gelass nicht nachweiset. 

(§• 104.) 

§•94. Ferner, wenn er nicht für taugliche Gefängnisse zur 
Aufbewahrung der Civil- und Criminalarreetanten sorgt. (§. 105.) 
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§. 95. Desgleichen , wenn et bei der ihm zuitehtnden Aut* 
wähl der Personen, denen das Depositorium und die Schlüssel da- 
zu anvertraut werden sollen, ein auch nur massiges Versehen be- 
gehet. 

§. 96 . Auch wenn er in Fällen, wo die Depositoria nicht un- 
ter der unmittelbaren Aufsicht des Landes - Justizrnllegii stehen, 
die Cassenvisitationen und Rechnungsabnabmen gehörig zu ver- 
anstalten unterlasst. 

§. 97* Leberhaupt in allen Fällen, wenn Unordnungen, Un- 
regelmässigkeiten, oder ungebührliche Zögerungen bei der Justiz- 
pflege zu seiner Wissenschaft erweislich gelangt find, und «fr 
davon dem Landes- Justizcollegio nicht in Zeiten Anzeige ge- 
macht hat. 

§.98. Uebiigens steht jeder Unterrichter in Ansehung seiner Verhilmt« 
Amtsgeschäfte unter der Direction des Staats, und des von selbi- 
gern ihm Vorgesetzten Obergerichts. st»«t. 

§• 99* Wer ein richterliches Amt bekleidet, kann nur bei den 
Vorgesetzten Gerichten oder Landescollegiis wegen seiner Amts- 
führung belangt, in Untersuchung genommen, bestraft, oder seines 
Amts entsetzt werden. 

§. 100. Die verschiedenen Arten der Obergerirhte, und der- Obopilcla 
selben Gränzen, sind in den Kessortreglemertts bestimmt. 

§. 101. Der Umfang der ordentlichen Gerichtsbarkeit, und 
die'Fäfie, wo Ausnahmen von derselben Statt finden, sind in der 
Prozessordnung vorgcschrit-Iien. 

§. 102. Wer das Recht zur Gerichtsbarkeit atrsübt, muss auch Lsstm In 
die zur Unterhaltung wohl bestellter Gerichte erforderlichen Kos- G,rt ‘- 1 * u)>Jrk * it 
ten trsfgen. 

§. 103. Bin jeder Juslizbedientcr Soll, nach Verhältnis* seiner 
Geschäfte, mit einer bestimmten Besoldung versehen; niemals 
aber auf die Gerichtsgebübren angewiesen werden. 

§. 104. DerOrt, welcher zu den gerichtlichen Verhandlungen 
bestimmt ist, muss mit allen Erfordernissen, nach Vorschrift der 
Registratur- und Depositalordnungcn, versehen sein. 

§. 105. Wem die Criminalgcrichtsbarkeit zusteht, der muss 
Cfcfaere und der Gesundheit der Gefangenen unschädliche Gefäng- 
nisse besorgen. 

§. 106. In so fern ein Inquisit kein eigene* Vermögen hat, 
fallen dem Getichtsbclehnten der nothdürftige Unterhalt dessel- 
ben, so wie alle übrige Prozess - und Kxekutionskosten zur Last. 

§. 107* Die Unterhaltung der Familie des Inquisiten gehört 
nicht zu den Lasten der Crimlnalgeriihtsbarkeit. 

§. 108. Ziir Erleichterung vorstehender Kosten und Lasten 
der Gerichtsbarkeit durch gemeinschaftliche Lebertragung, steht 
mehrern Gerichts belehnten frei, mit Vorwissen des Landes- Justiz- 
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collegii der Provinz, Verbindungen und Associationen unter sieb 
su errichten. r , 

§. 109- Zu Bewachung der Gefangenen, wo dieselbe nöthig 
ist, sind die Gerichtseingesessenen verpflichtet. 

§. 110. Wenn aber der Gerichtsbelebnte für taugliche Ge* 
fängnisse, nach Vorschrift §.105. nicht gesorgt hat, und bloss 
dadurch die Bewachung der Gefangenen durch längere Zeit, als 
Acht Tage, nothwendig geworden ist: so muss er die Gericbtsein- 
gesessenen entschädigen. 

§. 111. Die Gerichtseingesessenen müssen den Richter und 
Inquisitor, so oft ts die Noth erfordert, herbeiholen und zurück, 
führen. 

§. 112. Wenn aber der Gerichtsherr seinen Gerichtshalter 
aus einem entlegenen Orte ohne Noth gewählt hat : so muss er 
die Fuhren aus eigenen Bütteln besorgen. 

GfriciiXrk«” §• 113* Zur Uebertragung der Jurisdictionslasten sind den 
Gerichtsbelehnten, nach den verschiedenen Verfassungen der Pro- 
vinzen, bestimmte Rechte und Nutzungen beigelegt. 

§. 114. Gerichtssportcln, Verschreibungt- und Bestätigungs- 
. Gebühren , ingleichen Geldstrafen , welche die Summe von Fünf 

Tbalern nicht übersteigen, gehören zu den Einkünften der Civil- 
gerichtsbarkeit. 

§.115. Wo keine besondere Polizeigerichte verordnet sind, 
da fallen die durch blosse Polizeigesetze bestimmte Geldstrafen, 
ohne Unterschied der Summe, den Civilgerichten anheim. 

§. 1 1 6 . Schutzgelder und Laudemien gehören gewöhnlich zu 
den Nutzungen der Civilgerichtsbarkeit. 

§■ 117. Loslassungsgelder von Personen und Vermögen Ries* 
sen aus dem Grundherrschaftlichen Rechte. 

§. 118. Zu den Einkünften der Criminalgerichtsbarkeit ge- 
hört, ausser den gewöhnlichen Gerichtsgebühren, auch der Zehent- 
oder sogenannte Gerichtshafer, und der Anfall des gestohlnen 
Guts, in so fern dessen Eigenthümtr nicht ausfindig gemacht wer- 
den kann. 

§. 119- Geldstrafen, die in den Gesetzen auf gewisse Arten 
der Verbrechen verordnet sind, und die der Staat seinen Straf- 
oder Armencassen nicht besonders Vorbehalten bat , gehören dem 
Inhaber der Criminalgerichtsbarkeit. 

§. 120. Wenn das Gesetz die Wahl zwischen einer Geld- and 
Leibesstrafe dem Ermessen des Richters überlässt: so fällt erster*, 
wenn auch erst in einer hohem Instanz darauf erkannt worden, 
dem Criminalgerichtsherrn der ersten Instanz anheim. 

§. 121. Wenn aber das Gesetz nur Lcibesstrafe bestimmt, 
und dieselbe bloss im Wege der Begnadigung in eine Geldstrafe . 
verwandelt wird : so gebührt diese dem Fiskus. 
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§. 122. Geschieht hingegen die Verwandlung der im Gesetz« 
vorgeschriebenen Leibes- in eine Geldstrafe , aus dem Grunde, 
weil der Uebertreter, nach seiner besondern kürpcrlichen Beschaf- 
fenheit, mit der Leibesstrafe nicht belegt werden kann; so soll 
die Geldstrafe der Armencasse seines Wohnorts zu Gute kommen. 

§. 123. In wie fern die Pachte von den Scharfrichtern und 
Abdeckern zur Criminal- oder zur Landesherrlichen Obergerichts- 
barkeit zu rechnen sind, beruhet auf den besondern Verfassungen 
einer Jeden Provinz. 

§. 124. Ueberbaupt ist kein Gericht befugt, andere oder 
mehrere Gebühren zu fordern, als der Staat ausdrücklich gebilligt 
and lestgesetzt hat. 

§. 125. Alle Gerichtsgebühren und dahin gehörende Einnah- 
men der Landes-Justizeollegien, sollen dem Staate berechnet, und 
besonders zu den bestimmten Besoldungen, auch andern Moth- 
durften der Rechtspflege, angewandt werden. 

§. 126. Zu den dem Staate vorbehaltenen nutzbaren Rechten 
der obersten Gerichtsbarkeit , gehören besonders die eines Ver^ 
brechens wegen eingezogenen Güter; die fiskalischen Strafen; 
und die Abfahrtsgelder von ausser Landes gehenden Vermögen' 
und Erbschaften. 


Zweiter Abschnitt. 

Fon Auswanderungen , Abfahrt» - und 
Ab sc ho ss gelier n. 

§. 127* Kein Vnterlhan des Staats darf sich, ohne Vorwissen Allgnntin« 
desselben, seiner obersten Gerichtsbarkeit durch Auswanderung w&n'fctAu*- 
aus dem Lande entziehen. wandern*. 

§. 12S. In Ansehung der den Regimentern verpflichteten Can- 
tonisten hat es bei den Vorschriften des Zehnten Titels §.4S. sqq. 
sein Bewenden. 

§.129. Vaterlose Waisen dürfen, ohne besondere Einwilli- 
gung des Staats, in auswärtige Lande nicht gebracht werden. 

§. 130. Welche Classen der Staatseinwohner, ansser den vor- 
stehenden, einer besondern Erlaubnis des Staats zu ihrer Auswan- 
derung bedürfen, wird in den Provinzialge^etzcn bestimmt. 

§. 131. Fremde, die in hiesigen Landen sich zwar aufgehal- \ 

ten, aber darin weder ein Amt übernommen , noch Grundstücke 
angekauft, noch bürgerliche Gewerbe getrieben haben , können 
das Land zu allen Zeiten nach eigner Wiilkühr wieder verlassen. 

§. 132. Auch solchen Ausländern, die sich im Lande wirklich 
niedergelassen haben, steht es frei, innerhalb der ersten Zehn 
Jahre nach ihrer Ankunft wieder auszuwandern; sie müssen aber 
ihren dazu gefassten Entschluss dem Staat« anzeigen. 


/\ 



Digilized by Googli 



214 


Zweiter Theil. Siebenzehnter Titel. 


§. 133. Denjenigen, die sich den Wissenschaften und freien 
KUnstcn gewidmet haben, «ollen, wenn sie auch sonst einer bcson- 
dern Erlaubnis« zum Auswandern bedürfen, die Gelegenheiten, 
eich durch ein auswärtiges Unterkommen zu verbessern, durch 
Versagung dieser Erlaubnis« nicht benommen werden. 

§. 134. Auch den Personen weiblichen Geschlechts, welche 
su dieser einer besonders Erlaubnis« bedürfenden Classe gehören, 
■oll dieselbe, wenn sie durch eine auswärtige tleirath ihre Versor- 
gütig linden können, nicht versagt werden. 

§. 135. Auch Anderen aus dieser Classe, welche mit ihrem 
erlernten Gewerbe ihren Unterhalt im Lande nicht finden zu können 
behaupten, muss der Staat entweder Gelegenheit dazu anweisen, 
oder ihnen die gebetene Erlaubnis* zum Auswandern ertheilen. 

§. 136. In allen Fällen, wo dem Haupte der Familie das Aus- 
wandern frei steht, oder erlaubt wird, kanu er seine Frau, die 
noch unter seiner Gewalt befindlichen Kinder, und das von ihm 
mit ins Land gebrachte, noch wirklich io seinen Diensten stehende 
Gesinde mitnebmen. 

§. 137. Einheimisches Gesinde nimmt an der dem Hausvater 
custeheiiden Freiheit, odergegebenen Erlaubniss zum Auswandern, 
keinen Theil, sondern wird nach seiner eigenen persönlichen Qua- 
lität beurtheilt. 

§. 133. Ausländerinnen, die an hiesige Einwohner verheira- 
thet gewesen sind, können, nach der Männer Absterben, allemal 
und ohne Unterschied der Fälle, in ihr Vaterland auriiekkehren. 

§. 1 39- Wer ohne die yorgeschricbene Anzeige, und die er- 
forderliche Erlaubniss des Staat«, auszuwandern unternimmt , hat 
willkürlithe Geld - oder Leibe««trafe verwirkt. 

Anh. §.150. tFcnn aus Landesherrlicher Gnade in der Folge 
der Atiswandernngsconscus supplirt worden : so soll die auf 
das ohne vorgeschriehene Anzeige und ohne die erforder- 
liche hrlauhniss des Staats geschehene Auswandern geord- 
nete Strafe nicht nachgeholt , sondern als erlassen angese- 
hen werden , daher in Zukunft in solchen Fällen von den 
I.andescollegiis nicht auf Strafe anzutragen ist. 


I. Vom Ab. 
fahrUgelde. 


§. 140. Wer dem Staate das demselben zukommende Abfahrta» 
geld zu entziehen sucht, muss den vierfachen Betrag desselben zur 
Strafe entrichten. 

§. l4l. VI er von seiner Freiheit, oder erhaltenen Erlaubnis« 
zum Auswandern, Gebrauch machen will, muss von seinem inlän- 
dischen Vermögen dem Staate in der Regel Zehn vom Hundert, 
als ein Abfahrtsgeld entrichten. 

§.142. Wo mit auswärtigen Staaten dieserhalb besondere 
Verträge und Observanzen bestehen, hat cs bei selbigen noch fer- 
ner sein Bowenden. 
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§. 1 43. Von dem Vermögen , welches nur aus Einer Königli- w» rar Tw 
eben Provinz in die andere geht, wird dem Staate Lein Abfahrte- ä 

geld bezahlt. «»>•» »*<•« 

§. l44. Einkünfte liegender Gründe, Inleressen, Alimentgel- ,, ln d. 
der, und andere jährliche Hebungen, sind dem Abfahrtsgclde nicht 
unterworfen. 

§. 145. Wenn jedoch angesessene Vasallen des Staats ohne 
ausdrückliche Erlaubnis* desselben auewandern, und die Einkünfte 
ihrer liegenden Gründe ausserhalb Landes verzehren : so müssen 
•ie auch von diesen Einkünften das Abfahrtsgeld entrichten. 

§. 1 46. Sind auch darüber mit demjenigen Staate , wobin der 
Ausgewanderte sich begeben bat , besondere Verträge oder wohl* 
hergebrachte Gewohnheitsrechte vorhanden ; so hat es dabei sein 
Bewenden. 

§. 1 47- -Wenn auswärtige Untertbanen Capitalien in hiesige 
Lande verliehen haben: so wird von diesem solchergestalt ins 
Land gekommenen Gelde, bei dessen Rückkehr, kein Abschoss ent* 
richtet. 

§. l4S. Haben Auswärtige, ohne sich im Lande wirklich nie- 
derzulassen , Grundstücke daselbst angekauil, und in der Folge * 

wieder veräussert : so können sie von dem erhaltenen Kauigelde 
so viel , als sie zu dem Ankäufe, und zu den an der Substanz ge- 
machten Verbesserungen, von ihrem auswärtigen Vermögen er- 
weislich verwendet haben, frei zurücknehmen. 

§. l49> Fremde, die in hiesigen Landen sich nur auf gehalten, . 
oder noch nicht Zehu Jahre daselbst ihren Wohnsitz gehabt haben 
(§. 131- 132.), sind von ihrem mitgebrachten Vermögen Abfahrts- 
gclder zu entrichten nicht schuldig. 

§. 150. Auch Ausländerinnen, die in hiesigen Landen verhei* 
rathet gewesen sind, erlegen bei ihrer Rückkehr nur von demjeni- 
gen, was sie innerhalb Landes erworben haben , die Abfahrtsge- 
bühren. / 

§.151. Alles, was ein Landeseinwohner mit seinem inländi* Wiml*, 
sehen Vermögen ausserhalb Landes erworben hat, wird zu dem in- " 

ländischen Vermögen desselben gerechnet. V«rmor«n^e. 

§. 152. Auch der Gewinn auswärtiger mit inländischem Ver- niebt i.rrchn«! 
mögen errichteter Handlungen kann dem Auswandernden mit in WM,le- 
Rechnung gebracht werden. 

§. 153. Behauptet der auswandernde Inländer, dass er seine 
auswärtigen Besitzthümer (§. 151- 152.) anders woher als aus in- 
ländischem Vermögen erworben habe: so muss er die Richtigkeit 
dieser Behauptung nachweiscn. i 

§. 154. Hölzernes und anderes gemeines Haus- und Wirth- 
sebaftsgeräthe ; Kleider und Wäsche; Esswaaren und Getränke, 
die zum eigenen Gebrauche des Auswandernden bestimmt sind, 
kommen bei Berechnung des Abfahrtsgeldes nicht nüt in Anschlag. 
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§. 155. Rio Gleiches gilt von den zum eigenen Gebrauche de» 
Auswandernden bestimmten Büchern , Bibliotheken, Kunst- und 
Naturaliensammlungen. 

wt* der Ver- §> 156. Der AuBwandernde ist schuldig, sein Vermögen ge- 
iMxmWtllf treulich, allenfalls eidlich, anzugeben. 

sei. §.157* Findet der Fiskus Bedenken, den mit angegebenen 

Werth aller oder einiger Vermögensstücke für richtig anzuneh- 
men : so steht ihm frei, auf deren gerichtliche Abschätzung anzu- 
tragen. 

§• 158. Von dem aus dem Lande gehenden Vermögen müssen 
die davon zu entrichtenden wahren und wirklichen Schulden, bei 
Berechnung des Abfahrtsgeldes, in Abzug gebracht werden. 

§. 1 59* Hat der Auswandernde auswärtiges dem Abzüge nicht 
unterworfenes Vermögen : so gilt die Vermuthung, dass die aus- 
wärtigen Schulden in Rücksicht auf dieses Vermögen gemacht 
worden. 

Za wtlehn §. l60. Das Abfahrtsgeld ist der Auswandernde sofort, wenn 
r>hn4*M «t- er * cine Person das Land verlässt, zu entrichten verbunden; 
rieht«* wer. und es hängt bloss von dem Gutbefinden des Staats ab, die Erle- 
gung desselben so lange, bis auch der Rest des Vermögens ausge- 
führt wird, gegen hinlängliche Sicherheit zu stunden. 

II. Vom Ab- §. 1 61. Erbschaften eines Landeseinwohners , welche einem 
schosse. auswärtigen Unterthan zufallen, sind, wenn sie aus dem Lande ge- 
hen, dem Abschosse unterworfen. 

§. 162. Bin Gleiches gilt von Brautschätzen, Vermächtnissen 
und Schenkungen aller Arten, die aus dem Vermögen eines Inlän- 
ders einem Ausländer zugewendet worden. 

§. 163. Wenn das inländische Vermögen eines verstorbenen 
Ausländers einem andernAusländer durch Erbschaft oderVermächt- 
niss zufällt , und aus dem Lande gezogen werden soll : so ist das- 
selbe dem Abschosse nur in so fern unterworfen, als der Erblasser 
selbst , wenn er dergleichen Vermögen hätte herausziehen wollen, 
Abfahrtsgeld davon zu entrichten schuldig gewesen wäre. 

§• 164. Wie es zu halten sei, wenn eine dem Abschosse unter- 
terworfene Erbschaft verkauft worden , ist gehörigen Orts be- 
stimmt. (Th. 1. Tit. 11. §.507*510.) 

§. 165. Was von dem Abfabrtsgelde §. l4l. 142.143. 144. 

151. 152. 153. verordnet ist, gilt in der Regel auch von dem Ab- 
schosse. 

§. l66. Dagegen sind die nach §. 154. 155. dem Abfabrts- 
gelde nicht unterworfenen VermögensstUcke von dem Abschosse in 
der Regel keinesweges frei. 

§. 167. Wenn ein inländischer Erblasser eines oder das an- 
dere seiner Kinder, noch während seiner Lebenszeit, io auswärti- 
gen Landen etablirt hat: so haftet sein inländischer Nachlass jedes- 
mal, und ohne Unterschied der Fälle für den Abzug oder Abschoss, 

' welchen 
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welchen der Staat von den zu einem solchen auswärtigen Etablisse- 
ment verwendeten Geldern zu fordern hat. 

§• l6S. Wenn zu einem Nachlasse inländisches und auswärti- 
ges, dem Abschosse nicht unterworfenes Vermögen gehört, und 
inländische sowohl als auswärtige Mit erben daran Theil nehmen: 
so steht den Krben frei, sich wegen der Auseinandersetzung so zu 
vereinigen, dass des auswärtige Vermögen den Ausländern , und 
das inländische den Inländern, auf ihren Erbtheil angewiesen ' 

werde. 

§. 1Ö9> Alsdann ist der inländische Nachlass dem Abschosse 
nur so weit unterworfen, als davon noch etwas, zur Ausgleichung 
mit den auswärtigen Erben, aus dem Lande verabfolgt werden 
muss. 

§• 170. Der Abschoss muss sogleich entrichtet werden, als 
der auswärtige Erbe seinen Willen, sich nicht in hiesigen Landen 
nieder zu lassen, erklärt bat. 

§. 1 7 1 • ßi» dahin, und so lange noch nicht der ganze Nach- 
lass ausgeführt wird, muss der auswärtige Erbe auf den ganzen 
Betrag des Abschossgeldes Sicherheit bestellen. 

§.172. Wieandere Staaten bei den in hiesige Lande zu verab- 
folgenden Erbschaften, Vermächtnissen, Brautscbätzen, und Schen- 
kungen sich verhalten, eben so sollen hiesige dahin ziehende Un- 
tertbanen, oder dahin fallende Erbschaften u. s. w. behandelt 
werden. 


Anh. §.. 151. Es soll in Zukunft in Abschosssachen ledig- 
lieh cutf die hiesigen Gesetze, nioht aber auf die von andern 
Staaten beliebte Behandlung hiesiger Unterthanen geachtet 
werden. x • 


§.173. In so fern fremde Staaten sich den in ihren Landen be- 
findlichen Nachlass hiesiger daselbst verstorbener Unterthanen an- 
massen, soll von Seiten des hiesigen Staats die Erwiederung Statt 
finden. 

§• 174. Was von der Erwerbung und dem Gebrauche der nie- 
dem Regalien überhaupt, in Ansehung der Privatpersonen ver- 
ordnet ist, das findet auch von dem Abfahrt« - und Abschossrechte 
Statt. \ 

§. 175. Die Gegenstände und Gränzen des den Magistraten 
and Gericbtsobrigkeiten verliehenen Abschossrechts sind nach dem 
Inhalte ihrer Privilegien, und dem seit rechtsverjährter Zeit her- 
gebrachten Besitzsunde zu beurtheilen. 

§. 176. Nur diejenigen Magistrate und Gerichtsobrigkeiten, 
welche sich vor dem Jahre 1777 in einem auf Privileg« oder a u r 
rechtsgültige Verjährung gegründeten Besitze, von dem aus ihrer 
Gerichtsbarkeit an andere Orte innerhalb der Königlichen Lande 

ADgem. Laodr. IV. Band. a A 


III. Verlal* 
huog d*s Ab- 
fahrt«* und 
Abachoaarechta 
an Privatpar* 

10Q«D. 


u 

Digitized by Google 



218 


Zweiter Theil. Siebenzehnter Titel 


gehenden Vermögen , Abfahrt»- oder Absrbossgelder zu fordern, 
befunden haben, »ollen dabei noch ferner geschützt werden. 

§. 177- Uebrigens sind die Falle und Arten des Vermögens, 
die von dem an den Staat zu entrichtenden Abschosse oder Ab* 
fahrtsgelde frei sind, nach eben diesen Gesetzen, auch in An- 
sehung der Privatberechtigten, in der Hegel zu beurtheilen. 

§<178. Wenn jedoch der Staat mit auswärtigen Mächten Uber 
eine gegenseitige Abzugs- oder Abschossfreiheit Verträge schliesst: 
so soll dabei jederzeit auf die Befugnisse des Privatberechtigten die 
erforderliche Rücksicht genommen werden. 

Anh. §.152. JJ r enn jedoch der Staat mit auswärtigen Mäch- 
ten li her eine gegenseitige Abzugs - oder Abschossfreiheit 
Verträge schliesst : so soll dabei jederzeit auf die Befugnisse 
der Privatberechtigten , in so fern dies J mit dem Slaatsinte - 
resse vereinbar ist, Rücksicht genommen werden. 

Es werden daher Privatberechtigle durch schon vorhan- 
dene oder künftige Vertrage des Staats über Abschoss - und 
Abfahrtsgelder verpflichtet , in so fern der Staat sie nicht 
ausdrücklich ausgenommen hat, oder ausnimmt. 

§. 179* Wenn an demselben Orte, wo der Eine mit den Ober-, 
der Andere aber nur mit den Niedergerichten beliehen ist, beide 
Gerichtsherren über die llefugniss zum Abfahrt» - oder Absehoss- 
gelde mit einander streiten : so hat der Erstere die Vermuthung 
für »ich. 

§. ISO. Eine Privafgerichtsobrigkeit kann den Abzug oder 
Absehoss nur von solchem Vermögen fordern, was sich unter ihrer 
Gerichtsbarkeit wirklich befindet, s . V 

§. 1 S 1 • Doch werden zu diesem Vermögen auch Capitalien 
gerechnet, welche der Auswanderndc oder Erblasser, wenn gleich 
unter einer andern Gerichtsbarkeit, ausgefiehen hat. 

§. 182. Von solchem Vermögen aber, wovon in den Fällen 
des §. 151. 152. und 167- der Staat bei Auswanderungen, oder 
Ausführungen von Erbschaften, Abzug oder Abscboss fordern 
kann, ist der Privatberechtigte dergleichen, wenn der Jurisdictions- 
gesessene, oder sein Nachlass, nur unter ein« andere inländische 
Gerichtsbarkeit geht, zu fordern nicht befugt. 

§. 183- So weit Abfahrts- oder Abschossgeldcr an »ich Statt 
Ändert', lind 'der Privatberechtigle dieselben nach vorstehenden 
Grundsätzen nicht zu fordern hat, mbssen dieselben dem Staate 
entrichtet werden. ' 

t.it i ■ ' .-U ' - 
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Achtzehnter Titel. 

,Von Vormundschaften und Curatelcn. 


§. 1 . 

P ersonen, welche Für lieb selbat zu sorgen, nicht im Stande lind, 
stehen Unter der besondere Aufsicht und Vorsorge des Staats. 

§. 2. Diese Vorsorge erstreckt sich jedoch auf dergleichen 
Personen nur in so fern, als dieselben ausser väterlicher Gewalt 
und Aufsicht sind, oder die väterliche Vorsorge ihnen nicht zu 
Statten kommen kann. 


ADrtmrina 

UrundMUf. 


§. 3. Diejenigen, welchen der Staat die Sorge für seine Pfle- 
gebefohlenen in Ansehung aller ihrer Angelegenheiten aufgetra- 
gen hat, werden Vormünder genannt. 

§. 4. Diejenigen, welche denselben entweder nur zur pcrsSn- 
lichen Aufsicht oder .Erziehung, oder nur zur Besorgung gewisser 
Geschäfte und Angelegenheiten vom Staate bestellt worden, rüh- 
ren den Namen der Curatoren. 

§. 5. Beistände aber heissen diejenigen, welche Jemand bei 
gewissen Geschäften, die er für sich allein vorzunebmen nach be- 
sondern gesetzlichen Vorschriften nicht fähig ist, oder sic solcher- 
gestalt vorzunehmen sich nicht getraut, zu Hiilfe nimmt. 


Erster Abschnitt. 

Fon den Personen, welchen Form linder oder Cura- 
toren bestellt werden müssen. 


§. 6 . Zu den Pflegebefohlenen des Staats gchdren zuvörderst Vormünder 
Kinder, Unmündige und Minderjährige. (Th, 1. Tit. 1. §.25- 26.) 

§. 7* Allen diesen müssen Vormünder vom Staate bestellt 1 * 

werden. M Inder jihrijtn; 

§, 8. Die Anordnung der Vormundschaft Uber solrhe Perso- 
nen muss geschehen, wenn dieselben entweder gar nicht in die 
väterliche Gewalt kommen, oder sobald diese Gewalt durch den 
Tod ihre Endschaft erreicht. 

§. 9 . VVas Rechtens sei, wenn die väterliche Gewalt vor er- 
reichter Volljährigkeit des Kindes durch väterliche Willenserklä- 
rung, oder durch das Gesetz aufgehoben wird, ist im Vierten Ab- 
schnitte des Zweiten Titels verordnet. ('Tit. 2. §. 255. sqq.) 

§. 10. In allen Fällen, wo einem schon gebornen Menschen 
wegen Unmündigkeit ein Vormund zuzuordneu ist, muss der noch 
UDgebornen Leibesfrucht ein Curator bestellt werden. 
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>. §. 11. Dies muss geschehen, sobald eine vorhandene oder 

auch nor vermutbeteScbwaogersehaftangezeigt worden. (Tit. 2. 
§. 26. tqq. §. 61 4. *qq.) 

2 )a™w>i,n §. 12. Wahn ■ und Blödsinnige, welche nicht unter der Auf* 

■a^BI><Uio- | j c | lt ei,,*, Vaters oder Ehemannes stehen, müssen vom Staate 
unter Vormundschaft genommen werden. 

§. 13. Wer Tür wahn- oder blödsinnig zu achten sei, muss 
der Richter, mit Zuziehung sachverständiger Aerzte, prüfen und 
festsetzen. (Th. 1. Ti*. 1. §. 29- 30.) 

3) am Vtr. §• 14* Auch den Verschwendern, welche gerichtlich dafür er- 
•cbwendi tn ; klärt werden, muss der Staat Vormünder bestellen, (übend. §. 33.) 

4 ) den Taub. §• 15- Taub- und Stummgeborene, ingleichen diejenigen, 
«lummen; welche vor zurückgelegtem Vierzehnten Jahre in diesen Zustand 

geraihen sind, müssen, sobald sie nicht mehr unter väterlicher 
Aufsicht stehen, vom Staate bevormundet werden. 

§. 16. Diejenigen, welche erst in spätem Jahren taubstumm . 
geworden sind, müssen nur alsdann unter Vormundschaft genom- 
. men werden, wenn sie sich durch allgemein verständliche Zeichen 

nicht ausdrücken können, und daher ihre Angelegenheiten selbst 
zu besorgen ganz unfähig sind. 

§. 17. Denjenigen hingegen , denen der Mangel der Sprache 
und des Gehörs den Ausdruck ihrer Gedanken und die Besorgung 
ihrer Angelegenheiten nur erschweret , soll wider ihren Willen 
kein Vormund bestellt werden. 

§. 18. Doch sind siebei gerichtlichen Verhandlungen einen 
Beistand zuzuziehen verbunden. 

5) d.n Abwe- §• 19* Abwesenden , deren Aufenthalt unbekannt ist, muss 
■emUn. d cr Staat zur Erhaltung ihres zurückgelassenen Vermögens, und 

zur Besorgung ihrer übrigen Angelegenheiten, Vormünder be- 
stellen. 

§. 20. Die Bevormundung muss alsdann geschehen, wenn ein 
ganzes Jahr hindurch f on dam Abwesenden keine Nachricht 'ein- 
gegangen ist. 

§. 21. Doch muss auch vor Ablauf das ersten Jahres die Be- 
vormundung geschehen, wenn sich Bälle von Wichtigkeit ereig- 
nen, wob$i die Besorgung dar Angelegenheiten des Abwesenden 
keinen Aufschub leidet. 

§, 22. Ist der Aufenthalt des Abwesenden zwar bekannt; et 
sipd aber Nachrichten oder wahrscheinliche Vermuthungen vor- 
handen, dass der Abwesende wider seinen Willen an der eigenen 
Besorgung seiner Angelegenheiten verhindert werde: so ist ihm 
ebenfalls ein Vormund zu bjMt,elle.Q. i 

§. 23. Wer einen BevpljiMctuUgteo.zurReiorgung seiner An- 
gelegenheiten bestellt hat, der bedarf keines Vormundes. 
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§. 24. Doch muH bei Vorfällen und Angelegenheiten , auf 
welche die erlbeilte Vollmacht nicht gerichtet ist, dem Ahn eien- 
den ein Curator bestellt werden. 

§. 25- Wenn der Bevollmächtigte innerhalb Dreier Jahre 
keine Nachricht von «einem Macktgeber erhalten hat : «o kann von 
den Verwandten des Abwesenden auf Anordnung einer Vormund- 
schaft für den Letztem angetragen werden. 

§. 26. Hiervon ßodct eine Ausnahme nur alsdann Statt, wenn 
der Bevollmächtigte durch einen rechtsgültigen Vertrag zum Er- 
ben des Abwesenden ernannt worden. 

§.27* Wenn der Bevollmächtigte stirbt ; die Vollmacht auf- 
kündigt; das Vermögen übel verwaltet; oder sonst in solche Ver- 
fassung oder Umstände geräth, die den Abwesenden, wenn ihm 
dieselben bekannt wären, zur Zurücknahme der Vollmacht wahr- 
scheinlich veranlassen würden: so finden die Vorschriften §. 25. 

26. ebenfalls Anwendung. 

§■ 28. Sind die vorbenannten Personen noch in väterlicher 
Gewalt ; so ist der Staat nur in solchen Fällen und Angelegenhei- 
ten für sie zu sorgen verbunden, wo ihr Bestes mit dem eigenen 
Vortheile des Vaters in Collision gerätb. 

§. 29« Wenn also der Vater mit solchen Kindern Verträge st« noch unter 
schliessen, oder andere Geschäfte, wodurch die Kinder ihm ver- ^wslutctirnT 
pflichtet, oder gewisser Rechte gegen ihn verlustig werden sollen, 
mit ihnen vornehmen will: so muss der Staat den Kindern dazu 
einen Curator bestellen. 

§. 30. Ein Gleiches muss geschehen, wenn mit dem für die 
Kinder ausgesetzten Erbschatze eine Veränderung getroffen wer- 
den soll. 

§. 31. Desgleichen alsdann, wenn mit Fideicommissen, wozu 
die Kinder von dem ersten Stifter mit gerufen sind, Veränderun- 
gen oder Verpfändungen vorgenommen werden sollen. - 

' §• 32. In welchen Fällen auch noch ungebornen Fidcicom- 
miss - Interessenten Curatoren bestellt werden müssen, ist gehöri- 
gen Orts verordnet. (Tit. 4- §• 95.) 

§. 33. Wenn zwischen den Aeltern noch minderjähriger Kin- 
der ein Ehescheidungsprozess entsteht; so muss den Kindern ein 
Curator bestellt werden. 


Curatoren 
sind zu be- 
stellen s 
I) Vor be- 
nannten Per- 
sonen, wenn 


Aah. §• 153. In Ehescheidungsprozessen soTl es der Bevormun- 
dung der Kinder nur dazu bedürfen , wenn es sich aus der er- 
folgenden Verhandlung ergiebig oder dem Gericht bekannt 
ist, dass ein oder beide Ehegatten sich der Verschwendung 
des Vermögens oder der Vernachlässigung der Erziehung 
der Kinder verdächtig machen. 

§. 34. Besonder« aber ist den noch unter väterlicher Gewalt 
•tehenden minderjährigen Kindern ein Curator zu bestellen, wenn 
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zwilchen ihnen und dem Vater eine Auseinandersetzung , wegen 
des mütterlichen, oder des sonst den Kindern eigenthümlich zu- 
- stehenden Vermögens erfolgen soll. 

§. 35. Der Vater muss angehalten werden, sich mit den Kin- 
dern auseinander zu setzen, wenn er zu einer anderweitigen Khe 
schreitet. 

§. 36. Ferner in allen Fällen, wo er nach Vorschrift der Ge- 
setze für das Vermögen der Kinder Sicherheit zu bestellen ver- 
bunden ist. (Tit. 2- §- 179" »‘llO 

. §-37. Wenn solchen Kindern etwas unter der ausdrücklichen 

Bedingung, dass der Vater von dessen Verwaltung ausgeschlossen 
sein solle, vermacht oder sonst zugeweodet worden : so muss densel- 
ben, wegen eines solchen Anfalls, ein besonderer Curator bestellt 
* werden. 

§. 3S. Auch diejenigen, welche den Kindern einen Pflicht- 
theil schuldig sind, können dem Vater die Verwaltung darüber 
entziehen. 

2) Volljähri. §• 39- Volljährige F.hefrauen bedürfen der Regel nach hei- 
Ehftrjum; ner Bevormundung vom Staate, wenn sie auch in Umstände gera- 

then, da bei andern Personen die Bestellung eines Vormundes 
HOthwendig wäre. I 

§. Jo. Alsdann ist der Mann, so lange er seinen eigenen Sa- 
chen vorslehen kann, in Ansehung des vorbehaltenen Vermögens 
einer solchen Frau, als ihr Vormund anzusefaen. 

§. 4l. Sollen aber wegen des Eingebrachten Verfügungen 
getroffen werden, wozu die Gesetze die ausdrückliche Kinwilli. 
gung der Frau erfordern : so ist derselben dazu ein besonderer 
Curator zu bestellen. (Tit. 1. §. 232. sqq.) 

§. 42. F.in Gleiches muss geschehen, wenn, bei einer Dispo- 
sition über das vorbehallene Vermögen, das Interesse des Mannes 
mit den Vorthcilen der Frau in Collision kommt. 

§. 4 3. Das Vermögen einer Hausfrau steht nicht unter Ver- 
waltung des Mannes. 

§. 44. Es muss ihr also in allen Fällen, wo andere Personen 
unter Vormundschaft zu nehmen sind, ein besonderer Vormund 
vom Staate bestellt werden. 

§. 45. Bei der Auswahl des zu bestellenden Vormundes kann 
das vormundschaftliche Gericht, nach Bewandniss der Umstände, 
auch auf den Mann Rücksicht nehmen. 

3) gell «n b*. §• 46. Einem Bevormundeten wird nur alsdann ein Curator 

Timrnmd.tfn bestellt, wenn zwischen dem Pflegebefohlenen und dem Vormunde, 

in den eigenen Angelegenheiten des Letztem, etwas zu verhan- 
deln ist. 

§. 47. Auch kann der Staat dem Pflegebefohlenen zu Ange- 
legenheiten, welche eine vorzügliche Sachkenntnis!, die von dem 
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Vormunde nicht zu erwarten ist , voraussetzen, einen besondern 
damit versehenen Curator bestellen. - 

§. 48. Wenn zwischen mehrern Pflegebefoblnen, 4' e nur ei- * 

■nen gemeinschaftlichen Vormund haben, wegen eines erheblichen 
Interesse Collision entstsbt ; so muss jedem von beiden Tbeilen, 
zur Besorgung dieser Angelegenheit, ein Curator bestellt werden. 

§■ 4y. Wenn Fälle Vorkommen, wo man noch nicht weis*, 4) nnbrlsnn- 
wer es sei, der bei einer Sache, oder bei einem Geschälte ein Inter- j”? 
esse habe : so muss auch den unbekannten Interessenten ein Cu- rewenten. 
rator bestellt werden. 

§. 50. Ein Gleiches muss geschehen , wenn bei einem Ge* 
schul te, welches keinen Aufschub leidet, ein an sich bekannter In- 
teressent seine Rechte schleunig genug selbst wahrzunehmen ver- 
hindert ist. 

§•51» Unter die Personen, welche gewisse Angelegenheiten Pereenen, 
nur mit Zuziehung eines Beistandes vornehmen können, gehören : »thlcn 

1 ) volljährige unverheirathete Frauenspersonen ; müssen. 

2) diejenigen verheiratheten Frauen, welche weder eines Vor- 
mundes noch eines Curators bedürfen ; 

3) Blinde, oder beständig kranke Personen; 

4) Taubstumme, welche keines Vormundes bedürfen, (§. 17*) 

5) Personen, welche gar nicht, oder nicht Geschriebenes lesen, 
oder nicht selbst schreiben können. 

§. 52. In welchen Angelegenheiten dergleichen Personen ei- 
nes Beistandes bedürfen, ist bei den dabin gehörigen einzelnen 
Geschäften, in den Gesetzen bestimmt. 

§. 51. Wo die Gesetze zu einem solchen Beistände einen 
Rechtskundigen nicht ausdrücklich erfordern, da kann jede Manns- 
person, die ihren Sachen selbst vorzustehen fähig und berechtigt 
ist, dazu gewählt werden. 

§. 54. Km Beistand muss von dem, welcher seiner bedarf, 
entweder selbst ausgewählt, oder wenn dieser nicht wählen kann 
oder will, von dem Richter, bei welchem die Handlung zu voll- 
ziehen ist, ihm zugeordnet werden. 

§. 55. Uebrigens bedarf die Auswahl oder Annehmung eines 
Beistandes keiner richterlichen Bestätigung, noch anderer beson- 
derer Feierlichkeiten. 

Zweiter Abschnitt. 

Von denjenigen, welchen die Bestellung der Vor- 
münder und Curutoren xukommt und obliegt. 

• ' §. 56. Wenn Kinder wegen noch nicht erreichten volljähri- Wem die 

gen Alters bevormundet werden sollen : so ist der Richter, unter d er ™nmüi»-* 
welchem der Vater seinen persönlichen Gerichtsstand entweder 

Ingleichen 
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*ur Zeit seines Ablebens gehabt , oder zur Zeit des eintretenden 
Falles wirklich bat, dafür zu sotgen verpflichtet. 

§• 5J. Hat der Tater zur Zeit seines Ablebens einen doppel- 
ten persönlichen Gerichtsstand unter eine« Ober- und Unterge» 
richte gehabt : so gebührt die Bevormundung dem erstem. 

§. 58. Sind beide Gerichte von gleicher Qualität: so ist das- 
jenige «ur Bestellung de« Vormundes befugt und verpflichtet, 
unter welchem der Vater zuletzt bei seinem Ableben wirklich ge- 
wohnt hat. 

§. 5.9. Ist in diesem Falle (§. 58.) der Vater, dessen Kindern 
ein Curator bestellt werden soll, noch am Leben : so muss die Be- 
stellung von demjenigen seiner beiden Gerichtsstände geschehen, 
hei welchem zuerst darauf angetragen worden. 

§. 60. Soll der Curator zur Verwaltung eines Grundstücks 
bestellt werden, welches unter einem der beiden Gerichte (§. 58.) 
belegen ist: so gebührt diesem Gerichte der flache der Vorzug. 

§. 6l. Bei minderjährigen Kindern, welche der Eigenschaft 
von Kindern aus einer Ehe zur rechten Hand nicht theilhaft wor- 
den sind, bestimmt der persönliche Gerichtsstand der Mutter das 
Recht und die Pflicht zur Bevormundung. 

§. 62. Oie Bevormundung eusgesetzter Kinder, deren Ael- 
tern unbekannt sind, liegt dem Untergerichte des Orts ab, wo sie 
gefunden worden. 

ttiV’ d «j ° U * §• 63. I« Fällen, wo Jemanden nicht wegen Minderjährigkeit, 

a, d*™unor ,n sondern aus andern gesetzlichen Ursachen, ein Vormund oder Cu- 
Vormundschaft rator bestellt werden muss, ist der Richter seines persönlichen Go- 
xu«c msii > duu verpflitidet. 

§• 64. Hat eia solcher Mensch einen doppelten persönlichen 
Gerichtsstand, so gebührt die Bevormundung dem Obergerichte. 

§. 65. Sind beide Gerichte von gleicher Qualität: so kommt 
die Bevormundung demjenigen zu, unter welchem er zur Zeh des ' 
eintretenden Falle« wirklich wohnt. 

§• 66. Hat er «Ich damals an einem dritten Orte aufgehalten : 
so finden die Vorschriltcn §. 59-60. Anwendung. 

§. 67. Ist die Ausübung der Gerichtsbarkeit über Personen, 
die an «ich einen privilegirten persönlichen Gerichtsstand haben, 
einem Untergerichte für beständig aufgetragen : so gebührt dem- 
selben auch die Bevormundung. 

der Fremden ; §. 68. Fremde, die in hiesigen Landen sich niederzulassen im 

Begriff stehen, aber darin noch keinen bestimmten Wohnsitz ha- 
ben, müssen, so wie die bei ihrem Absterben etwa zurückgebliebe- 
nen Kinder, erforderlichen Falls von dem Obergerichte der Pro- 
vinz bevormundet werden. 

§. 69. »oe* steht dem Obergerichte frei, di« Bevormundung, 
noch Bewandnis« der Umstände, auch einem Untergerichu zu über- 
tragen. , 
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§•70. Hatte ein Fremder, welcher nach seinem Stande nicht 
unter die F.ximirten gehört, Uber den Or», wo er in hiesigen Landen 
«einen Wohnsitz Aufschlägen wolle, sich schon deutlich geäussert: 
so gebUhrt die Bevormundung den Gerichten dieses Orts. 

§. 71- Anderen Fremden, die entweder selbst in Umstände 
gerathen, wo sie eines Vormundes bedürfen, oder welche Kinder, 
die sich in diesen Umständen befinden, zurücklassen, muss von dem 
Gerichte des Orts, wo sie oder ihre Kinder sich alsdann wirklich 
aufhalten, ein Curator bestellt werden. 

§. 72. Oie Pflicht eines solchen Curators erstreckt sich jedoch 
nnr auf eine einstweilige Obsorge für die Person dieser Pflegebe- 
foblnen, und das bei ihnen befindliche Vermögen, solange, bis den 
Gerichten ihres auswärtigen Wohnorts von dem Vorfälle Nach* 
rieht gegeben, und von diesen weitere Verfügung getroffen wer- 
den kann. 

§. Ti. Gebürt ein solcher fremder Reisender (§. 71«) unter 
die F.ximirten : so muss zwar das Untergericht seines hiesigen Auf- 
enthaltsorts, wenn nicht das Obergericht sich an eben demselben 
Orte befindet, für die Bevormundung selbst unverzüglich sorgen. . 

§• 74. Ks muss aber dem Obergerichte der Provinz den Vor- 
fall sofort anzeigen, und demselben die weitere Verfügung fiber- 
lassen. 

§. 7 5. Nach dem Tode eines Vaters vom Militairstande, ge- a«r Militatr- 

hört die Vormundschaft über seine hinterlassenen Kinder vor die P'”“”'' 1 ,u ■ 

komme. 

Civilgenchte. 

§. 7 6. Demjenigen Gerichte, welchem der Vater, wenn er 
seine Dimission erhalten hätte, nach näherer Bestimmung der Pro- 
zessordnung unterworfen gewesen wäre, liegt auch die Bestel- 
lung der Vormundschaft über seine Kinder ob. 

§. 77. Zur Bestellung eines Curators für Kinder von Mill- 
tairpersonen, die sich noch unter väterlicher Gewalt befinden, 
sind die Kriegsgerichte verpflichtet. 

§.78. Sobald jedoch mit Führung der Curatel eine VermS- 
gensadministratien verbunden ist, müssen die Civilgerichte, vor 
welche, wenn der Vater gestorben wäre, die Bevormundung ge- 
hören würde (§. 76«), die Direction der Curatel übernehmen. 

Anh. §. 154. JVenn den Kindern eines noch in wirklichen 
Kriegsdienst an stehenden Vaters Grundstücke zufallen , 
von deren eigenen Verwaltung der Vater ausgeschlossen ist t 
so verbleibt, die Administration derselben zwar den Civilge • 
richten der Sache ; diese sind jedoch schuldig in allen Vor* 
fallenheiten, welche nicht den gewöhnlichen f f'irthschaflsbe- 
irieb angehen , den Militair geeichten Nachricht zu geben, 
und mit ihnen Rücksprache zu nehmen. 
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§. 79* Diesen steht aber frei, zurFührung der Administration 
einen besondern Curator , »tat» denjenigen , welchen dai Militair* 
gericht zur Regulirung der Sache bestellt hatte, auszuwählen, und 
denselben dem Olilitairgerichte zur Verpflichtung vorzuschlagen. 

§. SO. Wenn eine Militairperson im Felde mit Tode abgeht: 
•o können sich die Kriegsgerichte der Sorge für das mit ins Feld 
genommene Rlobiliarvcrmögen so lange nicht entziehen, bis selbi- 
ges, oder der daraus gelötete Werth, dem Civilgerichte, welchem 
die Bevormundungobliegt, mitSicherheitabgeliefert werden kann. 

An h. §. 1 55. Es werden die Militairgerichle, wegen der Ter- 
fügung über das von einer im Felde verstorbenen Militair— 
person hintcrlassene und bei der Armee befindliche Mobiliar- 
vermögen , auf die Forschrift des Heglements vom 30 sten 
November 1772. §. 2. und 17. und die damit überein- 
stimmende Disposition der allgemeinen Gerichtsordnung 
Th. 2. Tit. 5. j. 17. und 18. nochmals verwiesen. 

Welchem §.81. Derjenige Richter, welcher den Vormund bestellt, hat 
Dirrciion .irr die Uirection der Vormundschaft über das ganze Vermögen , io 
Vormund.tbaft UJ1( ] ausser seiner Gerichtsbarkeit. 

(tbiilixc. 

§. 82. Besitzt der 1‘flegebefohlne Güter und Vermögen in 
einer andern Königlichen l'rovinz : so muss der Rirhter der 
Sache, aui Ansuchen des vormundschaftlichen Gerichts, einen be- 
sondern Curator bestellen, und die unmittelbare Aufsicht über- 
nehmen. 

§. 83. Besitzen inländische Pflegebefohlne Güter und Grund- 
stücke in fremden Landen : so muss der auswärtige Rirhter der 
Sache ersucht werden , dieselben in Verwaltung zu nehmen , und 
die Einkünfte davon dem inländischen Vormunde zur Berechnung 
and Ablieferung einhändigen zu lassen. 

§• 84. Ein gleiches Verfahren muss im umgekehrten Falle, 
wenn nämlich ausländische Pilogebefohlne in hiesigen Landen 
Güter und Grundstücke besitzen, von dem inländischen Richter der 
Sache, jedoch mit Vorbehalt des Retorsionsrechts, beobachtet 
werden. 

§. 85. Eine Veränderung in dem Wohnorte der Pflegcbefohl- 
nen, oder ihrer Aeltern, wirkt keine Veränderung in der Uirection 
der Vormundschaft. 

§. 86. Erlordert es jedoch das Beste der Pflegcbefohlnen, 
dass die Dirertion der Vormundschaft dem Richter des veränder- 
ten Aufenthalts übertragen werde : so ist dieser sie zu übernehmen 
schuldig. 

§. 87* Auch muss jedes Gericht, von welchem Kindern noch 
bei des Vaters Leben nur ein Curator bestellt worden , die fernere 
Uirection dieser Curatel demjenigen Gerichte überlassen, welchem 
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die Bevormundung dieser Kinder nach des Vaters Absterben 
obliegt. 

' §. 88. Ist Jemanden vom Militairstande, oder dessen Kindern, 

ein Vormund oder Curator bei dem Kriegsgerichte bestellt wor- 
den : so muss, wenn demnächst die llltlitairgcrichtsbarkeit auch 
auf andere Art, als durch den Tod , gänzlich aufhört, dasjenige 
Civilgericht, unter welches der Vater nach §. 79- zurückfällt, auch 
die fernere Direction der Vormundschaft oder Curatel übernehmen. 

§. 89* Wenn ausser diesem Kalle der Vater derPflegobefohl- 
nen , während dessen Leben denselben ein besonderer Curator hat 
bestellt werden müssen, seinen Wohnsitz oder Gerichtsstand ver- 
ändert: so bleibt dennoch die Direction der Curatel bei demjeni- 
gen Gerichte, wo sie angeordnet worden; wenn der Vater nicht 
dieAbgcbung derselben an das Gerichtseines nunmehrigen Wohn- 
sitzes ausdrücklich verlangt. 

§• 90 . Für die Bevormundung solcher Personen , die sich WersufB«. 
Selbst nicht vorstehen können, ist sowohl der Richter des Orts, wo 
sie sich befinden, als das Gericht, welchem die Bevormundung verpflichte« 
zukommt, von Amtswegen zu sorgen verbunden. 

§. 91. Kt der Richter des Orts nicht zugleich der Vormund- 
schaftsrichter, und sind beide Gerichte nicht an Einem Orte be- 
findlich : so mussKrsterer dem Letztem von dem vorgekommenen 
Kalle sofort Anzeige machen, 

§•92. Die Verwandten solcher Personen, die Ehegatten, der 
überlebende Thcil der Aeltcrn, sollen dem Richter die Einlrctung 
des Falles, wo nach den Gesetzen eine Vormundschaft angeordnet 
werden muss, anzcigen, un ] deren wirkliche Anordnung betreiben. 

§. 9-1. Prediger , Dorfgerichte und andere , welchen die An- 
zeige der vorkommenden Todesfälle zur Pflicht gemacht ist, sind 
schuldig, wenn der Verstorbene Personen, die der Bevormundung 
bedürfen, faintcrlässt, der Obrigkeit davon Machricht zu geben. 

(Tit. 7. §. 67. Tit. 11. §. 47 S- 4S0.) 

§. 94. Auch die Zunfiältestcn und andere Mitglieder, die mit 
dem Vater des Pflegebefohlnen , oder mit dem l’flegebefoblnen * 
selbst, als Handlungsgesetlschafter oder sonst, in nähern Verbin- 
dungen gestanden haben, können sich dieser Obliegenheit nicht 
entziehen. 

§. 95. Ist demjenigen, welchem dergleichen Anzeige zu machen 
obliegt, das Gericht, welchem die Bevormundung zukommt, nicht 
bekannt; so ist es genug , wenn nur die Anzeige irgend einem am 
Orte oder in der Nabe befindlichen Richter geschieht. 

§. 96 . Weiss auch ( dieser nicht , wohin die Vormundschaft 
gehöre: so muss er von dem Vorfälle sofort ao das Obergericht 
der Provinz berichten. 

§•97« Verwandte von Minderjährigen, Wahn- oder Blöd- 
sinnigen, welche, nachdem der Fall zu ihrer Wissenschaft gelangt 
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Mt, di« ihnen davon obliegend« Anzeige verabsäumen, haften den 
Pflegebefohlnen für allen dadurch erlittenen Schaden. 

§. 98* Der Nähere haftet vorzüglich vor den Entfernteren, 
and mehrere gleich Nahe haften zu gleichen Theilen. 

§. 99* 1° gleicher Art haften Verwandte, welche die Pflicht, 
für die Bevormundung eines Wahnsinnigen zu sorgen, vernacb- 
lässigen, auch einem Dritten für den, nach dieser Veroachlässi- 
gung, von dem Wahnsinnigen ihm zugefügten Schaden, in so fern 
der Ersatz desselben überhaupt Statt findet, und dem Beschädig* 
ten dazu auf andere Art nicht verholfen werden bann. (Th. 1. 

Tit. 6. §. 4l. 44 ) 

§• 100. Verwandte, die entweder weiter, als im vierten Grad«, 
mit dem Pflegebefohlnen stehen , oder die mit ihm nicht an einem 
Orte leben, haften nur alsdann, wenn sie die Anzeige vorsätzlich, 
in der Absicht die Bevormundung zu hindern , unterlassen haben. 

§. 101. Wenn Minderjährige wegen Ableben des Vaters be- 
vormundet werden sollen: so muss die Mutter die erforderlich« 
Anzeige davon längstens binnen Sechs Woeben nach dem Tod« 
des Mannes machen. 

§. 102. Versäumt sic dieses: so haftet sie nicht nur vorzüg- 
lich vor allen Verwandten, wegen des den Kindern aus der unter- 
bliebenen Bevormundung entstandenen Schadens; sondern si« 
verliert auch allen Anspruch auf die Vormundschaft. 

§•103. Was Rechtens sei, wenn ein Wittwer, oder eine 
Wittwe, zur fernem Ehe schreiten, ohne sich mit den Kindern aus 
voriger Ehe aus einander gesetzt, und zu dem Ende auf Bestellung 
eines Vormundes oder Curators für sie angetrageo zu haben, i«t 
gehörigen Orts bestimmt. (Tit. 1. §• 18. sqq. §. 1013. sqq.) 

§. 104. ln Fällen, wo einer verheiratheten Person ein Vor- 
mund oder Curator bestellt werden muss, ist der andere Ehegatte, 
die erforderlich« Anzeige zu machen, vorzüglich vor allen andern 
verpflichtet. 

§. 105. Alle (Jebrige, die nach §. 93. 94. zur Anzeige ver- 
bunden sind, werden im Unterlassungsfälle, wegen dieser Ver- 
nachlässigung ihrer Amtspflicht, nach Bewandniss der Umstände, 
und nach Vcrhättniss des daraus entstandenen Schadens, mit fiska- 
lischer Strafe von Fünf bis Fünfzig Thalern belegt. 

§. 106. Wenn einer von den zur Anzeige verpflichteten Per- 
sonen dieselbe wirklich macht : so befreit er dadurch die übrigen 
von aller Vertretung wegen des nachher entstehenden Schadens. 

§. 107* Bin jeder Richter, welcher in gehöriger Anordnung 
der Vormundschaft Uber seine Pflegebefohlnen seine Pflichten 
verabsäumt, hat jedesmal fiskalische Strafe verwirkt ; und haftet 
überdies dem Pflegebefohlnen für allen Schaden. 

§. 108. Gleiche Verantwortung und Strafe trifft den Unter- 
riebter, der von einem in seiner Jurisdictioo vorgekommenen Faüe, 
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dem Obergerichte , zu dessen Besorgung derselbe gehört > keine 
Nachricht giebt. »,• 


Dritter Abschnitt. 

Von den Personen , welche das Amt eines Vormundes 
xu übernehmen schuldig , und daxu fähig sind. 

§. 109- Kein Bürger des Staats kann sich einer von der Obrig- 
keit ihm aufgetragenen Vormundschaft ohne besondere und er- 
hebliche Ursachen entziehen. 

§. 110. Die Auswahl der Personen, welche zu Vormündern 
oder Guratoren bestellt werden sollen, gehört zur Beurtheilung 
desjenigen Richters, welchem die Anordnung der Vormundschaft, 
oder Curatel obliegt. (§, 56. sqq.) 

§. 111. Dieser ist berechtigt, Vorschläge eines zu bestellen- 
den Subjekts von den Anverwandten oder Zunftältesten zu er- 
fordern. 

§.112. Für mehrere Geschwister ist die Bestellung eines ge- 
meinschaftlichen Vormundes hinreichend. 

§. 113. Es können aber auch mehrere Vormünder einer ein- 
zelnen Person bestellt werden. 

§. lih. Im letztem Falle kommt es auf die Anordnung des 
Richters an : ob und wie die Geschäfte unter die mehrere Vor- 
münder gctheilt, oder gemeinschaftlich von ihnen besorgt werden 
sollen. 

§■ 1 15« Mehrere Vormünder, die zur gemeinschaftlichen Be- 
sorgung der Angelegenheiten des Pllegebefohluen verordnet sind, 
stellen Fine moralische Person vor. 

§. Il6. Was also einer, oder mehrere, ohne Zuziehung der 
übrigen vornehmen, ist für den Pflegebefohtnen eben so unver- 
bindlich, als wenn es von Fremden geschehen wäre. 

§. 117. Können die Vormünder sich über das vorzunehmen- 
de Geschäft nicht vereinigen: so entscheidet nicht die Mehrheit 
der Stimmen; sondern die Sache muss dem vormundschaftlichen 
Gerichte zur Entscheidung vorgetragen werden. 

§. 118. Das Verhältnis solcher Vormünder (§.115.) wird 
nicht geändert, wenn sie gleich untereinander in die Besorgung 
der verschiedenen vorkommenden Geschäfte sich thcilen. 

§. 119. Hat der Richter die Geschäfte unter mehrere Vor- 
münder getheilt : so ist keiner von ihnen zu einer Mitverwaltung 
bei den Geschäften des andern befugt oder schuldig. 

§■ 120. Derjenige, welchem keine Theilnebmung an der 
wirklichen Verwaltung der Vormundschaft, sondern bloss die Auf- 
sicht über die verwaltenden Vormünder angewiesen worden, wird 
Khrenvormund genannt. 


Allgemein» 
Befugnis» de» 
Richter» bei 
Bestellung der 
V ormünder. 


Von Bestel- 
lung Eine» 
Vormund» für 
mehrere Pfle- 
gebefohlne: 
und mehrerer 
Vormünder 
für Einen 
Pilegebcfohl* 
neu. 


Verhalt- 
Bl*» mehrerer 
Vormünder 
unter einan- 
der. 
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§•121. Mehrere Vormünder, unter welche die Verwaltung 
von dem Richter getbeilt worden, stehen gegen einander in dem 
Verhältnisse als Ehren Vormünder. 

§. 122. Es »oll also einem jeden solchen Vormunde die Pflicht, 
Cber das Betragen der andern zu wachen, und wenn er etwa 9 Ver- 
dächtiges wahrnimmt, davon Anzeige zu tbun, gleich bei seiner 
Bestellung besonders bekannt gemacht werden. 

§. 123. Was vorstehend (§. 115-122.) von mehrern Vor- 
mündern verordnet ist , gilt auch von mebrern Curatoren , welche 


den Pflrgebetohlnen zu einerlei Art von Geschäften, Angelegen- 
heiten, oder Vermögen zugeordnet sind. 

§. 12^. Mingeg en stthen mehrere Curatorcs, die in Ansehung 
verschiedener Angelegenheiten oder Vermögensverwaltungen be- 
stellt worden, unter einander in keiner Verbindung. 

V«n d* rite. §• 125. Vormünder sollen ohne Noth von dem Richter nicht 
^Vormund«* kl° ss au ^ e,n « gewisse bestimmte Zeit bestellt werden. 

•uf oder von §. 126- Hat aber der Vater verordnet, dass ein von ihm er- 
Zeit. nannter V ormund nur bis zu einer gewissen Zeit oder Regebenheit 
die Vormundschaft führen solle: so kann der Richter nur aus 
erheblichen, zum offenbaren Besten derPflegebefohloen gereichen- 
den Gründen, von dieser Vorschrift abgehen. 

§. 127« K»n Gleiches gilt, wenn der Vater verordnet hat, 
dass die von ihm ernannte Person nur von einem gewissen Erfolge 
oder Zeitpunkte an, die Vormundschaft fuhren solle« 

§. 128. Was hier (§. 126. 127 ) von der Verordnung des 
"Vaters bestimmt ist, gilt auch von Jedem , welcher den Pflegebe- 
f oh Inen etwas zuwendet, und bei Ernennung eines Curator» dar- 
über dergleichen Einschränkungen beifügt. 

Personen, die §• 1 2y. Der Richter darf nurj>o!che Personen zu Vormündern 
nHin« von Vor- auswa blen, bei welchen die erforderlichen Eigens« haften, dass sie 
imjnditrh.iro-n das Reste der Pflegebefohlncn gehörig besorgen können und wol- 

unfahi* sind; , « . . . ° ° 

l) in An- Icn i mit Grunde vorauszusetzen sind. 

•ehung aller; §. 130. Wer seiner eigenen Sache vorzusfehen nicht fähig 
ist, der kann auch einem Andern niemals, und unter keinerlei Um- 
ständen, zum Vormunde oder Curator bestellt werden. 


§• 1J1. Minderjährige sind ausgeschlossen, wenn sie gleich 
in ihren eigenen Angelegenheiten für grossjährig erklärt worden. 

§. 132. Auch wenn sie von dem Vater der Pflegebefohlnen 
zu Vormündern ernannt worden, können sie doch erst nach erlang- 
ter Gross jährig keit zur wirklichen Führung der Vormundschaft 
gelassen werden. 

§. 133. Grossjährige, die aber noch unter väterlicher Gewalt 
stehen, können nur mit Einwilligung des Vaters Vormundschaften 
übernehmen. 


§• 134. Die in einem Kloster ein wirkliches Ordensgeliibde 
abgelegt haben, können nicht Vormünder oder Curatore 9 sein. 


/ 
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§. 135. Leute, die « egen grober Verbrechen verurtheilt wor- 
den, oder die bekanntlich ein ruchlose« und schändliches Leben 
fuhren, sind zu jeder Vormundschaft oder C’uratel unfähig. 

§. 136. Auch denjenigen, welche wegen Untreue oder grober 
Fahrlässigkeit einer \ ormundschaft entsetzt worden, darf keine 
andere mehr übertragen werden. 

§. 137. Christen künnen für Personen, die keiner der Christ- 2 ) lo An - 
lichen Keligion«parteien zugethan sind, und diese für jene, zu «iVenuii 
Vormündern nicht bestellt werden. > »ckaften. 

§• 13S. .Wohl aber ist die Bestellung solcher rerschiedener 
Glaubensgenossen zu Curatoren, in einzelnen bloss das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten zulässig. 

§•139- Stiefväter sind in der Regel nicht, wohl aber in be- 
sondern Fällen , wo nach richterlichem Krmessen ein erheblicher 
Vortheil für die Pfiegebtfohlnen davon zu erwarten ist, ihren 
Stiefkindern zu Vormündern zu bestellen. 

§• 140. Ehemänner künnen die Vormundschaft ihrer noch 
nicht volljährigen Ehefrauen nur alsdann übernehmen , wenn der 
Fall der Bevormundung erst nach vollzogener ileirath eintritt, 
und das \ermügen der Frau sicher gestellt ist. 

§. l4l. Wen der Vater der Pflrgebcfohlnen von Führung 
der Vormundschaft über seine Kinder ausdrücklich ausgeschlossen 
hat, der kann auch von dem Richter dazu nicht bestellt werden. 

§. l42. Auch steht jedem Andern, welcher den Pflege befühl- 
ten mehr, als einen ihnen schuldigen Pflirhttheil hinterlässt, das 
Recht zu, gewisse Personen zu bestimmen, die von der vormund- 
schaftlichen Verwaltung solcher Zuwendungen ausgeschlossen 
sein sollen. 

§• 143. Frauenspersonen, die leibliche Mutter, und dieGross- 
mutter der Pi'.'^gcbefohlneii allein ausgenommen, darf der Richter 
Vormundschaften oder Curatelen nicht auftragen. 

§• 144. Personen, welche mit den Pflrgebefohlnen , oder 
deren Aeltern, in öffentlicher Feindschaft gelebt habrn, oder noch 
leben, künnen von dem Richter zu Vormündern oder Curatoren 
der erstem nicht gewählt werden. 

§. l45. Gerichtliche Anschuldigungen grober Verbrechen ; 
verübte Thätlirhkeiten gegen das Leben oder die Gesundheit } 
ehrenrührige Schmähungen ; und Prozesse über einen beträcht- 
lichen Theil des Vermögens, begründen die rechtliche Vermuthung 
einer solchen Feindschaft. 

§. 146. Sind dergleichen Zwistigkeiten schon vor mehrern 
Jahren vorgefallen ; so hängt es vom richterlichen F.rmessen ab« 
m wie fern nach den Umständen angenommen werden könne, das« 
die feindseligen Gesinnungen durch eingetretene W'iedcrauisüh- 
nung, oder durch den Zeitvferlaui gehoben worden. 
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§• 147. Gläubiger und Schuldner der Pflegebefohlnen , und 
überhaupt all« diejenigen , deren Recht mit dem Rechte oder In- 
teresse der Pflegebefohlnen in Widerspruch etehen , kann der 
Richter zu Vormündern nicht wählen, »o lange über die Richtigkeit 
der gegenseitigen Ansprüche noch einiger Zweifel vorhanden ist. 

§. 1 4 8 . Entstehen dergleichen Zweifel erst nach übernomme- 
ner Vormundschaft : so muss dem Pflegebefohlnen, zur Berichti- 
gung einer solchen Angelegenheit, ein besonderer Curator bestellt 
werden. 

§. 1 4y. Ein Schuldner des Pflegebefohlnen, welcher eine au 
•ich liquide und fällige Schuld nicht bezahlet! kann oder will, 
darf ihm von dem Richter zum Vormunde nicht bestellt werden. 

§. 150. Kein Ricbtersoll, ohne besonders erhebliche Ursache, 
Jemanden aus einer andern Jurisdiction seinen Pflegebefohlnen 
zum Vormunde bestellen. 

§. 151. Erhebliche Ursachen sind, wenn der fremde Gerichts- 
gesessene mit dem Pflegebefohlnen durch Verwandtschaft, oder 
gemeinsames Interesse, in näherer Verbindung steht. 

§. 152. Oder wenn es dem vormundschaftlichen Gerichte an 
tauglichen Personen in seiner eigenen Jurisdiction ermangelt. 

§. 153* In solchen Fällen muss jedes Gericht in Königlichen 
Landen, auf gebührendes Ansuchen, seine Gerichtsgesessenen zur 
Uebernehmung der Vormundschaften auch unter fremden Juris- 
dictionen anhalten. 

§. 154. Ein solcher Vormund wird, in allen auf die Vormund- 
schaft sich beziehenden Geschäften und Angelegenheiten, dem 
vormundschaftlichen Gerichte unterworfen. 

§. 155. Vormundschaften ausserhalb Landes darf Niemand, 
bei Vermeidung einer nach den Umständen zu bestimmenden fis- 
kalischen Geldstrafe, ohae Vor wissen und Genehmigung seines 
inländischen ordentlichen Richters übernehmen. 

§. 156. Fremde, die in Königlichen Landen keinen ordent- 
lichen Gerichtsstand haben , können inländiscken Pflegebefohlnen 
nur aus überwiegenden Gründen des Bestens derselben , und nur 
unter Genehmigung des Justizdepartements , zuVormündern be- 
stellt werden. 

§. 157- Auch müssen dergleichen Vormünder sich, in allen 
die Vormundschaft betreffenden Angelegenheiten, der Jurisdiction 
des vormundschaftlichen Gerichts ausdrücklich unterwerfen , und 
die Binwilligung ihres eigenen auswärtigen Richters in beglaubter 
Form beibringen. 

§• 158. Königliche und Prinilicfae Domainen - Pächter und 
Beamte, Verwalter und Empfänger Königlicher, Prinzlieher, oder 
anderer öffentlicher, ingleichen der den privilegierten Corporatio- 
nen und milden Stiftungen zugehöriger Güter, Gelder und Ein- 
künfte, können ohne ausdrückliche Einwilligung der Behörde, 
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welcher eie wegen solcher Pacht oder Verwaltung untergeben sind, 
au Vormündern nicht bestellt werden. 

§. 159- I^ie Erlaubnis* soll nur alsdann von dem vormund- 
schaftlichen Gerichte angenommen werden , wenn mit der Vor- 
mundschaft gar kemeVermSgensadministration verknüpft ist ; oder 
wenn für diese eine besondere, hinlängliche, und von aller Verhaf- 
tung für die Pacht oder die Casse freie Caution geleistet werden 
kann. 

160. Militatrpersonen dürfen ohne Consens ihres Chefs 
oder Kommandeurs keine Vormundschaft übernehmen. 


Anh. §.156* Wenn Generale und Stabsoffiziere nicht für 
ihre eigene Kinder die natürliche FormimSschaft fuhren, son- 
dern für fremde Kinder und Verwandten eine Curatel über- 
nehmen moileni so müssen sie die unmittelbare Erlaubniss 
des Königs dazu nacksuchen. •< i 

§• 161. Civilbedientc können ohne Vorwissen und Genehmi- 
gung ihrer unmittelbaren Amtsvorgesetzten zu Vormündern nicht 
bestellt werden. 

§. 162. Für Räthe bei Königlichen ColJegüs muss die Erlaub- 
niss des dem Collegio, Vorgesetzten Departements ; für Dirigenten 
und Burgemeister in den Städten aber muss selbige bei dem Lan- 
descollegio, dem sie wegen ihres Amts untergeben sind , nachge- 
sucht werden. ■ .... n 


§• Ki3. Curatel zu einzelnen Handlungen und Geschäften, 
Womit Leise Vermögensadministration verbunden ist, Lunsen die 
benannten Personen auch ohne besondere Erlaubniss übernehmen. 


§. l64. Wer nach vorstehenden Grundsätzen zu Ueberneh- 
mung einer Vormundschaft, entweder dutchaus, oder unter gewif- nr „. 
sen Umständen und Verhältnissen unfähig ist, muss, wenn er den- 
noch dazu aufgefordert wird, dem Richter den Grund seiner Un- aufgetragen 
ffähigkeitanzeigeo. ’V ÄÄ 

§. 165. Ist er zum Vormund wirklich bestellt worden: bo 
muss ihm der Richter, sobald seine Unfähigkeit zu dessen Kennt- 
niss gelangt, die Vormundschaft sofort wieder abnehmen ; und er 
muss alle dafür gezogene Vortheile o der Belohnungen zurückgeben. 


§. 166. Hat er seine Unfähigkeit auf ausdrückliches Befragen 
des Richters, oder sonst, vorsätzlich und geflissentlich verschwie- 
gen : so haftet er dem Pflegcbcfoblnen für jedes, auch das gering- 
ste Versehen. >, 


§. l67> Ausserdem wird derjenige , welcher sein Verhältniss 
als Gläubiger des PflegebufoUnen dem Richter aus Gefährde ver- 
heimlicht, seiner Forderung Bum Besten des Pflegebefohinen ver- 
lustig. 
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* P*roonm, 
welch« vor^üg 
lieh zu Vor- 
mündern be- 
stellt werden 
müssen. 

1) Von den 
A eitern er- 
nannte, oder 
In einem Tes- 
tamente be- 
stellte; 


§. l6S. Der Schuldner de* Pfiegebefohlnen verliert in glei- 
chem Falle «eine Einwendungen, und muss eine der richtigen For- 
derung gleiche Summe als fiskalische Strafe entrichten. 

§, löy. Wenn nicht erhellet, das9 ein solches Verhältnis vor- 
sätzlich und aus Gefährde verschwiegen worden: so findet nur 
willkuhrtiche Strafe bis zum zehnten Theile der Forderung Statt. 

§. 170. Der Richter, welcher eine nach diesen Grundsätzen 
unfähige Person, wissentlich, oder aus grobem Versehen, zum Vor- 
munde bestellt, muss (Ur allen den Pfiegebefohlnen daraus ent- 
stehenden Schaden selbst haften. 

§. 171- Wer dem Gerichte einen unfähigen wissentlich zum 
Vormunde vorschlägt, der haftet für denselben als Bürge. 

§. 172. Bei der Ausw ahl des zu bestellenden Vormundes muss 
der Richter auf diejenigen, welche von dem Vater der Pfiegebe- 
fohlnen dazu ernannt worden, vorzüglich Rücksicht nehmen. 

§. 173. Der vom Vater ernannte Vormund, hat die Verwal- 
tung des gcsanimten Vermögens der Pfiegebefohlnen; es mag das- 
selbe von dem Vater, oder auch von einem Andern herrühren. 

§• 174. Von einem Vormunde, welchen die Mutter für ihre 
noch nicht bevormundete Kinder ernannt bat, gilt eben das, was 
von einem solrhen, den der Vater ausgcwählt hat, verordnet ist. 

§. 175- Auch kann ein Jeder, welcher den Pfiegebefohlnen 
etwas, es sei unter Lebendigen, oder von Todes wegen, zuwendet, 
denselben, wenn sic gleich schon bevormundet sind , einen beson- 
dern Curator zu dessen Verwaltung ernennen. 

• §.176. Die Ernennung eines solchen Vormundes oder Cur*, 
tors (§. 1 73 - 175.) kann durch eine Erklärung unter Lebendigen, 
oder auch durch eine letztwillige Verordnung geschehen. 

§. 177* 1» beiden Fällen bedarf es keiner Feierlichkeit; son- 
dern es ist genug, w cnn nur die Willensmeinung des Ernennenden 
dem Richter mit hinlänglicher Gewissheit bekannt geworden ist. 

§. 178. Ist die Ernennung des Vormundes nach Art eines 
Vertrages mit dem dazu ausgew'äblten Subjekte geschehen, so kann 
dennoch der Ernennende einen solchen Vertrag auch einseitig 
widerrufen. 

§. 179* Dagegen darf der Richter Personen, welche von dem 
Erblasser zur Vormundschaft berufen worden, bloss um deswillen, 
weil sie von einer verschiedenen Religion , einer andern Gerichts- 
barkeit unterworfen, oder Gläubiger oder Schuldner der Pflege- 
befohlnen sind, von der Vormundschaft nicht ausschlicssen, (§. 137 - 

147-150. sqq.) , 

§. 180. Eine Ausnahme hiervon findet Statt, wenn aus den 
Umständen erhellet, dass diese Verhältnisse eines solchen Subjekts 
dem Erblasser zur Zeit der Ernennung unbekannt gewesen. 

§. 181. Frauenspersonen, die leibliche Mutier und Grossmut- 
ter des Pflegebefohiuen allein ausgenommen, können auch von at- 
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nem Erblasser so wenig als von dem Richter, zu Vormündern er- 
nannt werden. 

§. 182. Hat der Erblasser Jemanden, mit welchem er vorhin 
in Feindschaft gelebt, zum Vormunde gewählt: so beweiset dieses 
eine erfolgte Versühnung. 

§■ 183. Hat der Erblasser den Ehemann der Pflcgebefohlncn 
zu ihrem Vormunde ernannt : so kann derselbe nicht ausgeschlos- 
sen werden, wenn er gleich die §. l40. vorgeschriebene Sicher- 
heit zu bestellen nicht vermöchte. 

§, 1 S4. Doch ist in allen Fällen der Richter befugt, die von 
dem Erblasser ernannte Person zu übergehen , sobald er bei ge- 
wissenhafter Prüfung findet, dass die Restellung derselben dem 
Pflegebefohlnen nachtheilig oder gefährlich sein könnte. 

§. 185. Bei dieser Prüfung muss besonders auf Einwendun- 
gen , welche die Mutter noch unerzogener Pflegebefohlnen gegen 
das von dem Erblasser ernannte Subjekt zu machen hat, Rücksicht 
genommen werden. 

§. 1S6. In Ermangelung eines vom Vater ernannten Vormun- 3)Matt*rj 
des, muss der Richter auf die Mutter, wenn sie zur llebernehmung 
der Vormundschaft fähig, und dazu willig ist, vorzüglich Rück- 
sicht nehmen. 

§. 187. Es findet, jedoch dabei eben das Statt, was wegen ei- 
nes vom Vater ernannten Vormundes verordnet ist. (§. 1 84.) 

§. 188. Auch kann eine Mutter , die zu einer anderweitigen 
Ehe schreitet, die Vormundschaft über ihre Kinder aus voriger 
Ehe nicht behalten. 

§. 189- An dieser gesetzlichen Verordnung kann selbst der 
Vater der Pflegebefohlnen durch seine Willenserklärung, so wenig 
unter Lebendigen, als von Todeswegen, etwas ändern. 

§. 190. Auch nach getrennter ferneren Ehe kann die Mutter 
die Vormundschaft über die Kinder aus einer vorigen Ehe nicht 
wieder übernehmen , sobald aus der spätem Verbindung Kinder 
vorhanden find. 

” §. 191' Sind aber aus der andern wieder getrennten Ehe 
keine Kinder vorhanden ; so bängt cs lediglich vom richterlichen 
Ermessen ab : der Mutter die Vormundschaft der Kinder aus vori- 
ger Ehe anderweitig zu übertragen. 

§.192. In Ermangelung der Mutter, muss der Richter die 3) Vsrwsndie; 
Vormundschaft den Blutsverwandten der Pflegebefohlnen vor- 
züglich übertragen. 

§. 193. Doch kann sich kein Verwandter dem Richter zum 
Vormunde über Pflegebefohlne aus seiner Familie aufdringen. 

§. 194. Auch ist der Richter bei der Auswahl unter den Ver- 
wandten an die Nähe des Grades nicht gebunden. 

§. 195. Selbst alsdann, wenn von der Curatel für einen Ab- 
wesenden die Rede ist, bleibt es der pflichlmässigen fieurtheilung 
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des Richters überlassea : ob uad welchen Verwandten er dazu be- 
stellen wolle. 

§• 196. Kinder können ihren Aeltern nur wenn dieselben 
«regen Wahn - oder Blödsinnes; nicht aber, wenn sie wegen Ver- 
schwendung unter Vormundschaft genommen werden mutten, zu 
Vormündern bestellt werden. 

§. 197. Unehelichen Kindern sind in der Regel Fremde, 
welche zur Familie der Aeltern nicht gehören, za Vormündern za- 
■ zuordnen. 

§. 198. Doch ist dem Richter unbenommen, auch Verwand- 
ten der Aeltern solcher Kinder, wenn sie es verlangen, und der 
Vortbeil der Pflegebefohlnen dadurch befördert werden kann, zu 
Vormündern über sie zu bestellen. 

4)Zmiftg*iiot. §• 199" Nächst den Verwandtrn sind die Mitglieder der Zünfte 
und Innungen, die Vormundschaften über ihre Zunftgenossen, oder 
deren hhiteriassene Kinder, za übernehmen vorzüglich verpflichtet. 
W.uIUcktriu §.200. Personen, welche durch Ernennung des Erblassern, 
I« Vormund* °^ er durch Familienverträge zur Führung einer Vormundschaft 
schuft beru- vorzüglich verpflichtet und berechtigt sind, können, wenn sie von 
dirwlb« dem Richter übergangen worden, auf rechtliches Gehör und Er- 
flehst * Kenntnis«, nach näherer Vorschrift der Prozessordnung antragen. 

§.201. Eben diese Befugnis» kommt auch der Mutter, und 
den zur Vormundschaft berufenen Verwandten zu, wenn der Rich- 
ter, mit deren Uebergehuag, einea Fremden dazu verordnet hat. 

§• 202. Ein jeder, welcher die Uebernehmung einer voa der 
Obrigkeit ihm aulgetragenen Vormundschaft oder Curatel oha« 
erhebliche und gegründete Ursache Verweigert , muss dazu durch 
Geldstrafe, nach Verhältnis! seiner Vermögensumsländc, von dem 
Richter angehalten werden. 

§. 203. Führt er gesetamässige Kntschuldigungsursachen an } 
so ist ihm darüber rechtliches Gehör nach Vorschrift der Prozess- 
ordnung zu gestatten. 

§. 20 1. Werden aber diese Kntschuldigungsursachen verwor- 
fen ; und ist durch den daraus in der Bevormundung entstandenen 
Aufenthalt dem Pilegebefoblnen ein Schade zugefügt worden: to 
muss der Weigernde denselben vergüten. 

§. 205. Kann der Weigernde auch durch massige Geldstra- 
fen zur Uebernehmung der ohne rechtlichen Grund abgeiebnten 
Vormundschaft nicht vermocht werden : so ist zwar den Pflegebe- 
foblnen ein anderer Vormund zu bestellen; 

§. 206. Der Richter ist aber alsdann befugt, diesem ein Ho- 
norarium au* dem Vermögen des Weigernden auszusetzen, und 
auf dessen Grundstücke eine Caution für den neuen Vormund ein- 
tragen zu lassen. 

§.207« Auch ohne Caution haftet der ungebührlich sich Wei- 
gernde, für den an seiner Statt bestellten Vormund ala Bürge. 
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§. 208. Vermöge eines besondern Pri vilegii können zur Ueber- P»r*on«», di« 
nehmung von Vormundschaften nicht gezwungen werden: 

1) Alle in wirklichen Königlichen Militärdiensten stehende Per- Vormundkch«n 

* «ich rnOchut. 

sonen ; ; digm kiwntn. 

2) Käthe, die in Königlichen Collegiis Sitz und Stimme haben ; 

3) Dirigenten und Burgemeister in den Städten ; 

4) Königliche Domainenpächter und Beamte ; 

5) Wirkliche Verwalter Königlicher oder anderer öffentlicher 
nicht unbeträchtlicher Cauen ; 

6) Die <n öffentlichen Angelegenheiten ausser Landes abwesend 
sind ; oder solchergestalt verschickt zu werden in Begriff 
stehen; oder noch nicht über Bin Jahr von dergleichen Ver- 
sendung zurückgekommen sind ; 

7) Alle, die das Sechzigste Jahr ihres Alters überschritten haben. 

§. 209- Eine gleiche Befreiung kommt denen zu gute, die 

durch anhaltende Krankheilszufälle dergestalt geschwächt sied, 
dass ihnen die eigene gehörige Besorgung der aufgetragenen Vor- 
mundschaft dadurch unmöglich wird. 

§. 210. Ferner denjenigen, welche Fünf oder mehr aus einer 
F.he zur rechten oder linken Hand erzeugte, und noch unter ihrer 
Gewalt stehende, oder unversorgt in ihrem Hause lebende Kinder 
haben. 

§.211. Söhne, die in Königlichen Militairdiensten stehen, oder 
darin ihr Leben vor dem Feinde verloren haben, müssen zum Bes- 
ten des einer Vormundschaft sich weigernden Vaters allemal mit- 
gezählt werden. 

§. 212. Wer schon zwei wirkliche mit Vermögensadministra- 
tion verknüpfte , oder zwar nur Eine , aber mit sehr vielen und 
wichtigen Geschäften verbundene Vormundschaft über sich hat, 
kann mehrere zu übernehmen, wider seinen Willen nicht gezwun- 
gen werden. 

§•213. Ordentliche Lehrer bei Schulen, Gymnasien und Uni- 
versitäten, ingleichen Geistliche, mit deren Amte eine Scelsorga 
verknüpft ist, können nur über Kinder ihrer Verwandten und Amts- 
genossen Vormundschaften zu übernehmen angebalten werden. 

§. 214. Hat eine von vorstehenden privilegirten Personen, 
des für sich habenden Privilegii ungeachtet, zur Uebernehmung 
einer Vormundschaft sich schriftlich verbunden : so kann sie das- 
selbe zu ihrer Entschuldigung nicht weiter vorschützen, 

§.215* Vielmehr sind diejenigen unter ihnen, welche zur Ueber- 
nehmung einer Vormundschaft der besondern Erlaubnis ihrer Vor- 
gesetzten nach §. 158. sqq. bedürfen, diese Brlaubniss nachzu- 
suchen, und: nach deren Erhaltung die Vormundschaft wirklich 
anzutreten verbunden. 

§.21 6 - Die Befugniss, von einer durch den Richter auljge- 
tragenen Vormundschaft sich zu entschuldigen , kommt auch <Urö 
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jenigen zu statten, welchen der Erblasser der Pflegebefohlnen zun 
Vormunde ernannt bat. 

§. 217. Ueberhaupt Ist ein Jeder, welcher sich in Umständen 
befindet, um dererwillen er einer gewissen ihm angetragenen Vor- 
mundschaft gehörig vorzustehen sich nicht getrauet, befugt und 
schuldig, diese Umstände dem Richter zur nähern Beurtheilung 
anzuzeigen. > _ > 

§. 2 1 8. Wenn einer im Testamente zum Vormunde bestellten 
Person ein lieget hinterlassen worden : so gilt die Vermuthung, 
dass ihr selbiges in Rücksicht der zu übernehmenden 1 ormund- 
schaft ausgesetzt sei. 

§ 2iy. Kann oder will ein solcher Legatarius sich der Vor- 
mundschaft nicht unterziehen : so verliert er das in dieser Rück- 
sicht ihm zugedachte Vermächtniss. 


Vierter Abschnitt. 

Von Verpflichtung und Bestätigung der Vor- 
münder. 


Verpflichtung 
de* Vormun- 
des. 


Bestallung. 


§. 220. Der vom Richter gewählte oder genehmigte Vormund, 
muss zu seinem Amte mittelst Handschlags, an Eidesstatt, verpflich- 
tet werden. 

§.221. Vor der Verpflichtung ist derselbe an seine Obliegen- 
heiten zu erinnern, oder es sind ihm dieselben, wo es nöthig ist, 
wenigstens im Allgemeinen, bekannt zu machen und zu erklären* 

§. 222- Hiernächst muss der Vormund mit einer schriftlichen 
Bestallung versehen werden. 

§. 223. In dieser Bestallung müssen die Ursachen der veran- 
lassten Vormundschaft; derlVamc des Pflegebefohlnen; wenn der- 
selbe noch minderjährig ist, sein Alter nach dem beigebrachten 
Taufschein ; die Hauptobliegenheiten des vormundschaftlichen 
Amts ; und die dem Vormunde bei dessen Führung etwa gemach- 
ten besondern Einschränkungen, au«gedrückt sein. 

§. 22 A. Auch muss der Richter in Fällen, wo es einer Caution 
bedarf, für die Berichtigung derselben vor, oder doch bald raügr 
liehst nach ausgeantworteter Bestallung, von Amts wegen sorgen. 

(§.424 sqq.) 

§.225. Erst durch die Bestallung erhält der Vormund das 
Recht und die Pflicht zur Ausübung seines Amts. 


§. 226. Doch ist auch schon ein ernannter, obgleich noch 
nicht förmlich bestellter Vormund, Angelegenheiten der Pflegebe- 
fohlnen, bei welchen Gefahr im Verzüge sein könnte, zu besorgen 
schuldig und berechtigt. 
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§.227* Wer ohne richterlichen Auftrag gewissen Angelegen- VonlVr««- 
heiten der Pflegebefohlnen sich unterzieht, der übernimmt bloss "richtfHic'hfn* 
in Ansehung dieser Angelegenheiten die Pflichten eines Vormundes. Auftrs* ,or- 

§. 228. Kr muss aber dem Richter sofort Anzeige machen; Ud^psjeb!^ 
and wenn der Pflegebefohlne noch nicht bevormundet ist, auf Be- 
•tätigungzum vormundschaftlichen Amte, oder auf Bestellung ei- 
nes andern Vormundes antragen. 

§. 2 29 - Unterlässt er die Anzeige; so haftet er flir allen Scha- 
den, welchen die Pflegebefohlnen bei den von ihm angetangenen 
Geschäfte, und was damit in Verbindung steht, durch den Mangel 
der vormundschaftlichen Aufsicht leiden. 

§.230. Gehört er unter diejenigen , welche nach §. 90.sqq. 
auf Bevormundung anzutragen verpflichtet sind: so haftet er, bei 
unterlassener Anzeige, auch lur den übrigen, aus Mangel der Be- 
vormundung, den Pflegebefohlnen erwachsenden Nachtheil. 

Fünfter Abschnitt. 

Von den Rechten und Pflichten der Vormünder 
überhaupt. 

§.231. Die Pflichten und Befugnisse der Vormünder haben Alls. meine 
sowohl die Person, als die Rechte und das Vermögen ihrer Pflege- 
bcfohlnen, zum Gegenstände. 

§. 232 Die Sorge derselben flir die Person muss sowohl auf 
das körperliche, als auf das moralische Wohl der Pflegebefohl- 
nen gerichtet sein. 

§. 233. Die Sorge für das Vermögen erstreckt sich auf die 
Sicherstellung und Erhaltung, auf die ordentliche wirtbschaftliche 
Administration, und auf die Verbesserung desselben. 

§. 234. Die Sorge für das Vermögen muss jedoch , bei ein- 
tretender Collision, der Sorge für das künftige Wohl der Person 
nachsteben. 

§. 233. In allen diesen Beziehungen sind die Vormünder als VeAUtnim 

Bevollmächtigte des Staats anzusehen. i*»i«l».n d.m 

. Vormunde 

§. 236. Sie sind also schuldig, sich bei Führung ihres Amts »»ä der ubrig- 
nach den Vorschriften der Gesetze und den besondere Anweisun- 
gen des vormundschaftlichen Gerichts, sorgfältig zu achten. 

§. 237* Das Gericht ist, sie dabei zu dirigiren und unter be- 
ständiger Aufsicht zu halten, befugt und verpflichtet. 

§■ 238. Bo oft in Ansehung der Person oder des Vermögens 
der Pflegebefohlnen eine erhebliche Veränderung vorgenommen 
werden soll, müssen die Vormünder dem Gerichte davon Anzeige 
machen , und dessen Genehmigung oder nähere Anweisung ein- 
holen. | v * • • ** • 1 ' 


\ 
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§. 2 39* Vornehmlich aber muss diese* alsdann geschehen, 
wenn von einer Handlung oder einem Vorfälle die Red* ist, woraus 
bedenklich« oder gefährliche Folgen für den Fflcgebeiohlnaa 
entstehen könnten. 

VMkiUniue §. 240. ln Beziehung auf die PRegebefohlnen vertreten di« 
Vuaund^ud Vormünder zunächst dje Stelle der Aeltern. 

Wne«* b *" §* 24i. Der Pflegehefohlne ist also seinem Vormunde Ehrer- 
bietung, Gehorsam und Folgsamkeit schuldig. 

§. 242. Der Vormund kann sich aber auch Uber di* Person 
seines Pflegebefohlnen keine mehrere Befugnisse anmaisen, als die 
Gesetze einem Vater Uber die noch unter seiner Gewalt stehenden 
Kinder beilegen. 

§. 243- Glaubt der Pflegehefohlne, dass der Vormund bei 
Ausübung der Rechte Uber seine Person die Schranken, über- 
schreite , oder etwas vornehme, welches seinem Besten zuwider 
sei: so ist er befugt, dem vormundschaftlichen Gerichte davon 
Anzeige zu machen. 

§.244. Ein Pflegebefohlner, welcher das Achtzehnte Jahr 
zurückgelegt hat, kann verlangen, dass der Vormund ihn von er- 
heblichen Vorfällen, welche die Substanz seines Vermögens, oder 
Hauptveränderungen in dessen Verwaltung betreffen, unterrichte, 
und seine Meinung darüber vernehme. 

§. 245. Der Vormund ist jedoch an diese Meinung de* Pflege- 
befohlnen nicht gebunden. ' 

§.246. Hat der Vormund die Meinung des Pflegebefohlnen 
nicht eingezogen , oder darauf keine Rücksicht genommen : so 
steht Letzterem frei, wo er glaubt, dass seinem Besten zuwider ge- 
handelt werde, dem vormundschaftlichen Gerichte davon Anzeige 
ZU machen. 

§. 247- Der Pflegehefohlne kann sich, ohne Zuthun des Vor- 
mundes, einem Dritten nicht verpflichten. 

§. 24S. Weigert sich der Vormund, in eilte Handlung zu wil- 
ligen, die der Pflegehefohlne für sich zuträglich hält; so kann 
Letzterer bei dem vormundschaftlichen Gericht auf nähere Prü- 
fung, und auf Ergänzung dieser Beistimmung antragen. 

§. 249» Von Verträgen der Pflegebefohlnen, von UtztwiUigen 
Verordnungen derselben, von Schadenszufügungen, und von ihren 
Heirathen , sind die nöthigen Bestimmungen gehörigen Orts vor. 
geschrieben. (Th. 1. Tit. 5. §• 10. sqq. Tit. 6. §• 4l- Tit. 12. 
§. 16. sqq. Th. 2. Tit. 1. §.49. sqq.) 

§. 250. Aus Handlungen, welchcder Vormund für sich allein, 
ohne den Beitritt de* Pflegebefohlnen, unternimmt, entstehen für 
Letztem, gegen einen Dritten, Rechte und Pflichten. nur in *0 fern, 
als der Vormund ausdrücklich in dieser Eigenschaft* die Handlung 
vollzogen, oder den Vertrag geschlossen hat. - 

§-251. 
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§• 25t« Hat jedoch der Vormund ein Geschäft iwar nur io 
(einem eignen Namen abgeschlossen ; es ergiebl sich aber aus den 
damals schon vorhandenen und dem Dritten bekannt gewesenen 
Umstanden, dass es wirklich ein vormundschaftliches Geschäft 
sei ; so hat der Dritte die Wahl ; ob er an den Vormund, oder an 
das Vermögen des Pflegebefohlnen sich halten wolle. 

§. 252. Eben so erlangt der Pflrgebefohlne Rechte gegen 
einen Dritten, wenn zwar der Vormund das Geschäft nur in seinem 
eignen Namen abgeschlossen hat ; aus den Umständen aber klar 
erhellet, dass dasselbe wirklich den Pflegebefohlnen betroffen, 
nnd dass dieses dem Driften bekannt gewesen sei. 

§« 253. Mit dem Pflegebefohlnen selbst kann der Vormund 
keine Verträge oder Handlungen, wodurch Ersterer ihm ver- 
pflichtet werden soll, vornehmen. 

, §. 254 . Wenn daher ein Vormund etwas in seinen eigenen 
^ a F , i*? ,I, i ,e i* en mit dem Pflegebefohlnen zu verhandeln hat: so 
muss er auf Bestellung eines besondern Curators dazu antragen. 

§. 255. Einem Vormunde soll jedoch die pflichtmässige Fiih- v *T n «in*«B 
rung seines Amts niemals zum Schaden gereichen. 

§. 256. Hat also der Vormund, bei Erfüllung seiner Pflichten. ck ' d '“ v "' 

• " ,, . . , . ' . . * munde ,u- 

einen Schaden ohne sein eigenes grobes oder massiges Versehen k«mm«n 
erlitten, der ihm ausserdem nicht widerfahren sein würde : so hat 
er Vergütung dafür aus dem VermSgen des Pflegebefohlnen zu 
fordern. 

§. 257. Muss der Vormund in Angelegenheiten des Pflege- 
befohlnen nothwendige Reisen thun j und dadurch in seinem Ge- 
werbe einen auf keine Weise zu vermeidenden Schaden erleiden: 
so kann er, ausser dem Ersätze der Reisekosten, auch Diäten nach 
Verhaltniss seines Standes fordern. 

§. 253. Von Schäden, die der Vormund bloss bei Gelegenheit 
der Besorgung vormundschaftlicher Geschäfte leidet, gilt eben 
das , was in ähnlichen Fällen von den Beschädigungen eines Be- 
vollmächtigten verordnet ist. (Th. 1. Tit. 13. §. 80. 81.) 

§• 259« Alle für den Pflegebefohlnen und in dessen Ange- 
legenheiten nützlich verwendete Kosten , müssen aus desselben 
Vermögen dem Vormunde ersetzt werden. i ,j 

§. 260. Konnte der Vormund von der Verwendung solcher 
Kosten einen verbäitnissmässigen Vortbeil für den Pflegebefohlnen 
vernünftiger Weise erwarten : so kann er dafür selbst alsdann 
Ersatz fordern, wenn der beabsichtigte Nutzen nicht erreicht wor* 
den, oder ohne seine Schuld wieder verloren gegangen ist. 

§. 261. Von solchen Auslagen (§.259« 260.) kann der Vor- 
mund so weit landübliche Zinsen fordern , als zu der Zeit, da eie 
gemacht werden müssen , kein dazu hinreichender Vorrath baaren 
Geldes in dem Vermögen des Pflegebefohlnen, ohne des Vormun- 
des Schuld, vorhanden gewesen ist. 

Sll|ia. Lnti. IV. Bist U 
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§. 262. Auch für Dienst«, die er mit seiner erlernten Wissen* 
sebaft, Kunst oder Profession dem Pflegebtfohlnen geleistet hat, 
kann er, gleich Fremden, Bezahlung fordern. 

§. 26 3. Dagegen ist er, für seine vormundschaftliche Arbei- 
ten und Bemühungen Gehalt oder Belohuungzu verlangen, nicht 
berechtigt. 

§•264, Rat Jedoch der Vormund, durch vorzüglich kluge 
und mühsame Administration, das Vermögen der Pflegebefojilnen 
vergrössert, oder die Einkünfte derselben beträchtlich vermehrt: 
so darf ihm'tfer Richter ein verhältnissmässiges Honorarium nicht 
versagen. 

§. 265- Auch kann'ikm der Richter dergleichen Honorarium 
ziihilligen, wenn die Vormundschaft mit einer weitliufligen und 
beschwerlichen Verwaltung verknüpftist, und von den Einkünften, 
nach Abzug alter Ausgaben und Erziehungskosten , ein Ansehn- 
liches erübrigt wird.' 

, §■ 2 66.' Ob und auf wie hoch nach diesen Grundsätzen dem 
Vormunde ein Honorarium zu bewilligen, muss bei obervormund- 
schafliichen Gerichten einer Provinz durch eine überwiegende 
Mehrheit von Zw ei Drittel der Stimmen entschieden werden. 

«i • . > 1 it, • : ; i 1 * 

§. 267* Ist keine solche überwiegende Mehrheit der Stirn- , 
men .vorhanden : so i$t das Pupillencollegium , vor der Festset- 
zung bei Hofe anzufragen verbunden. 

§. 26s. Dntefgerichte sollen den Vormündern Honoraria, 
welche Fünf Thaler auf das Jahr übersteigen, ohne Genehmigung 
des Pupiliencollegii ( der Provinz, welches bei deren Bestimmung 
und Krtheilung die Vorschrift des §. 266. 267-, zu beobachten 
hat, nicht zubilligcn. 

§. 269. Hu* der Erblasser der pflegebefohlnen dem Vor- 
munde ein Honorarium bestimmt : so hat es dabei lediglich sein Be- 
wanden. , ... 

§. 270. Hat der Erblasser den» Vormunde, ip Rücksicht auf 
die zu übernehmende Vormundschaft, ein Vermächtnis* ausgesetzt : 
so kan» letzterer kein besonderes Honorarium fordern. (£. 218.) 1 

§. 271« Io beiden Fällen stebt.es Jedoch dem Vormunde frei, 
die von dem Erblasser bestimmte Belohnung bei dem Antritte sei- 
nes Amt* ouszutrhlagen, und es dagegen auf richterliche Bestim- - 
mung ankommen ca lassen. • ; : > u-\ 

§. 272. : Der .Vormund eines Abwesenden kann ein verhält- 
nissmässiges Honorarium fordern, sobald von den Einkünften den 
Vermögens, nach Abzug dsr Ausgaben, noch- «in reiner Ueber- 
schusS verbleibt, ux ela ",i- .*:>>■ « i- : ■ > sd ■ ‘ .*< 1 • r '• ■- 

- 1 1 §. 273* Bei Güter verwalt ungen kann dieses Honorarium auf 

Eins bis Drei, uml beidJapitalSadininistrationtn bis auf Ein* vom 
Hundert der Einkünite bestimmt werdest. Ii h ,!>l tt.ir. ;-.f 
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§. 274. Bf» - Vormund eines Wahn» und Blödsinnigen hat 
gleiche Rechte, (§. 272. 273.) und das vormundsrhaftln he Ge- 
richt kann demselben, wenn besonders die Vormundschaft über 
Zehn Jahre dauert, noch ein höheres Honorarium xubiliigen. 

§. 275- Jeder Vormund ist schuldig, auf die Angelegenhei- Verireinne«- 
tcn seiner Pflegebefohlnen denjenigen Grad der Aufmerksamkeit vomim- 1 
zu wenden, den ein ordentlicher Hausvater in seinen eignen An- <*'" i'cnilsa 
gelegenhciten gewöhnlich anwendet. •* befoldnea. 

§. 276. Br muss also jedes dabei begangene massige Versa- 
hen vertreten. 

§. 277- Für ein geringes Versehen haftet der Vormund als- 
dann , wenn er Umstände, die ihn nach den Gesetzen zur Leber- 


Itehmung der Vormundschaft unfähig machen, auf Befragen des 
Richters, oder sonst, geflissentlich verschtfiegen hat. (£.166.) i 
§.278. Ferner alsdann, wenn er Geschäfte, die eine beson- 
dere Sachkenntnis erfordern, eigenmächtig, ohne Zuziehung ei- 
nes Sachverständigen unternommen hat. 

§. 279* Auch alsdann, wenn er selbst ein Sachverständiger 
i»t, und in diese! Eigenschaft Angelegenheiten des Pflegebcfohl- 
nen besorgt hat. 

§. 2S0- Endlich alsdann, wenn er in Fällen, da er nach aus- 
drücklichen Gesetzen bei dem vormundschaftlichen Gerichte an- 
Iragen sollte, die Anfrage unterlassen hat. 

*€. 2S1. Auch der, welcher vormundschaftliche Angelegen- 
heiten ohne Auftrag besorgt, haftet von dem Zeitpunkte an, wo er 
dem Richter die §. 228. vorgeschriebene Anzeige hätte machen 
kühnen' uhd sollen, für jedes bei der fortgesetzten Besorgung sul- 
chet' Angelegenheiten begangene geringe Versehen, 

§. 2S2. Für zufälligen Schaden darf ein Vormund nur in so 
fern haften ; als der Zufall dem Pflegebefohlnen nicht nachtheilig 
wurde geworden sein^ wenn nicht von Seiten des Vormundes ein 
grobes oder massiges Versehen bei Beobachtung seiner Pflichten, 
vorhergegangen wäre. (Th. 1. Tit. 3. §. 1 J.) \ y, * 

€. 2S.3, (n sofern der Vormund Geschäfte, die der Vater oder 

Erblasser bereits angefangjcn hat, nuf fgrtsetzt, haltet er nicht für 
den aus dieser ei^en'Einlgitung^ntstaadeaen Schaden. 1 f 

€. 2S4. .Sind aber nach dem Antritte seiner Verwaltung IJtn- 

.,u • i ul. .. , j, > "T.> >i"i ° 

stan.de eingetreten, oder bekannt geworden, die zu einer Abände- 
rung der genommenen Maassregeln vernünftigerweise Anlass ge- 
ben könnten: so haftet der Vormund, welcher dergleichen Maass- 
regeln flicht' genommen hät, dabei für ein grobes Versehen. ' * 
§.‘285. Ein Gleiches findet Statt, wenn der Pflegebefohln® 
aus Handlungen und Geschäften eines abgegatigcncn Vormundes 
’ Schaden erleidet. 

11 * 


Digitized by Google 



$44 Zweiter Theil. Achtzehnter Titel. 


§. 286. Dagegen bum jeder Vormund für «einen Mitvormund 
haften, wenn er «ich in die Verwaltung der Vormundschaft nur 
durch ein Privatabkommcn mit ihm getheilt hat. 

§. 287« Doch iat er zur Schadloshaltung der Pflegebefohlnen 
nur «o weit verbunden, als «ie denselben von dem ftlitvormunde, 
welcher eigentlich da« Vertehea begangen hat, nicht venchaffl 
werden kann. 

§. 288. Mehrere Vormünder, welche die Verwaltung gemein- 
«chaftlich gerührt haben, haften dem Pflegebefohlnen, Biner für 
Alle, nnd Alle für Einen. 

§• 28 9* ha kann aber nicht nur der in Anapruch genommene, 
an den, welcher den Schaden eigentlich verunacht hat, sondern 
auch , wenn keinem von ihnen ein ITebergewicbt der Schuld zur 
Last fällt, ein jeder an die Vebrigen, für ihre Antheile sich beiten. 

§. 2 90. Ist die Verwaltung der Vormundschaft eoo dem Erb. 
lasser der PBegebefohlnen unter mehrere Vormünder vertheilt 
worden: so hat ein jeder nur die ihm angewiesenen Geschäfte xb, 
vertreten. 

• ' ! . ’ I 

§■291- Ehrenvormünder, ingleicbea diejenigen, unter welch« 
der Richter die Besorgung der vormundschaftlichen Angelegen« 
heiten vertheilt bat, haften für die verwaltenden Vormünder, wenn 
■ie bei Führung der Aufsicht über dieselben ein grobes Versehen 
begangen haben. 

§. 2 92. In jedem Falle haften sie nur so weit, als der Pflege- 
befohlne von den verwaltenden Vormündern nicht entschädigt wer« 
den kann. 

§. 293. Die Erben eines jeden Vormundes sind nur für ein 
grobe« von ihrem Erblasser gegangenes Versehen zu haften ver- 
bunden. 

§. 294. Ist aber die Klage noch hei der Lebenszeit des Erb- 
lassers angestellt, und von diesem beantwortet worden : so müssen 
dieBrben eben den Grad der Schuld vertreten, wozu er selbst ver- 
bunden gewesen wäre. 

§• 295- Pflegebefohtn« haben in dem Vermögen ihrer Vor- 
snünder, so wie derer, welche sich dafür angegeben lieben, wegen 
aller von denselben zu vertretenden Defecte , das in der Concurs- 
ordnung näher bestimmte Vorrecht der Vierten Classc. 

§■ 296. Die ausgemittelten Defecte können auf die anbeweg- 
lichen Güter der Schuldner, auch ohne Einwilligung derselben, 
eingetragen werden. 

§. 297- Dieses Vorrecht nimmt bei wirklichen Vormunde*» 
vom Tage ihrer Verpflichtung, bei andern aber von dem Tage, da 
sie sich die Besorgung der vormundschaftlichen Angelegenheiten 
angemasst haben, seinen Antang. 

’ , ' 
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§. 298* Es erstreckt sich nicht anf das Vermögen blosser 
Ehrenvormünder , in so fern sich dieselben nicht einer wirklichen 
Verwaltung unterzogen haben. 

§• 299* Handlungen , di# das vormundschaftliche Gericht 
ohne Zuziehung des Vormundes , oder gar wider dessen Willen 
vorgenommen hat, ist kein Vormund zu vertreten schuldig. 

§• 300. Eio Gleiches gilt, wenn der Vormund zwar nach der 
Anweisung des vormundschaftlichen Gerichts die Handlung selbst 
vorgenommen, diesem aber vorher seinen Widersprach dagegen 
wirklich angezeigt hat. 

§•301. Der Richter ist schuldig , für ein massiges Versehen Vertretung««, 
zn haften, weichet er bei Bestellung des Vormundes, oder bei Füll- 
rung der Aufsicht und Direction über ihn begangen hat. ichiftHthenöe. 

§. 302. Doch darf der Richter erst alsdann haften, wenn tichle ' 
kein anderes gesetzmässiges Mittel, den Pflegebefohlnen ca ent» 
schädigen, mehr übrig ist. 

§. 303* Der Richter kann also erst dann in Anspruch genom- 
men werden, wenn weder die verwaltenden , noch die Ehren vor* 
münder, noch deren Erben oder Bürgen, den Schaden des Pflege- 
befohlnen zu ersetzen schuldig oder vermögend sind. 

§. 304. Die Erben de» Richters sind, wegen ihrer Vertretungs- 
verbindlichkeit, nach eben den Gesetzen, wie die Erben des Vor- 
mundes zu beurtbeilen. (§. 293.294.) 

§. 305- Wegen der Vertretungsverbindlichkeit mehrerer Mit- 
glieder eines vormundschaftlichen Collegii bleibt es bei den allge- 
meinen gesetzlichen Vorschriften (Tit. 10. §, 127- *qq») 

§. 306. Die Nachfolger im Amte haften für ein Versehen 
ihrer Vorgänger nur alsdann, wenn sie dasselbe hätten entdecken, 
und die schädlichen Folgen davon abwenden können, eins oder das 
andere aber aus einem groben Versehen unterlassen haben. 

§. 307- Auch haften Nachfolger in jedem Falle nur alsdann, 
wenn der Pflegebefohlne von ihren Vorgängern, oder dereo Erben, 
nicht entschädigt werden kano. 

.*•<> i 1 ' i <i i . . .1 

* Sechster Abschnitt. . 

Von der Sorge für den Unterhalt , und die Er~ 
xiehung der Pflegebefohlnen . 

§. 308- Die Vormünder sind vorzüglich für den Unterhalt i'ntrrhtH der 
und die Erziehung ihrer Pflegebelohlnen zu sorgen verpflichtet. 

§. 309. Ist da» Vermögen , oder der eigene Verdienst der 
Pflegebefohlnen nicht hinreichend; so müssen die, vermöge der 
Familien Verbindung, dazu gesetzlich verpflichteten Verwandten 
zutreten. (Tit. 3- §. l4.sqq.) ,.i • ■ : .t 
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§. 310. Ermangelt auch deren Beistand: so haben derglei- 
chen unvermögende Pflegebe tuhlne auf die Unterstützung des 
Staats durch gemeine ßeibuife, oder aus den vorhandenen Armen- 
anstalten vorzüglich Anspruch. 

Erziehung. §. 3ll. minderjährige müssen durch eine ihrem Stande, Ver- 
mögen und Fähigkeiten angemessene Krziehung, zu tugendhaftes 
und brauchbaren Bürgern möglichst ausgehitdet werden. 

§. 3 t 2. Haben die Aeltern besondere Verfügungen deswegen 
getröden: so dienen diese dem Vormunde und vormundschaft- 
lichen Gerichte zur Maassregel. 

§. 313- Glaubt jedoch der Vormund , dass der von den Ael- 
tern bei der vorgesrhriebenen Erziehung beabsichtigte Zweck, we- 
gen Mangel* an Fähigkeiten oder Vermögen bei dem Pflegebe- 
fohlnru, oder wegen gänzlicher Abneigung desselben nicht zu er- 
reichen sei; oder dass der PIlegebefoblAe, wegen seiner vorzüg- 
lichen Fähigkeit noch zu einem bessern Zwecke erzogen werden 
könne: so liegt ihm ob, dem vormundschaftlichen Gerichte davon 
Anzeige zu machen. 

§. 31*. Diese» muss alsdann, mit Zuziehung eines oder des 
andern der nächsten am Orte oder in der Provinz sich aufhalten- 
den Verwandten, die Umstände sorgfältig prüfen, und gewissen- 
haft festsetzen : welche Abänderungen in den von den Aeltern 
vorgeschricbenen Maassrcgelo gemacht werden können. 

§. 315. 'Noch dem Tode des Vaters gebührt der Mutter die 
Erziehung der Kinder. , ‘ 

§. 31 6. Sie darf aber, so wenig als der Vormund, von den 
Vorschriften des Vaters, lohne erhebliche Gründe und ohne Geneh- 
migung des vormundschaftlichen Gerichte, abgehen. / ■■ 

§. 317- Die Erziehung der Kinder soll der Mutter bloss am 
deswillen, weil sie nach vorhergegangener gehöriger Auscinan- 
, demetaung zur fernem Khegeschritten ist, nicht genommen werden. 

§. 318'. Nach der Mutter haben die Grossältern, und nach die- 
sen die Seitenvcrwandlen , das näcbste'Recht und die Pflicht zur 
Erziehung solcher Pflegebefohlnen. 

§•319* Das vormundschaftliche Gericht aber behält die 
Wahl unter den Verwandten, und ist nicht schuldig, sich an die 
Nähe des Grades zu binden. 

§. 320. Auch hängt es in allen Fallen von der pflirhtmässigen 
Beurtheilupg der Obrigkeit ab, die Erziehung der Unmündigen, 
mit Ausschließung der Mutter und der Verwandten, dem Vormunde 
«der einem Fzemdcn aufzutragen. 

• §. 32i>. Den Grund einer solchen Abweichung von der Regel, 
ist der Richter nur seiner Vorgesetzten Behörde auf Erfordern, 
•nzugehen schuldig. 


/ 
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§. 322. Der blosse Unterschied der Religionsparthei unter 
Christen ist kein hinreichender Grund, die Mutier oder andere 
nahe Verwandten von der Erziehung auszusrhliessen. 

§• 323- Sind jedoch die Kinder noch unmündig* so muss die 
Obrigkeit auf genaue Befolgung derVorschriften des Zweiten Titels 
§. 76-85. sorgfältig Acht haben. 

§. 324. In Ballen, wo Jemand von den Verwandten eines un- 
vermögenden Pflegebefohlnen die Verpflegung desselben nach 
§■309* übernehmen muss, kann demselben auch die Erziehung 
des Pflegebefohlnen, wenn er sie verlangt, nicht entzogen werden. 

§.325. Nur wenn offenbar erhellet, dass die körperliche 
oder moralische Erziehung des Pflegebefohlnen bei einem solchen 
Verwandten gefährdet sein würde, ist das vormundschaftliche Ge- 
richt befugt , die Erziehung auch einem Andern, auf Kosten dieses 
Verwandten, zu übertragen. 

§. 326. Wenn gleich die Erziehung dem Vormunde selbst 
nicht aufgetragen ist: so liegt ihm dennoch ob, ein wachsames 
Auge darauf zu richten, und die bemerkten Fehler der Erzieher 
der Obrigkeit anzuzeigen. • 

§. 327. Ueberhaupt muss der Vormund von dem Aufenthalte, 
der Verpflegung, und der Erziehung des Pflegebefohlnen dem 
vormundschaftlichen Gerichte, wenigstens einmal im Jahre, ge- 
treue und pfliebtmässige Anzeige machen. 

§. 328. Weder der Vormund, noch der Erzieher, dürfen von 
der einmal getroffenen Einrichtung der Obrigkeit, wegen der Art 
and des Orts der Erziehung, ohne deren Genehmigung abweichen. 

§. 329« Die Lebensart, welcher die Kinder gewidmet, und 
wozu sie vorbereitet werden sollen , kann nicht anders, als unter 
Genehmigung der Obrigkeit, festgesetzt werden. 

§. 330. Hat der Vater etwas darüber bestimmt, so Enden, 
wegen einer darin zu treffenden Veränderung, die Vorschriften 

§.312-314. Statt. 

§. 331. Hat der Vater nichts bestimmt: so muss sich das vor- 
mundschaftliche Gericht nach den Anweisungen des Zweiten Ti- 
tels §. 109 .sq<l. lediglich achten. 

§. 332. Doch sollen in allen Fällen der Vormund und die 
Mutter, oder die Grossältern, mit ihrem Gutachten darüber ver- 
nommen werden. 

§.333. Bei Kindern von Zunftgenosten sind die Zunflältes- 
ten schuldig, dem Richter, auf Erfordern, mit ihrem Rathe und 
Gutachten an die Hand zu geben. 

§. 334. Wenn der Pflegebefoblne zum Studiren gewidmet 
werden soll: so muss das vormundschaftliche Gericht die Vor- 
achrifteirdes Zwölften Titels §. 62. 63 -64. genau beobachten. 

§• 335. Die Kosten der Erziehung müssen nach der mit Rück- Ertithen|e- 
sicht auf das Vermögen bestimmten Art derselben, und nach der ko8Un ' 
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Lebensart, zu welcher der Pflegebefohlne vorbereitet werden soll, 
abgemessen und festgesetzt werden, 

§, 336, Der Vormund, welcher den festgesetzten Betrag ohne 
Genehmigung des Gerichts überschreitet, macht sich verantwortlich. 

§, 337« Wenn die jährlichen Einkünfte des Vermögens zur 
Erlangung des gesuchten Zwecks nicht hinreicheii ; so kann auch 
die Substanz des Vermögens dazu verwendet werden. 

VerheirathuDf. §, 338 , Wegen der Verheirathung der Pflegebefohlnen ist das 
Erforderliche gehörigen Orts vorgeschrieben. (Tit. 1. §. 49- *<!<!•) 

. §. 339- Mit Bestimmung und Herbeiscbaffung der Ausstat- 

tungskosten ist es wie mit den Krziehungskosten zu halten, 

§. 340. Doch sind, bei unvermögenden Pflegebefohlnen, nnr 
Verwandte in aufsteigender Linie und Geschwister, die bereits aus- 
gestattet sind, zum Beitrage verpflichtet. 

Sorge für die §. 34 1 - Wahn- und Blödsinnige müssen dergestalt unter be- 
Blödsinnigen, ständiger Aufsicht gehalten werden, dass sie weder sich eelbst, 
noch Andern schaden können. 

§. 342. Die Sorge für diese Aufsicht liegt dem Vormunde, 
dieFührung derselben hingegen denjenigen ob, welchen die Pflicht 
der Erziehung zukommt. 

§. 343. Doch kann, zur Uebernehmung der Aufsiebt Uber Ra- 
aende, weder ein Verwandter, noch der Vormund, noch eine an- 
dere Privatperson gezwungen werden. 

§. 344. Finden der Vormund oder die Verwandten keine an- 
dere Gelegenheit, dergleichen Personen unterzubringen : so liegt 
dem Staate ob, dieselben in eine öffentliche Anstalt zur Verwahrung 
aufzunebmeo. 

§. 345. Bei blossen Wahn- und Blödsinnigen, welche keia 
Vermögen besitzen, müssen diejenigen , welchen decen Unterhalt 
nach den Gesetzen obliegt, auch die Kosten der Aufsicht, welche 
lie nicht selbst übernehmen wollen, hergeben. 

§■346. Eben dies gilt von Taubstummen, wenn dieselben, 
wegen der mit ihrem körperlichen Mangel verbundenen Gemüths- 
schwäche, einer beeondern Aufsicht bedürfen. 

§. 347* So lange noch eine gegründete Hoffnung zur Wie- 
. derherstellung solcher Personen vorhanden ist, müssen sie mit 

den nötbigen Heiluogemitteln nach Möglichkeit versehen werden. 

§. 34s* D*c Heilungskosten haben mit den Erziehungakosten 
gleiche Rechte. . , 

F «kw'i dt” §• 349. Verschwender, auch wenn sie gross jährig sind, muss 
der Vormund unter beständiger Aufsicht haben ; sie zur Arbeit und 
nützlichen Thäligkeit anbalten, und sie von ihren Fehlern mög- 
lichst zu bessern bemüht sein, 

§. 350. Bei beharrlicher Fortsetzung ihrer ausschweifenden 
Lebensart hat der Vormund, jedoch nur unter Direction und Ge- 
nehmigung des vormundschaftlichen Gerichte, das Recht, den 
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Pflegebefohlnen , auch durch zweckmässige Zwangsmittel , zu ei- 
Der ordentlichen und regelmässigen Aufführung anzuhalten* (Tit.2. 

§. 86-sqq.) i 

Siebenter Abschnitt. 

. * . t I • ' • . 

Von der Vorsorge für das Vermögen der Pflege- 
befohlnen. 

; ..l . r 

§• 351. In Fällen , ,vro eine Vormundschaft anznordnen ist, SIcherungM». 
muss vor allen Dingen auf die Auamittelung und Sicherstellung M ‘ ! 
des Vermögens der Pflegebefohlnen Rücksicht genommen werden. 

§• 352. Diese Vorsorge liegt jedem Richter ob, in dessen Ge- 
richtsbezirke dergleichen Vermögen sich befindet; auch wenn dee 
Erblasser seiner Gerichtsbarkeit nicht unterworfen war. 
i §.353. Befindet das Gericht, unter dessen Gerichtsbarkeit 
der Erblasser gestanden hat, sich an eben dem Ortet so ist nur 
dieses zur Obsorge für das an demselben Orte vorhandene Ver- 
mögenbefugt und verpflichtet. .*•' *>’ 

§. 354. Der Richter mnss das bewegliche Vermögen, an wel* Siegelung, 
ehern Pflegebefohlne Theil haben, sogleich auf erhaltene Nach- 
richt in gerichtliche Sperre nehmen. 

§• 355. Auch Dorfgerichte können, in Abwesenheit des Ge» 
richtshaltersy den am Orte befindlichen Nachlass versiegeln. 

§.356. Sie müssen aber davon dem Gericbtshalter, zur wei- 
tern Besorgung und Verlügung, sofort Anzeige machen. 

■ i §. 357* Notarien sind, Siegelungen in Sterbefallen vorzuneh- 
men, nicht berechtigt ; ausser wenn sich kein Richter in der Nähe 
befindet, und sie darum requirirt; oder wenn es ihnen von dem) 

Richter aufgetragen worden. : ■ !• , i I . : 

§• 358- Bei dem Absterben solcher Personen, die unter Mili- 
tairgerichtsbarkeit stehen , mnss derjenige Nachlass, welchen sie 
bei und um sich gehabt haben, von den Kriegsgerichten versiegelt 
w **‘ Un * 

§. 359. War der Verstorbene im Felde oder auf Comraando, 
an einem Orte, wo kein Kriegesgericht sich befindet: so liegt dem 
commandirenden Offizier ob, für den Nachlass, welchen er bei 
und um sich hat, zu sorgen. 

§; 360l Ist auch kein commandirender Offizier vorhanden: 
so sind die Civitgerichle des Orts zu dieser Obsorge verpflichtet. 

§. 36t. Jeder, welcher eine Siegelung vorgenommen hat, 
muss, wenn er nicht selbst der vormundschaftliche Richter ist, die- 
sem unverzüglich davon Nachricht geben. 

§• 362. Er muss , wenn von einer in dem Nachlasse vorhan- 
denen ietztwilligen Verordnung Anzeige geschieht, oder Spuren 
sich finden, dieselbe mit Zuziehung der im Sterbebause gegen« ur- 


Digitized by Google 




250 


Zweiter Theil. Achtzehnter Titel, 


tigen Verwandte«, Freunde oder Hausofficianten de* Verstorbe- 
nen aufsuchen, und dem gehörigen Richter zur Verfügung der 
Publication einsenden. 

§. 363. Rer siegelnde Richter darf sich über den Vorgefun- 
denen Nachlass in der Regel keine Verfügung anmassen. 

§■364. Kr muss jedoch, wenn wegen Entfernung des vor- 
mundschaftlichen Gerichts, oder aut andern Ursachen, die Verfü- 
gungen desselben nicht schnell genug erfolgen können, in schleu- 
nigen Fallen die nöthigen Vorkehrungen zum Besten der Pflege- 
befuhlnen treffen j und auch davon dem vormundschaftlichen Ge- 
richte Anzeige machen. .i'.i • » ' . • • 

§. 365. Kr muss also Sachen, welche bei längerer Aufbewah- 
rung verderben, oder ausser Werth kommen wurden, sofort öffent- 
lich veräussern. iil.«-.|% i- 

§• 366. Kin Gleiches liegt ihm in Ansehung solcher Sachen 
ob, deren Autbewahrung mit beträchtlichen und offenbar unnützen 
Kosten verknüpft sein würde. 

§. 367* .Auch muss erdaFür sorgen, dass Geschäfte, die ihrer 
Natur nach ohne augenscheinlichen Nachtheil für den Pflegebe- 
fohlnen nicht unterbrochen werden können, in dem Gange, worin 
aie sich wirklich befinden , ohne Veränderung fortgesetzt werden. 

§. 36S. Eine zum Nachlasse gehörige Handlung darf der 
Richter nicht versiegeln ; sondern er muss deren Fortführung dem 
von dem Erblasser angenommenen Disponenten übertragen. 

§• 36 9- Ist kein solcher Disponent vorhanden: so muss der 
Richter sofort einen Aufseher bestellen. 

§. 370. Dieser Aufseher muss vereidet, und einGleiebes auch 
in Ansehung des Disponenten , wenn derselbe nicht schon ver- 
pflichtet ist, beobachtet werden. _ :• . 

§. 371* Ist ein Ehegatte des Erblassers im Sterbebause vor- 
handen: so darf mit der Siegelung nur auf dessen eigenes Ansu- 
chen, oder unter dessen ausdrücklicher Bewilligung verfahren 
werden. 

§. 372. Einem Jeden steht frei, die Siegelung seines künfti- 
gen Nachlasses zu untersagen. 

‘ ' i . ■ - * • 

. §.373. Die Erklärung muss jedoch schriftlich oder gegen da* 
Gericht mündlich zum Protokolle, geschehen sein. 

§. 374« Auch muss der Richter auf das Verbot der Siegelung 
keine Rücksicht nehmen , wenn sich Umstände hervorthun , nach 
welchen der Nachlass einer von dem Erblasser nicht vorbergesehe- 
nen Gefahr aufgesetzt ist. , , 

§.375. Dies findet besonders Statt, wenn der Erblasser die 
Siegelung mit ausdrücklirher Beziehung auf eine gewisse Person, 
welcher die Obsorge und Aufsicht Uber den Nachlass von ihm an- 
verlraut worden, verboten hat, und dieselbe Person bei dem Ab- 
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leben des Erblassers schon verstorben , oder nicht am Orte tage» 
gen ist. 

§. 37 6. Sobald dem Pflegebefohlnen ein Vormund bestellt lawatur. 
worden , muss derselbe ohne Zeitverlust für die Aufnahme eines 
vollständigen Veracichnisses von dem Nachlasse sorgen. - 

§. 377. Zieht die Berichtigung der Vormundschaft sich in die 
Länge; und kann die Aufnahme des Inventar», ohne des Pflegebe- 
fohlnen Nachtheil , nicht ferner ausgesetzt werden: so muss der 
Richter dazu einen besondern Curator bestellen. 

§. 378. Die Anordnungen wegen Aufnehmung des Inventarii 
gebühren allein dem vormundschaftlichen Gerichte. 

§• 379- Dieses muss jedoch wegen solcher Nachlassstücke, 
die an einem Orte sich befinden , der weder seiner unmittelbaren, 
noch mittelbaren Gerichtsbarkeit unterworfen ist, den gehörigen 
Richter des Orts um deren Inventirung ersuchen. 

§. 380. Es müssen aber alle dergleichen Specialinventarien , 
dem vormundschaftlichen Gerichte mitgetheilt werden. 

§. 381. Die Inventur des Nachlasses verstorbener Militair- 
personen gebührt, nach geschehener Abnahme der Siegel, den Ci- 
vilgarichten in allen Bällen , wo denselben die Bevormundung der 
Unterlassenen Pflegebefohlnen obliegt. 

§. 382. Von der bevorstehenden Aufnehmung des Inventarii 
muss dem Vormunde, ingleichen den ausser den Pflegebefohlnen 
etwa noch vorhandenen Miterben , in Zeiten Nachricht gegeben, 
und dieselben müssen, wenu sie sich melden, dabei EUgelassen 
werden. 

§. 383. Einer gerichtlichen Inventur bedarf es nicht, wenn Von Pibitw- 
ain überlebender Ehegatte des Erblassers sich in dem Besitze der ' 1 
Erbschaft befindet, und ein Privatverzeichniss darüber aufzuneb- 
men, und vorzuverlegen erbütig ist. 

§. 384. Ausserdem kann der Bichter in Fällen , wo entweder 
eins derAeltern, oder sonst ein naher Verwandter der Pflegebe- 
fohlnen , im Besitze des Nachlasses sich befindet ; oder wo man 
zum voraus weiss, dass der Nachlass nicht beträchtlich sei, und 
der, welcher ihn hinter sich hat, wegen seiner Verbindung mit dem 
Pflegebefohlnen oder sonst, ein vorzügliches Vertrauen verdient, , « 

statt des gerichtlichen Inventarii, mit der Vorlegung einer Privat- 
•pecification sich begnügen. 

§. 385. Eine zum Nachlasse gehörende Handlung darf, so 
lange deren Aufhebung nicht erfolgen soll , nicht gerichtlich in- , 

ventirt werden. . * 

§. 3SÖ. Doch muss der Vormund oder Disponent auch darü- 
ber ein vollständiges Privatinventarium aufnehmen und vorlegen. 

§. 387. Der Richter ist schuldig, dergleichen Handlungsin- 
ventarium dergestalt zu verwahren, dass das Innere der Handlung 
zum Nachtheile der Pflegebefohlnen nicht öffentlich kund werde. 
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§.388» Zum Behuf« eine« solchen llandlungsioventarii müssen 
die Bücher bis zum Sterbetage des Erblassers nachgetragen , und 
«odaon abgeschlossen werden. 

§. 389- Ein Jeder, welcher zur Aufnahme eines Privatinven- 
tarii verstauet worden , ist die Richtigkeit desselben , auf Er* 
fordern, eidlich zu bestärken verbunden. 

§• 390* Der Regel nach muss diese eidliche Bestärkung sofort 
erfolgen. 

§. 391* Bei Verwandten in auf - und absteigender Linie, in- 
gleichen bei Seitenverwandten, die als Respectspersoncn für den 
Pflegebefohlnen anzusehen sind , kann das vormundschaftliche 
Gericht die eidliche Bestärkung, nach Beschaffenheit der Um- 
stände, bis zu einer näheren Veranlassung aussetzen. 

§. 3 92. Wenn eine Wittwe wieder beirathen will : so muss 
die eidliche Bestärkung noch vor Vollziehung dieser Ehe von ihr 
geleistet werden. 

§. 393« Nur ein Erblasser, welcher dem Pflegebefohlnen 
mehr, als einen ihm schuldigen Pflirhttheil zugewendet hat, kann 
die eidliche Bestärkung eines Privatverzeichnisses von seinem 
Nachlasse untersagen. 

§. 394. Aber auch ein solches Verbot ist ohne Wirkung, so- 
bald gegründete Vermutbungen einer begangenen Unrichtigkeit 
dem Richter bekannt werden. 

§• 395* Jedem Erblasser steht es frei, die gerichtliche Inven- 
tur seines Nachlasses zu untersagen. 

§. 396* Dergleichen Verbot bedarf keiner Feierlichkeit; 
sondern es ist genug, wenn nur der Erblasser seinen Willen 
schriftlich, oder mündlich gegen die Gerichte zum Piotokolle ge- 
äossert hat. 

§• 397. Das Verbot der gerichtlichen Siegelung begreift das 
Verbot der gerichtlichen Inventur unter sich. 

• §• 398* Hat der Erblasser nur eine gewisse Person von der 

Herausgebung eines Inventarii befreiet : so kann ein Dritter, 
welcher zur Verwaltung des Nachlasses gelangt, sich darauf nicht 
berufen. .■ , ' ■ 

§. 399> Die Aufnahme eines Privatverzeichnisses kann ‘von 
dem Erblasser nie verboten , noch durch irgend eine dem Pflege- 
befohlnen nachtbeilige Bedingung eingeschränkt werden. 

§. 400. Der Inhaber des Nachlasses muss also auch in diesem 
Falle das Verzeichniss aufnehmen ; er darf aber selbiges nur ver- 
siegelt in gerichtliche Verwahrung übergeben. 

§. 401. Die Einsiegelung des Yeezeichnisses muss in Gegen- 
wart des vormundschaftlichen Gerichts, oder wenigstens eines 
Justizcommissarii und Notarii geschehen. 
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§. 402. Dieie müssen sich davon überzeugen, das* indem 
versiegelten Umschläge wirklich ein Verzeichniss des Nachlasses 
. enthalten sei. 

§. 403- Das vormundschaftliche Gericht ist berechtigt, von 
dem, welcher das versiegelte Verzeichoiss iibergiebt, die Versiche- 
rung an Eidesstatt, dass dasselbe mit den gesetzlichen Erforder- 
nissen eines Nachlassverzeichnisses versehen, und von ihm nach 
seiner besten Kenntniss und Wissenschaft treulich aufgenommen 

sei, zu fordern. (Th. 1. Tit. 9- §• 434.435.) 

§. 40 4 . Auch wenn Acltern oder Grossaltern, die ihren Kin- 
dern eine bestimmte Sache oder Summe zu ihrem Erbtheil hinter- 
lassen, die Aufnahme eines gerichtlichen oder Privat Verzeichnisses 
von ihrem Nachlasse gänzlich untersagt haben, muss dennoch der 
Haupterbe zur künftigen Beurtheilung : ob eine Verletzung im 
Pilichttheile vorhanden sei, ein Privatverzeichniss aufnehmen, 
und bei dem vormundschaftlichen Gerichte versiegelt niederlegen. 

§. 4 05. Der Richter ist ein verschlossenes Privatinventarium 
zu eröffnen berechtigt., wenn ein erheblicher Verdacht der 
Verkürzung des Pflegebefohlnen im Pflichttbeile eintritt ; oder 
ihm eine schlechte Verwaltung, oder gar Verschwendung, von 
Seiten desjenigen, der den Nachlass hinter sich hat, glaubhaft . 
angezeigt wird. 

§. 406. Ferner alsdann, Xvenn die Gütergemeinschaft zwischen 
den Pflegebefohlnen und dem überlebenden Ehegatten des Erb- 
lassers aufbürt; mithin eine Auseinandersetzung zwischen ihnen 
erfolgen muss. 

§• 407. Auch alsdann, wenn das Andringen der Gläubiger 
die Offenlegung des Vermügenszustandes unvermeidlich macht. 

§• 408. Wenn keiner dieser Fälle sich ereignet: so bleibt 
das niedergelegte Verzeichnis» so lange verschlossen in der Ver- 
wahrung des vormundschaftlichen Gerichts, bis der letzte der 
Pflegebefohlnen der Vormundschaft entlassen wird. 

§. 40y. Nach berichtigtem Invcntario muss der Pflegebefohlne Auseinander- 
mit denjenigen, welchen ein Miteigentum an der Masse oder ** **““*' 
irgend eiuem Tfaeilo derselben gebühret, auseinandergesetzt 
werden. ,■ 

§• 4 10. Hat jedoch die überlebende Mutter der Pflegebefohl- 
nen mit dem Vater derselben in der Gütergemeinschaft gelebt: 
so steht ihr frei , aul deren Fortsetzung mit den noch nicht abge- 
fundenen Kindern anzutragen. (Tit. 1. §, 6i4.»qq-) 

§. 4 11. Der Vormund ist in diesem Falle nur alsdann die 
Auseinandersetzung zu verlangen berechtigt, wenn die Mutter der 
Pflegebefohlnen zur anderweitigen Ehe schreitet. 

§. 4 12. Ferner, wenn die Tüchter heirathen, oder die Sühne 
eine eigene Wirtschaft anstellen. 
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§•413. Rndlich, wenn die Mutter «ich der Verschwendung, 
oder *on*t einer «chlechten Verwaltung verdächtig macht. 

§. 4 t 4. Wegen der Auseinandersetzung des Vaters mit seinen 
Kindern aus voriger Khe Anden, auch bei der Gütergemeinschaft, 
die Vorschriften des §. 35. 3b. Anwendung. 

§• 4 15. Hat der Erblasser die Fortsetzung der Gemeinschaft 
der PAegebefohlnen unter sich, oder mit einem Dritten verordnet: 

•o kann der Vormund davon einseitig nicht abgehen. ' 

§. 4l6. Glaubt derselbe dennoch aus rechtlichen Gründen 
(Tb. 1. Tit* 1 7* §• 80.) darauf antragen zu können : so muss der 
andere Theil darüber ordentlich gehört, und die Sache durch 
richterliches Erkenntnis« entschieden werden. 

§. 4 1 7- In Fällen, wo Erben überhaupt die Gemeinschaft 
fortzusetzen schuldig sind , kann auch der PAegebefohlne sich , 
derselben nicht entziehen. 

§. 4 1 8. Der Vormund kann auf Theiiung eines gemeinschatt* 
liehen Grundstücks nur in den Fällen antragen, in welchen die 
Veräusserung desselben Statt finden würde. 

§• 4 19* Auseinandersetzung geschieht in der Regel unter 
Direction des vormundschaftlichen Gerichts. 

§. 420. Kann aber dieselbe in Güte nicht zu Stande gebracht 
werden : so gebührt die rechtliche Entscheidung dem Richter, 
unter welchem der Erblasser seinen letzten persönlichen Gerichts* 
stand hatte. 

§. 421. Nash erfolgter Ausmittelung des Vermögens der 
PAegebefohlnen muss das Gericht für die ordentliche Einleitung 
der Administration, und für die Sicherheit der PAegebefohlnen 
dabei Sorge tragen. 

Anh. §. 157. Hat der Erblasier in Erbschaftsfällen , wo 
Pflegebefohlne mit andern Miterben concurriren , Testa - 
mentsexccutoren ernannt , und war er den pftegebefohlnen 
Miterben entweder keinen Pflichtteil schuldig , oder hinter- 
lässt er ihnen mehr aU denselben ; so wird die Mitwirkung 
des vormundschaftlichen Gerichts bei Sicherstellung des 
ganzen Nachlasses und bei dessen Verwaltung nach dem t 

, > Inhalte der Disposition, wodurch der Executor bestellt wird , 

bestimmt. Enthält diese Disposition keine in den Gesetzen 
erlaubte Ausdehnung , oder Einschränkung der Gewalt des 
Testamentsexecutors : so bedarf es keiner gerichtlichen In- 
ventur, und die Ausmittelung, Constituirung und Verwaltung 
des Nachlasses gehört zu dem Amte und der Competenz des 
Executors. Das vormundschaftliche Gericht concurrirt bei 
• Verlassenschaflen dieser Art nicht unmittelbar, sondern 
nur durch den von ihm zu dirigirenden Vormund. 
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§. 422. Vom Vermögen der Pflegebefohlnen darf dem Vor- 
munde in der Regel nur soviel in Händen getanen werden, ala 
zum Unterhalte, zur Erziehung, und zur Fortsetzung der Admi- 
nistration nöthig ist. i 

§.423« Auch müssen «ämmtlicbe den Pflegebefohlnen ge- 
hörende Schuldiostrumente, die Capitalien mögen schon von dem 
Erblasser, oder erst während der Vormundschaft ausgethan sein, 
in gerichtliche Verwahrung genommen werden. 

' 6. 424. Nach Verhältniss desjenigen Theils des Vermögens 

und der Einkünfte, welchen der Vormund von Zeit zu Zeit in dn Vurmun- 

Händen behält, muss von ihm Caution bestellt werden, , d, *‘ 

§. 425« Di# Bestellung der Caution kann durch Burgen oder 
Pfänder, oder durch gerichtliche Eintragung auf Grundstücke 
geschehen. 

§. 426. Der Richter ist schuldig, dieser Caution diejenige 
Sicherheit zu verschaffet, die der Vormund, nach der Lage seiner 
Umstände, und nach Beschaffenheit seines Vermögens, dafür ge- 
währen kann. 

§. 427« Doch kann kein Vormund wider seinen Willen ange- 
halten werden, die erste Hälfte des Werth» seiner Grundstück# 
mit einer solchen Caution zu belasten. 

§. 428. Ist die Caution innerhalb der ersten Hälfte schon 
bestellt worden! so mu9» sie dennoch, auf Verlangen des Vor- 
mundes, zum Besten anderer Eintragungen, hi» auf die Hälfte 
Zurücktreten. 

§. 429. Die Sicherheit der Activforderungen , mit welchen 
der Vormund die Caution bestellen will, ist nach denjenigen 
Grundsätzen zu beurtheilen, welche bei Belegung der Pupillen- 
capitalien selbst unten §. 466. «<n- vorgeschrieben sind. 

§. 430. Ein Bürge, der seine Bürgschaft nicht innerhalb der 
ersten Zwei Drittel de» Werths seines Grundstücks eintragen 
lassen kann oder will, soll in der Regel zur Caution nicht ange- 
nommen werden. 

§.431. MitCautionen, die auf keine gewisse Summe bestimmt 
lind, soll kein Vormund wider seinen Willen belastet werden. 

§. 432. In wie fern in der Zwischenzeit, bi* die Caution be- 
stimmt werden kann, für die Sicherheit der Pflegebefohlnen durch , t 

Eintragung eines vorläufigen Vermerk# auf die Grundstücke de# . . 

Vormunde*, oder bei einem nicht angesessenen Vormunde, auf 
andere Art, nach den Umständen zu sorgen sei, bleibt dem pflicht- 
massigen Befinden de# vormundschaftlichen Gerichts überlassen. 

§. 433. Vormünder, die von dem Erblasser der Pflegebefohl- 
nen ernannt worden , sind von aller Cautronsbestellung so lange 
frei, als sie sich nicht einer unordentlichen oder unwirtschaft- 
lichen Administration verdächtig machen; oder die Ablegung der 

r 
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Rechnungen länger als Sechs Monate nach dem dazu bestimmten 
Termine vernachlässigen. 

§.434. Auch andere Vormünder, die mit einer besondern 
Cautionsbestellung gar nicht aufzukommen im Stande sind, kön- 
nen , «renn sie nur sonst in dem Rufe unbescholtener Redlichkeit 
und ordentlicher Wirthschaft stehen , dennoch angenommen und 
beibehalten werden. • 

§. 435. Bei gleichem Grade der Tüchtigkeit ist jedoch, unter 
Mehrern, derjenige, welcher Cantion bestellen kann, vorzuziehen. 

§. 436. Bei einem ohne Caution bestellten Vormunde muss 
das Gericht, in Ansehung der Interessen, Pacht - und Miethzinsen, 
und anderer fixirter Hebungen , so wie selbst in Ansehung der 
ordinairen Gutseinkünfte, durch deren unmittelbare Einziehung 
in das Depositum, oder durch Anweisung an diejenigen, welche 
aus dem Vermögen des Pflegebefohlnen Zahlungen zu erhalten 
haben, noch genauere Maassregeln festsetzen; damit dem Vor- 
munde alle Gelegenheit zu Dachtheiligen und willkührlichen 
Dispositionen so viel als möglich benommen werde. 

§. 437- Dergleichen besondere Maasregeln müssen in der 
vormundschaftlichen Bestallung ausgedrückt werden. 

§• 438. Bei Verwaltung des Vermögens der Pflegebefohlnen 
dir Pflrgcbe. i*t der Vormund schuldig und befugt, alles zu thun und zu besor- 
fohluen. gen, was einem guten Hauswirthe in Ansehung seines eigenen 
Vermögens obliegt; in so fern er darunter durch ausdrückliche 
Gesetze durch den Willen des Erblassers , und durch besondere 
richterliche Verordnungen nickt eingeschränkt ist. 

I) der MoW- §. 439- Db und was von den vorhandenen Mobilien verw 
’ kauft, aulbewahrt, oder dem Pflegebefohlnen zum eigenen Ge- 
brauche überlassen werden soll, muss hauptsächlich nach der vor- 
handenen Vertilgung des Erblassers bestimmt werden. 

§. 440< Bei deren Ermangelung muss der Vormund sowohl 
darüber, als über die Art des Verkaufs und der Aufbewahrung, 
nach Lage der Umstände , Beschaffenheit des übrigen Vermögens, 
und Erforderniss des Bestens der Pflegebefohlnen, Vorschläge 
thun, und richterliche Vorbescheidung einholen. > • 

§. 44 1 . Sachen , die ohne Nachtbeil der Substanz nicht füg- 
lich auf behalten werden können; oder bei deren längern Aufbe- 
wahrung ihr Werth vermindert werden würde; oder die dev 
Pflegebefohlne entweder gar nicht , oder doch in mehrern Jah- 
ren noch nicht würde brauchen können, müssen, und zwar in der 
Regel durch Auction, verkauft werden. ■ i i 

§. 442. Das vormundschaftliche Gericht kann aber auch, auf 
den Antrag des Vormundes, die vorhandenen Mobilien ganz oder 
zum Theil der Mutter, oder einem majorennen Miterben, aus freier 
Hand zuschlagen lassen, wenn Bedingungen, die dem Pflegebe- 
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fohlnen vorlheilhafter find, als wahrscheinlicher Weise ein Ver- 
kauf durch Auction «ein würde, geboten werden. 

§. 443. Ein solcher Zuschlag aus freier Hand setzt jedoch 
allemal eine gerichtlich aufgenommene Taxe voraus. 

§.444. Auch an andere Personen, ausser der Mutter und 
majorennen Miterben, kann der Zuschlag aus freier Hand gesche- 
hen, wenn wenigstens die volle Tue gebuten wird ; und der Vor- 
mund, nebst den am Orte befindlichen nächsten Verwandten, oder, 
in Ermangelung der Letztem, andere Sachverständige, welche die 
Tue nicht aufgenommen haben, diesen Verkauf dem Pflegebe- 
fohlnen vortheilhaft'finden, 

§.445. Juwelen, Kostbarkeiten , Gold- und Silbergeschirr, 
müssen auf den Antrag des Vormundes verkauft werden, wenn 
das Vermögen des Pflegebefohlnen mit Schulden belastet ist, die 
auf andre Art nicht getilgt werden können. 

§> 446. Auch kann der Vormund auf die Veräusserung an- 
tragen , wenn in solchen Kostbarkeiten ein beträchtliches Capital 
steckt; und voraus zu sehen ist, dass der Pflegebefohlne entweder 
niemals, oder doch innerhalb Füuf Jahren noch nicht, davon 
werde Gebrauch machen können. 

§.447. Ob der Verkauf solcher Sachen nur 'durch Anction, 
oder durch Subhastatioo geschehen solle, hängt nach Beschaffen- 
heit und Beträchtlichkeit des Werths, von dem Befinden des vor- 
mundschaftlichen Gerichts ab. 

§.448- Ein Zuschlag aus freier Hand findet nur in den Pal- 
len des §. 442. und 444. Statt. 

§. 449* Wird die Aufbewahrung solcher Mobilien (§. 445.) 
Beo Pflegebefohlnen zuträglich befunden, so muss dieselbe der 
Hegel nach in dem Deposito des Vormundschaftsamtes geschehen. 

§■ 450. Hat jedoch der Vormund auf d£n ganzen Betrag der 
gerichtlichen Taxe Caution bestellt: so kann ihm die Aufbewah- 
rung unter dem Siegel des Gerichtes überlassen werden. 

§. 451. Das Gericht kann den Pflegebefohlnen solche Stücke, 
wovon sie nach ihrem Stande und Range Gebrauch machen kön- 
nen , nach dem Gutachten des Vormundes , und unter der beson- 
dere Aufsicht desselben verabfolgen. 

‘ §- 452. Besonders ist dieses den Pflegebefohlnen weiblichen 
Geschlechts, bei ihrer Verheirathung nicht leicht zu versagen. 

§. 453. Doch liegt alsdann, ausser dem Vormunde, auch dem 
Eh emanne der Pflegebefohlnen die Aufsicht über die Conservation 
eolrher Juwelen und Kostbarkeiten , wenn sie auch an sich zurt 
vorbehaltenen Vermögen der Frauen gehören , gleich einem Vor- 
munde ob. <• 

§. 454. Die in dem Nachlasse Vorgefundenen baaren Gelder 2) 
müssen, bis sie untergebracht oder sonst nützlich verwendet wer- 
den können, in gerichtlicher Verwahrung gehalten werden. 


s 
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3) in 
Capital» a 


Anh. §. 158. fon dem hmaren im Depot ito oder in den Hän- 
den der formiinder sieh befindenden fermögen der Pflege - 
befohhten können Pfandbriefe gegen das cUrsmiissige Auf- 
geld für Hechnung der Pfiegebefohlnen acquirirt werden. 

i ... i»*. if.i 

§. 455. Sind ausstellen de Capitalien vorbanden: so muss der 
Vormund die Sicherheit derselben prüfen , und sein Gutachten, 
«reiche darunter stehen bleiben können , oder aufzukündigen und 
einzuzieben sind, dem Vormundschaftsamte zur fernem Beurthei- 
lung und Entscheidung vortragen. 

Anh. §. 1 59. Tfenn der Erblasser des Pfiegebefohlnen Ca- 
jntalien auf Aclien solcher Institute belegt hat , welche durch 
• ausdrückliche , von dem Könige Selbst vollzogene Bekannt- 
machung , Darlehne von Privatpersonen auf zunehmen au- 
torisirt sind: so können dergleichen Capitalien, wenn sie auf 
Minorenne devolcirt sind, so lange stehen bleiben , bis sieh 
Gelegenheit findet , das Geld zu höhern Einsen , gegen ge- 
wöhnliche gesetzmiissige Sicherheit, unterzubringen. 

§.456. Forderungen, die weder durch Pfand , nach Hypo- 
thek gedeckt sind, müssen sofort, oder doch nach Ablauf der 
„etwa bestimmten AufkUndigungsfriat, eingezogen werden. 

§. 457* Ein Gleiches gilt von Capitalien, welche von dem 
Erblasser unzinsbar, wenn auch gegen gerichtliche Sicherheit, 
ausgeliehen worden. 

§■458. Hat der Erblasser schriftlich verordnet, dass der- 
gleichen Capitalien stehen bleiben sollen : so muss diesem Willen 
eo lange Folge geleistet werden, als nicht eine offenbare Unsicher- 
heit für die Pilegebefohlnen daraus entsteht. 

§. 459* Bemerkt der Vormund Umstände, welche dergleichen 
Unsicherheit besorgen lassen: so muss er selbige dem vormund- 
schaftlichen Gerichte zur Beurtheilung und weitern Verfügung 
Anzeigen. 

§• 460. Erhellet aus der Verordnung des Eiblassers mit hin- 
länglicher Gewissheit, dass nach seinem Willen das Capital bei 
dem Schuldner so lange, bia sich dessen Vermügensumständp 
bessern, stehen bleiben soll: so sind der Vormund und das Vor- 
mundschaftsamt, so lange keine Verletzung am Pflichtthciln 
vorhanden ist, darangebunden. • „ ■ , 

§. 46t. Doch können alle aolche Capitalien (§.458-460.), 
die der Vater der Pilrgebefohlnen den Schuldnern nicht gänzlich 
erlassen., sondern nur eine längere Stundung derselben vorge- 
■chriebcn hat, eingezogen werden, sobald es die eigne unumgäng- 
liche Nothdurf t der Kinder erfordert. 
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§<462. Bei Beertheilung der Sicherheit solcher Capitalien, 
die der Erblasser auf Pfand oder gerichtliche Hypothek ausgelie- 
hen hat, haftet der Vormund nur fiir ein grobes Versehen. I 

§. 463. Haben sich aberdie Umstände des Schuldners, oder 
des Unterpfandes, seit der angetretenen Vormundschaft verschlim- 
mert: so niqss der Vormund auch für ein bei der Einziehung und 
Beitreibung nach dieser Zeit begangenes massiges Versehen haften, 
§. 464. Bas vormundschaftliche Gericht, welches die Sicher- 

f " t 

heit der von dem Erblasser ausgeliehenen Capilalien nach recht- 
lichen Grundsätzen zu beurthcilen hat, haftet dabei, wenn der 
Erblasser selbst ein Rechtsvcrstandiger war, nur für ein grobes. 
Sonst aber für ein massiges Versehen. 

§■ 465. ln dem Falle des §. 463. muss aoeh das vormund- 
schaftliche Amt ein massiges, von ihm bei der Einziehung began- 
genes Versehen verantworten. ' ,,u- * ’■ 1 

§. 466. Die Vormünder sind schuldig, füttfidsfehereuhd nutz- 
bare Unterbringung der in dem Vermögen der Pflegebefohlnen 
vorhandenen, oder dabin eingehenden haaren Gelder, in so fern 
dieselben nicht zu noth wendigen oder andern nützlichen Ausgaben 
erforderlich sind, nach bestem Vermögen Sorge zu tragen. 

1 §. 467- Dergleichen neue Darlebue sollen niemals aüf Wech- 
sel oder blosse Schuldverschreibungen gegeben werden. 

§• 463. Ist es dennoch geschehen : so muss das vormund- 
schaftliche Amt, sobald es davon Kennlniss erlangt, die Wieder- 
einziehung verordnen. 

§. 469. Gegen diese Verfügong kann der Schuldner, weichet 
wissentlich Pupillengelder auf Wechsel oder Schuldschein zun» 
Darlehne angenommen hat, durch einen mit dem Vormunde ver- 
abredeten langem Zahlungs- oder Aufkündigungstermin sich nie- 
mals schützen. , »• 

§• 470. Der Vormund haftet für allen Schaden, welcher deh 
Pflegebefohlnen aus einer solchen gesetzwidrigen Ausleihung 
entsteht. 

§.471. Auch gegen gerichtliche Sicherheit darf der Vormund 
Capitalien seiner Pflegebefohlnen, ohne Vorwissen und Genehmi- 
gung der Obcrvormundsrhaft, nicht ausleiben. > 

§■ 472. Bei Prüfung der Sicherheit müssen der Vormund so- 
wohl, als die Obrigkeit, die gewöhnliche Aufmerksamkeit eines 
vernünftigen Hausvaters anwenden. 

Anh. §. 160. Findet der Vormund Gelegenheit zur Unter- 
bringung der Besliinde t so wird ein solches .-tetivum nicht 
dem General - Ileposito, sondern den Vjlegebefohlnen acqui- 
rirt ; es wird daher auch hierbei die strenge depositalmussige 
Sicherheit der aus dem General- Deposito zu leihenden Ca- 
pitalien nicht erfordert. 
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§. 473* Auch nach geschehener Ausleihung muss der Vor- 
mund aut die Wirtschaft des Schuldners, und auf die mit dem 
Unterpfand« sich ereignenden Veränderungen aufmerksam Bein, 
und, bei bekannt gewordener Verschlimmerung, die Aufkündi- 
gung und Wiedereinziebung des Capitals betreiben. >1 

§. 474. Geht ein dergleichen Capital ganz oder zum Tbeil 
verloren: so müssen der Vormund und das vormundschaftliche 
Gericht ein dabei begangenes massiges Versehen vertreten. 

§• 475. Ist das Versehen bei Beurteilung der Sicherheit ge- 
gen rechtlich« Grundsätze begangen worden : so haftet das Vor- 
mundschaftsamt vorzüglich. 

§. 476. Auster diesem Falle ist der Vormund znerst verant- 
wortlich. , 

§. 477* Bei Beurteilung dieser Vertretung darf der Regel 
nach nur auf den Zeitpunkt, wo das Capital ausgeliehen worden, 
gesehen werden. . . • , 

§. 478. Rat sich aber die Sicherheit nachher verschlimmert: 
■o haftet der Vormund , wenn ihm diese Verschlimmerung aus 
Mangel der gewöhnlichen Aufmerksamkeit unbekannt geblieben 
ist; oder wenn er, nach erlangter Wissenschaft davon, in der 
Aufkündigung und Beitreibung ein massiges Versehen began- 
gen hat. , . • . . 

§• 479* Einem Vormunde, welcher Tür die Substanz des Ver- 
mögens seiner Pflegcbefohlnen vollständige Sicherheit geleistet 
hat, kann die Ausleihung ihrer Capitalien, auch ohne besondere 
Rückfrage an das vormundschaftliche Gericht, überlassen werden. 

§. 480. Wegen solcher Capitalien, die unmittelbar aus dem 
Deposito von dem Vormundschaftsamte selbst, und auf dessen 
Namen ausgeliehen worden, bleibt es bei den Vorschriften der 
Depositalordnung. > . / 

§• 481. Auch das Erbtheil der Pflegebefoblnen, welches bei 
einem ihrer Miterben stehen bleiben soll, muss sicher gestellt 
werden. r- ■ 

§. 482. Bei Benrtheilung dieser Sicherheit finden eben die 
Grundsätze Statt, wie bei Ausleihung neuer Capitalien. 

§. 483. Wenn jedoch Acltern mit ihren Kindern sich ausein- 
ander setzen, und das Vermögen derselben nicht herausgeben kön- 
nen, ohne dadurch zur Fortsetzung ihres Amtes, oder zum ferne- 
ren Betriebe ihres Gewerbes auf den bisherigen Fuss, ausser Stand 
gesetzt zu werden: so müssen der Vormund und das Gericht mit 
einer solchen Sicherheit , als die Aeltern nach ihren Umständen 
aufzubringen vermögend sind, sich begnügen. 

§. 484. Eben das gilt von majorennen Geschwistern, welche 
das väterliche Gewerbe übernehmen, und die minderjährigen in 
ihrer Pflege und Erziehung behalten. 
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§. 485* Dem Vormunde, und den Mitgliedern des vormund- 
schaftlichen Gericht* , darf atu dem Vermögen der PAegtbafohl- 
ntn kein Darlehn gegeben werden. 

§. 486. Hat der Vormund Gelder des Pflegebefohlnen für 
sich genutzt: so muss er dieselben sofort, bei wachselmässiger 
Execution, zurückzahlen , und Acht vom Hundert an Zinsen ent- 
richten. 

§. 487- Ist der Vormund, noch ehe er zu solchem Amte be- 
stellt worden , dem Pflegebefohlnen schuldig gewesen : so kann 
ihm das Capital gelassen werden, wenn die Schuld ohne Wider- 
spruch anerkannt wird ; bereits vollkommen sicher gestellt ist; 
oder hinreichende Sicherheit dafür, ohne Abbruch der geleisteten 
Caution, noch verschaff! werden kann. 

§. 488- Nach Beschaffenheit der Umstände, und des böbern 
oder mindern Betrags eines solchen dem Vormunde zu überlassen- 
den Capital*, muss der Richter vernünftig beurtheilen ; ob dem 
Pflegebefohlnen wegen diese* Geschäfte* ein besonderer Curator 
cu bestellen sei. , 

§.489. Die Ausleihung der dem Pflegebefohlnen zustehen- 
den Capitalien soll, nur gegen den bei dem Capitalsverkehre auf 
Grundstücke in der Provinz gewöhnlichen Zinssatz, geschehen. 

§. 490. An Privatpersonen sollen dergleichen Capitalien ca 
niedrigem Zinsen als Vier vom Hundert, ohne besondere Geneh- 
migung der dem Vormundscbaftsamte Vorgesetzten Behörde, nicht 
ansgeliehen werden. " i . r / 

§. 491- Eine bessere Sicherheit ist im zweifelhaften Palle ei- 
nem höhern Zinssätze vorzuziehen. 

§.492» Die Einziehung der Zinsen gehört in der Regel zu 
dem Amte des Vormundes. 

§. 493. Saumselige Zinszahler muss der Vormund sofort, und 
ohne dass es dazu einer besondern Anweisung bedarf, rechtlich 
belangen, zugleich aber dem Vormundschaftsamte davon Anzeige 
machen, und sein Gutachten über die etwa erforderliche Aufkün- 
digung de« Capital« beifügen. 

§• 494- Sollen die Zinsen nicht dem Vormunde, sondern in 
das Depositum, oder au einen Dritten bezahlt werden : so muea 
die Obrigkeit dieses den Schuldnern ausdrücklich bekannt machen. 

§• 495. Dem Vormunde liegt alsdann nur ob, bei Gelegen* 
heit der Rechnungslegung, nach der Einzahlung solchar Zinsen 
sich zuerkundigen, und wenn «ie zurückgeblieben sind, die Obrig- 
keit an deren Beitreibung zu erinnern. 

§- 496. Für die Einziehung der Zinsen von Capitalien , dia 
unmittelbar aus dem Deposito verliehen worden, mnis auch dia 
Obrigkait allein und unmittelbar sorgtn. ,4 



262 


Zweiter Tfeeil. Achtzehnter Titel. 


' §. 497. Papitalsaufkündlgungen des Vormundes sind, auch 

ohne besondere ober vormundschaftliche Approbation , in Anse* 
hung des Schuldners gültig. 

§. 49S- Her Obrigkeit aber muss der Vormund die Gründe, 
die ihn zur Aufkündigung veranlassen, vortragen, und deren Ap- 
probation , oder vrenn Wegen Gefahr im Verzage- die Aufkündi- 
gung schon geschehen ist, ihre Genehmigung einholen. 


§“•499' Hie ZahhiHg der Capitalien kann an den Vormund 
nur in so lern geschehen, als derselbe zu deren Erhebung,' in sei- 
ner liestallang, oder durch besonder« Befehle ausdrücklich be- 
rrrhtigt ist. >' ' 

§. 509. Ausser diesem Falle muss die Obrigkeit jedesmal be- 
4) ln Ante, stimmen, wohin und zu wessen Händen die Zahlung geschehen soll. 
klU1 *K«*e; Pr *" $• 50 t. Auster dem Falle des §. 49 3. darf kein Vormund, 
weder als Kläger, noch als Wiedcrklägcr odey Intervenient, Pro- 
zesse ohne ausdrückliche Genehmigung des Yormundsch^ftsamls 
anstcllcn. ! 

§. 502. Hat er es dennoch gelhan, und kann auch die ober- 
vormuhdscbaftltthe Genehmigung nicht ti ach ge bracht werden: so 
ist die ganze Verhandlung nichtig; der Vormund muss dem Ge- 
geirtheile alle Schäden Und KöstcA aut eignen Mitteln erstatten, 
und das Gericht, Welches die Klage ohne liecret angenommen bat, 
wird dar Gebühren verlustig. 

Jn §..503. Nur in Arrestsachen, und andern srhleuaigeh Fällen,* 
kann die Klage eines Vormundes ohne Decret sangenommen ; •*# 
muss aber selbiges unverzüglich .narhgebracht, und eine den Um- 
ständen gemässc Frist dazu vom Geeichte besp'mmt werden. 

§. 504* Wird «in Vormund a(s Beklagter oder Intervent in 
einen Prozess verwickelt^ so bedarf er zur F.inlassung keines Oe- 
c.rets ; upd auch ohne dasselbe sind seine Verhandlungen rechts- 
Beständig. , ( _ , . * , 

' ^.5,1)5. SeinePflicht aliergegen (JcnPHegehefohlnen erfordert, 

es, dem vormundschaftlichen Gerichte den gerügten Anspruch 

oline' Zeitverlust anzuzeigen, und dessen Anweisung darüber ein- 

. . .o.ruiittf» 

zuholcp. , \ . f. ... ■ r •. 

r ' '§• 5Ö6. Sind eite Personen, welche 'das vprmundschaft|iche 

js t in .os s « • is« »lit-c ii. 1 'iri'i ü-1,1 l r ■ >. tarfcj« 

Gericht ausmachen, put denen, aus welfben das den Prozess. dirt 7 

gire'nde' Gericht besteht, nicht völlig eben 'dieselben: so muss der 
libklagt« VdrWnd bei lettterm die Befolghhg dieser seiner Oblie- 
genheit bescheinigen. : nl ' ' 1 * '* •' •» 

507- ZuF th'tiwwsdung und Fortsetzung der In den Ge- 
setzen vorgeichricbenen Kech ttfmfttefl, ‘bedarf cs kclnei- be'sondern 
richterlichen Apprbbation.^ ‘•‘b V 1 * i' in..'! •• (~ • « f. 

§.‘'508i‘ Doch iäüss dWTdfmuridvnit dem Ausfälle des Rr- 
kenntnisscs, und dem dagegen cingWendeten Hechtsmittet, dem 
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vormundschaftlichen Gerichte sofort Anzeige machen ; und dieses 
ist, wenn es die Beschwerde' für ungegründet halt, deren Fort» 
Setzung zu untersagen berechtigt. 

§. 509* Hat der Vormund die Anzeige unterlassen: so muss 
er die Kosten des solchergestalt eigenmächtig eingewendeten und 
fortgesetzten Rechtsmittels selbst tragen. 

> §. 510. Doch muss ihm ein dadurch dem Pflegebefohlnen 
wirklich verschaffter Vortheil auf diese Kosten zu gute gerechnet 
werden. i . t l I . 1 » • . . • e 

§. 511. Glaubt der Vormund, sich bei einem wider diePfle- 
gebeloblnen ausgefallenen Urtel beruhigen zu mUssen : so muss er 
dennoch dem vormundschaftlichen Gerichte davon sofort Anzeige 
machen. ■ ’ 

i. §.512. Eindef dieses beidem Anträge des Vormundes ein 
Bedenken : so muss es denselben mit näherer Anweisung unverzüg- 
lich versehen, n - «i.ri.'J . iso, - 'i . •: -. * ■ .».•» I 

5 1 3- Der Vormund, welcher den Anweisungen des vor- 
mundschaftlichen Gerichts wegen Anstellung oder Fortsetzung ei-> 
nes Prozesses Folge leistet, wird für einen nächtheiiigen Ausschlag 
mir in so fem verantwortlich, als er bei Einziehung der Nachrich- 
ten ein grobem Versehen begangen, oder ihm bekannte Umstände, 
von denen er bei eiij.er geu ähnlichen Aufmerksamkeit wissen 
konnte, dass sie auf, die Beurtheilung der Sache Einfluss haben 
würden, dem vormundschaftlichen Gericht^ verschwiegen hat. f 
§. 514. l)as vormundschaftliche Gericht haftet hei der.ibm 
obliegenden rechtlichen Beurtheilung für ein massiges Versehen. 

>>''§. 515. Ein Vormund r welcher wider den Willen des vor-t> 
ntuhdschaftlicben Gerichts eiiienProzess anfangen oder foelsetzen 
will, soll zwar dazu verstatlet werden. . > !• it. «r 

£. 516. Er haftet aber alsdann dem PÄegehefohleen aus 
eignen Mitteln, für allen daraus entstehenden Schaden, m . > i , ».■> 
§. 51 7» Die Vormünder und' vormundschaftlichen Gerichte 
•ollen andere Bürger des Staates mit unnützen, oder offenbar un- 
gegründeten Prozessen, oder mit Fortsetzung solcher Rechtsmittel 

nicht belästigen.. M „ „ u t , t ,l. d v» 

§. 518. Werden sic dessen von dem Richter,. vor weichem, 
der Pro/.esi geführt -f ordcp, schuldig befunclejn; so müssen, der 
Vormund, und das G.crjqht, .welches einen solchen Prozess gebil- 
ligt hat, 8, träfe und Koatpn aus eignen Mitteln entrichten. 

§. 519* Hat der Vormtsmldie Genehmigung des Gerichts 
durch unriohtige oder unvollständige Anzeigen bewirkt J so treffen 
diese nächtheiiigen Folgen ihn allein. j .1 Hi.., ' 

§• 520. Hat der Vormund durch solche Anzeigen zu den un- 
nützen oder uitgegk-ündeten, Prozessen keinen Anlass gegeben: so 
treffen diese Folgen mir das vormundschaftliche Gericht.- ln b- ' 
isl.o 
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und der V«r- §. 52 t. Ohne Genehmigung des vormundschaftlichen Ge- 
gleich«; r iehts kann kein Vormund gültige Vergleiche echliesaen, noch auf 
Compromisse sich einlassen. 

5) ia Ansehung §. 522. Auf die Bezahlung der Schulden, womit das VermÖ- 
•cbuldcu' g en des Pfiegebefohlnen behaftet ist, muss der Vormund sorgfältig 
bedacht sein. 

§. 523. Unter mehreren muss er vorzüglich diejenigen abzu- 
führen suchen, die durch wirklich schon geschehene Aufkündi- 
gung, oder durch hohen Zinssatz, oder durch solche dem Gläubi- 
ger eingeräumte Rechte, welche eine wirthschaftliche Vermögens- 
administration hemmen, dem Pfiegebefohlnen am meisten lästig 
sind. 

§. 524. Findet sich eine beträchtliche Schuldenlast : so must 
der Vormund, ohne besondere richterliche Approbation, sich auf 
Zahlungen an einzelne Gläubiger nicht einlassen, sondern dieVor- 
bescheidung des Gerichts über die wegen Eröffnung einet Liqui- 
dationsprozesses, oder sonst zu nehmenden Maassregeln, nachtu- 
chen und abwarten. 

§. 525. Neue Darlehne darf kein Vormund ohne ausdrück- 
liche Approbation des vormundschaftlichen Gerichts aufnehmen. 

§. 526. Wer ohne dergleichen Approbation dem Vormunde 
ein Darlehn macht, dem wird das Vermögen des Pfiegebefohlnen 
nur so weit verhaftet, als das Geld in den Nutzen desselben er- 
weislich verwendet worden. 

§. 527- Unter obrigkeitlicher Genehmigung kann der Vor- 
mund selbst seinen Pfiegebefohlnen Darlehne machen, und sich 
dafür eben die Verzinsung und Sicherheit verschaffen, die, unter 
ähnlichen Umständen, auch einem Fremden wären zugestanden 
worden. ’ 

e) ta Aflttkanf §• 528. Wegen der Grundstücke des Pfiegebefohlnen muss 
de *iSke” d " ** er ^ orolUD ^ vor “Hen Dingen sorgen, das* das Besitzrecht des 
Pfiegebefohlnen in das Hypotfaekenbuch eingetragen werde. 

§. 529- Auch muss er um die seinem Pfiegebefohlnen auf 
Lehne oder andere Grundstücke zustehenden Rechte sich sorgfäl- 
tig bekümmern, und deren Verlautbarung und Eintragung bei der 
Behörde bewirken. 

§. 530* Alle auf die Grundstücke de* Pfiegebefohlnen noch 
eingetragene Schulden und andere Reallatten, welche nach den 
Vorgefundenen Nachrichten getilgt sind, muss er auf gesetzmässi- 
gen Wegen zur Löschung befördern. 

§.531. Auch die wirthschaftliche Verwaltung, Verpacht- und 
Vermiethung der Grundstück* des Pfiegebefohlnen gehört zu dem 
Amte des Vormundes. 

§. 532. Einer Anfrage bei dem vormundschaftlichen Gerichte 
bedarf es nur alsdann , wenn ia der Art der Bewirthschaftung 

oder 
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oder Benutzung eine Hauptveränderung vorgenommen «erden 
toll. < 

§. 533. Soll also z. ß. die bisherige Administration in eine 
Pacht, oder umgekehrt, verwandelt, oder ein neuer Pächter an- 
genommen , oder der abgelaufene Contract mit dem bisherigen 
Pächter verlängert werden ; ao ist der Vormund zur Anfrage ver- 
pflichtet. , 

§• 534» Auch wenn Uber den gewöhnlichen Wirlhschalts- 
Etat ein ausserordentlicher Holzschlag in den Porsten vorgenom- 
men werden soll, muss der Vormund zuvörderst darüber anlragen. 

§. 535. Uh die Verpachtung der Grundstücke des Pflegebe- 
fohlncn aus freier Hand, oder durch Subhastation geschehen solle, 
hängt nach Uewandniss der Umstände, nach der Beschaffenheit 
und Grösse des Grundstückes, nach dem Verhältnisse eines gesche- 
henen Privatgebots zu dem bisherigen Ertrage oder vorhandenen 
Pachtanschlagc, u. s, w. lediglich von dem pfliebtmässigen Gut- 
achten des Vormundes, und dem vernünftigen Ermessen des Vor- 
mundsebaftsamtes ab. 

§. 536. Wird eine freiwillige Subhastation fUr gut befun- 
den: so kann das vormundsrhaftlicbe Gericht dieselbe fiir sielt 
selbst verfügen, wenn es auch sonst nicht der gehörige Hichterder 
Sache wäre. 

§. 537* Neue Baue, Hauptreparaturen, und beträchtliche 
Meliorationen darf der Vormund ohne richterliche Approbation 
nicht unternehmen. 

§. 538. Sobald die Summe der Kosten Fünfzig Thaler über- 
steigt, must das Gericht dieNotb wendigkeil .oder Nützlichkeit der 
Anstalt, so wie demnächst die erfolgte zweckmässige Verwendung, 
durch Sachverständige prüfen lassen. 

§. 539* Remissionen kann der Vormund dem Pächter in der 
Regel eigenmächtig nicht bewilligen. 

§. 540. Gleich am Anfänge einer jeden Vormundschaft, za 
welcher Grundstücke gehören, must ein gewisses Quantum festge- 
setzt werden, welches der Vormund für sieb, und ohne Anfrage, 
bei dergleichen Ausgaben zu Bauen, Meliorationen, und Remissio- 
nen, nicht übeisteigen darf. ' 

§. 54 1 . Gutseinkünfte, Pacht- und Mietbgelder einzuzichen, 
ist der Vormund der Kegel nach befugt und verpflichtet. 

§. 542. Ausnahmen von dieser Regel muss der Richter aus- 
drücklich festsetzen, und selbige den Schuldnern gehörig bekannt 
machen. • • . ’ " " . 

§. 543. Denjenigen, welche dergleichen Gefälle zu entrich- 
ten haben, ist der Vormund damit ohne Noth, und besonders er- 
hebliche Gründe, nachzuseben nicht berechtigt. 

- • §.544. Das vormundschaftliche Gericht muss bei der Revision 
der Rechnungen die darin aufgeiührten Reste, und die von dem 
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Vormunde angegebenen Grund« dsr verstafteten Nachsicht sorg- 
fältig prüfen, und, wo diese Gründe nicht hinreichend sind, den 
Vormund zur Beitreibung der Rückstände mH Nachdruck anbalten. 

§• 545. Oie Uebersehüssa von dem Vermögen und den Ein- 
künften der Pflegebefoblnen, welch« zur Fortsetzung der Admi- 
niatration nicht Dotherendig sind, muss der Vormund in das ge- 
richtliche Depositum abliefern, oder dem Gerichte anzeigen, wie 
er selbige zinsbar unterzubringen, oder sonst nutzbar anzuiegen 
. gedenke. 

§• 546. Wie ein Vormund, welcher dergleichen Ucberschüase 
selbst nutzt, zu bestrafen sei, ist oben verordnet. (§. 4ö6.) 

§• 547. Lässt der Vormund dergleichen Ueberaehüsse länger 
als Sechs Wochen bei sich ungenutzt liegen : so muss er dieselben, 
von diesem Zeitpunkte an, lunpiiblick verzinsen. 

§.548. Ein Vormund, der Gelegenheit bat, dio im gericht- 
lichen Deposito liegenden, oder nuc gegen benkraüsstge Zinsen 
aasgethanen Gelder seiner Pflegebefoblnen, ohne seinen eignen 
Schaden, sicher unterzubringen, und es dem Vcrrmu nd schaftsamte 
nicht anzeigt, haftet für den Ausfall an den Zinsen. 

§. 549. So wenig der Vormund ohne-besendere Genehmigung 
des vormundschaftlichen Gerichte die Güter tfter Pflegebefoblnen 
verschulden kann , so wenig darf er dieselben, ohne dergleichen 
Genehmigung, mit Keali asten beschweren, 
besonders §. 550. Unbewegliche Güter der Pflegebefoblnen, und was 
Ver»ils*erung denselben »n Rechten gleich geachtet wird, dürfeirohne wichtige 
Ursachen, ohne Untersuchung und Genehmigung des vormund- 
schaftlichen Gerichts, und ohne öffentliche Subhastation , nicht’ 
verkauft oder sonst veräussert werden. I • 

§. 551. Wichtige Ursachen der Veräusserung sindr wenn 
Gläubigerauf ihre Bezahlung dringen, weiche weder aus dem übri- 
gen Vermögen befriedigt, noch aur Gestaltung eine« Indultt rechb- 
lich angehalten werden können ; 

§. 552. Ferner, wenn dergleichen Güter in einen so g ros sen 
Verfall gerathen sind, dass zu ihrer Wiederherstellung das übrig*- 
Vermögen nicht hinreiehen würde, und das Grundstück selbst über 
Zwei Drittel seines Werths verschuldet werden müsste; 

§. 553. Ueberbaupt, wenn erhellet, dass durch deren fernere 
Beibehaltung das Vermögen der Pflegebefoblnen in Zukunft einen- 
beträchtlichen Abbruch erleiden würde. 

f. 554. Juwelen nnd Kostbarkeiten köoneo, ausser des 
§. 551-553. bestimmten Fällen, auch wegen eines dem Pflcgebe- 
fohlnen dadurch zu verschaffenden erhebliche» Nutzens, unter Ge- 
nehmigung des vormundschaftliehen Gerichte, veräussert werden# 
§. 555. Auch- tat die Veräusterang wegen aines erhebli che» 
Nattens zulässig, bei Häueern; Landgüter», die nicht adeliehe 
Rechte haben; Gärten; Weinbergen f Z« beeten ; Zineeo uud an* 
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darn Gerechtigkeiten, die nicht Pertinenzstücke eines adrlichen 
Gutes sind; bei fiergantheilen , die noch keine Ausbeute tragen ; 
ingleichen hei einzelnen Grundstücken, die weder PcrtinenzstUrke 
eines adelichen Guts sind , noch mit der Bewirthschaitung dessel- 
ben in einer natürlichen Verbindung stehen. 

§•,556. *“?* bei solchen Yeräusserungen, (§. 555.) 

ausser dem Decrete des vormundschaftlichen Gerichts, zugleich 
die Genehmigung der diesem Gerichte unmittelbar Vorgesetzten 
hohem Instanz hinzukommen. 

Anh. §. 161 L a) Dieser Genehmigung bedarf es mich dann . , 
wenn ein Grundstück , i heran einem JUinddrfährigen mir eia 
Lehn- oder Fideicommissfolgerech i zusteht. von dem gegen- 
wärtigen Besitzer gegen ein anderes Grundstück vertauscht 
werden soll. > '■ 

Anh. §'. 162.- h) II* enn volljährige Miter&eh mtf Theilnhg' 
und daher dui Feriittsserung des gemeinschaftlichen Grund- 
stücks antragen : so ist dies ein Fall der nothvoetMigin l 7 er- 
ausserung (§. 566.), zu welcher es der GcnehittigUng der 
dem Vormundschaftlichen Gerichte Vorgesetzten höheren In- 
stanz nicht bedarf. 

§. 557« Diese höhere Instanz haftet bei versagter Genehmi-. 
gang niemals, und bei ertheilter, nur für ein grobes Versehen. 

§. 558% Auch adelicbe Güter, und andere in dem §, 555* 
nicht mit begriffene Immobilien, können wegen-eines erheblichen 
Nutzens für die Pflegebeibhlnen veräussest werden, i 

§. 559- Es müssen aber alsdann die Zwei nächsten- Artrer- 
ttandten .reälMlegc'bcfohlnen darüber mit ihrem Gutachterfgehört, 
■Und die Genehmigung des Jüstizdepartctaent* nach Maassgabe 

§. 556. 5i^7. eiitgeholt werdeti. 1 •• 

§. 560. War der PfiegebefokTne das ArhfzeBtite Jahr zUrück- 
gelegt : so ist derselbe Tn allen Fällen, wo dsc'VeriinteniSg unbe- 
weglicher Güter des blossen Nutzens wegen 1 erfolgen solt, mit sei- 
ner Krkl'änVn’g zd vernehmen.' (§. 555. 558.) ' :l ■' 

§. 56l. Widerspricht ein solcher Pflegebefoblner dieser Ver- 
äusscrung : so kann dieselbe nicht Statt finden. 

§.562. Zerstückungen garizer Güter, treg<ii' eines blosse« 
davon gehofften Nutzens, sind in keinem Falle zulästfg. 

• Anll. y i 63* Diese Gesetzsteüe ist nur von Landgütern zu 
verstehen. 

- . ii u itjrji i ki ssii't -mit i sd i 

§• 563. Elite Veräusserung ist alsdann Ar nützlich ru achten, 
wenn der dem Pflegebefolilnen dadurch zu verschaffende Vortheil 
eine nach wirtbschafilichen Grundsätzen aufgenommeno Taxe des 
Grundstück* wenigstens um .«in Viertel übersteigt, ^ 

12* 
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* §. 564. flaV deF ElrVässer Set Pflegebefohliien di« Vrfä' 
aussenrhg selbst Terhrdrit't:’ So bedarf«! keiner weitern Untertu* 
chung über di« Nützlichkeit derselben. " 1 • *’ 1 • .ti 

§. 56.5. Hingegen macht diebtosse Erlaubnis* des Erblassers 
diese Untersuchung nidiY überflüssig. 

ß. 5 66’.' Einern volljährigen IHiteigenthümer kann auf- die 
Thcilung, und zu dem Ende auf di.^Yeräusserung des Grundstücke 
zu dringen, nicht gewehrt werden. 

§. 567. Auch der Vormund ist berechtigt, unter obervor* 
mnadsobabtlieber Approbation auf die. Veeüusserung des gemein- 
schaftlichen GrunihMüdu snzuiragen ; wenn, erhellet, dass dieFort- 
setzung deV Gemeinschaft dem Pflegebefoblueo schädlich sein 
wird* 1 ••• W s • mj. 1«: -U ..•.„>>• ü 

§• 568. Sobald das vormundschaftliche Gericht die Veräusse- 
rung n»«W der «achter der S^cbe auf. Anmelden 

des Vormundes, mit der Taxe und Subhaitation verfahren; ohne 
dass es .von seiner Seite einer besundern Untersuchung oder Ajipro* 

hatjon lt*dnr f ' „rli rf.» « v, w M \l. a- -»*»1. 

S«,5^S1ä der. E;r^lgs»er ^verordnet, dass das Gruudstück 
einer gewissen Person für einen bestimmten Prei^ .zugcschUgcn 
werden solle: so bedarf es, wenn diese das Gut anzunehmen erbö- 
tig lAy w'edkr' elrtrfTäilte, riöch Bubhaijtatiorr. ‘ •% 

§• '57 CI. ‘ AHrsfert l si<*h abilr eine nicht offenbar angrgthndet« 
Besorgnis«, 'dass unter eirtec solchen Verordnung eine VerEürjtung 
der PHegebeloMnen in einem ihnen zukommenden PAichttkeifo 
verborgen liegen mochte : so muss mit Aufaehmung der Taxe ver- 
fahre« werden, jsaJ *>■!) Mtn Vitil imeeuj: eM .PcC • ? 

.f.üJrsW i*r TW,4sW»1WCT¥»d,«l 

WH» weder J^vi«*!, als,*ur ^g^ozurfg ^ 

Pflicht! heil» erforderlich ist, zu deroyom Ertybtftaer bestimmte« 

hastation, , b«i dpr f i^^a, V.4 p?u *H«J» AndWflsl#i|j*H f f ei 
steht, dem lUeUlhiet^n^n überladen werde. 

§. 572. Hat drf .prblewjtr den J'e^kauf,b/f^.en u ^i«-8u^- 
hastatipu.verhPten, <J«h<;j ab^keine^ gewissen \j>^b des Grund- 
stücks bestimmt: eo.h^ni).da|t,G^«d^i>fiH» 
uates deFnT^ycr^sf^^rdpi^ , }^ > 

§• 57S., ! §{ e M.dPr ft l ¥ ip^ 
halten: so muss die Subhastation erfolgen. 

l! * "§:''$74V 'Aie«uBbthUtib'ri»stWcbt'Aothtf^nd^ treinbefahior 
Theilung unter mehreren Miterben das Grundstüclfbldn'dcnl l’Hc- 
gehetVhJnen selb»!,, yic^ter/iphs«; **beyuon>meu 

•lyWriBI •flUf!,'ltBdv«vu7 tfs ifnutr.f' nnlili'lstltjsl) 1 ! rn»! nb nnow 

* -, l A tl H . ' 1 fte feÄ’ ffhi »PfMA i M*il ■hÜtgr^-i tf er 

Fall der GtBMtlMU'mmrn^ 
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M t tragen befugt, ‘oder ob er zufrieden) stfrfHÜissc, dass der 
tyiiehuheit nach der Tarte mixg'emittelt werde , 1 m m» dar- 
nach beurtheilt werden,; ©/» der Pflicht thi‘i/ auf eine gewisse 
,( ; ‘Summe festgesetzt, «der derselbe, '«An« Bestimmung ieiuer 
-*• i tgeivissen Summe, verschrieben worden.- <3 m erster h Falle be- 
! - • dar f M nur der l’axe, im ! et xtsmhi »gegen der Fiidragnng 
des Miteigenthums in /fax IhjjHilhekenharh, und im Fall« der 
■ • t • TheUung, der Snhhrt.vtntrdn • nath 'den nihtrenForsehrllteH 

des allgemeinem Laudrechts. "i! . v I )ü ■ '■ . » 

§. 575. Diese Vorschrift findet aber nicht Anwendung , Wenn 
unter den übrigen- iMileigcnlhUrocrn eben falls- Pfleg ebefohlae be- 
findlich sind, i I n > > •'bo'i 1 i w.di.in il.ilil .<• ^ neil 

§« 576. Ferner bedarT es Mirter SubHastation , wenn- ein-Mit- 
«r|>« da* Grunditüek'far die Taxe annehnten will jl und dabei dem 
Pflegebeföhlnen Vortheiter anbietet, die derselbe von einem Frem- 
den nicht zu erwaHeit hat. '■<- -'dl * . ..-ll 

577» Aoeh ein' Gebot dnter det 1 Ti*e kann in diesem Falle 
angenommen werden, wenn die dem Pflegebeföhlnen angetrage- 
nen Vartheile den l’nlcrtchied zwischen Gebot und Taxe an Er- 
heblichkeit ülteraicigen. !•• ic gu • > - ou ■ • yi. z 

§. 578. - Her Vereinigung mehrerer -majorennen- Miterben, wo»« 
nach da* Grundstück einem unter ihnen , oder einem Dritten , au* 
freier Hand zu geschlagen werden soll, muH der Vormund der Re- 
gel nach beitreten. i ‘l . .• > r . ' i 

§• 579- Kr kann tmd rot»«* aber auf 'Subhastation dringen, 

' wenn das Gebot die Taxe nicht erreicht, oder besondere Umstande 
die Besorgnis* eines Nachtheils für den Pflegebeföhlnen begründen. 
§. 580. Der Vormund muss also in einem solchen Falle 
i (§. 578.) dte-Rirhtigkcit der angenommenen Taxe mit vorzügli- 
cher Sorgfalt prüfen, i 1 , i i j- !-■ i I 

»' §. 581s Sollte sich in der Folge finden, dass der Ueberneh- 

Bier des Guts den übrigen Interessenten-, ausser dem gebotenen 
Preise, noch gewisse Nebenvortheile heimlich zugestanden bähe: 
Bo muss er den Pftegebefoblnen das Doppelte von dem Betrage 
desjenigen ,wa* der am meistert begünstigte Mitintcressent an sol- 
chen Nebenvortbeilen erhalten hat, vergüten. 

§.582. Ist er dazu nicht vermögend s so werden die übrigen 
Interessenten solcher mit dem Schaden der Pflegebefohlnen sich 
verschafften Nebenvovthcilc zu deren Kesten verluitig. i 
*i §. 583. Hat der Erblasser selbst einen Preis des Grundstücks 
bestimmt: so darf der Vormund ein minderes Gebot niemals an- 
nehmen , so oft die Yeräusserung des blossen Nutzens wegen ge- 
schehen soll, i . -' ---i - > 

§. 584. Noth wendige Veränsserungen könne» durch eine vön 
dem Erblasser geschehene Bestimmung des Preises nicht aufge- 
halten werden. 
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vA §. S8L5. Am»«» d«*§. 569 - 583. bestimmten Fällen ,ist die 
V*eä»**cruag «•beweglicher Guter de» Pflsgebeflohlnnn, wenn eie 
ohne Subhastation geschehen, nichtig. . \s- i 

§. 586. Sollten jedach ausserordentliche Pille Vorkommen, 
wo den Pflegebefohloen bei einem Verkaufe am freier Haod of- 
fenbare Vortheile, die bei einer gerichtlichen bubbastatio« nicht 
cn erwarten standen , verschafft werden kannten : so soll des Jus- 
tiz departemeot, auf den Antrag des vormundschaftlichen Gerichts, 
nach gehörig geprüfter Sache, .von der Ncdkweodigkeit einer Sub- 
hns*n|ioa zu djspenairea berechtigt nein. >7 
•:>i! j§» 587. Dar Käufer eines PupiUengutcrt, bei dessen Subhaste- 
tion die gesetzlirh nolh wendigen Förmlichkeiten beobachtet; oder 
-dem das Gut ip einem der vorstehend bestimmten Ralle , (§. 569* 
586.) unter Genehmigung der Behörde ans freier Hand Zuge- 
schlagen worden , erlangt ein unwiderrufliche« Kigeothum ; wenn 
gleich bei Beurtheilung der Nothwendigkeit «der Nützlichkeit der 
^Verfinsterung , bei Aufnehmung der Tale, oder sonst , von dem 
•Vormunde »der vormundschaftlichen Gerichte gefehlt worden. < 

• l §.588. Vielmehr bleibt alsdann dem Pflegebefohlaen, wegen 
des durch eine solche Veräusserung erlittenen Schadens, nur der 
■Oegreas an den oder diejenige« , welchen, nach Maassgabe eines 
von iheon zu vertretenden Versehens , die Schuld davon nur Lut 
füllt, nach den oben bestimmten Grundsätzen Vorbehalten. . ' 

§. 589. Ist aber die Veräusserung nach Vorschrift §.585. 
nichtig; so ist der gewusen* Pflegebsfohlas, gegen Zurücknahme 
dos Guts« dem Ueberaebmer dna von ihm gezahlte Kauf geld nur 
.so weit, als dasselbe in den Nutzen des Pflegebefohlaen wirklich 

• verwendet worden, zu erstatten verbunden. .’ 

§•590* Wie es wege« der Nutzungen, Verbesserungen und 
Verschlimmerungen zu halten sei, bängt davon ab; in wie fern 
derjenige, welcher .dasGwt an den Pficgebetuhluen zurückgeben 
must , nach allgemeinen Grundsätzen für einen redlichen öder un- 
redlichen Besitzer zu achten ist. ! ■ , . *.'•• , - i 

s §. 59 1. Wege« des dem Pflegebefohlaen aus der Veräusse- 

• rung erwachsenen Schadens, den er voa dem Besitzer nicht erlan- 
gen kann , bleiben .demselben seine Hechte gegeo den , welcher an 
der nichtigen Veräusserung Schuld ist, Vorbehalten. 

§. 5&)£. Oie Verhältnisse zwischen dem Inhaber der Sacke, 
welcher sie zurückgeben muss , und dem Vormunde , durch wel- 
chen di* Veräusserung geschehen ist, sind «sch den allgemeinen 

• Vorschriften von ^chadensersstz und von GewährsJcistuogen Zu 

beurtheijen. < : • i»- « , 1 <» • i* :« 

§■593- Das Recht des Pflegebefohlnen, dis nichtig gcsche- 
■ hrne Ve räusseruug ZU widerrufe«, geht verloren, «renn er dieselbe, 
stsekdem er der Vormundschaft entlassen worden, ausdrücklich 
oder stillschweigend genehmigt hat. / m ,i.f 
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§. 5 94. Für eine stillschweigende Genehmigung ist besonders 
za achten, wenn der Pfiegebefoblne die Bezahlung der rückstän- 
digen Kaufgelder annimmt, oder wenn er die verkaufte Sache 
von dem Besitzer pachtet, 

§. 59i- Ferner, wenn er die durch einen lästigen Vertrag 
veräusserte Sache , binnen Zehn Jahren nach aufgehobener Vor* 
tnundsebaft, nicht zurUck fordert. 

§. 596. Dass der Pfiegebefoblne des veräussernden Vormun- 
des Erbe geworden, srhliesst ihn von der Rückforderung nicht 
aus, sondern verpflichtet ihn nur zur Schadloshaltung gegen den 
Uebcrnehmer so weit, als der Erblasser dazu verbunden war. 

§. 597* Das Vermögen des Pilegebefohlnen kann auch zum 
Ankäufe unbeweglicher Guter verwendet werden. 

§. 598* Doch ist dabei eine vorzüglich sorgfältige Prüfung 
der durch dergleichen Ankauf dem Pflegebefohlucn zu verschaf- 
fenden Vortheile, sowohl von Seiten des Vormundes , als des vor- 
mundschaftlichen Gerichts, erforderlich. 

§. 599* F.ine sichere zinsbare Unterbringung der Gelder des 
Pilegebefohlnen ist dem Ankäufe von Grundstücken vorzuciehen, 
wenn nicht von letzterem besondere Vortheile mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit zu hoffen sind. 

§. 600. Wenn dor Vormund einer verheiratheten Frauens- 
person, mit Genehmigung des Vormundscbafitamles, rathsam fin- 
det, derselben eine Pension aus einer öffentlich angeordnetenWitt- 
svenverpflegungsanstalt zu versichern ; so muss ihr Ehemann sich 
die Leistung des Beitrages aus den Einkünften ihres Vermögens 
gefallen lassen. 

§.601. Kann und will er aber der Ehefrau eine gleich gute 
und sichere Versorgung auf andere Art anweisen: so must der 
Vormund von seinem Vorhaben abstchen. 

§. 602. Pachtungen zu übernehmen, und eine Handlung an- 
zufangen, soll keinem Pflegebelohlnen gestattet werden. 

§. 603* Ist der Vater während des Lautet einer Pachtzeit 
verstorben : so darf der Vormund seiner hinterlassenen Erben die 
Pacht in der Regel nicht länger fortsetzen, als er dazu nach dem 
Inhalte des Contraets, oder nach Vorschrift der Gesetze verpflich- 
tet ist. (Th. 1. Tit. 21. §. 366. sqq.) 

§. 604. Findet der Vormund ein« fortzuführende, oder auch 
eine neu einzugehende Pachtung vortbeilhaft ; und hat der zu Ge- 
schälten dieser Art erzogene Pflegebefohlne das Zwanzigste Jahr 
zurückgelegt : so kann dadurch der Antrag auf Majorennitätser- 
klärung begründet werden. 

§. 605. Das Vermögen derPflegebefohlneu soll zur Anlegung 
einer neuen Handlung nicht verwendet werden. 

§. 606. Ist eine schon errichtete Handlung von dem Erblasser 
auf den Pflegebefohlnen gediehen: so muss, zur Besorgung der 
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dahin einschlagenden Angelegenheiten , ein handlungskundiger 
Vormund bestellt werden. 

§. 607. Ob diesem Vormunde noch ein sachkundiger Beistand 
tuzuordnen sei , bleibt nach der Beschaffenheit und dem Umfange 
der Handlung, und nach Bewandniss der übrigen Umstände, dem 
Ermessen des vormundschaftlichen Gerichts überlassen. 

§. 60S. Ist eine Mutter vorhanden , welche selbst dem Hand- 
lungsgeschäfte rorzusteben fähig und geneigt ist : so bedarf et, 
ausser dem sachkundigen Vormunde, keines weitern Beistandes. 

§• 609* Zu dergleichen Vormündern und Beiständen darf das 
Gericht keine solche Personen wählen, von denen ein Missbrauch 
der Handlungtgebeimnisse des Pflcgebefoblnen zu befürchten wäre. 

§. 610. Sind taugliche Subjekte unter den Verwandten de« 
Pflcgebefoblnen aozutreffen : so müssen dieselben Fremden vorge- 
zogen werden. 

§. 6 1 I • Auch die Beistände müssen, zur gewissenhaften Wahr- 
nehmung des Bestens der Pflcgebefoblnen *n ihren Handlungsan- 
gelegenheiten, feierlich verpflichtet werden. 

§■ 612. Hat der Erblasser die Fortsetzung derHandlung aus- 
drücklich verordnet : so must seinem Willen in allen Stücken so 
lange nachgclebt werden , als nicht neue Umstände , welche die 
Fortsetzung Tür den Pflegebefohlnen bedenklich machen, zum 
Vorschein kommen. 

§• ,613. Hat der Erblasser den Pflegebefohlnen nur den ihnen 
schuldigen PHiebttheil hinterlassen : so sind der Vormund und das 
Gericht an seine Disposition wegen Fortsetzung der Handlung 
nicht gebunden. . 

6 1 4. Hat der Erblasser die Aufhebung der Handlung verord- 
net: so muss seinem Willen in allen Fällen Folge geleistet werden. 

§. 615. Hat der Krblatser Uber die Fortsetzung oder Aufhe- 
bung der Handlung nicht verfügt : so muss das Vormundschafts- 
amt Einen oder Zwei Sachverständige ernennen, und besonder* 
verpflichten, welche mit Zuziehung des Vormundes und Eine* 
oder Zweier der nächsten am Orte oder in der Provinz befindlichen 
Verwandten, die Umstände genau prüfen, und ihr Gutachten: ob 
die Handlung fortzusetzen oder aufzuheben sei, abgeben müssen. 

§. 6 1 6. Bai der Auswahl dieser Sachverständigen muss der 
Richter die Vorschrift des §. 609* beobachten. 

§. 6l7* Bei der Prüfung muss sowohl auf den Zustand und 
die Verfassung der Handlung selbst, als auf das Alter und dio, 
Fähigkeiten des Pflegebefohlnen , je nachdem vermiige derselben 
nähere oder entferntere oder gar keine Aussichten , dass er dio 
Handlung künftig werde übernehmen künnen , vorhanden sind, 
Rücksicht genommen werden. 

§.'6l8. Auch die Eigenschaften , Zuverlässigkeit, und übri- 
gen Umslände derjenigen Person, welche im Falle einer Fort- 
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Setzung den Geschäften vorstehen würde, stad dat/ei in Betrach- 
tung zuziehen. • u • • ■' 

§. 619 . Stimmen die Sachkundigen und der Vormund in ihren 
Gutachten überein : so dient dieses Gutachten dem Vormund- 
•chaftsamte lediglich zur Richtschnur. 

‘" l ' §.620. Sind aber die Meinungen der Sachkundigen und der 
Verwandten verschieden ; so müssen andere Sachkundige ernannt, 
> und es muss, mit deren Zuziehung, die Prüfung von dem Vor- 
munde und den Verwandten wiederholt werden. 

§.621. Treten diese neuen Sachkundigen dem vorigen bei : 
■o giebt die Meinung des Vormundes den Ausschlag. 

§. 622. Stimmen aber die neuen Sachkundigen mit den Ver- 
wandten überein : so muss die Sache nach dem Antrageder letztem 
entschieden werden. 

§. 623. Wenn auch hiernach die Fortsetzung der Handlung 
beschlossen worden : so kann doch dieselbe zu allen Zeiten wie- 
der aufgehoben werden , sobald aus der jährlich elnzurrichenden 
Balance sich ergiebt, dass Schaden dabei herauskomme ; und nicht 
etwa, nach dem Gutachten des Vormundes und seines Beistandes, 
ein denselben überwiegender Vortheil in der Folge mit einem vor- 
züglichen Grade von Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 

§. 624. Die Fortsetzung der Handlung geschieht durch «inen 
Disponenten, unter Aufsicht des Vormundes. 

1 §. 625. Hat der KrMasser einen Disponenten zur Fortsetzung 

der Handlung ausdrücklich ernannt : so muss derselbe beibebal- 
ten, und nickt ohne die erheblichsten Gründe verändert werden. 

§. 626. Ausser diesem Falle muss der Vormund , wegen Bei- 
behaltung der bisherigen oder Bestellung eines neuen Disponen- 
ten, dem vormundschaftlichen Gerichte pHichtmassige Vorschläge 
machen. 

§. 627* Der Vormund muss durch fleissige Revision der 
Bücher, und Nachsehung der Corrrspondenz, von dem redlichen, 

- ordentlichen , und vorsichtigen Betriebe des Disponenten sich 
Gberzeugen. ‘ 

§. 623. Bei besonder* wichtigen und bedenklichen Vorfällen 
muss der Vormund das Gutachten der Beistände einholen, und die 
Genehmigung des Gerichts narbsueben. 

§• 629* Dies muss besonders geschehen, wenn die Person des 
Disponenten 'oder der Gegenstand des Handels verändert ; oder 
zur Erlangung eines besondern Vortheils, ein sonst bei dieser Art 
von Handlung nicht gewShniiehee Risiko übernommen j oder das 
Handlungsrapital aus dem übrigen Vermögen der Pflegebefohlnen 
verstärkt werden soll. 

§. 610. Credit zu geben und zu nehmen, ist der Disponent in 
•o weit ohne Rückfrage berechtigt, als es zum ordinairen Betriebe 
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•der Handlang gehört , and au« den in der Handlung «leckenden 
Capitale bestritten werden kann. 

£. 631« Sollen aber fremde Capitalien cum Behufe des Hand* 
lungsverkebrs aufgesommen werden ; io «mies der Disponent Bit 
dem Vormunde und dessen Beistands Hückspracbe nehmen, 

§, 632. Ist keine Gefahr im Verzüge; so muss zuvörderst 
die Approbation des Gerichts eingeholt 5 sonst aber demselben von 
dem aufgeoommenen Darlehne Anzeige gemacht; und in einem, 
so wie in dem andern Falle, die Nützlichkeit der Verwendung, 
oeb$t der Art und Zeit der Wiederbezahlung naebgewiesen werden. 

§. 63 3. Soll die Handlung nicht fortgesetzt werden ; so muss 
der Vormund sich Miibe geben, Jemanden auszumilteln, der die* 
selbe im Ganzen, unter möglichst vorteilhaften Bedingungen 
für den Pflegebefohlnen Übernehme. 

§. 634. Die Uebernehmung muss auf den Grund eines voll* 
Ständigen Handlungsinveatarii geschehen; und sowohl die Wae* 
ren , als die ausstehenden Schulden , müssen durch die vereideten 
Sachverständigen gewürdigt werden, 

§• 635. Sonst bedarf es zu einsr solchen Ueberlassueg, aus* 
«etderobervormunrischaftlicben Approbation, keiner Solennitätep. 

§. 636, Auch Grundstücke, die mit der Handlung untrennbar 
verbunden sind, können einem solchen Lebernehmer ohne form* 
liebe Subbastation zugeschlagcn werden. 

§. 637* Findet sich kein tauglicher Uebernehmer der Hand- 
lang im Ganzen; so muss d«r stückweise Verkauf der Waaren, und 
die Einziehung der Schulden, durch den Disponenten unter Auf* 
eicht des Vormundes besorgt werden. 

§. 638. Dabei ist überall nach kaufmännischer Handlungs- 
weise za verfahre« ; and neue Geschäfte dürfen nur in so fern, 
als ohne selbige die Beendigung der alten entweder gar nicht, oder 
nur mit . erheblichem Schaden des Pflegebefohlnen za bewirken 
«ein würde, unternommen werden. c 

§. 63 9 - Hat der Erblasser der Pflegebefohlnen cur Zeit seine» 
Ablebens mit einem Andern in einer Handlungsgesellschaft ge- 
standen: so bestimmen der Inhalt seiner letztwüligeo Verordnung, 
die Vorschriften des Contract» , und in deren Ermangelung die 
Gesetze: ob und wie eine solche Campagniehandloag fortgesetzt 
oder aufgehoben werden müsse. < • •«*>■>; 

§< 640. Hängt die Fortsetzung oder Aufhebung von dem 
freien Entschlüsse des Vormundes und vormundschaftlichen Ge- 
richts ab : so müssen diese nach des Vorschriften §,617* **cb 

achten. v • ‘ 

§. 64 1. So weit durch rechtsbeständige Verabredungen, oder 
Verordnungen des Erblassers , der Vormund von der Einmischung 
in die fortzusetzende £oci«tät>baadlueg nicht ausgeschlossen ist, 


Digitized by Googl 


Vermögen der Pflege befoklnen. 


275 


hat er dabei eben die §. 627<<<1<1< ihm beigclegten Rechte and 
Pflichten. 

§. 642. Eben so muss der die Handlung fortsetzende Gesell* 
schafter, in Rücksicht auf den Vormund und das Gericht, dasjenige 
beobachten , was §. 628 * 6 32 . dem Disponenten vorgeschrie- 
ben ist. 

§• 643 . Erbschaften, welche dem Pflegebefohlnen wahrend 
des Laufes der Vormundschaftzufallen, kann der Vormund ohne Pil«grb«foi>k 
besondere Approbation, jedoch nur mit dem Vorbehalte der Rechts» ^Erbleh»«. *" 
wohlthat des Inventarii, antreten. 

§. 644. Soll eine Erbschaft ausdrücklich ohne Vorbehalt an» 
getreten, oder ausdrücklich abgelehnt werden: fo ist dazu die Ap- 
probation des vormundschaftlichen Gerichts nothwendig. 

Anh. §. 165. Wird von der Mutter, ah Vormünderin ihrer 
Kinder , die obervormttndschaf fliehe Genehmigung zur An- 
tretung der Erbschaft, ohne Vorbehalt der Recht swohlthat 
des Inventarii , nachgesucht : so muss nach den Umstanden 
der damit verknüpften Gefahr gejrrtif t, und dabei nüher 
erwogen werden : ob nicht eine solche Vormünderin sich zur 
Vertretung dieser Gefahr aus eigenen Mitteln verpflichten , 

müsste, und welche Sicherheit diese ihre Verrichtung, wenn 
sie unter Beobachtung der bei Bürgschaften vorgeschriebe- 
nen gesetzlichen Form geschiehet, gewähren kütme. 

§. 645 . In jedem Falle muss der Vormund dergleichen An- 
fall dem Gerichte sofort anzeigen, und hierniiehst demselben das 
aufgenommene Inventarium vorlegen. 

§•646. Wegen Ausmittelung, Regulimog, Sicherstellung, 
und Verwaltung einer solchen Erbschaft, ingleichen wegen Be- 
zahlung der Schulden, finden alle wegen des ursprünglichen Ver- 
mögens der Pflegebefohlnen in dem gegenwärtigen Abschnitte 
•rtheiltcn Vorschriften Anwendung. 

§. 647 « Jeder verwaltende Vormund ist von seiner Verwal- Hfcbnungale- 
tung alljährig Rechnung abzulegen, und dieselbe späteetens inner- voraumd'« 
halb Dreier Monate , nach dem Ablaufe des Rechnungsjahres, bei 
dem vormundschaftlichen Gerichte einzureichen verbunden. 

§. 648 « WeBn mehrere Vormünder gemeinschaftlich ad- 
miniatrirt haben : so muss von ihnen gemeinschaftlich Rechnung 
gelegt werden ; wenn eie auch die Verwaltung durch ein Privat- 
abkommen unter sich gelheilt hätten. 

§■ 649 - Ist Einem von ihnen nur ein gewisses Fach der Ad- 
ministration von dem Erblasser, oder von dem Richter aogewiesen: 
so ist er auch nur darüber Rechnung zu legen verbunden. 

§. 650. Ist zwar die Verwaltung unter mehrere Vormünder 
getbeUt ; Einem alter die Hauptdirectien übertragen : so muss die- 
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«er aus den Speeialrechnungen der Nebenvormünder die Haupt* 
recbnung formiren, und cinreicben. 

§. 651« Bei geringem Vormundschaften bann, wenn die 
Rechnung des ersten Jahres gelegt und abgenommen ist, der 
Termin für die folgenden auf Zwei bis Drei Jahre bestimmt 
werden. 

§. 652. Sind die Einkünfte des Vermögens der IHulter, oder 
einem Dritten, oder auch dem Vormunde selbst, gegen die Erzie- 
hung*- und Verpflegungskosten, in Pausch und Bogen uberlassen: 
so vertritt ein alljährig beizubringender Nachweis von der Sub- 
stanz des Vermögens die Stelle der Rechnung. 

§. 653. Bei Handlungen dient die alljährig durch einen ver- 
eideten Buchhalter aus den Büchern gezogene, und von dem Vor- 
munde, nach vorhergegangener Revision, als richtig atteatirte 
Balance statt der Rechnung. 

§• 654. Dergleichen Balance muss von dem Richter eben so 
verwahrt werden, wie in Ansehung des Inventar« verordnet ist. 

§.655* Das Inventarium oder Verzeichniss, nach welchem 
dem Vormunde das Vermögen übergeben worden^ ist die Grund- 
lage der Recbnung. 

§. 656. Nach Anleitang desselben, und des etwanigen Thei- 
lungsrecesses , muss bei jeder Rechnungslegung der Zustand des 
Vermögens, wie er sieb am Anfänge und beim Abschlüsse der 
Recbnung verhalten hat, nachgewiesen werden. 

§. 657* Die Recbnung muss ein vollständiges Verzeichniss 
aller in dem Rechnungsjahre vorgefallenen Einnahmen und Aus- 
gaben enthalten. 

§. 658. Auch die auf unmittelbaren Befehl des Gerichts er- 
folgten, oder durch das Depositum desselben gegangenen Ein- 
nahmen und Ausgaben, müssen in der Rechnung mit angelührt 
werden. 

§. 659- Was Gericht muss daher dem Vormunde von der- 
gleichen Zahlungen die erforderlichen Nachrichten und Extracte 
in Zeiten mittheilen. 

§, 660. Die Richtigkeit der Einnahme und Ausgabe muss 
durch Beläge, Quittungen, oder andere Bescheinigungen noth- 
dürftig narbgewiesen werden. 

§. 661. IJeberhaupt hat der administrirende Vormund, bei 
' Führung und Ablegung der Rechnung, alles zu beobachten, was 
dabei einem Verwalter fremder Güter vorgeschrieben ist. (Th. 1. 
TH. l4. Abschn. 2-) 

§•662. Das vormundschaftliche Gericht ist schuldig, den 
Vormund zur Rechnungslegung von Amts wegen anzubalten, und 
die gelegte Rechnung sorgfältig zu prüfen. 

' §.663. Diese Prüfung muss sowohl auf die Richtigkeit der 
Rechnung nach den Regeln der Rechenkunst und der Beläge; als 
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auf den Inhalt, die Beschaffenheit und Nützlichkeit der vorge- 
falltnen Geschäfte in Einnahme und Ausgabe, gerichtet sein. 

§.664. Ist ein Ehren Vormund bestellt: so muss demselben 
von Kinlangung der Rechnung, und dem bevorstehenden Termine 
zu deren Abnahme, von Amts wegen Nachricht gegeben werden. 

§.665. Der Ehrenvormund ist berechtigt, die Rechnung 
nachzusehen und Ausstellungen dagegen zu machen. 

§. 666. Besonders ist er bei der Abnahme derselben schuldig, 
das Beste der Pflegebefohlnen zu beobachten. 

§• 66 7. Für die Berichtigung der dem Vormunde gezogenen, 
und von ihm nicht gehobenen Defecte, muss der Richter von Amts 
wegen sorgen. 

§. 668. Was wegen der Einziehung der Ueberschüsse ver- 
ordnet ist, must auch wegen der aus der Rechnung sich ergeben- 
den Cassenbestände beobachtet werden. (§. 545. sqq.) 

§. 669* In Ansehung des Cassenliestandes und solcher De- 
fecte, deren Richtigkeit der Vormund anerkennt, kann das vor- 
mundschaftliche Gericht nötbigen Kalls die Execution verfügen, 
ohne dass es darübereines förmlichen Prozesses bedarf. 

§. 670. Steht der Vormund unter einer andern Jurisdiction: 
so muss der gehörige Richter, auf die blosse Requisition des Vor- 
mund sch aftsamtes, die Execution in dergleichen Fällen unweiger- 
lich volistrecken. 

§•671. Wie es aber zu halten sei, wenn der Vormund die 
gezogenen Defecte nicht anerkennen will, ist in der Prozessord- 
nung bestimmt. ' , 

§. 672. Ist eine Vormundschaft über mehrerePflegebefohlne 
zugleich, die aber nicht mehr in ungetbeilten Gütern leben, ange- 
ordnet : so muss über das Vermögen eines jeden derselben beson- 
dere Rechnung geführt und gelegt werden. 

§. 673. Sind mehrere Pflegebcfoblne vorhanden , welche 
theils ein gemeinschaftliches, thcils jeder für sich ein abgesonder- 
tes Vermögen besitzen: so muss, ausser der gemeinschaftlichen, 
auch für jeden eine besondere Rechnung geführt und abgelegt 
werden. 

§. 674. Gehört zu dem Vermögen ein in einer andern König- 
lichen Provinz gelegenes Grundstück: so muss die Wirtschafts- 
rechnung darüber zwar besonders geführt, und bei dem Richter 
der Sache abgelegt werden | 

§. 675- Der Vormund muss aber den, nach Abzug der Wirth- 
schaftsausgaben, sich ergebenden Ueberschuss der Gutseinkünfte 
in der Vormundschaftsrechnung mit aufführen, und daselbst gehö- 
rig nach weisen. 

§.676. Auch muss der Richter der Sache die abgenomraene 
Wirtschaftsrechnung dem vormundschaftlichen Gerichte ausehik- 
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kea, and demselben von »einem Befunde bei der Revision und Ab- 
nahme Nachricht geben. 

§.677. Da« vormundschaftliche Gericht ist befugt und schul- 
dig, diese Rechuung nochmals zu prüfen, und mit der bei ihm ge- 
legten Vormundschaftsrechnung au vergleichen. 

§.678. Wenn die Rechnung richtig befunden, oder die da- 
gegen getuschten Ausstellungen gehoben worden i so muss dwn 
Vormunde eine schriftliche Quittung darüber ertheilt werden, 
tn wie fern §. 67 9- Der vorstehend verordneten Obsorg« des Staats über 
^ m »bri*£elu l did Person und das Vermögen der Pflegebefobloea können diesel- 
lickri^ Aufsicht iigj, durch keine Willenserklärungen oder Verfügungen entzo- 
werden konaett. gen werden. 

§. 680. Eine Verordnung also, dass Pflegebefohlne nnbevor- 
mondet bleiben sollen, ist unerlaubt und nichtig. 

§•681. Wohl aber kann der Erblasser der PBegebefohlnen 
«inen von ihm ernannten Vormund von den §. 422-678. vorge- 
v #c triebe neu Einschränkungen der vormundschaftlichen Administra- 

tion ganz oder aum Theil befreien. 

Atü). §. 166. Diese Befugniss des Paters erstreckt sich 
auch auf das P ermügen , welches den Kindern von Andern 
als von ihm , jedoch vor seinem Tode , zugefallen ist. Bei 
Anfällen , wo der Zuwender den P ater von der Administra- 
tion ausgeschlossen hat, kann letzterer über die Art der per - 
Wallung auch nach seinem Tode nicht disjioniren. 

§• 6 32. Dergleichen Befreiung kann aber nur durch ein« ge- 
richtliche Erklärung , oder m einem förmlichen gerichtlich auf- 
gsnommenea oder niedergelegten Testamente verordnet werden. 

§. 683« Auch ist nur ein solcher Erblasser, welcher den Pfle- 
gebefohlnen mehr, als einen ihoen schuldigen Pflichttheil zuwen- 
det, dazu berechtigt. 

§. 684. Aber auch ein solcher Vormund muss zu seinem Amte 
bei dem vormundschaftlichen Gesiebte verpflichtet, und mit einer 
gerichtlichen Beiladung, in welcher die nach dem Willen des Erb- 
lassers ihm zukemmenden Befreiungen ausgedrückt sind, verse- 
hen werden. 

§. 685. Der allgemeinen Aufsicht des vormundschaftlichen . 
Gerichts ist auch ein solcher Vormund unterworfen. 

§. 686. Wenn unbewegliche Güter der Pflegebefohlnen ver- 
äussert werden sollen : so muss der Vormuod dem vormundschaft- 
lichen Gerichte davon Anzeige machen. 

§. 687- Dieses ist zwar weder befugt, noch schuldig, die Ur- 
sache der Veräusserung zu beurtheilen ; die Art derselben aber 
muss, mit seiner Genehmigung , nach den Gesetzen bestimmt 
werden. 
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Anb. §• 167. Das vormundschaftliche Gericht muss die 
Noihwendigkeit oder Nützlichkeit der Alienation allerdings 
prüfen. Mer auch hier kann es nur nach den Angehen und 
Thatsachen, die der Vormund an die Hand giebt, uriheilen, 
und darf für die Richtigkeit dieser Angaben nicht haften. 

§. 688. Wenq erheblich« Anzeige« eine« unordentlichen, 
offenbar unbesonnenen, oder gar unredlichen Verfahrens gegen 
den Vormund enr Wissenschaft de« vormundschaftlichen Gericht« 
gelangen : so muss dasselb« diese Anzeigen sofort näher uatersu- 
eben, und für die Sicherheit der POegebefohlnen sorgen. 

§, 689« R' n Gleiches muss geschehen, wenn der Vormund in 
Sichtbaren Vcrmögensverfall zu gerathen anfängt; oder wenn er, 
nach angelrctener Vormundschaft, eine Königliche C'assenbedic- 
oung, Domainenadministration, oder Pachtung übernimmt. 

Aal). §. 1Ö8- Die dem überlebenden Ehegatten eingeräumte 
freie Disposition des Vermögens begreift das Recht, die Sub- 
stanz zu vermindern oder zu verzehren, nickt in eich. Es 
muss daher die §.68S .verordnet« Coucurrenz des vormund- 
schaftlichen Gerichts auch in einem solchen Falle eintreten. 
Der Mutter ist ein Ehrenvormund an die Seile zu setzen, 
dem Vater nur dann, wenn es der Richter aus besondern 
Gründen für nöthig hält. 

§. 690- Doch darf der Richter, bei der über einen solchen 
Vormund au führenden Aufsicht , nur ein grobes Versehen ver- 
treten. 

§. 691- Wenn aus vorstehenden Gründen befunden wird, 
dass der Vormund auch nur bei einem einzelnen Falle oder Ge- 
schäfte, durch offenbare Unordnungen, oder gar durch unredliches 
Verfahren, dem Vertrauen des Erblassers zuwider gebandelt habe: 
so muss er sich der Aufsicht des vormundschaftlichen Gerichts 
durchgehend« eben so unterwerfen, als wenn keine ihm davon be- 
freiende Verordnung des Erblassers vorhanden wäre. 

§. 692. Wie einem Testamentsvormunde ertheilten Befreiun- 
gen kommen demjenigen, der in seiner Ermangelung, oder bei »ei- 
nem Abgänge, an seiner Stelle ernannt worden, nicht zu statten, 
. wenn sie nicht ausdrücklich auch auf ihn gerichtet sind. 

§. 693« Aus dem Verbote der Herausgabe eines offenen Prl- 
vatinventarii folgt die Befreiung des Vormundes von der Rech- 
nungslegung. 

- Anb. §. 169* Die Dis/wnsation von der Einreichung eines 
offenen Inoentarii involvirt nicht die Be freiung von den ilbri - 
, . gen Obliegenheiten eines Vormundes und dessen k erhiilt- 
niss gegen das vormundschaftliche Gericht. 
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§. 694. Aus dem blossen Verbote der Rechnungsablegung 
allein folgt noch nicht die Befreiung des Vormundes von der, 
Uber die Substanz des Vermögens, nach §.652. beizubringenden 
Nacbwcisung. '• 


Achter Abschnitt. 

Von Aufhebung der Vormundschaften. 


Ende der 
Vormundschaft 


' I Von 
Seiten der 

Pflejrbefohlnen 

]) durch 

erreichte Voll* 
jlhrigkeit; 


§• 695. Die Vorsorge des Staats für seine Pflegebctohlnen 
darl nicht länger fortgesetzt werden, als die Umstände dauern, 
welche sie nothwendig gemacht haben. 

§• 696. Eine wegen Minderjährigkeit angeordnete Vormund* 
sebaft hört auf, wenn der Pflegebefohlne das Vier UDd Zwanzigste 
Jabr zurückgelegt hat. 

A D h. §. 170. In denjenigen Provinzen , in welchen die For- 
schrift des allgemeinen Eandrechts , wegen der erst nach zu - 
dick gelegtem f ier und zwanzigsten Jahre eintretenden 
Grossjährigkeit , noch nicht eingeführt worden , soliden näch- 
sten I erwandten und f ormündern solcher früher majorenn 
werdenden Personen verstaltet sein, auf Verlängerung der 
J ormundscha/t bis zum zurückgelegten Vier und zwanzig- 
sten Jahre anzutragvn, in so fern die Aufführung des Pfle- 
gebefuhlnen hierzu hinlängliche Veranlassung gegeben hat. 
Das / ormundschafiscoltegmm muss auf befundene Zuläs- 
sigkeit eines hierauf gerichteten Gesuchs die erforderlichen 
/ orkthrungen treffen, dass der Pflegebefohlne nur die Dis- 
position über die Einkünfte seines / ermögens erhalte. Da- 
gegen bleibt die Substanz des letztem bis nach zurückgeleg- 
tem f ier und zivanzigsten Jahre unter obervormundschaft- 


licher Aufsicht und Gewahrsam , so dass dem Pflegebcfohl- 
nen nicht gestattet wird, Schulden zu machen, oder eigen- 
mächtig solche Verbindungen einzugehen, wozu bei Minder- 
jährigen obervormundschaftlicher Consens erfordert wird. 

Einschränkungen dieser Art müssen durch dreimalige 
Einrückung in die Zeitungen und Intelligenzblätter der Pro- 
vinz bekannt gemacht werden. 


§• 697- Diesen gesetzlichen Termin der Volljährigkeit kann 
in der Regel kein Erblasser der Pfleg ebefohlnen, weder verlän- 
gern, noch verkürzen. 

§• 698. Hat aber der Vater eine Verlängerung der Vormund- 
r schalt zum Besten der Pflegebefnblncn ausdrücklich verordnet! 
so muss dieselbe, jedoeb nicht weiter als höchstens Sechs Jahre 
über den gesetzlichen Termin der Volljährigkeit, fortgesetzt 
werden. 
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§• 69.9* Hat nicht der Vater, sondern nur ein anderer Erblas- 
ser dergleichen Verlangen geäussert : so ist dennoch das vormund- 
schaftliche Gericht schuldig, von Amts wegen näher zu prüfen: ob 
gesetzmässige Ursachen vorhanden sind, welche die Fortscstzung 
der Vormundschaft nothwendig machen. 

§• 700. Für gesetzmassige Gründe sind in diesem Fall« nur 
solche zu achten, welche hinreichen würden, auch einen Volljähri- 
gen, als Verschwender, unter Vormundschaft zu setzen. 

§. 701. Kine erhebliche Gcmüthsschwäche, wenn gleich sel- 
bige noch nicht bis zu einem solchen Grade gestiegen wäre, der die 
Anordnung einer neuen Vormundschaft nothwendig machen könnte, 
kann dennoch die auch nur von einem Fremden angeordnete Fort- 
setzung derjenigen, welche bisher wegen minderjährigen Alters an- 
geordnet war, unter der Bestimmung des §. 698. rechtfertigen. 

§. 702. ln allen Fällen, wenn eine Verlängerung der Vor- 
mundschaft, es sei nach der Anordnung des Vaters, oder nach dem 
Befinden des Richters, (ur nfithig erachtet wird : kann dem Pflege- 
befohlnen das rechtliche Gehör dagegen nicht versagt werden. 

§• 703. Doch wird während desFrozesses die Vormundschaft 
fortgesetzt. 

§. 704. In allen Fällen, wo eine wegen Minderjährigkeit an-* 
geordnete Vormundschaft über den gesetzlichen Termin der Voll- 
jährigkeit verlängert wird, muss diese Verlängerung eben so, wie 
bei Prodigalitätserklärungen verordnet ist, öffentlich bekannt ge- 
macht werden. 

§. 705. Damit in dem Verkehre des bürgerlichen Lebens jeder 
imStande sei, sirb vollkommen zu vergewissern: ob derjenige, 
mit dem er einen Vertrag gcbliessen oder ein anderes Geschäft 
verhandeln will, noch unter Vormundschaft stehe, oder nicht: so 
•oll jedem Pflegebefohlnen, welcher nach erlangter Volljährigkeit 
der Vormundschaft entlassen wird, ein schriftliches Zcugniss dar- 
über von dem vormundschaftlichen Gerichte eitheilt werden. 

§■706. Dergleichen Zeugnis* dient aber bloss zur Legitimation 
des gewesenen Pflegebefohlnen, und der Mangel desselben be- 
wirkt für sich allein keine Ungültigkeit in dem mit ihm verhandel- 
ten Geschäfte. 

§. 707- Uebrigens bleibt zwar dem Vater sowohl als jedem 
Andern, welcher einem Pflegebefohlnen mehr, als einen ihm 
schuldigen Pflichttheil zuwendet, die Bcfugniss, seine Disposition 
darüber auch nach erlangter Volljährigkeit eiiizuschränken. 

§. 708. Die Kraft solrher Einschränkungen aber erstreckt 
•ich nur auf die geschehene Zuwendung, und verpflichtet so wenig 
den Vormund, als das vormundschaftliche Gericht, sich einer fer- 
nem Aufsicht oder Administration zu unterziehen. 

§. 70 9* Doch muss -das Gericht , ehe es die Vormundschaft 
anfhebl, von Amts wegen dafür sorgen, dass dergleichen Ein- 
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itkräikungin, wenn li« Cruodstüeke UlnSM, m du Bjrpotbe- 
k »«buch eingetragen, und vtio sie C'apita liest angeheo , den 
Schuldnern (ierttlbcn bekannt gemacht werden. 

§. 710. Auch muss «las vormundschaftliche Gericht solche 
Kintrhränkungen io dem nach §. 705. dem gewesenen Pfiegebe- 
Juhlnen au ertheilenden Zeugnisse mit bemerken. 

§.711. In wie fern über dergleichen solchen Rinschränkun- 
gen unterworfene Gegenstände gültig verfügt werden könne oder 
. nicht, ist nach den Vorschriften des Vierten Titels im Kesten Theife, 
§. 15. *<H> au beurtheilen. 

, §. 712. Aus eigener (Bewegung darf »ich die Obrigkeit der 

vormundschaftlichen Obsorge für einen Pflsgsbefohlnen vor er- 
reichtem volljährigen Alter desselben, niemals entstehen, 
i) durch Ma §.713. Oer Pflegebefohlne hingegen kann die Majorenm- 
J «kt.ruus tätserklärung suchen, wenn er nachweeen kann, dass er sich 
selbst vorzustehen vollkommen fähig sei ; und dass die Aufhebnng 
der Vormundschaft seinen wahren and dauernden Vortheil mehr, 
als deren Fortsetzung, befördern werde. 

§. 714. Ob dergleichen Umstände vorhanden sind , muss das 
vormundschaftliche Gericht, mit Zuziehung des bish e ri gen Vor- 
. «Bundes, der anwesenden nächsten Verwandten, and derjenigen 
.Personen, unter deren Aufsicht der Pflegebefohlne bisher gestan- 
det] hat, sorgfältig prüfen. 

, §. 7 15. Wenn «in Vater für sein Kind di« Majore tinifitser- 

klärung selbst nachsucbt: so muss die §. 7 1 4 verordne tcPrülung 
des vormundschaftlichen Gerichts zwar ebenfalia erfolgen ; 

§•71 6. Doch muis diese Prüfuog nur darauf gerichtet wer- 
den: ob Umstände vorhanden sind, unter welchen das Interesse 
des für volljährig zu erklärenden Kindes mit dem des Vaters in 
: Widerspruch kommen, und also (las Kind durch die Majorennitäta- 
. erklär ung Schaden leiden könnte. 

§. 717* Hat der verstorbene Vater der Pflegehefohlnen die 
Abkürzung des Termins zur Volljährigkeit gewollt: so bedarf es 
keiner Untersuchung; in so fern nicht der Vormund erhebliche 
Gründe anfübrt, welche die Fortsetzung der Vormundschaft zum 
eignen Besten der Pflegehefohlnen rathsam machen. 

§.718. Dagegen ist jedes Ges och um Majorennitätserklärung 
unstatthaft, wenn der Vater dasselbe verboten, oder auch nur 
- seinen Willen, dass die Vormundschaft bis zur erlangten Voll- 
jährigksit fortdauern solle, ausdrücklich gebuttert hat. 

§• 719- Vor zu rückgelegte tu Achtzehnten Jahre, bei Perso- 
nen weiblichen, und vor zurückgelegtem Zwanzigsten, bei Perso- 
nen männlichen Geschlechts, findet keine ittajorenmtätserkli- 
rung Statt. 

i §. 720. In Provintma, wo Personen desBürger- oder Bauern- 
Standes , nach bisherigen Rechten , die Volljährigkeit mit zurück- 
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geleg tzm Ein und Zwanzigsten Jabeeerrekbt haben, itt das vor- 
mundschaftliche Gericht) hinter welchem sie »leben* die Majore»» 
jgätäVierkläruBg ohne weitere Rückfrage bei einer höhem Instanz 
.**» ertheilen befggl. , • t -i ■ l-.I. »i •• • ivr». u '■ - i> » • : 4 • * 3 
§. 721» In wie fern in Provinzen, wo bisher da» Fünf und 
zwanzigste Jahr der. Termin d«r Volljährigkeit gewesen ie«, »o wie 
bei Adelichen überhaupt, die Majprepnitätserklafuog nur von dein 
Justizdepartement, o d er vpnei n enj Land es cul Ipgi o ertheilt werden 
könne, »oll in den Provinzialgcsetzbücbern näher bestimmt werden. 

§• 722» Ei» dahin hat es bei der bisherigen Verfassung einer 
jeden Provinz in Ansehung dieser Fälle (§. 721.) sein Bew enden. 

§. 723. In allen Pallen, wo der Stand eine» FHegebcföhlnen 
man»- 'oder weibliche« Geschlechtes auf die Beurtheilung der 
Fragst von welcher Behörde die Majorennitätserhlärung zn er- 
theilen sei? Einfluss bat, »oll nur auf den Stand, welchen eine 
solche Person zur Ze it der angeordneten Vormundschaft gehabt 
_ha* f gesehen werden. . i' 

§• 724. Die illajorennitätserklärung hat mit der wirklich «t- 
reichtcn Volljährigkeit durchgehend» gleiche Wirkung. d> > 

§, 7 ÄSi Jhsnwfgen Veräiisserung und Verpfäudang unbe- 
weglicher Guter k linnen derselben füuschränkuageo beigefiig»; 

«» müssen aber dieselben alsdann auf das Grundstück selbst ein- 
getragen werden. . i 1 ! 1 - .1 •: 1 . i ’ .» 

§. 726- Dergleichen Einschränkung erstreckt »ich niemals 
guf Grundstücke, welche dar gewesene Pflegebefohlne, erst nach 
erfolgter Majoraanitätserkiärung', »ou seinem Gapital»vermögon 
aogeschafft, oder sonst erworben hat. ... tt ■ • > . .. 1 

§. 727. 80 weit , der gewesen« Pflegebefohlae nach §. 72J. 
wegen Veräusseruugen und Verpfändungen eingeschränkt ist, 

«muss er« wenn dergleichen Handlungen dennoch vorgejioiomen 
werden sollen, die Genehmigung desjenigen Gerichts, unter dessen 

Obervormundachafter gestanden hat, aach*u«h»n. 

§. 728. Einem jaden Pfiegebefohloen kann, nach curlickgw« 
legteni Zwanzigsten Jahre, der von den Einkünften seines Ver- 3) ln Anse- 
«n eigen» , nach Abzug dar YVirtkschaftsausgaben , Zinsen und Ad- 7 nic°U 
ministrationskosteo, verbleibende lleberschus» zur eigenen Ver- 
Wallung und Verwendung überlassen werden. - 1 steuJskr*; 

. ... §. 729- Auch di« Var wallung der VermBgenazubslanz selbst 
• kann ihm aui sein Rrgehren übertragen werden; wenn er es aber 
«verlangt: so muss der Vormund dieselbe bi» nur erlangte» Voll- 
jährigkeit fortsetzen. .US.' .« 

§. 730. I» beiden Fülle« bleibt jedoch der ‘Pflegctiefohlne 
der Aufsicht des Vormundes uod vormundschaftlichen Gerichts in 
ao weit unterworfen*-*!»»» er denselben yon der Führung seiner 
Administration , und von der Verwendung seiner Einkünfte , auf 
Erfordern Rede und Antwort geben muss. - . • . 1 
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• ' §.73i- In Ansehung- seiner Person hingegen , ‘uni der Sub- 

stanz seiner unbeweglichen 'Guter; so -wie der ausstehenden Cap(- 
talien , bleibt auch ein solcher PfDgebefofclner, bis nach zürucle- 
gelegtcm Vier und zwanzigsten Jahre, eben deh-Rinschränkungen, 
-wie jeder Andere, Unter worfewi.« 1 ni iisl ti*/ i. . . i 

§• 732. Er kann »Ich ohne Zuziehung'des Vormundes weder 

unbewegliche Güte», Juwelen Und Kostbarkeiten veräusscrn, ver- 
pfänden, oder sonst beschweren, noch Cäpitalicn aufkündigen und 
eipziehcn. 

l ti ■ ii ! i . ivi 1 i. ... . 

§. i .io- Auch kann er ohne Approbation des vormundschaft- 
lich Gerichts. keine neue Darlgbnc aufnebqsen. , , - 

§. 734. Andere Verträge kann er nur in so ferwecbliessen, 
als er, ohne diese Befugniss, die ihm überlassene Verwaltung nicht 
würde führen können. ) t .’ i n. - 

§. 735. Ansserordeiitlirhe Holzverkäufe au» den Forsten, 
welche den gewöhnlichen Etat übersteigen, darf er ohne Einwilli- 
gung des Vormundes, und Genehmigung des vormundschaftlichen 
Gerichts nicht unternehmen. ’ !- v *■ 

4) durch §. ,736. Durch die Verheirathung der Pflcgebefohlnen wird 
ihl.n^cincr -die Vormundschaft nicht aufgehoben. • 1 

1 ‘flrgchefohl. , §. 737« R* kann aber dem Ehemanne einer Pflegebefohlnen 
weiblichen Geschlechts der ihm nach den Gesetzen ZUkoramende 
Niessbraurh ihres Vermögens ni<*ht vorenthaften werden. 

§•738. Ob ein Theil des Vermögens der Krau vorzubebalten, 
oder zum F.rhschatze zu beste! FeM setV muss der Vormund , unter 
Direction der Obrigkeit, vernünftig beurtheilen, und durch Ver- 
träge mit dem Khemanne, vor Vollziehung der Heirath, festsetzen. 

§. 739* Dass kein Vorbehalt gemacht, Oder kein Erbschatz 
bestellt worden, soll weder dem Vormunde , noch der Obrigkeit, 
*ur Vertretung gereichen. T 

§. 7 40. Dagegen ist zur Bestellung eines Rrbscbatzes aus 
dem Vermögen der Pflcgebefohlnen die eigne Einwilligung der- 
• f y reihen erforderlich. •»«' ■»*. . ’i - . 

j §. 74 1. Das vorbehaltene Vermögen , und dessen Einkünfte, 
bleiben unter vormundsrhaftlicher Verwaltung. * v 

§• 742. Von dem Erbschalze, und von dem nicht vorbehalte- 
nen Vermögen der Pfle gebzfuhlneis gebiibrt der Regel narb auch 
die Verwaltung dem Ehemann!»; die Substanz aber 'bleibt der 
Aufsicht des Vormunde» und vormundschaftlichen Gerichts unter- 
worfen. 

§■ 743. Der Rhemenn kann also die unbeweglichen Güter 
der Frau selbst bewirthsrhaften oder verpachten; wegen der 
Veräusserung und Verpfändung «aller müssen dia-gesetzlichen Vor- 
schriften eben so beobachtet werden , als wenn keine Heirath ge* 
schlossen wäre. j j o'b,, i. • <! ■ > .1 .»» 
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§.744. Gehört eili Wald zu solchen Grundstücken : «o kann 
ihn der Ehemann feritmJwig nutzen; ausserordentliche Holzt ' 
achläge hingegen darr er, ohne Einwilligung des Vormundes, und 
Approbation des “vormundschaftlichen Gericht»; flieht unternehmen. 

§• 745- Hie Zinsen der Capitalien kann der Bhrmann selbst* 
erheben; hingegen ist er zUr-Aufkündigung und Einziehung voll“ 
Capitalien, ohne Zotbtin de» Vormundes, und dhne Approbation 
des Gericht», nicht berechtigt. - ' 1 • : ■ 1 ' 

§. 746. In alten Fällen muss der Ehemann der Pflegehefohl- 
nen, bei jeder mit der Substanz vorzunehmenden Veränderung, 1 
mit seinem Gutachten vernommen werden?“ ' 1 1 I 1 

§. 747. Ein Gleiches mini geschehen, wenn der Vormund 
die ¥ei“waltan|t'tuth dich der Hcirhth fortgesetzt', trnd in der Art 
der Administration eine Veränderung geschehen solK c * 

§• ?4S. Hoch sind der Vormund und das Gericht an die 
Meinung und da» Gutachten de» Mannes nicht gebunden. 

§.74$. Von der eingekommenen Vormundschaftsrecbriung', 
so wie von dem Termine zar- Abnahme derselben , muss dem KhV-. 
manne Nachricht gegeben-, und ihm frei gelassen werden,' die 
Rechnung'lethziuehcrt , Ausstellungen- dagegen zu machen , und 
der Abnahme lieitnwohnfen. ‘ “ •* ’ 4 '•“'** *"*"■’ -- ! -> 

u §.750. Verlangt der*Fhentanri,dass ihm auch clrebaareri Geiz 
der öder üasrtäheitdeA (’apitaiiert seiner hoch nicht volljährigen 
Frau in die Härtfe gegeben werden: so muss er dafür hinlähg, 
liche SIcheihciV'mlt GrirndsfBckCn, oder gerichtlich eingetragenen 
Activforderungen bestellen. ‘ * 

§. 751. Ilicse'Sicbefhcit muss so beurtheilt und geprUft Wer- 
den, wie es beideni Ausleihtn de¥ Mündelgelder vorgesch rieben 
ist. (§.-467^ «i .1«* i *■ 

' §. 7 52. Alsdann erstreckt- sieh clid Obsorge 'des Vormunde* 

und Gerichts nur auf die Conservation dieser SiraCFheH. 1 ■’* - 1 
1 §.753. VVenn ^der’Khemaiih eiahr Pllcgebeföhlnen bei einer 

Casssenbedieituag nicht aiiders ats dadurch , dass die Cautiolrf&C 
ihn aus dem Vermögen deeFraU-bhstellt werde, ’iu^erhaltcn ist : »o 
kann der Vormünd , unter -Genehmigung des vormundschaftlichen 
Gerichts, diea^Catltidä ans dem Vermögen der Pflegebrfoblnen. 
'leisten. 1 j.+ i, i;'.l ilade-.i \t% Imi ^.n, 

§.754. ‘Eben *tt»“Katfh‘geätliChifn , wHrti deC rflahtt aaf flas- 
aen- und Kechnungssachen srCk gCfegr, und keinen ändern Weg, 
sich '«nd scinci Fhmilie «dahdesmossigeit Unterhalt zu erwerben, 
'für sieh hiitl' 1 11 ' bnu , «s»!lst*o>; -it.ii.iil l tu .L pn.-Iitrll-.MM»* 
§. 755. Doch muss'in “beiden Füllen der Vormünd von' den 
' Fähigkeiten, “dem ChdrakteF,« n n d der i rt h sch a ft lic h k e i t des Ehe- 
tnäunes mit tüBgllclfStCr Forgfält Erkundigung dinzichen. - -"“ i! 
• 1 *'' ; §: / 756l l Al#cb' «nass dwrCaurto* immer“ nai' aür cioe geWisae 
bestimmte Summe geleimt' tVeikWA.“* tläoiwS mtü iwt ln»t 
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§. 757» Der Vormund muss sich und den PBegebefohtae* et- 
nen nach den Umständen möglichst kurzen Termin sur Aufkündi- 
gung der Caution Vorbehalten. .1 ,, , , v , 1 .. ( , 

§.758« Br nuu sieb von dem Ehemann« all jährig, längstens 
binnen Sech« Wochen nach dem Abläufe de« Catsenjahres, die ge- 
hörig erfolgte Ablegung der Rechnung nach weizen; 10 wie hier- 
niiehat die darüber erhaltene Quittung vorzeigen lassen. 

§• 759* Sobald der Ehemann, esaei unter welchem Vorwände 
et wolle, den Nachweis oder die Vorzeigung verzögert, muss sich 
der Vormund nach den vorgesebützten Ursachen dieser Zögerung, 
and nach der eigentlichen Lage der Sache, bei der demselben Vor- 
gesetzten Behörde sofort erkundigen- , ; i, *. 

1 , §. 760t Dem vormundschaftlichen Gerichte muss er von Zeit 
zu Zeit, besonders aber, sobald ein irgend bedenklicher Umstand 
sich äussert, von dem Verhalten und der Wirtschaft des Mannes, 
von seiner Ordnung io Führung der Gasse und Ablegung der Rech- 
nung , und von den sich etwa dabei äussernden Bedenklichkeiten, 
pflse b t m assig und ohne Rückhalt Anzeige machen. • . ., , 

§• 761., Sobald erheblich« Besorgnisse einer der Pflegebe f ohl- 
«en drohenden Vertretung sich äuevern, muss des. Gericht den Vor- 
mund ohne Zeitverlust anweisen , die Gaution, sofort sw kündigen, 
imd ia der Zwischenzeit, durch Bsigebung eines Aufsehers , oder 
andere nach den Umstanden schickliche und anwendbare Maassre- 
geln, die drohende Gefahr möglichst ab zu wenden. , — 

§. 762- Wena der Ehemann der Hüegebslobinen durch nt»« 
verschuldete Ungliickifalle in Abnahme seiner Nahrung, oder 
sonst in Verlegenheit gerathfs ist, so kan« nach die Substana des 
Vews^gsiu der Brau zu seinar. Unterstützung, so weit, verwendet 
werden, als es notwendig ist, ihn in einem Zustande , worin er 
sich und seine Familie' ernähren könne y au erhalten oder darin 
wieder hemustelku- ...... li.amn st 1 . 

1 , §. 763- Getaugt dev Mann wieder in bessere Umstände : so 

müssen der V ormund uad da» Gericht, für , die Ergänzung des Ca- 
pitalsvermögea» der Pflegebefobinen nach Möglichkeit sorgen. 
b«flond«r, b»t §, 764« Dt eine Pftegebetohlne an einen Kaufmann vorbei- 
thunz.'nMn« isthet; und hat dieser denRuf einer hinlänglichen Handlungskennt- 
Riufm-nn. giss und ordentlichen Wirthschaft für sich: so kann er die A Be- 
antwortung dev haaren Gelder .und CspiteUen auch ohne besou- 
den SicberheitsbssteUuug verlang*!*. 3,1 Jt i: tl -.•<«»« 

§* 765- Bf mas» aber alsdann eins Balance über den Zustand 
seiner Handlung dem Vormunde znstellen, und deren Richtigkeit 
durchVorlegungder Bücher nach weisen. , ,, , . 

§. 766. Besitzt der VoqnMad sicht selbst hÄnljüigliche Haaal- 
lungskenntniss-, zo muss ihm zur Prüfung dev Balance , und Ver- 
gleichung derselbsn mit den Büchern, ein sachverständiger Assis- 
tent von dem Gerichts zugeor.itat, werdest, ., ;j 9r >oud V •itntlsed 
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§, 767« Bezeugen der Vormund und dessen Assistent, mit 
(Jebrrreicbung der versiegelten Balance, dass da* Vermögen der t 
Püeg/ebefohlnen in der Handlung des Mannes narb deren gegen- 
w ästigen Verfassung, nickt gefährdet sei: so kann das Gericht in 
<1 essen Verabfolgung willigen. 

§>76i>. Ksmussaher auch der Mann fernerhin, umlso lange die 
Vormundschaft dauert, bei dem jährlichen Abschlüsse und der Fos- 
mirung der Balance, den Vormund und dessen Assistenten zuziehen. 

§,769. Diese jährliche Balance muss ebenfalls, versiegelt, 
bei dem vormundschaftlichen Gerichte niedergelegt werden. 

§.770» Auch ausser dieser gewöhnlichen Revision kann der 
Vormund , so oft er es nütbig findet , die Vorlegung der Bäche* 
verlangen. 

§. 771. Sobald der Vormund, bei einer solchen gewöhnlichen 
oder ausserordentlichen Revision,. eine dem Vermögen der Pflege, 
beföhle en drohende Gefahr io ne wird, muss er selbige dem Ge- 
richte ohne Rückhalt anseigen, 

§. 772. Auch muss er, unter dar Direction des Gerichts, die 
erforderlichen Vorkehrungen treffen, dass durch Beigebung eines 
Aulaebers oder and sie nach den Umständen schickliche Mittel, die 
drohende Geiahr nach Möglichkeit abgewendet werde, 

§!. 77 3» Will der Mann mit dem Vermiigen der Brau erst eine 
Handlung anfangen : so kann er dessen Ausant wortung nur gegen 
vollständige Sicherkeitsbestellung fordern. 

§. 774» Will dm 1 Mann eine de« Pflegeb«foblnen von ihrem 
Vater oder sonstigen Erblasser zugef allen* Handlung fortsetzen i 
so mute •> dazu, aui beigebrachte glaubwürdige Zeugniise von. 

■einen Fähigkeiten, Kenntnissen und- Wirtschaftlichkeit, ge- 
lassen werden ; sobald nicht überwiegende Gründe zur gänzlichen 
Aufhebung einer solchen Handlung nach dem Gutachten der Sach- 
verständigen vorhanden sind. (§. 617. sqq.) 

§.775- Wird dam Manne die Fortsetzqng der Handlung ge- 
stattet: so ist er als Disponent anzusehen, und steht, als. solcher, ' 
gegen den Vormund und das Gericht, in den §. 627- *4*1- bestimm- 
ten Verhältnissen. 

§•77 6. Sollen bei Verheiratbung eine» oder einer Pflegebe- VonErb»«. 
foblnen Verträge wegen der künftigen Erbfolge geschlossen wer- v<rh«lr»tLng 
den: so muss der Vormund das Interesse der Pflrgebefohlnen red*- 
lieh besorgen , und die Approbation des vormundschaftlichen Ge- 
richts einbolen. 

§• 777- Weder der Vormund, noch das Gericht, machen sieh 
verantwortlich , wenn sie in Ansehang der Erbfolge bei den Vom 
Ordnungen der Gesetze stehen bleiben. 

§c 778. Soll durch dergleichen Verträge gewissen VortheileD 
entsagt werden,,, welch* die Gesetze de« PBegebefohlnen indem 
künftigen Nachlasse ihres Ehegatten anweisen : so muss. der Vor- 
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mund die dazu vorwallenden Grunde dem vormundschaftlichen 
Gerichte zur besondern Prüfung anzeigen. 

§.77.9. Findet da» Gericht, das» der Vortheil , welchem ent* 
sagt werden »oll , von dem Nutzen, welchen die PBegebefoirlnen 
au» dieser Kntsagung vernünftiger Weise erwarten können, über* 
wogen werde ; und genehmigt also dasselbe die Kntsagung : so 
kann weder ihm, noch dem Vormunde, ein widriger Erfolg zur 
Last gelegt werden. 

boondrr« wo §. 780. Wenn an Orten, wo die Gemeinschaft der Güter un- 
^dr'rTiütlr^ ,er Eheleuten nach Provinzialgesetzen oder Statuten eingeführt 
Stau liadet i»t, ein Pflegebefohlner männlichen oder weiblichen Geschlechts 
noch während der Lebenszeit des Vaters verheirathet; und dabei 
die Gemeinschaft durch Vertrag gesetzmässig nicht ausgeschlos* 
sen worden : so künoen der Vormund und das vormundschaftliche 
Gericht die Fortsetzung derselben nicht hindern. 

§. 781. Wohl aber können und müssen sie, wenn gesetzmäs* 
aige Gründe der Aufhebung eintreten, davon zum Besten der 
Pflegebefohlnen Gebrauch machen. (Tit.-l. §.420.421.) 

§.782. Wird die Khe erat während der Vormundschaft ge- 
schlossen : so bleibt die Gemeinschaft bis nach erfolgter Aufhe- 
bung der Vormundschaft ausgesetzt. 

§. 783. Doch kann der Vormund, wenn er es dem Besten der 
Pflegebefohlnen offenbar zuträglich findet, dieser Aussetzung mit 
Genehmigung des vormundschaftlichen Gerichts sich begeben. 

§. 784. Weder die gesetzmässige Aussetzung der Gemein- 
schaft, noch die von dem Vormunde geschehene Entsagung dieser 
Rechtswohlthat, bedürfen einer öffentlichen Bekanntmachung. 

§.785. Ist die Gemeinschaft ausgesetzt geblieben: so muss 
das Gericht gleich nach aufgehobener Vormundschaft, die gewe- 
sene Pfiegebefohlne vernehmen: ob sie in dergleichen Gemein- 
schaft mit dem F.hemanne zu treten gesonnen sei. 

§. 786. Der Richter muss ihr alsdann ihre Gerechtsame, die 
Folgen der einzugehenden Gemeinschaft, und die Nothw endig- 
Leit einer öffentlichen Bekanntmachung, wenn sie ausgeschlossen 
werden solle, gehörig erklären. 

§. 787- Der gewesene Vormund vertritt dabei die Stelle ihres 
V Assistenten;. doch kann sie sich auch, statt seiner, einen andern 

Beistand wählen, 

§•788. Das» der Pflegebefohlnen diese Erklärung abgefois. 
dert worden; und wohin cfieselbe ausgefallen sei? muss in dem 
nach §»'705. bei dor Entlassung aus der. Vormundschaft ihr zu er- 
theilenden Zeugnisse ausgedrückt werden. 

• §.789* Trägt die gewesene Pfiegebefohlne auf die Ausschlies- 

•nng der Genfeinschalt an’: so muss wegen der Bekanntmachung 
das Erforderliche sofort verfügt werden. ■ t u fl u . 

§• 790. 
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§• 7 90« Willig» sie in die Gemeinschaft : so erstrecken sich die 
Wirkungen derselben auf den Anfang der Ehe zarfick. 

§. 7 91» Kbc° das findet Statt, wenn die gewesene Pflegebe- 
fohlne Drei Monate, nach der von dem Richter ihr ertheiften Be- 
lehrung, verstreichen lässt, ohne sich zur AusschKessung der Ge- 
meinschaft zu erklären, und die gehörige Bekanntmachung za 
suchen. ' 

§. 792. Gegendlesen Entschluss der Pflegebefohlnen (g.7 85.)* 
et falle aus wie er wolle, hat ihr Ehegatte kein Recht zum Wider- 
spruch. 

§. 793 . «st ober gleich bet der Einscbreitung der Ehe die Ge- 
meinschaft, mit Hristimaung des Vormundes, und unter Genehmi- 
gung des vormundschaftlichen Gerichts, ausgeschlossen worden: 
ao hat es dabei, auch nach erreichter Volljährigkeit der Pflegebe- 
fobinen, sein Bewenden. 

§. 79'J- Haben der Vormund und das vormundschaftliche Ge- 
richt, bei Aufhebung der Vormundschaft, die Erklärung der ge* 
wesenen Pflegebefohlnen nach §. 785. 786. zu fordern verab- 
säumt; und hat auch diese innerhalb Dreier Monate nach erlangter 
Volljährigkeit auf die Ausschliessung nicht angetragen: so muss 
angenommen werden, dass die Gemeinschaft mit der §, 790. be- 
stimmten Wirkung vorhanden sei. 

§• 795- Leidet die gewesene Pflegebrfohlne dadurch in der 
Folge Schaden : so bleibt ihr der Regress an den Vormund und daa 
Gericht, welche ihre Pflicht vernachlässigt haben, Vorbehalten. 

§. 796. Wird dieEhewährendderVormundsrhaftdurch Tod 
oder richterliches Rrkenntniss getrennt: so ist keine Gemeinschaft 
der Guter vorhanden. 

§. 797* Erfolgt aber dergleichen Trennung nach aufgeho- 
bener Vormundschaft, und ist keine ausdrückliche Ausschliessung 
geschehen: so wird, selbst wenn dje §. 791* bestimmte Frist noch 
nicht abgelaufen wäre, dennoch angenommen, dass die Gemein- 
schaft Statt gefunden habe. 

§•798. Wo nach Provinzialgesetzen oder Statuten nur eine 
Gemeinschaft des Erwerbes durch Heirath entsteht; da bat es, we- 
gen der Rhen der Pflegebefohlnen, bei den allgemein gesetzlichen 
Vorschriften sein Bewenden. (Tit. 1. §. 396. sqq.) 

§• 799- Gütergemeinschaft durch Vertrag einzugehen, sind 
derVormund und das Gericht nur alsdann berechtigt, wenn davon 
ein offenbarer Vortheil für die Pflegebefohlnen mit vlilliger Sicher- 
heit zu erwarten ist. 

§. 800 . Heirathet eine Pflegebefohlne zur linken Hand: so 
wird dadurch in der Vormundschaft über sie, in der Verwaltung 
ihres Vermögens, und ihrer Einkünfte nichts verändert. (Tit. 1. 

§. 874. sqq.) 

Allgem. Landr. I V. Band. 


Von der Vor- 
hrlratltung 
einer Pflege- 
brfohln*n zur 
linken Hand. 
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§. 801. Der Vormund nun aber, bei der Aussetzung und 
Sicherstellung der ihr zukommenden Abfindung, ihr Beetee gehö- 
rig wahrnehmen. 


Von d«r Vor- 
hoiratbuns eine« 
Pflegcbefohl- 
nen männlichen 
üotchjecbl«. 


5) Anstellung 
bürgerlicher 

Geer er be. 


§•802. Heirathet ein Pflegebcfohlner männlichen Geschlechts i 
*o entsteht dadurch in seinen Verhältnissen wegen der Vormund- 
schaft gar keine Veränderung. 

§. 803* In wie fern er für volljährig zu erklären, oder ihm 
die eigne Administration seines Vermögens zu uberlassen sei, muss 
lediglich nach den obigen Vorschrilten beurtheilt werden. 

§• 804. Erwerben oder besitzen die von ihm erzeugten Kin- 
der, vor aufgehobener Vormundschaft über ihn, »in eigenes Ver- 
mögen : so hat sein Vormund in Ansehung desselben alle Rechte 
und Pflichten , die ihm in Ansehung des eigenen Vermögens dee 
Vaters vorgescbricben sind. 

§. 805. Doch können Befreiungen von der obervormuntl- 
•chaftlichen Aufsicht, die dem Vormunde, wegen des Vermögens 
des Vaters, auf eine an sich rechtsgültige Weise eingeräumt wor- 
den , auf einen solchen nachherigen Vermögensanlall der Kinder 
nicht ausgedehnt werden. 

§. S06. lieber die Person der Kinder hat der auch unter Vor» 
mundschaft stehende Vater alle Rechte der väterlichen Gewalt, die 
sich auf eine Vermögensverwaltung nicht beziehen. 

§. 807» Zur eignen Betreibung bürgerlicher Gewerbe soll 
kein Minderjähriger vor erfolgter Majorennitätserklärung zugelas- 


sen werden. 

§. 80S. Ist dieses dennoch geschehen : so wird die Verbind- 
lichkeit oderUnyerbindlichkeitseinerHandlungen und Vertrage, in 
Ansehung des Dritten, welcher mit ihm sich eingelassen hat, nach 
den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften von den Verträgen der 
Unfähigen heurtheilt. (Th. 1. Tit. 5* §. 31. ■<!<]•) 

§. 809* Dem Pflegebefohlnen selbst aber, welcher dadurch 
Schaden leidet, bleibt der Regress an den, welcher ihm zu dem 
Gewerbe ordnungswidrig zugelassen hat, Vorbehalten. 

§. 810. WirdJemanden vor erlangter Volljährigkeit ein Amt 
übertragen, so hat der Mangel des Alters auf die Verbindlichkeit 
und Rechtskraft seiner Amtshandlungen keinen Einfluss. 

§. 811. I" seinen eignen Angelegenheiten aber bleibt er den 
gesetzlichen Einschränkungen der Minderjährigen nach wie vor 
unterworfen. 

§. S12. Wer für einen Verschwender erklärt worden, dem soll 
der eigne fietrieb bürgerlicher Gewerbe ferner nicht gestattet 
werden. 

§• 813. I» wie fern und mit welcher Wirkung einem minder- 
jährigen Gutsbesitzer die eigene Verwaltung des Grundstücks über- 
lassen werden könne, ist §. 728. «<!?• bestimmt. 
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i §. 81 4- Durch die Adoption eines Pflegebefohlnen wird die 6) Adopii.n 
Vormundschaft über selbigen der Regel nach nicht aufgehoben. 

§ 815. Die Vormundschaft Uber Rasende, Wahnwitzige, und ?) Wi.d.rh.r- 
Blödsinnige muss aufgehoben werden, wenn dieselben zum völlig vc.b» 1 „Vd 
freien Gebrauche ihres' Verstandes wieder gelangt sind. Bldd»tn»l|»n. 

§. 8l6-'Ob dieses geschehen sei, muss das vormundschaft- 
liche Gericht sorgfältig untersuchen. 

§. 817* Bei dieser Untersuchung muss, ausser dem Vormunde, 
ein von dem Gerichte ernannter Sachverständiger, und die anwe- 
senden nächsten Verwandten, oder in deren Ermangelung, ein 
dem Pflegebefohlnen besonders zu bestellender Curator , zugezo- 
gen werden. 

§. 818. Die Vormundschaft über Taubstumme hört auf, wenn 8) Dnsh 

bei angestellter Untersuchung sich findet, dass sie zu der Fähig-iwg 
keit, ihren Sachen selbst vorzustehen, gelangt sind. stuouam. 

§. 819* Wenn daher auch der Kehler am Gehör and an der 
8prache gehoben worden: so muss dennoch erst untersucht wer- 
den : ob nicht etwa Blödsinn oder Schwäche die Fortsetzung der 
Vormundschaft nothwendig machen. i. . 

§. 820. Beiderlei Untersuchungen müssen mit Zuziehung der 

§. 817* benannten Personen angestellt werden. 

§. 821. Die Vormundschaft über das Vermögen eines Abwe- ») Dursh 
senden hört auf, wenn derselbe zuruckkommt, oder von seinem 
Leben und Aufenthalte Nachricht giebt. »ad«. 

§. 822. Letzteren Falls muss er zur Rückkehr, oder zur Be- 
stellung eines Bevollmächtigten, welcher für die fernere Verwal- 
tung seines Vermögens sorge, von dem vormundschaftlichen Ge- 
richte aufgefordert worden. .1 i '> * , .< < 

.!• '§. 82i. Sind aber binnen Zehn Jahren von dem Leben oder 
Tode des Abwesenden keine Nachrichten eingegangen: so kann 
•uf seine Todeserklärung angetragen werden. 

§. 824. DieBefugniss, auf diese Todeserklärung anzutragen, 
kommt den nächsten Verwandten des Abwesenden zu. 

§• 825* Wenn sich diese nicht aus eigner Bewegung mel- 
den : so ist das vormundschaftliche Gericht berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, sie dazu aufzufordern. 

§. 826. Sind dem Vormunde und vormundschaftlichen Gerichte 

keine Verwandten des Abwesenden bekannt; so kann Letzter« 
den Enteren anweisen, die Todeserklärung selbst nachzusuchen. 

' s §. 827* ln diesem Falle aber muss derjenigen Behörde, wel- 
cher, wenn bei der ergehenden Vorladung weder der Abwesende, 
noch Verwandten oder F.rben von ihm sich melden, das Vermögen 
als herrnloses Gut Zufällen würde, von der bevorstehenden Ver- 
handlung Nachricht gegeben werden. 

§• 828- Der Zehnjährige Zeitraum ist von dem Tage, da die 
letzte Nachricht eingegangen, oder wenn gar keine Nachricht ein- 

13 » 
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gekommen, von der Zeit an, da der Abwesende sieb entfernt hat, 
oder v ermisst worden ist, za rechne«. 

§. 829. Ist der»Ab wesende vor.erreiehterGrossjährigkeit ver- 
schollen: so wird der Zehnjährige Zeitraum erst von dem Tage, 
wo er majorenn geworden ist, an gerechnet. 

§. 830. ist er erst in oder nach dem Fünf and sechzigsten 
Jahre seines Alters verschollen : so kann er nach Verlauf von Fünf 
Jahren für todt erklärt werden. 

§.831. 1»* das Alter, in weichem der Abwesend« vermisst 
worden, nicht bekannt ; wohl aber eine gegründete Vermuthung, 
dass er damals 1 noch minderjährig gewesen sei, vorhanden: so 
muss, ehe mit der Todeserklärung verfahren Wird, ein Fünfzehn- 
jähriger Zeit Verlaut abgewartet werden. 

§. 832- Wird die Abwesenheit eines Verscbeilenen erst bei 
Gelegenheit einer ihm zugefallrnen Erbschaft bekannt; und es 
kann alsdann ein früherer Zeitpunkt, wo derselbe vermisst worden, 
nicht ausgemittelt werde«: so ist der Todestag seines Erblassers 
dafür anzunehmen. >■' ' •* • 

§. 833- Nach Ablauf des gesetzmätisgen Zeitraum«, muss mit 
öffentlicher Vorladung des Verschollenen , nach Vorschrift der 
Prozessordnung verführen werden- 

§. 834j Nach erfolgter Todeserklärung hört die Vormund- 
schaft über den Abwesenden auf ; und das Vermöge« -fällt demje- 
nigen zu, welchem es nach der gesetzlichen Erbfolge gebührt; 

§. 835- Bei Bestimmung dieser Erbfolge kommt es auf den 
Tag as , an w elchem das -auf Todeserklärung ergangene Urtel 
rechtskräftig wird. <’ < : •' <>v , • > - 

§.836. Stirbt während des Laufe« de» Untersuchung, oder 
der gegen das Erkenntnis* zulässigen Rechttmittel, der nächste 
Verwandte, welcher die 'Todeserklärung betrieben bat: so ist der- 
jenige, welcher durch seinen Tod dem V erschollenen der Nächste 
wird, befugt, die Sache für eigene Rechnung, bis zur Rechtskraft 
fortzusetzen.- ’ 

' §.837. Er muss aber alsdann dem Erben des Klägers die bis 

dahin aüfgewrndete« Kosten vergüten. 

§. 838. Hat das Erkenntnis* auf Todeserklärung einmal die 
Rechtskraft erlangt: so könne« Restitutionsgesuche, und andere 
ausserordentliche Rechtsmittel, die etwa hernach noch eingewen» 
det werden, einem Dritten, welcher erst nach der Rechtskraft dem 
Abwesenden der Nächste geworden ist, nicht zum Votthcile ge- 
reichen. 

§. 839. Hat der Abwesende vor seiner Entfernung ein Testa- 
ment gerichtlich niedergelegt : so muss dasselbe nach rechtskräf- 
tig feststehender Todeserklärung gehörig publicirt werden. 

§. 840. Der Testaments., ingleicben der Vertragserbc, gehen 
auch hier dem gcieizlicbes Erben vor« . 
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§. 84t. So lange das auf Todeserklärung ergangene Urtel 
noch nicht rechtskräftig, oder da* narh der Bestimmung §. 834. 
dem Heben zuerkannte Vermögen noch nicht verabfolgt ist, muss 
der Nachweis : dass der Abwesendei früher oder später gestor- 
ben, und also der Anfall an einen andern Erben gediehen sei, zu- 
gelassen werden. . 

§. 842. Ist das Vermögen einmal verabfolgt: so findet der 
Nachweis, dass der Abwesende früher oder später gestorben und 
narb diesem Zeitpunkte seines natürlichen Todes das Vermögen 
einem Andern angefalltn sei, nur mit der Wirkung statt, dass der 
solchergestalt ausgemittelte wahre Krbe den Nachlass von dem 
Besitzer zwar zuruckfordern kann; jedoch dabei nicht mehr Recht 
hat, als der Erblasser selbst, wenn er nach der Todeserklärung 
zurückgekommen wäre, gehabt haben würde. (§. 847. sqij.) 

§. 843. Was hier von Intestaterben verordnet ist, gilt auch 
ron Testaments - oder Vertragserben, die sich erst nach erfolgter 
Ausantvrortung des Vermögens melden. 

§. 844- Kann aber der, welcher auf den Grund der erkannten 
Todeserklärung das Vermögen in Besitz genommen hat, überführt 
werden, gewusst zu haben, entweder dase der Verschollene früher 
gestorben, oder dass er zur Zeit der Todeserklärung noch am Le- 
ben gewesen sei; oder dass er einTestamentoder einen Erbschafts- 
vertrag errichtet habe ; so muss ein solcher Besitzer demjenigen, 
welchen hiernach das Erbrecht wirklich zukommt, das in Besitz 
genommene Vermögen zu alten Zeiten vollständig berausgeben. 

§. 845. Ausserdem muss er gegen denselben die Obliegen- 
heiten eines unredlichen Besitzers durebgehends vertreten. 

§. 846. Die Kosten der Todeserklärung müssen in allen 
Fällen aus dem Vermögen des Abwesenden genommen werden. 

§. 84 7- illeldct sich der Abwesende nach der Todeserklä- 
rung: so kann er sein Vermögen , so weit dasselbe , oder dessen 
Werth noch vorhanden sind, zurückfordern. 

§. 848. Wegen der Nutzungen, Verbessernngen , und Ver- 
schlimmerungen , auch sonst überall , wird der, welcher da« Ver- 
mögen auf den Grund der gerichtlichen Todeserklärung in Besitz 
genommen hat, ausser dem Falle des §. 844. als ein redlicher Be- 
sitzer angesehen. 

§. 849. Verfügungen, welche der Besilzer, auf den Grand 
der erkannten Todeserklärung, mit einem Dritten getroffen bat, 
können tun Nachtheile diese« Dritten, wenn er nicht selbst der 
Unredlichkeit überfuhrt werden kann, in keinem Falle angcfoch- 
ten werden. * «-• ■> - ■ 

§• 850. Nur in dem einzigen Falle, wenn der Besitzer etwas 
von dem Vermögen, aus einer blossen Freigebigkeit, und auch 
nicht durch eine belohnende Schenkung, an einen Andern über- 
tragen hat; und da« Geschenkte oder dessen Werth sich noch 
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wirklich in dm Händen des Uebernehmert befindet, kann der Zn* 
ruckgekommcne dergleichen Suame oder Sache wieder fordern. 

§• 851. Aber auch hier hat der Uekeroehmer alle Rechte ei* 
nes vollständigen redlichen Besitzers. 

§. 852. Meldet sich der Verschollene erst nach Dreissig Jah- 
ren, von dem Tage der rechtskräftigen Todeserklärung an gerech- 
net : so kann er von dem Besitzer des Vermögens, so weit dasselbe 
dazu hinreicht, nur einen nach seinem Stande nothdiirftigea Un- 
terhalt fordern. 

§. 853. Nur die zur Rrbfolge berechtigten AbkSmmlinge de» 
Verschollenen haben hierunter, wenn sie sieb erst Dreissig Jahre 
nach der Todeserklärung melden, mit ihm gleiche Rechte. 

§•854. Sind seit der Entiernung des Abwesenden, oder seit 
der letzten von ihm eingegangenen Nachricht, Vierzig Jahre ver- 
flossen, ohne dass in der Zwischenzeit Todeserklärung gesucht 
worden : so kann dieselbe auf den Antrag des alsdann vorhande- 
nen nächsten Verwandten erfolgen, ohne dass es einer Edictal- 
citation bedarf. 

Anil. §. 171* Auch unterbleibt in diesem Fall die öffentliche 
f orladung der etwaniffen unbekannten Erben des Abwe- 
senden. 


10) Durch 
Beucrung de« 
V«r»chwen4er». 


11) Durch 
den natürlichen 
Tod des pfle- 
gebefohlnen. 
PUch geendig- 
Ur Vormund- 
Schaft m um 
• ) die Schluss- 
rechnung g C . 
*•»«< 


§• 855. War der verschollene zur Zeit seiner Entfernung 
noch nicht Vier und zwanzig Jahr alt i so werden diese Vierzig 
Jahre von dem Tage an, da er das Vier und zwanzigste Jahr zu* 
rückgelegt hat, gerechnet. 

§• 856. Die Vormundschaft über einen Verschwender muss 
aufgehoben werden, sobald derselbe überzeugende Proben seiner 
gründlich erfolgten Besserung beibringt. 

§. 857* Die Gründe des Aufhebungsgesuchs müssen von dem 
Gerichte, mit Zuziehung des Vormundes und der Verwandten, nach 
den Vorschriften der Prozessordnung sorgfältig geprüft werden. 

§. 858. Nur eine anhaltende, wenigstens durch Zwei Jahre 
erprobte Besserung, kann zur Begründung eines solchen Gesuchs 
cugelaasen werden. • 

§. 8 59 - Einem gewesenen Verschwender muss das Gericht, 
bei seiner Entlassung, ein Zeugniss darüber zu dem §. 705. an- 
gegebenen Behuf ertheilen. ■ 

§. 860. Durch den natürlichen Tod des Pflegebefohlncn 
wird jede Vormundschaft aufgehoben. 

§. 86 1. Längstens innerhalb zwei Monaten nach geendigter 
Vormundschaft, ist der Vormund die Schlussrechnung einzureichen 
verbunden. ' > • , . .• 

§. 862. Ein Gleiches muss geschehen, wenn die Vormund- 
schaft nur in Rücksicht auf die Erhaltung der Substanz des Ver- 
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nogen* fortgesellt wird; die Verwaltung des Vormundes aber 
gänzlich aufhürt. 

§. 863« Die Rechnungslegung geschieht dem gewesenen 
Pflegebefohlnen, oder dessen Erben. 

§. 864. Mit der Schlussrechnung zugleich , müssen dem 
Rechnungsnehmer das lnventarium, und die vorhin dem Vormund, 
schädlichen Gerichte übergebenen Jahresrechnungen, ingleichen 
die verhandelten Vormundscbaftsakten vorgelegt werden. 

§• 865. Dein Pflegebefohlnen steht es frei, bei der Schluss- 
rechnung auch noch Erinnerungen gegen die schon abgelegten 
Rechnungen nachzubringen. 

§. 866. Doch kann er gegen Rechnungen , die weiter als auf 
Zehn Jahre zurückgeben , und worüber der Vormund von dem 
Gerichte quittirt worden ist, nur solche Ausstellungen machen, die 
•uf eine durch Vorsatz oder grobes Versehen ihm zugefügt* Ver- 
kürzung sich gründen. 

§. 867* Ob die Abnahme der Rechnung gerichtlich geschehen 
•olle, hängt hauptsächlich von dem Befunde de* Rccbnungt- 
nehmers ob. 

§. 868. Doch können auch der Vormund , ingleichen das 
vormundscbaltliche Gericht, aut der gerichtlichen Abnahme der 
Rechnung bestehen, sobald der Rechnungsnehmer mit Rrthei* 
Iung der Verzicht zögert. (§. 894.) 

§. 8Ö9- VVird nur die Vermögensverwaltung nach §. 729* 
tqq. dem Pflegebefohlnen überlassen; die Vormundschaft selbst 
aber noch fortgesetzt : so muss die Schlussrechnung, so wie jede 
andere, bei drm vormundschaftlichen Gerichte gelegt und abge- 
nommen werden. 

§. 870. Ein Vormund, welcher während der Führung seines 
Amtes von der Rechnungslegung an das Gericht beireit gewesen, 
kann sich dennoch der Pflicht, dem gewesenen Pflegebefohlnen, 
oder dessen Erben, vollständige Rechnung abzulegen, nicht 
entziehen. 

§. 871* Hat der F.rblasser des Pflegebefohlnen den Vormund 
nur in allgemeinen Ausdrücken von der Rechnungslegung befreite 
•o ist anzunehmen, dass derselbe dem Vormunde diese Pflicht nur 
in Ansehung des vormundschaftlichen Gerichts habe erlassen 

wollen. (§. 693. 694.) 

§. 872. Ein solcher Vormund kann sich also nicht entbrechen, 
Rechnungen zu halten, und dieselben, nach geendigter Vormund- 
schaft, dem gewesenen Pflegebefohlnen vorzulegen. 

§. 873. Doch kann letzterer gegen diese Rechnungen nur 
solch* Ausstellungen machen, die eine von dem Vormunde aus 
Vorsatz oder grobem Versehen ihm zugefügte Verkürzung betreffen. 

§. 874. Erhellet aber aus der an sieh rechtsgültigen Verord- 
nung des Erblassers, dass der Vormund von aller Recfcuungsle- 
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gang , auch nn den Pflegebefohlnon, befreit «ein «olle : so bat es 
dabei lediglich sein Bewenden. 

’ §. 875. Bin solcher Pfiegebefohlner muss mit einer allge- 

meinen Nachweisung der Substanz, so wie dieselbe zur Zeit der 
angetretenen Vormundschalt sich verhalten hat, und gegenwärtig 
beschaffen ist, sich begnügen. 

§. 876. Kann jedoch der gewesene Pflegebefohlne bestimmte 
Anzeigen einer bei sinem einzelnen Geschäfte von dem Vormunde 
ihm vorsätzlich zugefiigten Verkürzung anfübren und einiger- 
massen bescheinigen: so kann der Vormund ihm über dieses Ge- 
schäft nähere Auskunft upd Rechenschaft zu geben »ich nicht 
entbrechen. 

§. 877* Wird der Vormund auch nur bei einem einzelnes 
Geschäfte eines unredlichen Verhaltens überführt: so i»t er 
schuldig, dem gewesenen Pflegebefoblnen über seine ganze ge- 
• führte Verwaltung vollständige Rechnung abzulegen. 

§. 878. In allen Fällen, da ein von der Rechnungslegung be- 
freit gewesener Vormund gleichwohl aus einem oder dem andern 
rechtlichen Grunde dazu für schuldig erklärt wird , und derselbe 
eine ordentliche Rechnung nicht ablegen kann oder will , muss er 
von der in seine Verwaltung übernommenen Vermögenssubstana 
Sechs vom Hundert an Zinsen, ohne den mindesten Abzug 
entrichten. 

§• 879. Kann auch die Substanz nicht ausgensittelt werden} 

•o ist der, welchem die Rechnung gelegt werden soll, zureidliohesi 
Angabe derselben zu verstauen. 

b) da. V.r- §. SSO. Wenn nicht bloss die vormundschaftliche Admints- > 
Mtn*ru“' tralion, sondern zugleich die ganze Vormundschaft aufhört: so 
muss dem gewesenen P Begebe tohlnen , oder dessen Erben , sein 
gesammtes Vermögen von dem Vormunde und dem vormund- 
schaftlichen Gerichte ausgesntwortet werden. 

* §. 881. Diese Ausantworlung kann der gewesene P Begehe- 

i ioblne , gegen dt mp fangschein, sofort und noch ehe die Schluss- 

rechnung abgenommen ist, fordern. 

§. 882. Dagegen müssen dem Vormunde alle nach der 
Schlussrechnung zu fordern habeade Vorschüsse und Auslagen 
unverzüglich gut getban werden. 

§. 883. Warden zwar die Vorschüsse von dem Rechnung»- 
uebmer niiht anerkannt ; es findet sirh aber, dass die sämmtlichea 
Ausgaben in der Rechnung mit unverdächtigen Belagen bestärkt 
sind : so steht dsm Vormunde frei : ein verbal tnissmassiges Quan- 
tum von dem auszuantwortenden Vermögen, bis zum Austrage 
der Sache, mit Arrest zu belegen. 

§. SS4. Auch bann er wegen solcher Vorschüsse eine Pro- 
(«Station auf die Grundstücke des Pflege bcfohlnen eintragen lassen. 
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§. 885. Nach gelegter Schlussrechnung* , und erfolgter Ver- 
miigenoausantwortung , ist der gewesene Pflogebefohlne , oder 
dessen Krbe, den gewesenen Vormund und das vormundschaft- 
liche Gericht gerichtlich zu quittiren verbunden. 

§. 836. Der Krtheilung dieser Verzicht kann der Pflegebe- 
foblne sich nicht weigern, wenn auch noch ein oder anderer 
Punkt aus der geführten Administration einer nähern, oder gar 
gerichtlichen Erörterung bedarf. 

§. 887. Vielmehr müssen dergleichen noch anerörtert« 
Punkte in der Quittung ansdrücklich Vorbehalten werden. 

§. 888. Mit dem Tage der geleisteten Verzieht hört daa 
§. 295. beschriebene Vorzugsrecht des gewesenen Pflegebefoht- 
nen in den Gittern des Vormundes auf, und dieser muss von der 
etwa besonders bestellten Caution entbunden werden, 

§. 889* Die Entbindung von dieser Caution kann jedoch der 
Vormund schon alsdann fordern, wenn ihm die Vermögensad- 
ministration abgenommen wird* 

§. 890. Doch muss in dem Falle des §. 886. die Cantion so 
weit stehen bleiben, als es zur Deckung solcher Ansprüche des 
Pßegebefoblnen bis zum Austrage der Sache erforderlich ist. 

§. 891. Es steht aber dem gewesenen Vormunde frei, den 
Pflegebefohlnen wegen solcher Ansprüche anderweitig zu decken, 
und dagegen auf Losgebung der ganzen Caution anzutragen. 

§. 892. Das gesetzliche Vorrecht in dem Vermögen des Vor- 
munde« dauert auch in dem Falle des §. 889* *° lange fort, bis 
demselben , nach völlig aufgehobener Vormundschaft , förmliche 
Verzicht geleistet worden. 

■* §. 893* Mit Krtheilung der Verzicht muss der gewesene 

Pflegebefobine nicht übereilt werden» 

§. 894. Zögert er jedoch damit Uber Rin Jahr, vom Tage der 
ihm zugcstcliten Schlussrechnung ; so können ihn der Vormund, 
und das vormundschaftliche Gericht, zu deren Krtheilung, oder zur 
gerichtlichen Anbringung seiner Ausstellungen, im ordentlichen 
Wege Rechtens anhalten. 

§. 895. Auch nach ertheilter Generalverzicht, kann der ge- 
wesene Pflegcbefohlne den Vormund aus solchen Angelegenheiten 
und Geschäften ist Anspruch nehmen, di« in den Rechnungen, und 
den ihm vorgclegten Akten, nicht vorgekommen sind. 

§. 896. Ausserdem sind alsdann keine weitere Ausstellungen 
zulässig, als welche einen von dem Vormunde begangenen Betrug, 
und vorsätzliche Verkürzung zum Gründe haben. 

§• 897* Wegen der Kechnungsfebler finden eben die Vor- 
schriften , wie bei einem Verwalter fremden Eigenthums Anwen- 
dung. (Tb. h Tit. l4. §. 151.) 

§. 898s Die Rechnungslegung, Quittung, und Löschung der 
Caution, geschieht auf Kosten des gewesenen Pfiegcbefuhlnen. _ 


c) i« Vor- 
mund geriebt- 
lieb quiltirt 
worden. 

\ 
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1L Endiprros 
der Vormund- 
schaft vou 
Seiten des 
Vormunde», 
1) durch den 
Tod denselben ; 


§. 899- Auch ein lolcber Vormund , der keine Rechnung zu 
leg*“ gehabt bat, kann nach erfolgter Ausantwortung des Ver- 
mögens, Quittungsleistung über gehörig geführte Vormundschaft 
fordern. 

§• 900. Von Seilen de« Vormundes, endigt «ich das vormund- 
schaftliche Amt desselben durch sein Absterben. 

§•901. Einen solchen Todesfall müssen die Erben , oder die 
zurückgelassene Ehegattin des Vormundes, dem vormundschaft- 
lichen Gerichte, ohne Zeitverlust, bei eigener Vertretung anzeigen. 

§. 9 02 . Eben diese Anzeige liegt auch einem etwa bestellten 
Blitvormunde bei gleicher Vertretung ob. 

§• 903. Sind die Erben unbekannt, abwesend, oder selbst der 
Bevormundung bedürftig ; und ist auch von einem bestellten 
Slitvormunde nichts bekannt: so muss die Obrigkeit, weichein 
einem solchen Falle für die Sicherheit der Verlassenschaft des ver- 
storbenen Vormundes zu sorgen hat , wenn sie nicht selbst das 
vormundschaftliche Gericht ist, diesem von dem Abgänge des bis- 
herigen Vormundes Nachricht geben. 

§. 90 ’l. Das vormundschaftliche Gericht muss sofort für die 
Sicherheit des bisher unter den Händen des Vormundes gewesenen 
Vermögens, und fiirdie Bestellung eines andern Vormundes sorgen. 

§. 905- Zieht die neue Bevormundung sich in die Länge : so 
muss dem Pflegebefohlnen ein Interimscurator bestellt werden. 

§. 906. Die Erben des verstorbenen Vormundes, oder, wenn 
keine Erben vorhanden sind , der von der ordentlichen Obrigkeit 
über dessen Nachlass bestellte Curator, sind schuldig, dem neuen 
Vormunde über das Vermögen des Pflegebefohlnen Schlussrech- 
nung abzulegen. 

§•907. Dieses muss, wenn lauter grossjährige Erben vor- 
handen sind , binnen Sechs Wochen nach dem Ablaufe der gesetz- 
lichen Veberlegungsfrist geschehen. 

§•908. Sind aber Pflegebefohlne unter ihnen, oder hat ein 
Verlassenscbaflscurator bestellt werden müssen: so kann diesen 
•ine dreimooatlirhePristzurRerhnungslegung nicht versagt werden. 

§. 909. Die Abnahme der Rechnung muss bei dem vormund- 
schaftlichen Gerichte erfolgen. 

§. 910. Der neue Vormund hat dabei alle Rechte und Pflich- 
ten, welche dem Pflegebefohlnen selbst, bei der nach Endigung 
der Vormundschaft zu legenden Schlussrechnung zukommen. 

(§. 863. *qq.) 

§•911. Bei Abforderung der Schlussrechnung, ingleichen bei 
Prüfung derselben , haftet der neue Vormund für ein massige* 
Versehen. 

§.912. Dagegen trifft ihn, wegen unterlassener Erinnerun- 
gen gegen die vorhergehenden von dem vormundschaftlichen 
Gerichte schon abgenommenen Rechnungen, keine Vertretung, 
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wenn er nur in der Folge, da ihm Verkürzungen des PflegebefohW 
nen bekannt werden, die Rechte desselben nach §. 895. 896. 897« 
zu beobachten, nicht vernachlässigt. 

§. 91 3. Entsteht ein Rechnungsprozess : so müssen sich dm 
Erben des Vormundes darüber vor eben dem Gerichte einlassen, 
wo der Erblasser in Angelegenheiten dieser Vormundschaft, Recht 
zu nehmen schuldig war. 

§. 9l4- Wird über den Nachlass des gewesenen Vormundes 
bei einem andern Gerichte Concurs eröffnet : so ist der neue Vor- 
mund die demselben gemachten Ausstellungen bei dem Concurs« 
nur zu dem Ende anzuzrigen verbunden , damit ihnen in dem 
Prioritätsurtel ihr gehöriger Ort angewiesen werde. 

. §. 915. Alles, was zum Vermögen des PRegebefohlnen ge- 
hört, müssen die Erben sofort, und ohne die Rechnungslegung 
«bzu warten , nach der Anweisung des Gerichts, dem neuen Vor- 
munde, oder dem Gerichte selbst, gegen Empfaogschein ver- 
abfolgen. 

§.916. Nach gelegter Schlussrechnung, und ausgeantworte- 
tem Vermögen , müssen die Erben des Vormundes von dem neuen 
Vormunde gerichtlich quittirt werden. 

§•917. Dergleichen Verzichlleistung hat für die Erben eben 
die Wirkung, wie diejenige, die nach gänzlich aufgehobner 
Vormundschaft von dem gewesenen PRegebefohlnen selbst er- 
tbeilt wird. 

§. 918. Das vormundschaftliche Gericht kann den von ihm i) durch Ent 
bestellten Vormund wieder entlassen, und einen andern bestellen, 
sobald es solches dem Besten des PRegebefohlnen zuträglich findet. 

§•919* Nur alsdann, wenn der zu entlassende Vormund 
widerspricht, muss ihm über die Ursachen der Entlassung recht- 
liches Gehör und Erkenntniss verstauet werden. 

§. 920. Personen, welche nach den Gesetzen zu Vormündern 
vorzüglich bestellt werden müssen (§. 172. sqq.), ist das Gericht, 
wenn sie einmal bestellt worden , nur alsdann wieder zu entlassen 
berechtigt, wenn nachgewiesen werden kann, dass ihre längere Bei- 
behaltung den PRegebefohlnen schädlich oder gefährlich sein 
würde. 

§• 921. Andere Vormünder können auch wegen eines gerin- 
gem Grades von Nachlässigkeit oder Unordnung ihres Amtes ent- 
lassen werdfcn. 

§. 922. Schuldbare Verzögerung in Einbringung der schul- 
digen Rechnungen, ist ein rechtmässiger Grund zur Entlassung 
•ines jeden Vormundes. 

- §. 923. W'enn während der Vormundschaft Prozesse über 
wichtige Forderungen oder Rechte zwischen dem Vormunde und 
dem PRegebefohlnen entstehen (§. l47«) t so kann dieses , nach 
vernünftigem und billigem Ermessen des Gerichts , für einen hin- 
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reichenden Grund zur gänzlichen Entlassung des Vormundes an- 
genommen werden. 

§. 924. Macht aber der Vormund sieh eines unredlichen Be- 
tragens gegen den Pflegcbefnhlnen verdächtig: so muss die Sache 
von Amts wegen untersucht, und über seine Kemotiou erkannt 
werden. 

§. 925- Besonders findet diese Remotion statt, wenn der Vor- 
mund Gelder und Vermögen des Pflegebefohinen, ohne Vorwissen 
des Gerichts, für sich selbst genutzt hat. 

§■926. Neben- und Ehren« ormünder sind schuldig, wenn 
sie ein unredliches Betragen bei dem administrirenden Vormunde 
wahrnehmen, -dasselbe dem vormundschaftlichen Gerichte, zur 
nähern Untersuchung, bei eigener Vertretung anzuzeigen. 

§. 927. Die Verwandten des Pflegebetohlnen , welche nach 
§. 97- 100. für seine Bevormundung sorgen müssen, sind auch 
schuldig, ein zu ihrer Wissenschaft gelangendes unredliches Ver- 
halten des Vormundes dem Gerichte, bei gleicher Vertretung, zu 
eröflnen. 


§. 928- Auch gehören dergleichen Anzeigen zu den Amts- 
pflichten des fiskalischen Bedienten. 

§. 929* Jeder Burger des Staats hat das Recht, wenn er 
wahrnimmt, dass ein Vormund mit der Person oder den Gütern 
der Pflegebefohloen untreu oder sorglos umgehe, die Obrigkeit 
davon zu benachrichtigen. 

§. 930. Oer Pflegebefohlne selbst kann die bemerkte Sorglo- 
sigkeit oder Untreue seines Vormundes anzcigen. 

§■931- Auf dergleichen Anzeigen, wenn sie nothdürflig be- 
scheinigt sind, oder bei einer vorläufigen ohne Aufsehen anzu- 
stellenden Prüfung nicht ungegründet befunden werden; inglei- 
chen wenn das Gericht selbst ein pflichtwidriges Verhalten an dem 
Vormunde wahrnimmt, muss die Untersuchung wider ihn ver- 
fügt werden. 

§. 932. Während der Untersuchung ist das vormundschaft- 
liche Gericht schuldig und belügt, iür die Sicherheit des Pfirge- 
befohlnen, durch Bestellung eines Neben Vormundes oder Aufse- 
hers ; durch Inhibitionen an die Pächter oder Schuldner ; durch Er- 
höhung der Caution; und andere nach den Umständen schickliche 
Maassregeln , Sorge zu tragen. 

§• 933* Findet sich bei der Untersuchung, dass der Vormund 
sich der Veruntreuung und Unredlichkeit in Führung seines Amts 
schuldig gemacht habe : so muss er dessen durch Urtel und Recht 
entsetzt, und dem Pflegebefohlnen ein anderer Vormund bestellt 
werden. 

§• 934. Dieser muss unverzüglich auf Legung der Schluss- 
rechnung, ingleichen auf Herausgabe des etwa noch in den Hän- 
den des entsetzten Vormundes befindlichen Vermögens dringen. 
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and für die Beitreibung alle* dessen , wat derselbe dem Pflegebe- 
foblnen tu vertreten hat , sorgen. 

§.?35. Ausserdem muss auf Bestrafung eine* solchen , we- 
gen Untreu# oder Unredlichkeit entsetzten Vormundes , nach 
Vorschrift des Criminalrechts , erkannt werden. 

§. 936. Wird der Vormund bei der Untersuchung bloss eines 
Versehens schuldig befunden : so ist er nur zur Vertretung des 
dem Pflegebefohlnen daraus entstandenen-Srhadens gehalten. 

§. 937. In einem solchen Falle muss er zwar von der ange- 
tragenen Rerootion ausdrücklich frei gesprochen werden; doch 
hängt es bloss von dem Ermessen des Gerichts ab : ob ihm das- 
selbe die Vormundschaft länger anvertrauen, oder ihn davon ent- 
lassen wolle. 

§. 938. Hat ein solcher Vormund ein grobes Versehen began- 
gen : so verliert er die von dem Erblasser für die anvertraute Vor- 
mundscbaft ihm ausgesetzte Belohnung. 

§• 939. Auch wenn der Vormund ganz unschuldig befanden 
worden , kann er dennoch gegen Denuncianten , welche zur Auf- 
sicht Uber ihn unter Vertretung verpflichtet sind, keine Injurien- 
klage anstellen. 

§. 940. Hoch findet die Injurienklage Statt , wenn derglei- 
chen Denuncianten den Vormund, wider besseres Wissen und 
Ueberzeugung, entehrender Handlungen beschuldigt haben. 

£ q'll. Wenn Jemand, während der Führung einer Vor- 4) durch efn. 

^ J . # . „ , . * . , , tretende (.rund« f 

mundsehaft, eines von denjenigen Vorrechten erlangt, welche lurEicaseUen; 
von Uebernehmung eines vormundschaftlichen Amts befreien : so 
giebt ihm dieses d-nnoch kein Recht, die einmal übernommene 
Vormundschatt wider den Willen der Obrigkeit niedcrzulegen. 

§.942. Gelangt der Vormund zu einem Amte, oder In ein 
Verhältniss, welche» für ihn , wenn er eine neue Vormundschaft 
übernehmen sollte, die besondere Erlaubnis» einer Vorgesetzten 
Behörde noth wendig machen würde: so muss er diese V erände- 
rung seiner Umstände dem vormundschaftlichen Geiichte anzei- 
gen , und zugleich die Erlaubnis zur Beibehaltung der Vormund- 
schaft bei der Behörde nachtuchen. ( §. 1 58 - 1 63. ) 

§-943i Wird letztere verweigert, oder kann sie das vor- 
mundschaftliche Gericht in dem Falle des §. 15S. 159« nicht an- 
nehraen ; so muss der Vormund entlassen werden. 

§. 944. Geräth ein schon bestellter Vormund in Umstände, 5 ) .wii »intre- 
wo er der Vormundschaft fernerhin gehörig vorzustehen sich J** 1 ** 

nicht getrauet: so ist er befugt und schuldig, dieselben dem vor- 
mundschaftlichen Gerichte zur nähern Beurtheilung anzuzeigen. 

§. 945. Auch ohne dergleichen Anzeige muss das Gericht 
einen Vormund , welcher in Umstände kommt , wo er seinem 
Amte nicht mehr gehörig vorstchen kann, desselben , sobald der- 
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gleichen Umstände zu seiner Wissenschaft gelangen , entlassen, 
und für die Bestellung eines andern Vormundes sorgen. 

' §«946. Muss der Vormund wegen Wahn - oder Blödsinns, 

oder aus andern Ursachen, selbst unter Vormundschaft gesetzt 
werden: so findet alles Statt, was §. 900. sqq. von der Aufhe- 
bung der Vormundschaft durch den natürlichen Tod des Vormun- 
des verordnet ist. 

fl) durch Wie- §. 947. Die zur Vormünderin bestellte Mutter des Pflegebe- 

der Tür vIrmÜD*^°^* nen “> uss > wenn sie zu einer andern Khe schreitet, dem vor- 

derinbotclltge mundschaftlichen Gerichte, noch vor Vollziehung der Heirath, 
Hrwcncn Hutter. .... 

davon Anzeige machen. 

§•948. Unterlässt sie dieses: so muss Untersuchung wieder 
sie verfugt, und sie nach Befund der Umstände, der Vormund- 
schaft als verdächtig entsetzt, oder doch entlassen werden. 

§• 949* Wenn die Mutter, vor regulirter Sache, ohne Ge- 
nehmigung des vormundschaftlichen Gerichts sich wieder verhei- 
rathethat: so muss ihr Mann für das, was sie aus der Vormund- 
schaft zu vertreten hat, als Selbstschuldner haften, und die Pfle- 
gebelohlneu haben, zu ihrer Sicherheit, in seinem Vermögen eben 
die Rechte , wie in dem Vermögen eines Vormundes. 

Pflichten eines §.950. In allen Fällen, wo ein Vormund seines Amtes von 
nnmdee" Vi.'jutdem vormundschaftlichen Gerichte entlassen werden soll, so ist 
«rfoist.M Betel. er befugt und schuldig, dasselbe noch so lange fortzusetzen, bis 
deru. dem Pflegebefoblnen ein neuer Vormund wirklich bestellt worden. 

§■951. Alsdann muss ihm, nach gehörig gelegter und ab- 
genommener Schlussrechnung, auch erfolgter Ausantwortung des 
' in seinen Händen befindlichen Vermögens , von dem neuen Vor- 
munde Quittung geleistet werden. 

§. 952. Wenn einem Pflegebefoblnen mehrere Vormünder 
bestellt sind , und einer derselben abgebt; so hängt es lediglich 
• von dem Ermessen des vormundschaftlichen Gerichts ab: ob seine 
Stelle wieder ersetzt, oder die Vormundschaft von dem oder den 
übrigen allein verwaltet werden solle. 

Neunter Abschnitt. 

Von den Rechten und Pflichten der Curatoren. 

V«m Cunierea §. 953. ('uratoren , welche den Pflegebefoblnen nur zu ge- 
uhrrh.upt, Geschäften und Angelegenheiten bestellt werden , haben, 

in Ansehung dieser Geschäfte , die Rechte und Pflichten eine« 
Vormundes. 

§. 954. Ausser dem, was wegen der Militärpersonen §. 77. 
sqq. verordnet ist, kommt die Bestellung des Curators eben dem 
Gerichte zu, welchem die Bevormundung, wenn der Fall dazu 
vorhanden wäre, gebühren würde. 
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§• 955. Doch kann auswärtigen Pflegebefohlnen , welche in 
hiesigen Landen einen Prozess oder ein einzelnes Geschäft haben, 
ein Curator dazu von dem hiesigen Richter, bei welchem der Pro- 
zess oder das Geschäft zu betreiben ist, bestellt werden. 

§• 95 6. Bei Curatoren findet alles Statt, was vorstehend von 
Vormündern verordnet ist; in sofern nicht besondere Vorschrif- 
ten, oder die Natur ihres nur ein einzelnes Geschäft betreffenden 
Amts, Ausnahmen begründen. 

§. 957* Bas Geschält oder die Angelegenheit , zu welchen 
sie verordnet sind , muss in der ihnen erlheilten Bestallung deut- 
lich ausgedrückt werden. 

§*958. Ist mit ihrem Aufträge eine Vermögens- Administra- 
tion verknüpft : so sind sie , gleich den Vormündern , zur Einrei- 
chung eines Inventar», zur Cautionsbestellung und zur Rech- 
nungslegung verbunden. 

§. 959- So lange dergleichen Administration dauert , haben 
die Pflegebefohlnen in dem Vermögen ihrer Curatoren eben die 
Vorrechte, wie in dem Vermögen der Vormünder. 

§■960. Das Amt eines solchen Curators hört auf , sobald das 
Geschäft, zu welchem er bestellt ist, beendigt und in Richtigkeit 
gesetzt worden. 

§. 961. Sobald das vormundschaftliche Gericht, oder der 
inzwischen zu der Fähigkeit, sich selbst vorzustehen, gelangte 
Pflegebcfohlne, das Geschäft für berichtigt ausdrücklich oder 
stillschweigend angenommen haben, erreicht auch das dem Pfle- 
gebefohloen in dem Vermögen des Curators zukommende Vor- 
recht sein Ende. 

§. 962. Der Curator einer noch ungebornen Leibesfrucht hat ,Vo ' Br,, £* < * t ** 
daraufzu sehen, dass die Wittwe aus dem Nachlasse gehörig ver- born.nUib«*.*" 
pflegt, der Nachlass selbst aber sicher aufbewabrt, und weder huckt, 
verbracht, noch verdunkelt werde. 

§• 963* Die Verwaltung des Nachlasses liegt ihm nur alsdann 
ob, wenn er zugleich zum Verlasscnscbaftscurator bestellt wor- 
den. (Th. 1. Tit. 9. §. 371. stpj. ) 

§. 964. Diese Curatel endigt sich mit Ablauf des Zeitraums, 
binnen welchem nach den Gesetzen entschieden seyn muss : ob ein 
rechtmässiges Kind des Verstorbenen vorhanden sei. 

§. 965. Wird binnen dieser Frist die Wittwe von einem le- 
bendigen Kinde entbunden : so muss der der Leibesfrucht bestellt 
gewesene Curator für dessen ordentliche Bevormundung sorgen. 

§. 9 66. Auch der aus unehelicher Schwängerung erzeugten 
Leibesfrucht muss ein Curator bestellt werden. 

§.9 67* Diesem liegt es ob, die Rechte der Leibesfrucht we- 
gen Ernährung der Mutter, und Ausmittelung der Entbindungs- 
und Verpflegungskosten für dieselbe aus dem Vermögen de* 
Schwängerers , wahrzunehmen. 
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§• 96S. Kommt aut dom unehelichen Beischlafe eia Kind aur 
Welt : to must der Curator demselben auf gesetzmässigen Wegen 
die Rechte einet Eheliche», und wo dieses nicht Statt findet, den 
Aussatz der Erziehung!- und Verpflegungskosten aut dem Ver- 
mögen des Schwängerers, zu verschaffen bemüht teyn. (Th. 2. 
Tit. 1. Absehn. H. Tit. 2. Anschn. y. ) , 

§■ 969. Kommt ein solche* Kind nicht unter die Gewalt sei- 
nes natürlichen Vaters: so mu»g der Curator für das Beste dessel- 
. ben, bis zu erreichter Volljährigkeit, als Vormund sorgen. 

II. V«n Curato. §-970. Ein Curator , welrber solchen Pflegebefohlnen , die 
”r"Au«!i'nii> ,,,loc ^ unter väterlicher Gewalt stehen, bloss zur Auseinanderset- 
d^ro.tniai mit zung mit dem Vater bestellt worden, ist dafür zu sorgen schuldig, 
’ dass das Vermögen des Pflegebefohlnen vollständig ausgemittelt, 
und gegen Verdunkelungen bewahrt werde. 

§• 971. I)cr Verwaltung sich zu unterziehen, ist er weder 
befugt, noch schuldig; sondern diese verbleibt, unter den ge- 
setzlichen Einschränkungen, dem Vater. 

§. 972 . In allen Fällen , wo der Vater zur Sicherstellung ei- 
nes solchen Vermögens nach den Gesetzen verbunden ist, muss 
der Curator, bei der Auseinandersetzung , auch für die Berichti- 
gung der Sicherheit sorgen. (Th. 2. Tit. 2. §. 179- s<lfl.) 

§. 973. Ereignet sich der Fall, dass der Vater das eigen- 
tümliche Vermögen der Kinder sicher zu stellen verbunden wäre, 
erst nach beendigter Auseinandersetzung ; so ist der Curator zwar 
schuldig, auf diese Sicherstellung bei dem vormundschaftlichen 
Gerichte anzutragen ; 

§•974. Auch liegt ihm ob, für das Beste der Pflegcbefohl- 
nen zu sorgen, wenn die einmal bestellte Sicherheit schlechter 
wird, oder eine Veränderung damit vorgenommen werden soll, 
'* oder wenn der Vater, bei seiner Administration , die in den Ge- 
setzen bestimmten Schranken überschreitet; 

§• 975. Hat er jedoch eines oder das andere unterlassen : so 
darf er den dem Pflegebefohlnen entstandenen Nachteil nur als- 
dann vertreten, wenn er den Vorfall, der seine Obsorge erfor- 
dert hätte, wirklich gewusst hat; oder wenn ihm derselbe ohne 
grobe Fahrlässigkeit nicht hätte unbekannt bleiben können, 
b.sund.rs, wtn» §>976. Ist der Curator zugleich zur Verwaltung des eigen- 
cirsut H *« >> r n tiiiulichen Vermögens solcher Pflcgcbefoblnen bestellt : so findet 
msg.iwadiatni- dabei alles Anwendung, was von der vormundschaftlichen Ad- 
den int. uumstration überhaupt im Siebenten Abschnitte verordnet ist. 

§• 977. Ist der Vater nicht wegen seines schlechten morali- 
schen Verhaltens, sondern nur aus andern Gründen, von der 
Verwaltung ausgeschlossen: so steht er mit dem Curator in eben 
% den Verhältnissen, wie ein Ehren- mit dem verwaltenden Vor- 
munde. 
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§• 978« InjonÄwheit muss , wenn von der Veräußerung 
oder dem Ankäufe unbeweglicher Grundstück« die Rede ist, der 
Vater mit seinem Gutachten vernommen werden. 

§• 979- I»* dem Vater die Verwaltung genommen, der Nicss- 
brauch aber gelassen worden : so muss der Curator , wenn nicht 
der Erblasser oder Wofclthäter der Kinder ein Anderes ausdrück- 
lich verordnet hat, über die in der Art der Verwaltung zu treffen- 
den Hauptveränderungen mH ihm Rücksprache nehmen. 

§. 980. Insonderheit muss dieses geschehen , wenn unbe- 
wegliche Güter verpachtet, oder aus der Pacht in Administration 
gesetzt, neue Baue oder Hauptreparaturen vorgenommen, Me- 
liorationen gemacht, CapHalien eingezogen, oder von neuem be- 
legt werden sollen. 

. §-981. Doch kommt dem Vater gegen alle dergleichen Ver- 

anstaltungen ein Recht zum Widerspruche nur in sofern zu, als 
dergleichen Rocht einem jeden Nutzungsberechtigten, gegen Ver- 
anstaltungen, wodurch sein Niessbrauch geschmälert wird , ge- 
bühret. 

§•982. Dergleichen verwaltende Curatel wird eben so , wie 
eine wirkliche Vormundschatt geendigt. 

§. 983- Müssen jedoch die Kinder wegen Abgang des Vater», 
oder sonst, überhaupt unter Vormundschaft genommen werden : 

■o bängt es von dem Ermessen des Gerichts ab, den bisherigen 
Curator zum wirklichen Vormunde zu bestellen ; oder ihm die be- ' 
sondere Administration ferner zu lassen ; oder ihn von der Cura- 
tel zu entbinden, und seine bisherige Administration dem Vor- 
munde der Pflegebefohlnen mit aufzutragen 

§■'984. Wenn solchen Kindern, die noch unter väterlicher)!!. Von d-m V a . 
Gewalt, und ihren eigenen Angelegenheiten vorzustehen nicht *"’ 
fähig sind, eigenthümliches freies Vermögen zulallt: so ist der 6 '‘“ rtK ‘ u tT ' 
Vater schuldig, davon spätestens in Zwei Monaten, nachdem ihm 
der Anfall bekannt geworden, dem vormundschaftlichen Gerichte 
Apzeige zu machen. 

§•985. Unterlässt er die Anzeige: so verliest er sein Recht 
*ur Verwaltung des Anfalls; und hat ausserdem Fünf bis Hundert 
Thaler fiskalische Strafe verwirkt. , . 

§. 986. In der Zwischenzeit, bis den Kindern über den An- 
fall ein besonderer Curator bestellt werden kann, haftet der Va- 
ter auch für das geringste Versehen, 

§• 92,7. Den Verwandten, welche nach Vorschrift §. 97-100. 
für die Bevormundung der Kinder zu sorgen schuldig sein wür- 
den, liegt bei gleicher Vertretung ob: von einem solchen Vermö- 
gensanfalte (§.984.), welchen der Vater verschwiegen hat, sobald 
derselbe zu ihrer Wissenschaft gelangt, dem vormundschaftlichen 
Gerichte Anzeige zu machen. 

§• 988. Jedes Gericht, von welchem ein Testament oder an- 
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der« letzt willige Disposition, wonach den Kindern dergleichen 
Anfall zukommt, publicirt wird, ist selbigen den vormundschaft- 
lichen Gericht bekannt zu machen verbunden. 

§> 989* Hat der Vater den Anfall dem Gerichte gehltrig an- 
gezeigt, io gebühren ihm, wegen denen Verwaltung, die Rechte 
eines Curaton, auch ohne besondere Verpflichtung. 

§. 99 0. Kr muss aber aurb, wegen Vorlegung eines gericht- 
lichen oder Privatinventarii, bei der Administration selbst, und 
wegen der Rechnungslegung, alles beobachten, was nach dem 
Siebenten Abschnitte einem andern Vormunde obliegt. 

§■ 991. Doch ist er mit der eidlichen Bestärkung eines von 
ihm vorgelegten Privatinventarii der Hegel nach, und wenn nicht 
besondere Gründe eines Verdachts wider ihn vorhanden sind, za 
verschonen. 

§. 992. Will er das Vermögen selbst in Händen behalten : so 
muss er dafür, ohne Unterschied der Fälle, gehörige Sicherheit 
bestellen. 

§• 993. Erklärt er sich aber zu dessen Herausgabe, und ist 
selbiges anderwärts untergebracht: so bleibt er von besonderer 
Cautionsbestellung wegen der Einkünfte, gleich einem testamen- 
tflrjicbcn Vormunde, der Regel nach frei. 

§• 99 4. Nach dem Absterben des Vaters stehen die Kinder, 
wegen ihres von demselben verwalteten 'freien und nicht freien 
Vermögens, gegen ihre Miterben in eben dem Verhältnisse, wie an- 
dere Pflegebefohloe gegen die Erben ihres verstorbenen Vor- 
mundes. t ' i . . 

§• 995* GegenKremde müssen sie aber die Handlungen des Va- 
ters, in Ansehung ihres cigentbümlichen Vermögens, so weit ver- 
treten, als sie des Vaters Erben sind, und ihnen die Rechtswohl- 
tbat des Inventarii nicht zu statten kommt. 

IV- Ven Leims- §.99 6. Wenn zu dem Vermögen des Pflegebefohlnen ein 

•uretwea. gehört ; so muss demselben ein Lehnscurator bestellt wer- 

den. 

!' §. 997. Von dieser Curatel ist der nächste Agnat, oder Mit- 

belehnte, wenn er selbige übernehmen will, und dazu fähig ist, 
niemals auszuschliessen. 

§• 998- Dieser Curator hat jedoch nur dasjenige zu besor- 
gen, was zur Ausübung der Lehnrechte und Lehnspflichten des 
Pflegebefohlnen bei dem Lehnshofe, und zur Erhaltung der Sub- 
stanz des Lehns gehört. 

§• 999 * Auch die Ausübung des Patronats, und anderer mit 
dem Lehne verbundener Ehrenrechte, gehört zu dem Amte <les 
Lehnscurators. 

§. 1000. Die gewöhnliche Verwaltung des Lehns und der 
davon fallenden Einkünfte gebührt dem ordentlichen Vormunde. 
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§. 1001* Angelegenheiten, welche weder die Administration 
allein, noch die Substanz allein betreffen, sondern auf beides zu- 
gleich Einfluss haben, müssen von dem Vormunde und demLehos- 
ciirator gemeinschaftlich besorgt und betrieben werden. 

§.1002. Wenn also das Lehn verpfändet ; wenn Holzungen 
in Aecker, Teiche in Wiesen, oder umgekehrt, verwandelt; oder 
sonst die Gestalt oder Hauptbestimmung einzelner Stücke oder Zu- 
behSrungcn des Lehna verändert; oder Verbesserungen in der 
Substanz, unter dem Vorbehalte eines künftigen Ersatzes der Ko- 
sten, vorgenommen werden sollen : so ist die Mitwirkung des Vor- 
mundes und des Lehnscurators erforderlich. 

§. 1003. Ein für unbekannte oder entfernte Interessenten V. Ven Cunl». 
bestellten Curator muss hauptsächlich daiür sorgen, dass jene aus- Idrr'unt^kan'i». 
geforscht, diesen aber die erforderlichen Nachrichten zugebracht tcr l»tor««»B- 
werden. 

* §. 1004- Ausserdem muss er dafür sorgen, dass die Sache 

erhalten, oder das Geschäft gehörig betrieben werde. 

§. 1005. Die Pflichten eines Beistandes bestimmen sich le- yi. v.n Bit- 
diglich nach dem Zwecke, zu welchem derselbe dem, der sich »«udsn. 
seiner bedienen soll, zugeordnet wird. 

§■ 1006. Ein Beistand haftet, wenn er sich diesem Zwecke 
nicht gemäss verhält, in der Regel nur fqr den Vorsatz, und für 
ein grobes Versehen. .. > , 

§. 1007. Wozu rechtsverständige Assistenten, in Prozess- 
nnd andern gerichtlichen Angelegenheiten, ihren Parteien ver- 
pflichtet, und wie weit sie denselben, bei Vernachlässigung dieser 
Pflichten, verhaftet sind, ist io der Prozessordnung bestimmt. 


Nennzehnter Titel. 

Ton Armenanstalten und andern milden 
Stiftungen. 

TI § ' im 1 ■ - • 

1 'em Staate kommt es zu, Tür die Ernährung und Verpflegung Gnu><U!lx». 
derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren Unterhalt nicht selbst 
verschaffen, und denselben auch von andern Privatpersonen, 
welche nach besondern Gesetzen dazu verpflichtet sind, nicht er- 
halten können. • ■ / 

§. 2. Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Gelegenheit, 
ihren und der Ihrigen Unterhalt selbst zu verdieuen, ermangelt, 
aollen Arbeiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäss sind, 
angewiesen werden. 

§. 3k Diejenigen die nur aus Trägheit, Liebe zum Müssig- 
gange, oder andern unordentlichen Neigungen die Mittel, sich 


s 
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ihren Unterhalt «elbft zu verdienen, nirht anwenden wollen, sol- 
len durch Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter ge- 
höriger Aufsicht angehalten werden. 

§. h. Fremde Bettler sollen in das Land nicht gelassen, oder 
darin geduldet, und wenn sie sich gleichwohl einschleichen, so- 
fort über die Gränze zurückgeschafft werden. 

§. 5- Auch einheimischen Armen soll das Betteln nicht ge- 
stattet, sondern dieselben an den Ort, wohin sie gehören, und wo 
für sie nach den Vorschriften des gegenwärtigen Titels gesorgt 
werden muss, zurückgesohafft werden. 

'■ tj. 6. Der Staat ist berechtigt und verpflichtet, Anstalten zu 
treffen, wodurch derNahrkrsigkeit seiner Bürger vorgebeugt, und 
der übertriebenen Verschwendung gesteuert werde. 

§. 7. Veranlassungen, wodurch ein schädlicher Müsslggang, 
besonders unter den niedere VolhtMassen, genährt, und der Trieb 
zur Arbeitsamkeit geschwächt wird, sollen im Staate nicht gedul- 
det werden. ’ 

§. 8. Stiftungen, welche auf die Beförderung and Begün- 
stigung solcher schädlichen Neigungen abzielen, ist der Staat auf- 
zu heben, und die Einkünfte derselben zum Besten der Armen za 
verwenden berechtigt. > 

Wem die Vrr. §■ 9- Privilegirte Corporationen, welche einen besondere 

Arau!a«*Uc(c Armenfonds haben, oder dergleichen, ihrer Verfassung gemäss, 
durch Beiträge unter sieh aufbringen, sind ihre- unvermögende 
Mitglieder zu ernähren vorzüglich verbunden. 

♦ §• 10. Auch Stadt- und Dorfgemeinen müssen für die Er- 

nährung ihrer verarmten Mitglieder und Einwohner sorgen. 

§. 11. In Ansehung der ausdrücklich aufgenommenen Mit- 
glieder entsteht die Verbindlichkeit, sobald die Aufnahme wirk- 
lich geschehen ist. 

§. 12. In Ansehung anderer Einwohner hingegen ist nar die- 
jenige Stadt- oder Dorfgemeine zur Ernährung eines Verarmten 
verpflichtet, bei welcher derselbe zu den gemeinen Lasten zuletzt 
beigetragen hat. 

§.13. Nach eben den Grundsätzen (§. 9-12.) müssen auch 
di* Ehefrauen, Witt wen, und unversorgten Kinder des Verarm- 
ten von den Corporationen und Gemeinen ernährt werden. 

§. l4. Die Vorsteher der Corporationen und Gemeinen sind 
schuldig, sich nach den Ursachen des Verfalls ihrer Mitglieder au 
erkundigen, und dieselben der Obrigkeit, zur Abheilung, in Zei- 
ten anzuzeigen. 

§. 15. Aller Armen und Unvermögenden, denen ihr Unter- 
halt auf andere Art nirht verschafFt werden kann, muss dio Poli- 
seiobrigkeit eines jeden Ortes, ohne Unterschied des Ranges und 
sonstigen Gerichtsstandes derselben, sich annekaen. . - 


Digitized by Google 



Von Armenanstalten. 


309 


§. 16. Arme, deren Versorgung, nach obigen Grundsätzen, HlUt] dato, 
einzelnen Privatpersonen, Korporationen oder Kommunen nicht 
obliegt, oder von denselben nicht» bestritten werden kann, sollen 
durch Vermittelung des Staats in öffentlichen Landarmenhäusern 
untergebracbt werden. . 

§.17. Die* gilt besonders von fremden Bettlern, wenn deren 
Zurücks cha ffu ng über die Cranz« (§. 4.) nicht ratlfsans gefunden 
wird, oder der Zweck, das Land von ihnen zu befreien, dadurch 
nicht erreicht werden kann, *!. . 

§. 18. Die Bettler in solchen Landarmenhäusern sollen za 
nützlichen Arbeiten, so weit es ihre Gesundheit und Kräfte gestat- 
ten, an gehalten werden. 

§. 19. Sie bleiben in der Anstalt so lange, las man versichert 
sein kann, dass sie sowohl den Willen als die Gelegenheit haben, 
ihren Unterhalt auf eine aodere erlaubte Weise, ohne fernere 
Belästigung des Publikums, sieb au verschaffen. 

§. 20. Die .Strassenbettclei soll nicht geduldet werden. 

§.21. Vielmehr liegt ee den Polizeibehörden jedes Orte ob, 
diesem Uebel mit Nachdruck zu steuern. 

§. 22 . Sobald die §» 16. gedachten Anstalten getroffen sind, 
darf Nieatand mehr einem Strasteobettler Almosen gehen» 

§. 23. Vielmehr müssen di« Strasaenbettler auf gegriffen, und 
an diejenigen, denen nach den Grundsätzen §. 7—16. deren Ver- 
sorgung obliegt, ab geliefert werdtn. 

§. 24. Diw Ablieferung geschieht' auf Kosten desjenigen^ 
welcher für den Bettler sorgen mutt. ■ 

§. 25. Die Mittel zur Unterhaltung der Armen sollen, so viel 
als möglich, aus den Zinsen der dazu bereits vorhandenen Kapi- 
talien und Stiftungen genommen werden. 

§. 26 . Auch hat es bei den zu solchem Ende theils schon un- 
geordneten, tbeilt nach Bewandniss der Umstände, unter Erlaub- 
nis« des Staats, besonders au veranstaltenden Kirchen- nnd Haus- 
collecten sein Bewenden. 

§. 27* K** der Unzulänglichkeit dieser Beiträge sind die Kom- 
munen, unter Genehmigung des Staats, den Luxus, dieOstentatioa, 
und die öffentlichen Belustigungen ihrer wohlhabenden Einwoh- 
ner mit gemässigten Taxen zu belegen berechtigt. 

§. 28. Alle Strafgelder, welchen nicht in den ergangenen 
Strafgesetzen selbst besondere Bestimmungen angewiesen sind, 

•ollen zur Verpflegung der Armen angewendet werden. . 

§. 29. Zur Unterhaltung der öffentlichen Landarmenböoser 
iat vorzüglich der Ertrag der Arbeiten der darin aufgenommenen 
Personen bestimmt. 

§. 10. Bei dessen Unzulänglichkeit kann der Staat von allen 
denjenigen, welche von der Abstellung der Strassenbattelei Vor- 
theil zieheo, verhältnissmässige Beiträge fordern. 
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§.31. Die nähernBestimmungen, sowohl hierüber all wegen der 
Einrichtung eolcher Landarmenbäuser Überhaupt, bleiben den be- 
aondern, für jede Provinz abzufataenden Reglement* Vorbehalten. 
V*n nrtadl- §. 32. Armenhäuser, Hoapitäler, Waisen- und Findel- Werk- 
un< ^ Arbeitshäuser ateben unter dem besondernSrbutze de» Staat*. 

§. 33* Werden dergleichen Anstalten von neuem errichtet: 
•o muss da* Vorbaben dem Staate zur Prüfung der Grundsätze 
ihrer Vertagung angezeigt werden. 

§.34. Doch sollen diejenigen Behörden, denen diese Prü- 
fung nach den verschiedenen Verfassungen in den Provinzen ob- 
liegt, nur in Fällen, wo die Ausführung der Verordnungen de* Stif- 
ters unmöglich oder gar schädlich stin würde, dieselben zu ver- 
werfen berechtigt sein. 

§.35. Ausserdem kann jeder Stifter die innere Einrichtung 
solcher Anstalten, die Aufsicht über dieselben, di* Bestellung der 
Verwalter, die Revision und Abnahme der Rechnungen, nach Gut- 
befinden anordnen. 

§. 36. So weit der Stifter nichts verordnet hat, gebühren alle 
diese Befugnisse dem Staate. 

§. 37* Auch solche Anstalten, denen in der Stiftungsurkunde, 
oder sonst, eigne Aufseher vorgesetzt sind, bleiben dennoch der 
Oberaufsicht des Staats unterworfen. 

i §.38. Diese Oberaufsicht schränkt sich aber nur darauf ein, 
dass nach den vom Staate ausdrücklich oder stillschweigend ge- 
nehmigten Verordnungen des Stifters verfahren werde, und nicht* 
einschleiche, was dem allgemeinen Endzwecke solcher Stiftungen 
zuwider sei. 

§• 39. Der Staat ist also berechtigt, Visitationen Lei derglei- 
chen Anstalten zu veranlassen, und die Vorgefundenen Missbrauch* 
und Mängel, obigeo Grundsätzen (§. 3S.) gemäss, zu verbessern. 

§. 4ü. Ueberhaupt muss der Staat darauf sehen, dass die 
Einkünfte der Armen- und anderer Versorgungsanstalten, zweck- 
und vorschriftsmässig verwendet werden. 

§. 4l. Wird wegen veränderter Umstände die in derStiftungs- 
urkunde vorgeschriebene Verwendungsart unmöglich, oder gar 
schädlich: so muss der Staat diaGüterund Einkünfte einer solchen 
Anstalt zu einem andern, der wahrscheinlichen Absicht des Stifter* 
t so viel als möglich gemässen, Gebrauche widmen, 

Atuwcr« ! §. 42. Die vom Staate ausdrücklich oder stillschweigend ge» 

nehmigten Armen - und andere Versorgungsanstalten haben di* 
Rechte moralischer Personen. 

§. 43. Ihr Vermögen hat die Rechte der Kircbengüter. (Tit. 
11. Abscbn. 4.) 

§. 44. Dagegen sind sie hei den Geschenken und Vermächt- 
nissen solchen Einschränkungen , wie die geistlichen Anstalten, 
nicht unterworfen. • » . * t v « 


bah Di«« de* 
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§. 45 . Durch d«rglcicb«a Vermächtnisse kann jedoch denjeni- 
gen , welchen ein Pflichttheil gebühret , derselbe nicht entzogea 
oder geschmälert werden. 

§. 46 . Würden durch ein eolthee Vermächtnis» Personen, 
welchen der Erblasser Alimente zu geben nach den Gesetzen ver- 
pflichtet ist, wegen Unzulänglichkeit des übrigen Nachlasses daran 
Abbruch erleiden: so sollen die Einkünfte des Vermächtnisses, so 
weit dieselben dazu hinreichend und eriorderlich sind, zur Ergän- 
zung des solchen Personen zukommendeo Unterhalts verwendet 
werden. 

§. 47 * Sobald aber die Befugniss derselben, Alimente von 
dem Erblasser zu fordern, aus irgend einem rechtlichen Grunde 
•ich erledigt, sobald tritt auch die Armenanstalt in den vollen Ge- 
nuss der ihr bestimmten Zuwendung. 

§. 48 . Was vorstehend §. 45 . 46 , 47 « von Vermächtnissen 

vorgeschrieben ist, gilt auch von Schenkungen unter Lebendigen, 
oder von Todeswegen, in sofern überhaupt, wegen verkürzten 
Pflichttbeils oder geschmälerter Alimente , Schenkungen wider- 
rufen werden können. (Th. l.Tit. 11. §. 1113. bis 1122.) 

§. 4 9. Unvermögenden Verwandten derjenigen, welche milde 
Stiftungen errichtet haben, kommt auf den Genuss derselben ein 
vorzügliches Recht zu. 

§. 50. Auf den eigenthümlichen freien Nachlass solcher Per- 
sonen, die in eine öffentliche Anstalt zur unentgeltichen Verpfle- 
gung aufgenommen worden, und in dieser Verpflegung gestorben 
sind, hat die Anstalt ein gesetzliches Erbrecht. 

§.51. Dies Erbrecht erstreckt sich auf den ganzen Nachlass, 
wenn die auigenoinmcne Person nur Verwandten in aufsteigender 
oder in der Seitenlinie, oder einen Ehemann verlässt. 

§. 52. Hat sie aber eheliche Nachkommen oder eine Ehefrau: 
so verbleibt denselben ihr Pflichttheil. 

§. 53. Auch geht die Ehefrau in Ansehung desjenigen, was 
sie nach ihren Ehepakten zu fordern hat, der Armenanstalt vor. 

§. 54 . Auch die §. 52. benannten Personen verlieren den 
Pflicht -oder vertragsmässigen Erbtheil zum Besten der Anstalt, 
wenn sie, bei hinlänglichem Vermögen, ihren hülflosen Aeltern, 
oder dem Ehemanne, die gesuchte Unterstützung versagt haben. 

§. 55. Hat die aufgenommene Person die Anstalt vor ihrem 
Tode freiwillig wieder verlassen : so kann diese die auf sie verwen- 
deten Kosten, aus ihrem Vermögen oder Nachlasse, als eine Schuld 
surückfordern. 

§. 56 . Wenn aber Kinder, die in einem Waisenhause erzogen 
worden, nachdem sie aus demselben herausgekommen sind, und 
entweder auf ein Handwerk getban, oder ihnen andere Gelegen- 
heit zu ihrem weiteren Fortkommen angewiesen worden, vor zu. 
rückgelegtem Vier und zwanzigsten Jahre verstorben sind : so ver- 


Sure««ftion»> 
recht In den 
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bleibt dem VTaiicnkme, de« erfolgte» Austritt« ungeachtet, «ein 
Erbrecht. 

§. 57. Doch erstreckt sich in diesem Kalle das Erbrecht nur 
auf dasjenige Vermögen, welches ein solche« Kind mit in das Wai- 
senhaus gebracht hat, oder welcher ihm, während seiner Verpfle- 
gung durch dasselbe, noch cor «einem Austritte zogefallsn ist. 

§. 58. Hat eine im Waisenbause erzogene Frauensperson sich 
verheiratbet: so fällt, wenn auch dieselbe cor erlangter Volljährig- 
keit «erstorben wäre, das Erbrecht de» Waisenhauses ganz bin weg. 

§. 59- 1" keinem Falle darf die Armencasse, wenn ihr nueb 
»ach obigen Vorschriften ( §. 50. s<n-) ein wirkliches Erbrecht 
znkommt, sich den Nachlass eigenmächtig anmaassen; sondern sie 
muss vielmehr bei eintretendeai Falle, dies ihr Erbrecht dem Rich- 
ter gehörig anzeigen, und von diesem den Zuschlag der Verlassen- 
•cbalt erwarten. 

§. 60. Das einer Anstalt nach diesen Vorschriften zustehende 
Erbrecht muss Jedem, welcher darin aufgenommen werden soll, 
bekannt gemacht; und dass diese» geschehen, in einem von ihm , 
mit zu unterzeichnenden Protokolle bemerkt werden. 

§. 6t. Ist der Auf zunehmende seines Verstandes nicht mäch- 
tig ; oder in der Befugnis» über »ein Vermögen zu verfügen einge- 
schränkt: so muss die Bekanntmachung den Aeltern, oder wenn er 
keine Aeltern mehr hat, den nächsten Verwandten, und den Vor- 
mündern geschehen; auch im letzten Falle dieobervormundsebaft- 
liehe Genehmigung beigebracht werden. 

§.62. Erklärt auf diese Bekanntmachung Jemand unter den 
Verwandten, dass er für die Verpflegung des Aufzunehmenden 
•elbst sorgen wolle : so muss ihm dieses gestattet werden ; und er 
erhält sich dadurch das ihm zukommende gesetzliche Erbrecht. 

§. 63. DochmusseralsdanndemHiilfsbedUrftigenwenigstens 
eine gleich gute Verpflegung, als derselbe in der öffentlichen An- 
stalt gefunden hätte, gewähren. 

§. 64. Ist der Aufeunehmende seinen Willen zu erklären fä- 
hig; und er zieht die Versorgung in der Anstalt derjenigen, welche 
ihm von seinen Verwandten angeboten wird, vor : so hat es dabei 
lediglich sein Bewenden. 

§-. 65. Ist die Bekanntmachung nicht gehörig erfolgt: so kann 
die Anstalt bloss die Vergütung der für den Aufgenommenen ver- 
wendeten' Kosten, als eine Schuld; aus dessen Nachlasse fordern. 

§. 66- Die Anstalt kann jedoch nur die für den Aufgenomme- 
nen zu Kleidung, Medicin, und sonst gemachten baaren Auslagen, 
und für den genossenen Unterhalt ein Kostgeld , welches allen- 
falls nach pflichtmässigem Ermessen der Sachverständigen richter- 
lich zu bestimmendst, fordern. 

§. 67. Wenn Jemand nicht in die Anstsdt selbst zur Verpfle- 
gung aufgenommen, «andern ihm nur Beitrage daraus zu seinem 

Unter- 
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Unterhalt« bi* zu Mine« Ableben gereicht worden: *o kann nur 
der Ersatz dieser Beiträge aus seinem Nachlass«, so weit deraalbe 
dazu hinraicbt, gefordert, werden. ' • ■ , 

§, Bat . Jemand aus meh rem Anstalten nach. §„ 67- Vn- 

terslutzung genossen; und ist seit) Nachlass zu ihr«r aller Befrie- 
digung nicht hinreichend: so theilen sich die mehrern Anstalten in 
das Vorhandene, nach Verhältnis« ihrer Forderungen. 

§. 69 . Wat sich Jemand in die Anstalt «ingekaufl : ao gebührt 
dieser auf seinen Nachlass kein weiterer Anspruch. 

§. 70. Die blosse Erlegung eines Eintrittsgeldes, welches mit 
der zu verwendenden Verpflegung in keinem Verhältnis steht, 
scbliesst da» Erbrecht der Anstalt nicht au». 

§. 71. Hat der Aufgen om mene »ich mit der Anstalt, wegen 
des derselben auf seinen Nachlass zultommcnden Erbrechts, auf 
•ine gewisse Summe verglichen : so hat e» dabei lediglich sein Be- 
wenden ; selbst in de« Kalle, wenn das Vermöge* des Angenom- 
mene* erst in des Folge einen Zuwachs erhält. 

§. 72. Werk- und Arbeitshäuser, in welchen die Aufgenom- 
menen nur in so fern ihren Unterhalt geniessen, als sie sich den- 
selben durch ihre Arbeit verdienen, haben auf den Nachlass der- 
selben kein Erbrecht. , < ,, 

§.73. Hingegen wird durch Arbeiten, wozu, «i* Auf^eno.m- 
■ener überhaupt in jeder. Aroienanstalt nach §. 87.-88, schuldig 
ist, oder wofür er besendare Vergütung erhalten hat, das Erbrecht, 
der Anstalt nicht ausgeschlossen. , (l 

1 < §.74. Anstalten , die bloss zun Heilung d«r Kranken be- 
stimmt sind, haben, wenn gleich der Aufgen« mm ene daselbst ver- 
storben ist, dennoch auf seinen Nachlass kein Erbrecht; sondern 
können bloss den Ersatz der auf ihn, verwendeten Kosten nach 
66. fordern. .... 

§. 75. 1* Fällen, wo den Ar man- und. andern. Versorgungs- 
anstalten auf einen Nachlass ein gesetzliches Erbrecht brigelfgj, 
ist , kann ihnen dasselbe , durch Verfügung auf den Todesfall, 
weder entzogen noch geschmälert werden. , ,, 

§. 76. Di* innere Einrichtung und Verfassung einer jeden Inn«» V«. 
öffentlichen Armen- oder andern Versorgungsanstalt ist, durch 
die für selbige von dem Staate vorgesebriebene oder genehmigte 
Ordnung und Instruction, bestimmt. 

§. 77* Kirchen und Capellen, welche für dergleichen 
Anstalten besonders errichtet sind, stehen gleich andern, unter 
das Aufsicht, der geistlichen Obern der Diüces oder des Distrikts. 

§.78. Auf die in der Anstalt lebenden Personen und Offici- 
anten gebühren dergleichen Kirchen und Capellen wirkliche 
Parochsalrechtn. f 

§. 79. Auf diejenigen aber, welche ausserhalb der Anstalt 
leben, können sie sich solche Hechte nicht aomassen. 

Allg.m. Land:. IV. Band. 14 
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V«*i*b« und §. gO. Di« Vorsteher und Verwalter solcher Anstalten sind 
Vtnralur. als Diener des Staats anzusehen. 


§.81. Bei Verwaltung der der Anstalt zugcbörenden Gelder 
uhd Gefalle finden eben die Vorschriften, und gleiche Vertretung, 
wie bei Königlichen Cassen, Statt. 

§. 82. Doch kommt der Anstalt in dem Vermögen ihrer Ver- 
walter nicht das Vorrecht der Zweiten Clasge, wie bei Königlichen 
Cassen, sondern nur das der Fünften ('lasse zu. 

§. 83. Uebrigens müssen dergleichen Vorsteher und Ad- 
ministratoren, bei Führung ihres Amtes, hauptsächlich nach der 
Stiftunggurkunde, und ihren besondern Instructionen; demnächst 
aber nach den, den Vormündern ertheilfen gesetzlichen Vorschrif- 
ten sich achten. 


Aufgen«trmene 

PexMuen. 


§. 84. Personen, welche in Armen- und andere öffentlich« 
Verpflegungsanstalten aufgenommen worden, können sich der 
darin eingefUhrlcn Zucht und Ordnung unter keinerlei Vorwand« 


entziehen. - “ 

§. 85. Unruhige und Widerspenstige müssen von den Auf- 
sehern, nötbfgen Falls durrh dienii<he Zwangsmittel, in Ordnung 
gehalten, oder be wandten Umständen nach aus der Anstalt fort- 
geschafl’t werden» 

§, 86. Die Strafen müssen aber die Gränztn einer blossen 
Züchtigung nicht überschreiten ; und die Fortschaffung darf nie 
mals ohne Vorwissen und Genehmigung der Obrigkeit geschehen.« 

§. 87 , Unentgeltlich Aufgenommene sind der Anstalt zu 
häuslichen Diensten so weit es ihre Kräfte und Gesundheitsum- 
stände zulassen, verpflichtet. 

1 §. 88. In gleichem Olaasse können auch andere Arbeiten, die 

bloss zum Verbrauche in der Anstalt bestimmt sind, so weit sie 
Fähigkeiten und Kräfte dazu besitzen, von ihnen gefordert 
werden. 

’ §*.89- Uebrigens werden die den Aufgenommenen , vermöge 
ihres Standes oder sonstigen Verhältnisses , zukommenden Rechte 
m „ml Pflichten durrh die Aufnahme in dergleichen Anstalt nicht 
i verändert. 


Zwanzigster Titel. 

Von den Verbrechen und deren J9 trafen. 

§. l. 

tzin« jede Obrigkeit, und jeder Vorgesetzte im Volke, muss 
Lasier und Verbrechen bei seinen Untergebenen zu verhüten 
ernstlich beflissen sein. 
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§. 2. Aeltern unit Erzieher, Schul - und Volkslehrer sind he* 
sonders verantwortlich, wenn sic die ihnen obliegenden Pflichten, 
in Ansehung der ihrer Aufsicht anverlraueteo Personen, vernach- 
lässigen. 

§, J. Oeffentliche Verachtung der Religion, und Verführung 
der Unschuld sollen gesetzmässig und nachdrücklich geahndet 
werden. (Absrhn. 6. 1 2.) 

§. 4. ittuthwilligc Bettler, Landstreicher , und Müssiggänger 
müssen zur Arbeit ungehalten , und wenn sie dazu unbrauchbar 
sind, auf eine billige Art versorgt, oder als Fremde aus dem Lande 
geschafft werden. 

§. 5- Diebe und andere Verbrecher, welche ihrer verdorbe- 
nen Neigungen wegen dem gemeinen Wesen gefährlich werden 
könnten, sollen, auch nach ausgestandener Strafe, des Verhafte 
nicht eher entlassen werden, als bis sie ausgewiesen haben, wie 
sie sich auf eine ehrliche Art zu ernähren im Stande sind. 

§. 6. Obrigkeiten und Vorgesetzte, welche die Obsicht und 
Vorbeugungsmittel gedachter Art vernachlässigen, machen sich 
der Verbrechen ihrer Untergebenen, nach Verhältnis der Um-, 
stände, mehr oder weniger theilhaflig. 

Erster Abschnitt. 

Fon Verbrechen und Strafen überhaupt. 

§. 7- Wer durch eine freie Handlung Jemanden widerrecht- 
lich Schaden zufügt, der begehet ein Verbrechen, und macht sieb 
dadurch nicht nur dem Beleidigten, sondern auch dem Staate, 
dessen Schutz derselbe geniesst, verantwortlich, 

§. 8. Auch durch freie Unterlassung dessen, was die Gesetze 
von Jemanden fordern, begebet derselbe ein Verbrechen. 

§. y. Handlungen und Unterlassungen, welche nicht in den 
Gesetzen verboten sind, können als eigentliche Verbrechen nicht 
angesehen werden, wenn gleich Einem oder dem Andern daraus 
ein wirklicher Nachtheil entstanden sein sollte. 

§. 10. Eine absichtliche Verletzung der öffentlichen oder 
Privatsirherheit kann durch die Unwissenheit der Gesetze nicht 
entschuldigt werden. 

§.11. Sonst trifft die Strenge der Gesetze nur den, welcher 
das Strafgesetz zu wissen schuldig, und im Stande gewesen ist. 

§. 12. Nicht nur Unterthanen, sondern auch Fremde, welche 
innerhalb der Gränze des Staats sich aufhalten, sind sich um 
die Gesetze desselben zu erkundigen verpflichtet. (Einleitung 

§. 3S-46.) 

§. 13. Dergleichen Fremde, welche innerhalb Landes Ver- 
brechen begehen, werden daher auch nach inländischen Gesetzen 
bestraft. 1 , 

14 * 
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Vcrbrrcbf n. 


Voraat«. 


.§. l4. Fremde aber, wenn eie wegen auswärts begangener 
Verbrechen zur Strafe gezogen werden sollen, müssen nach den 
besetzen des Ortes , wo sie da* Verbrechen begangen haben , be- 
urtheilt werden. > 

§. 1£. Doch kommt es allen denen , welche wegen auswärts 
begangener Verbrechen innerhalb Landes bestraft werden sollen, 
zu statten , wenn die hiesigen Gesetze eine gelindere Strafe auf 
das auswärts begangene Verbrechen bestimmt haben. 

§. 16 . Wer frei zu handeln unvermögend ist, hei dem fiad^t 
kein Verbrechen, also auch keine Strafe statt. 

§. 1 7 • Unmündige und schwachsinnige Personen können 
zwar zur Verhütung fernerer Vergehungen gezüchtiget; niemals 
aber nach der Strenge der Gesetze bestraft werden. 

g. 18. Alles, was das Vermögen eines Menschen, mit Freiheit 
und Ueberlegung zu handeln, mehrt oder Rindert, das mehrt oder 
mindert auch den Grad der Strafbarkeit. 

g. 1 Q. Furcht vor Drohungen, deren Gefahr mit Hülfe des 
Staats oder sonst abgewendet werde« konnte, rechtfertigt d«n 
Verbrecher nicht. 

§. 20. ln wie fern der Bedrohete die Furcht zu überwinden, 
und die Gefahr selbst abzuwenden vermögend gewesen sei ; muss 
nach der Lage derUmstände, besonders aber nach seiner Gemüths- 
und Leibesbeschaffenheit baurlhailt werden. 

§. 2 \. Furcht vor «iuem blosse« Schaden am Vermögen, oder 
v«r Uebeln, die in der Folge gehoben werden können , entschul- 
digt nicht die vorsätzliche Zufügung eines unersetzlichen Schadens. 

g. 22 , \Ver sich selbst vorsätzlich, oder vermittelst eines 
groben Versehens , es sei durch Trunk oder auf andere Art, in 
Umstände versetzt hat, wo das Vermögen frei zu handeln, aufge- 
hoben oder eingeschränkt ist; dem wird das unter solchen Um- 
ständen begangene Verbrechen nach Verhältnis* dieser seiner 
Yerschufdung zugerechnet. 

■ g. 2J, J,* mehr Bewegungsgeünde Jemand gehabt bat , die 
begangene strafbare Handlung zu unterlassen, desto mehl muss 
sie ihm abgerechnet werden. 

g. 24. Je mehr Pflichten Jemand gegen den Andern,, «der 
gegen den Staat hat ; desto grösser ist das Verbreche», W«? n ®* 
dieselben beleidigt. 

g. 25. Je grösser und unvermeidlicher der Schade oder die 
Gefahr ist, welche aus dem Verbrechen entstehen; desto schärfer 
muss dasselbe geahndet werden. 

g. 26* Wer absichtlich etwas thut oder unterlässt, wodurch 
Jemand gegen die Vorschrift eines Strafgesetzes beleidigt wird, 
dar begebt ein vorsätzliches Verbrechen. 

§. 27. Ist die Handlung so beschaffen, dass der gesetzwidrig* 
Erfolg, nach der allgemeinen oder dem Handelnden besqnders 
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bekannten natürlichen Ordnung der Dinge , nothwendig daraus 
entstehen musste: so wird vermuthet , dass da* Verbrechen vor» 
sätzlich sei unternommen worden. 

§. 28- Wer bei Uebertretung des Strafgesetzes zwar die ge» FabrUuigktiL 
Betewidrige Folge seiner Handlung nicht wirklich vorausgesehen 
bat ; doch aber bei gehöriger Aufmerksamkeit und Leberlegung 
hätte voraussehen können; der hat sich eines Verbrechens aus 
Fahrlässigkeit schuldig gemacht. (Th. 1. Tit. 3. §. 25.) 

§. 29* Je natürlicher und gewöhnlicher der gesetzwidrige 
Erfolg aus der Handlung entsteht ; je leichter der Handelnde die- 
sen Zusammenhang hat voraussehen können ; und je gefährlicher 
und unerlaubter die Handlung an sich ist, aus welcher der Schade, 
obschon wider seinen Willen, entsteht ; desto mehr muss die da- 
bei begangene Fahtlässigkeit bestraft werden. 

§. 30. Die verschiedenen Grade der gesetzlichen Strafen 
werden von dem Richter in jedem besondern Falle nach Vorschrift 
§. 23 . 24. 25 bestimmt. 

§. 31 « Die im Gesetze bestimmte Strafe eines Verbrechens 
heisst die ordentliche,- und trifft in der Regel nur den, weloher 
das Verbrechen vorsätzlich begangen hat. 

§. 32. Die nächste Strafe nach der ordentlichen wird dem 
zuerkannt, welcher zwat des bösen Vorsatzes nicht überführt ist, 
dem aber, vor oder bei der That, die gesetzwidrige Wirkung ala 
eine unnüttelbare Folge seiner Handlung nicht unbekannt sein 
konnte. 

§. 33- Hat das Gesetz die Strafe eines aus Fahrlässigkeit be- 
gangenen Verbrechens nicht ausdrücklich bestimmt : so wird von 
dem Richter eine ausserordentliche Strafe nach den Grundsätzen 
des §. 29- festgesetzt. 

§■ 34 . Findet nur eine ausserordentliche Strafe statt; so kann 
dieselbe niemals bis zum Tode oder zur Ehrlosigkeit ausgedehnt 
tr erden. 

§. 35 . Wenn die Gesetze eine willkührlirhe Strafe verordn 
nett : so darf dieselbe nicht über Gefängnis* von Sechs Wochen, 
oder Fünfzig Thaler Geldbusse, ausgedehnt werden. ' 

§. 36. Ist der schädliche Krfolg aus einer an sich erlaubten Zufall 
Handlung durch blossen Zufall entstanden : so kann er dem Han- 
delnden nicht als ein Verbrechen zugerechnet werden. (Th. la 

Tit. 3. §. 6.) 

§. 37 . Dt die Handlung, welche den zufälligen Erfolg wider 
die Absicht des Handelnden gehabt hat, an sich unerlaubt, so ist 
awar dieser Erfolg selbst für kein Verbrechen zu achten; 

§. 38. Je leichter aber dessen Möglichkeit von dem Verbreche* 
vOrausgeiehen werden konnte, desto mehr must, in Rücksicht auf 
den daraas entstandenen Schaden, die Strafe der unerlaubten 
Handlung selbst geschärft werden. 
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V»n »nt«. ^ §. 39* Wie ordentliche Strafe eine* vorsätzlichen Verbrechens 

*!™rfabrt“n denjenigen, welcher dasselbe wirklich vollbracht hat. 

V erbrechen. §. 40. Hat der Thäter zur Vollziehung des Verbrechens von 
seiner Seite alles gelban; die zum Wesen der strafbaren Hand- 
lung erforderliche Wirkung aber ist durch einen blossen Zufall 
verhindert worden: so bat er diejenige Strafe, welche der ordent- 
lichen am nächsten kommt, verwirkt. 


§. 4 t. Die nächste Strafe nach dieser trifft den, welcher durch 
einen blossen Zufall an der letzten, zur Ausführung des Verbre- 
chens erforderlichen, Handlung gehindert wurde. 

§* 42. Hat ein solcher Zufall schon die vorläufigen Anstalten 
za der strafbaren Handlung unterbrochen: so wird die böse Ab- 
sicht nach Verhältnis des Fortschrittes zur wirkbehen Vollziehung 
geahndet. 


h3- Wer aus eigener Bewegung von der Ausführung des 
Verbrechens abstebt, und dabei solche Anstalten trifft, dass die 
gesetzwidrige Wirkung gar nicht erfolgen kann ; ingleicben der, 
welcher durch zeitige Entdeckung der Mitschuldigen, und ihres 
Vorhabens, die Ausf ührung dessen hintertreibt, kann auf Begna- 
digung Anspruch machen. 


V #u SchXr. 
fuug d-r Stra- 
fen. 


§. 44. Aurh blosse Drohungen, ein gewisses Verbrechen be- 
gehen zu wollen, sind strafbar; und verpflichten den Staat zu 
Maassregeln, wodurch der Bedrobete io Sicherheit gesetzt wird. 

§. 45- ln der Regel kann die Strafe in einem vorkommenden 
Falle nicht über das höchste Maass der gesetzlichen Strafe ver- 
schärft werden. 


§. 46. Wenn auch eine Verschärfung der ordentlichen Strafe 
dem Kichter zur Pflicht gemacht worden : so darf doch die im Ge- 
setze bestimmte Gattung der Strafe nicht geändert, und es muss 
dabei allemal auf die Vorschrift des §. 50. Hucksicht genommsn 
werden. 


§. 47* Die im Gesetze bestimmten Arten der Todesstrafen 
werden durrh Schleifung zur Kirbtstätte, oder durch öffentliche 
Ausstellung des Leichnams geschärft. 

§. 48. Die Verschärfung der Festung« - und Zuchthausstrafe 
geschieht durch längere Dauer, oder durch körperliche Züchli- 
gung. , '■■■■• 

§■ 49« Die Gefängnissstrafe soll durrh längere Dauer, oder 
durch Beraubung gewohnter Bequemlichkeiten, aber nicht durch 
solche Mittel geschärft werden, durrh weil be das Leben und die 
Gesundheit des Gefangenen in Gefahr gesetzt wird. 

§• 50. Bei Schärfung der Leibegstrafe muss allemal auf die 
körperliche Beschaffenheit des zu Bestrafenden Kiiiksicht genom- 
men werden. 
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5!i Gegen de», welcher durch Erdichtung falscher Um- 
»tände'den Richler hintergehen will, wird die übrigens verwirk!» 

Strafe allemal geschärft. 

g. 52. Die Wiederholung gleicher Verbrechen wirktallemal V.^wl.a.»- 
Schärfung der auf das einfache Verbrechen im Geselle bestimmten ! (K h™. 
Strafe. 

§. 53. Bei dieser Verschärfung der Strafe ist besonders auf 
den Hang des Verbrechers au dieser Art von Vergehungen, und 
auf die dem Staate daraus bevorstehende Gefahr Rücksicht zu 


Sind mehrere Geldstrafen verwirkt worden : so wird 

rerer Ver- 


brechen. 


Milderung 
der Strafe. 


nehmen» 

5. sh. 

eine jede aus dem Vermögen des Verbrechers beigetr.eben 

§. 55. Eben diese Beitreibung findet statt, wenn derselbe Ver- 
brecher auch noch ausserdem eine Lebens-, Leibes- oder Ehren- 
■trafe verwirkt bat. 

§. 56. Auch blosse Ehrenstrafen sollen zugleich neben der 
Leibes- oder Geldstrafe vollzogen werden, so weit sie nicht in der 
körperlichen begrillen, oder dadurch unnütz gemacht werden. . 

§. 57* Wenn mehrere Lribesstralen Zusammentreffen : so muss 
die Strafe des schwersten Verbrechens verschärft oder verlängert; 
doch muss die Summe aller Strafen der verschiedenen Verbrechen 
nicht überschritten werden. 

§. 58. Wer die noch unentderkten Mitschuldigen anzeigt, soll 
mit einer gelindem als der gesetzlichen Strafe belegt w erden. 

c 59. Wer die That, noch ehe er derselben überführt ist, 
freiwillig gesteht, gegen den soll die sonst verwirkte Schärfung 
der Strafe gemildert, oder wenn keine Schärfung statt fiudet, di» 
gelindere gesetzliche Strafe erkannt werden. 

§. 60. Reue vor vollführler That ist nach den Regeln der 

unternommenen Verbrechen zu beurtheilen. 

§. 61. Wenn der Verbrecher nach vollbrachter That die 
schädliche Wirkung derselben, ganz oder zum Theil, sogleich aus 
eigenem Antriebe verhindert hat, so findet nur eine ausserordent- 
liche Strafe statt. 

§ 62. Ist der Schade schon geschehen, aber von dem Thater 
ersetzt worden: so findet eine Milderung der sonst verwirkten 
Strafe statt. 

§. 63- Ist der Verbrecher verborgen geblieben; hat aber seit 
mehreren Jahren überzeugende Beweise einer gründlichen Besse- 
rung gegeben; und den Schaden vollständig ersetzt: .0 kann er 
auf Begnadigung Anspruch machen. 

§. 64. Haben Mehrere an Ausführung eines Verbrechens un- ™'n»eh»m.| 
mittelbar Theil genommen : so trifft jeden von ihneD, all) Lrlicbtfj bjechen An> 
die im Gesetze lioitiminte Strafe. 
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§i. 65* Hat etaer sich •!« Haupturheber ausgezeichnet, und 
die Uebrigen zun Verbreehea verleitet : so wird die ordentliche 
Strafe gegen ihn geschärft. 

§. bb- Verbrechen, zu deren Begebung sich Mehrere verbun- 
den haben, müssen schärfer bestraft werden, als eben diese Ver- 
brechen, wenn sie nur von einzelnen Personen begangen worden. 

§. 67- Wer sich eines Andern zur Ausführung eines Verbre- 
chens bedient, wird eben so bestraft, wie derjenige, welcher ein 
solches Verbrechen selbst und unmittelbar begangen hat. 

§. 68. Steht er gegen den Thäter im Verhältnisse eines Vor- 
gesetzten, oder einer Kespectspcrson : so wird er als der Rädels- 
führer des veranstalteten Verbrechens angesehen. (§. 65.) 

§. 69- VVegen dieses Verhältnisses des Thäters gegen seinen 
Obern kann die Strafe des erstem zwar gemindert, aber nicht er- 
lassen werden. 

§. 70. Ist der, welcher den Auftrag gemacht, oder der, wel- 
cher ihn übernommen hat, dem Staate oder dem Beleidigten vor- 
züglich verpflichtet : so muss bei der Strafe auch auf dieses be- 
sondere Verhältnis» Rücksicht genommen werden. 

§. 71. Hat Jemand zwar an der Ausführung eines Verbrechens 
nicht unmittelbar Theil geuommen ; aber doch dabei eine solche 
thätige Hälfe geleistet, dass ohne dieselbe das Verbrechen nicht 
hätte begangen werden können: so findet gegen ihn die ordent- 
liche Strafeatatt. 

§. 72. Ist der geleistete Beistand zur Ausführung des Ver- 
brechens nicht notbwendig gewesen ; so wird dieser Beistand den- 
noch nach dem Verhältnisse, wie er das Verbrechen erleichtert oder 
befördert hat, und nach Maassgabe der Schwere des Verbrechern 
selbst, andern Hiilfsleistenden geahndet. 

§. 73. Wenn sich Mehrere zu einem gemeinschaftlich auszu- 
fuhrenden Verbrechen verbunden haben : so muss Jeder von ihnen 
für sämmtliche verabredete Handlungen haften, wenn er auch nur 
sn Einer behülflich gewesen ist. 

§. 74. Wenn Jemand, auch ohne vorgängige Verabredung, 
zu der Zeit, da die Tbat ausgeführt wird, durch Handreichung, 
Wache ballen, oder sonst, Hülfe leistet : so wird er in Ansehung 
dor Tbat, bei w elcher er wissentlich und freiwillig hilft, als Mit- 
urheber angesehen. 

§. 75. Hat der Hülfsleistende das Verbrechen, welches be- 
‘gangen werden sollte, nicht gewusst : so wird seine Strafbarkeit 
nach seiner dabei gehabten Absicht beurtheilt. 

§. 76- Wer zu einem Verbrechen bestimmten Rath und An- 
leitung giebt, wird eben so bestraft, wie der, welcher dazu t hä ta- 
gen Beistand geleistet hat. (§. 72.) 

§. 77« ist der Rathgeber bei der Vollziehung der Thal ge- 
genwärtig gewesen ; so wird er zugleich als Urheber angesehen. 
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§. 78. Wer einen Andern durch Trunk, oder sonst mit Vor- 
satz, in Umstände setzt, dass derselbe das Vermögen mit Freiheit \ 

und Uebcrlegung zu handeln, verliert, der ist wegen des dadurch 
veranlassten Verbrechens verantwortlich. , 

§• 7 9- Die Absicht, welche der Verführer bei seinem Vorneh- 
men gehabt hat, und die mehrere oder mindere Wahrscheinlich- 
keit des daraus zu besorgenden schädlichen Erfolgs, bestimmen 
die Art und den Grad der Strafe. 

§. 80- Wer von einem Verbrechen, wodurch die Sicherheit 
des Staats, oder Leben, Gesundheit, Ehre oder Vermögen eines 
Menschen einer erheblichen Gefahr ausgesetzt werden, vor dessen 
Ansführung Wissenschaft erhält, ist schuldig, dasselbe durch An- 
zeige hei der Obrigkeit, oder durch Benachrichtigung dessen, ge- 
gen welchen das Unternehmen gerichtet ist, zu verhindern. 

§. 84. Fehlt es ihm an Zeil und Gelegenheit, das Verbrechen 
durch obrigkeitliche Hülfe, oder durch Benachrichtigung dessen, 
welcher dabei Gefahr läuft, zu hintertreiben : so muss er selbst, 
so weit es ohne seine eigene oder eines Dritten beträchtliche Ge- 
fahr geschehen kann, dasselbe zu hintertreiben bemüht sein. 

§. 82. Wer das Verbrechen auf die §. SO. 81. vorgeschrie- 
bene Ari zu hindern unlcrlässt, ist, wenn er einer zuverlässigen 
Wissenschaft des vorhabenden Verbrechens überführt werden 
kann, nicht nur zum Schadensersätze »erbunden; sondern er muss 
auch, nach YerLUltuiss seiner Bosheit oder Fahrlässigkeit, bestraft 
werden. 

§. 83. Hat Jemand an den Vortheilen eine» Verbrechens, 
nach dessen Ausführung, wissentlich und freiwillig Theil genom- 
men : so trifft ihu eine solche Ahndung, die der ordenlicben Strafe 
desjenigen Verbrechens, von welchem er Nutzen gezogen hat, am 
nächsten kommt. 

§.'84. W'er Verbrecher, oder deren unrechtmässigen Ge- 
winn, zu verheimlichen sich zum Gewerbe macht, wird in der 
Regel eben so, wie die Verbrecher selbst , bestraft. 

§. 85* Geldstrafen sollen gegen unbemittelte Personen der jfetUinimmg in 
niedern Volksklasse nicht erkannt, und wo sie gesetzlich bestimmt 
sind, in eine verbältnissmässige Strafarbeit, oder Gefängniss- *<■» gn-n tin. 
Strafe verwandelt werden. 

§. 86. Wenn das Gesetz dem Richter die Wahl überlasst: ob 
Geld - oder Leibesstrafe verhängt werden soll: so muss das Nö- 
thige im Erkenntnisse festgesetzt, niemals aber dem Verbrecher 
seihst die Wahl überlassen werden. «, 

§,87* Zeitige Gefängniss- , Zuchthaus - oder Fcstungsstrafe 
wird in verhältnissmässige Geldbusse verwandelt , wenn die Lei- 
besstrafe au der Person des. Verbrechers nicht vollzogen wer- 
den kann. „ . . 
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§. 88. Fünf Thaler GtMInme werden einer Gefängniisslrafe 
von Acht Tagen , der Kegel nach, gleich geachtet. 

§. 89> Doch kann der Richter diese* Verhältnis , nach der 
bekannten BearhafFenheit der Vcrniiigensumslände des Verbrecher», 1 
auf Zehn bis Vierzig Thaler, für Acht Tage Gefängnis» erhöhen. 

' §. 90. Wenn die gesetzliche oder erkannte Verschärfung der 
Gefängnist-, Zuchthaus- oder Festungsstrafe nicht anwendbar 
itt : so muss die Dauer derselben verlängert werden. 

. - * : . » » t * 

Zweiter Abschnitt. 

Von Staatsverbrechen überhaupt und vom Hoch- 
verrathe insbesondere. 

Bcgrififc. §. 91« Die freiwillige Handlung eines Unterthans, durch 
welche der Staat oder dessen Oberhaupt unmittelbar beleidigt 
werden , heisst ein Staats» erbrechen. 

§.92. Km Unternehmen , welches auf eine gewaltsame Um- 
wälzung der Verfassung des Staats , oder gegen das Leben oder 
die Freiheit seines Oberhaupts abzielt, ist Hochverrath. 

Straf« der Hoch. §-93. Wer sich dessen schuldig macht , soll nach Verhält- 

mriiiet, n j Jg (e j ner Bosheit, und des angeriebteten Schadens, mit der.' 

härtesten und schreckhaftesten Leibes - und Lebensstrafe hinge- 
richtet werden. 

§. 9-i. Diese Straf« trifft sowohl den Rädelsführer, als dieje- 
nigen , wel< he an dem Verbrechen als Miturheber Theil genom- 
men haben. ( §. 6'i. 67. 71. 73.) 

§. 95- Dergleichen Ho< hverräther werden nicht nur ihres 
sämmtlicben Vermögens und aller bürgerlichen F.hre verlustig ; 
sondern tragen auch die Schuld des Unglücks ihrer Kinder, wenn 
der Staat zur Abwendung künftiger Gefahren , dieselben in be- 
ständiger Gefangenschaft zu behalten , oder zu verbannen nölhig 
finden sollte. 

dtrThellnahmer; §. $6. Aui h diejenigen , welche bei einem Hochverrathe auf 
entferntere Art, es sei durch Rath oder That , brhülflich gewe- 
sensind, sollen initdem Schwerte hingerirhtet werden. (§. 72. 76.) 
dar MitnUser *, §. 97- Wer von dein Vorhaben eines Hoch verraths Nachricht 

erhält, und der Obrigkeit Ijald möglichst Anzeige davon zu ma- 
chen unterlässt, hat Zehnjährige bis lebenswierige Festungsstraf« 
vernirkt. (§.80.81.82 ) , .. 

§. 98. Selbst Aeltern, Kinder und Ehegatten sind, bei glei- 
cher Strafe, die Ausführung eine* solchen \ erbrechen* , soviel 
an ihnen ist, aurb durch zeitige Entdeckung ihrer davon erlang- 
ten Wissenschaft zu hindern verpflichtet. 

«hrotr'um!'*« §• 99* W'enn Jemand, der des Hoch verraths schuldig befun- 
tt«rb.it.r Hoch, den wird, sich der körperlichen Strafe durch di« Flucht entzogen 
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bat,' oder ror Vollstreckung de» Urtel» gestorben ist: so soll, 
ausser der übrigen die Khre und das Vermögen betreffenden Ahn- 
dung, auch die Exerution der »erwirkten Leibesstrafe an »einem 
Bildnisse vollzögen werden. * . 

• * • . • i 

Dritter Abschnitt. 

Von Verbrechen gegen die äussere Sicherheit des 

Stunts. 

§.100. Ein Unternehmen, wodurch der Staat gegen fremde LnsJurur». 
Mächte in äussere Gefahr und Unsicherheit gesetzt wird, heisst th,re1 ' 
Landes verrät horci. 

§. 101. Wer ganze dem Staate gehörige Lande, Kriege»- Erste Dass« 
beere, oder Hauptfotungen in feindliche Gewalt zu bringen un- derselben. 

• terninimt, der ist ein Landi-sverräther der Ersten Claase. *• 

§. 102. Ein solcher Landesverräfher soll zum Ricbtplatze ge- Strab. 
grhleift, mit dem Rade von Unten herauf getödtet, und der Bür- 
ger auf das Rad geflochten werden. 

§.'103. Die gegen einen Hoehverrüther in Ansehung der 
Khre, de» Vermögens, und in Beziehung auf seine Familie, nach 
§• 95. verordnet« Ahndung, ingleichen die Vollstreckung der 
Leibcsstrafe an dem Bildnisse des entwichenen oder gestorbenen 
Verbrecher* ( §. 99- ) » »reffen auch einen Landesverräfher der 
Ersten Classe. ’» 

§. 104. Auch in Ansehung der Miturheber und Theilnehmer 
dieses Verbrechens, ingleichen derjenigen , die ihre Wissenschaft 
von einem solchen Vornehmen zu entdecken unterlassen haben, 
finden die Vorschriften §. 9 /j. 96. 97- 98. , wie bei dem Hoch- 
verratbe, Anwendung. ,i ... 

§.105. Ist eine Landesverrätberei der Ersten Clafse vor de- 
ren wirklichem Ausbruche entdeckt, oder doch gänzlich verhin- 
dert worden : so sollen die Urheber mit dem Schwerdte hinge- 
richtet; die Theilnchmer aber mit lebenswicriger, und die Mit- 
wisser mit Acht - bis Zehnjähriger Festungsstrafe belegt werden. 

§. 106. Unternehmungen von minderer Wichtigkeit, die Zwrlte rtaau 
znr Begünstigung der Feinde des Staats abzielen, lind als Lau- tVrratior'i 
desverratherei der .Zweiten Classe anzusehen. 

§. 107. W'er dem Feinde zur Ausführung seiner AnseblägeArtrn drnatb«*. 
beförderlich ist, oder den Krieges» ütkern des Staat* in ihren Un- 
ternehmungen gegen den Feind vorsätzlich Hindernisse in den 
Weg legt , soll durch den Strang hingerichtet werden. 

§.108. Wer zur Begünstigung des Feinde», Aufruhr in Fe- 
stungen erregt , oder Magazine und Vorratshäuser verderbt, ist 
der Strafe des Rades von oben herab schuldig. •’ * 


s 

Digitized by Google 



324 


Zweiter Theil. Zwanzigster Titel. 


§• 109« Wer in gedachter Absicht Städte, Dörfer, Vor» 
ratlishäuser, oder offene Magazine in Brand steckt, «oll durch 
das Feuer von Leben zum Tode gebracht werden. 

§. 110. VVer die feindlichen Truppen, durch freiwillig über- 
nommene Lieferungen, mit Kriegsbedürfnissen und Lebensmit- 
teln in beträchtlicher Menge unterstützt, hat die Strafe des 
Schwerdtcs verwirkt. 

§. 111. Wer sich als Kundschafter von dem Feinde brauchen 
lässt, oder demselben Operationsplane, Festungsrisse, oder an- 
dere dergleichen Nachrichten und Urkunden mittheilt , durch 
welche derselbe in Staad gesetzt wird , dem Staate zu schaden, 
wird mit dem Galgen bestreit. 

§■112. Wer, ohne weitere Theilnebmung, feindliche Kund- 
schafter , oder einzelne zum Auskundschaften abgeordnete feind- 
liche Truppen oder Soldaten bei sich verbirgt, soll mit Vier- bis 
Sechsjähriger Festungsstrafe belegt werden. 

§.‘113. Fremde Kundschafter, die sich auf verdächtigen 
Wegen betreten lassen, sind nach den Kegeln des Kriegsrechts 
zu behandeln. ■ 

v §. tl4. Feindliche Kriegsgefangene, welche die ihnen ge- 
stattete Befreiung von einer engern Gefangenschaft gegen ihr ge- 
gebenes Wort missbrauchen , und Aufruhr anrichten, sollen mit 
dem Scbwerdte, oder nach Bewandtniss der Umstande, der Grösse 
der Gefahr, oder des wirklich entstandenen Schadens , mit dem 
Bade von oben hingerichtet werden. 

Straf, des n»rh \ f5. I n Fällen , wo eine Landesverrätherei der Zweiten 

* ten üntrrneh' Classe noch nicht ausgeführt, oder dem Staate dadurch noch kein 
“' D *i Schade zugefügt worden, soll die Lebensstrefe, nach Bewand, 
niss der Umstände, iq Sechs- bis Zehnjährige Gefangenschaft ver- 
wandelt werden. 

der Thritneh- §. 116. F.ine gleich« Gefängnis*- oder Zuchthausstrafe trifft 
diejenigen, welche an einer solchen Landesverrätherei zwar nicht 
unmittelbar, aber doch durch Katbechlägc oder entfernt* Hülfe, 
leistung Theil genommen haben. 

’ §. 117* Gegefi diejenigen, welche ihre Pflicht, zur Ent- 
deckung der voä einer eolchen vorseienden Landesrerrätherei, 
ihnen beiwohnenden Wissenschaft, unterlassen haben, finden dis 
allgemeinen Vorschriften de* §. 80- 81. 82., jedoch nach der 
Wichtigkeit das Gegenstandes, der Gefahr oder des Schedens, in 
geschärfterem Grade Anwendung. • , . 

§. 11 8. Jeder Mitechuldige an einer Hoch- oder Landesver- 
rätherei , welcher das böse Vorhaben aus eigner Bewegung noch 
in Zeiten entdeckt, und dadurch aller Beschädigung des Staats 
Torbengt , kann auf Milderung der Strafe, oder nach he wandten 
Umständen, auf völlig« Begnadigung Anspruch machen. 
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§•119* Wer sich wissentlich in Verbindungen einlässt, wo- VorUrujung». 
durch der Staat auf irgend eioe Art in äussere Unsicherheit, oder mlllel ' 
gefährliche Verwickelungen gerathen könnte, soll, wenn er auch 
einer bösen Absicht nicht überführt , und dem Staate kein Schade 
geschehen ist, mit Gefängniss- oder FestuDgsstrafe auf Seche ' 

Monathe bis Zwei Jahre belegt werden. 

§. 120- Ohne besondere Erlaubnis der Obrigkeit darf kein 
Einwohner des Staats sich, zu Kriegszeiten, mit irgend Jemen- ' 

den von feindlicher Seite in heimliches Vernehmen eiulassen. 

§. 121. Wer, seiner Privatgeschäfte wegen, za Kriegszei- 
ten Reisen in feindliche Lande vornehmen muss, ist die schriftli- 
che Erlaubnis seiner Obrigkeit narhzusuchen verbunden. 

§. 122. Briefwechsel in feindliche Lande darf ohne derglei- 
chen besondere Erlaubnis« nicht anders, als durch den Weg der 
öffentlichen Posten, auch, nie in Ziffern, oder andern geheimen 
Zeichen geführt werde«, 

§. 123. Niemand soll fremde Personen bei sich aufnebmen, 
oder deren heimlichen Aufenthalt begünstigen ; sondern er ist 
schuldig, der Obrigkeit seines Orte davon sofort Nachricht an 
geben. , ' . A 

124. Wer diesen Vorschriften (•§. 121. 122. 
der handelt, soll, wenn er such bei näherer Untersuchung einer 
Verrätherei, oder der Theilnehmung und Mitwlssensehaft davon 
nicht schuldig befunden wird, dennoch in eine seinem Vergehen 
angemessen« empfindliche Leibes- oder yerhältnisamässige Geld- 
strafe verurtheilt werden. . >. .■ ) im 

■' §. 125. Ohne ausdrückliche Bewilligung des Landesherrn soll 
Niemand im Lande Befestigungen anlegen, welche den Feinde« 
de« Staate zum Aufenthalte dienen könnten. 

§. 126. Niemand soll schweres Geschütz, Waffen, oder 
Kriegsvorräthe heimlich aufsammeln. 

§. 127* Niemand soll, ohne Zwang, dem Feinde Lebens- 
mittel oder Kriegsbedürfnisse zuführen. 

§• 128. Niemand soll bewaffnete Leute zusammenbringen,' 

oder in Sold nehmen, der nicht von dem Staate dazu ausdrücklich 

1 

bevollmächtigt worden. 

§• 129- Niemand, der nicht vermöge seines Amts dazu be- 
rechtigtist, soll Risse von Festungen, Operationsplane, und an- 
dere geheime Nachrichten, deren Rekanntwerdung, besonders 
in Kriegszriten , dem Staate gefährlich seyn könnte, sammeln 
and besitzen; vielmehr dieselben, wenn sie ihm zukommen, an 
die Behörde sofort abliefern. 

§. 130. Wer wider diese Vorschriften (§. 125. bis 129*) 
handelt, der soll, nach Verhältnis« seiner Uebertretung, der für 
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den Staat zu besorgenden Gefahr, und des seine Absicht dabei 
treffenden Verdacht« . mit nathdriicklirher Geld- oder Leibes- 
strafe, nach Beschaffenheit der Person und ihres Vermögens, be- 
legt werden. 

§. 131, Jeder Bürger des Staats ist schuldig, die seinem Va- 
terland e drohende Gefahr, so * icl in seinen Kräften stebt, abzu- 
wenden; und alle ihm bekannt gewordene verdächtige oder ge- 
fährlich scheinende Unternehmungen, welchen er nicht selbst 
Vorbeugen kann , der Obrigkeit anzuzeigen, 

§. 1 32, Vornehmlich aber liegt allen Obrigkeiten und (iskali- 
•eben Bedienten die genaueste Aufmerksamkeit auf dergleichen 
Vorfälle und Begebenheiten ob; also dass , wenn sie dabei etwas 
pflichtwidrig verabsäumen , nicht nur mit Cassation, sondern 
auch, nach Beschaffenheit der Umstände, des Grades ihrer Nach- 
lässigkeit, und des dem Staate daraus entstandenen Schadens, mit 
Gefängniss- oder zeitiger b'estungsstrafe wider sie verfahren wer- 
den soll, 

I>r<t(rCtsHf der §.133. Auch derjenige, welcher den Staat in Unvernehmen 
Zwietracht mit fremden nicht feindlichen Mächten zu verwik- 
kein sucht; ingleichen der, welcher solche fremde Mächte, zum 
Nachtheile der Gerechtsame und des Interesse des eigenen Staats, 
begünstigt , verletzt die äussera Sicherheit desselben, und begeht 
eine Landeeverrätherei der Dritten Ulassr. 

Arten derselben. §, 1 34. Wer fremde Mächte gegen den Staat aufwiegelt, und 

zum Kriege wider denselben reizt , soll mit dem Schwerdte hinge- 
richtet werden. 

! §. 135. Wer das Völkerrecht gegen fremde Staaten , deren 

Oberhaupt und Gesandten verletzt, oder dieselben sonst beleidigt, 
gegen den soll die durch die Thal selbst verwirkte Strafe jedesmal 
geschärt t werden. , , 

§. 136. Wer Beleidigungen fremder Unterthanen auch ausser- 
halb Landes begeht, welche die hiesigen Unterthanen der Gefahr, 
dass von dem fremden. Staate Repressalien wider sie gebraucht 
werden mochten, aussetzen, soll eben so , als wenn er das Ver- 
breihen innerhalb Landes begangen hätte, gestr-ft werden. 

§. 1 37- Wer in der Absicht dem Staate zu schaden, oder ihn 
in Streitigkeiten mit seinen Nachbarn zu verwickeln , die Landes- 
gränzen verrückt, oder verdunkelt, der soll vier- bis achtjährige 
Gefängniss- oder Zuchthausstrafe leiden. 

§. 138. Wer sich um den Beistand fremder Mächte, zur Un- 
terstützung seiner Ansprüche gegen den Staat, oder einen Mitun- 
tertbanen bewirbt, und dadurch zu unangenehmen Verhandlun- 
gen zwischen beiderlei Staaten Anlass giebt, der hat serhsmonat- 
liche bis zweijährige Gefängniss- oder rerhältnissmässige Geld- 
strafe verwirkt. 
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§• 139. Diese Strafe soll geschärft werden, wenn der Staat 
seihst die vermeintlichen liechte schon untersucht, und für unge- 
griindet erklärt hat. 

§. l40. Wer die Rechte des Staats gegen fremde Mächte 
durch Vernichtung der darüber sprechenden Urkunden , oder aul 
andere Art, vorsätzlich verdunkelt, soll mit sechsjähriger bis le* 
benswieriger Festungsstrafe belegt werden. 

§• l4l. Wer fremden nicht feindlichen Mächten Staatsge- 
heimnisse offenbaret, oder ihnen Festungs- oder Operationsplane, 
oder Urkunden, und andere dergleichen Nachrichten, an deren 
Geheimhaltung der Wohlfahrt des Staats gelegen ist, mittheilt, 
der soll zehnjährige bis lebenswierige Festuogsstrafe leiden, ( t j 

§. 1 42. Wer die ihm anvertrauten Staatsgeheimnisse aus Un- 
vorsichtigkeit, Nachlässigkeit, oder Prahlerei bekannt werden 
lässt, und dadurch den Staat in Gefahr setzt, der soll zu fernem 
Diensten desselben auf immer für unfähig erklärt, und überdies, 
nach Yerhältniss des Grades seiner Fahrlässigkeit , der Wichtig- 
keit des Gegenstandes, und des dem Staate wirklich zugefiigten 
Schadens, mit zeitiger Gefärigmss- oder Festungsstrafe belegt 
Werden. 

§. 1 4 3- Wer für fremde niebt feindliche Märbtc in hiesigen 
Landen Werbungen anstellt, oder fremden Werbern aus hiesigen 
Landen Rekruten zubringt, der soll, wenn er sich aurb gegen 
die Angeworbenen selbst des Menschenraubs nicht schuldig ge- 
macht hätte, dennoch zwei - bis vierjährige Festungsslrafe leiden. 

§. 1 44- Wer Personen, die einen besondern Schutz de» 
Staats geoiessen , in die Gewalt fremder Mächte veri äth, der soll 
bis zu deren Wiedorbefreiung in Verhaft genommen werden. 

§. 1 45. Verliert d«r Ausgelieferte vor seiner Befreiung das 
Lehen: so bat der Verräther zehnjährige bis lebenswierige Fe- 
etungsttrafe verwirkt. 

§. l46. Ist der Verralh an fremde feindliche Mächte gesche- 
hen : so soll der Verräther mit der Strafe des Galgens belegt 
wert! cn. 

/ §. 1 4 7- Wie derjenige zu bestrafen sei, welcher Kriegsleutcn 

des Staats , die ihre Fabrie meineidig verlassen, durchhilft, ist 
im Achten Abschnitte §. 474. sij ij. verordnet. 

§ 148. Wer Fabrikenvorsliher, Bediente und Arbeiter, zum 
Auswandern verleitet, und ihnen dabei bebülflirh ist ; oder sonst 
Fabriken- und llandlungsgeheiiuntsse Fremden verräth; inglei- 
cben wer seinem Vaterlande andere Vorlheile dieser Art zu Gutt- 
aten fremder Staaten vorsätzlich entzieht, der hat vier- bis acht- 
jährige Festungs - oder Zuchthausstrafe verwirkt. 
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Vierter Abschnitt. 

Von Verbrechen gegen die innere Ruhe und Si- 
cherheit des Staats. 

Allgfmrlner §. Die durch ein Verbrechen verwirkte Strafe wird 

GruudMts. # j| em(k | gesebärft, wenn dasselbe unter Umständen, die an sich 
die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung stören, verübt 
worden. 

t) Vfrkindtrte §.150. Wer die Bekanntmachung eines Gesetzes, • oder einer 
P ” k (iueu”.' lrr Lsndesherrlirbtn Polizei Verordnung, durch Abreissung oder Ver- 
dunkelung derselben, oder auf andere Art, geflissentlich rrt ver- 
hindern trachtet, der soll Gefängniss- oder Zuchthausstrafe auf 
drei bis achtzehn Monathe leiden. 

2) Errr suns von 151. Wer durch frechen unehrerbietigen Tadel, oder 

”:Vrn r Ä“ Verspottung der Landesgesetze und Anordnungen ira Staate, Bliss- 
(irruns. vergnügen und Unzufriedenheit der Bürger gegen die Regierung 
veranlasst, der hat Gefängniss - oder Pestuogsstrafe auf sechs 
Monathe bis zw« Jahre verwirkt. 

§. 152. ln je grösser® Ausehen derjenige steht, welcher der- 
gleichen Unfug vornimnat, desto atrengar muss derselbe bestraft 
werden. 

§. 151« Verkauf und Verbreitung solcher Schandschriften 
muss, unter nachdrücklicher Geld- oder Leibesstrafe, verboten, 
und der ganze Vorrath der Vorgefundenen Exemplare vernichtet, 
oder nach Beschaffenheit der Umstände öffentlich verbrannt 
werden., . 

§. 15.4- Drucker, Verleger, Abschreiber und Austbeiler sol- 
cher aufrührerischer Schriften trifft, ausser dem Verluste ihres 
Bürgerrechts und Gewerbes , eine ihrer Verschuldung und der 
Grösse des Hauplvcrbrechcns angemessene Strafe. 

§. 1 55. Was von Schriften verordnet ist , gilt auch von Ge- 
mälden , Kupferstichen, und andern sinnlichen Darstellungen, 
welche in einer solchen unerlaubten Absicht erfunden und bekannt 
gemacht worden. 

§. 156. Dagegen steht einem Jeden frei, seine Zweifel, Ein- 
wendungen und Bedenklichkeiten gegen Gesetze und andere An-, 
Ordnungen im Staate, so wie überhaupt seine Bemerkungen und 
\'orsc(iiäge über Mängel und Verbesserungen sowohl dem Ober- 
haupte des Staats, als den Vorgesetztender Departements anzu- 
zcigen; und letztere sind dergleichen Anzeigen mit erforderlicher 
Aufmerksamkeit z\i prüfen verpflichtet. 

3) rnrrltubt« §.'157. Wer, mit Vorbeigehung der Obrigkeit , sich selbst, 
Sdlmhotfc- 0 j, ne besondere Zulassung der Gesetze, Recht zu verschaffen 
sucht, soll, wenn cs oline Gewalt an Personen öder Sachen ge- 
schieht, mit Geldbusse oder bürgerlichem Arreste gestraft ; sonst 

aber, nach Verhältnis* de/ausgeübten Gewalt, mail zwei- bi* 
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secbmonatlicher Gefängnis*-, Festung*- oder Zuchthausstrafe 
belegt werden. 

§. 158. Wer dergleichen Selhsthülfe der schon erfolgte« 
obrigkeitlichen Entscheidung zuwider verübt , ist, wenn es ohne 
Gewalt geschieht, mit seckswbcbentüchcr bis sechsmonatlicher, 
hei gebrauchter Gewalt hingegen , mH sechsmonatlicher bis zwei- 
jähriger Festungs - oder Zuchthausstrafe cu belegen. 

§■159* Ist bei Ausubuug der Selbsthälfe ein anderes Verbre- 
chen, welches schwerere Strafe nach sich zieht , begangen wor- 
den : so wird diese wegen der hinzutretenden Beleidigung des 
Staats allemal geschärft. 

§. 160. a) Wer Personen, zu deren Anzeigung die Unter- 
thaoen des Staats von der Obrigkeit öffentlich besonder* aufge- 
fordert werden, wissentlich verheimlicht, oder ihre Flucht be- 
fördert, bat Gefängnisastrafe auf vierzehn Tag* bi* drei Monate 
verwirkt. 

§. 160. b) Wer gefänglich eingezogene Personen derObrig- d 4 ) Ei+rftbunj 
keit mit List entzieht, oder ihnen zur Flucht beförderlich ist, soll 
mit vierwiichentlichem bis iechgmojiailichcni Gefängnisse bestraft 
werden. 

§. l6l. Wer einen Gefangenen mit Gewalt in Freiheit setzt, 
hat nach Verhältnis* der Schwere des von dem Entledigten began- 
genen Verbrechens, und der angewendeten Gewalt, ausser -der 
wegen des nngeriebteten Schadens verdienten Ahndung, eine ein» 
bis sechsjährige Zuchthaus - oder Kestungsstrafe verwirkt. 

§. l62. Diese Strafe findet statt , sobald das Gefängnis* er- 
brochen worden, wenn auch der Gefangene nicht wirklich zur 
Freiheit gelangt wäre. 

§. 163. Wer die Befreiung eines gefangenen Hoch- oder ei- 
nes Landesverrathers der Ersten Classe solchergestalt (§. 160. bi 
§. l6l.) unternimmt, der hat die Strafe des Schwerdts ; und in 
dem Falle des §. l60. a. sechs- bis zehnjährige Festungs- oder 
Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 164. Lag bei der unternommenen Befreiung oder Dorch- 
helfungeine hoch- oder landesverrätharische Absicht zum Grunde: 
so wird der Tfaäter selbst als ein Theilnehmer an dem Hoch • oder 
Landesverrathe bestraft. 

§. 165. Ist die gewaltsame Befreiung eines Gefangenen durch 
Zusammenrottung mehrerer Menschen geschehen : so findet, ausser 
der durch die That selbst verwirkten, auch noch die Strafe des 
Aufruhrs statt, , tj . a . iV 

§. 166. Wer sich seiner Obrigkeit in ihrer Amtsführung, oder 5) Wia«*tenC 
deren Abgeordneten in Vollziehung ihrer Befehle, tbätlieh wider* obrl *' 
setzt, der soll, nach Beschaffenheit des Widerstandes und der da- 
bei gebrauchten Gewalt, mit Gefängfiiss - , Zuchthaus - oder 
Festungsstrafe auf Zwei Monathe bis Zwei Jahre belsgt werden. 

A 

-f' 
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I) Aufruhr. 


e . 


Thrllnrhmung 
aua Aufiuhrr. 


§. 167. Wer eine Classe (tei Volke, oder die Mitglieder einer 
Stadt - oder Itorfgemeine, ganz oder zum Theil zusammenbringt, 
um sich der Ausführung obrigkeitlicher Verfügungen mit vereinig- 
ter Gewalt zu wrdersetzen , oder etwas von der Obrigkeit zu er- 
zwingen; der macht »ich eines Aufruhrs schuldig. 

§. 168. Wer einen Aufruhr erregt, der bat, wenn auch noch 
keine wirkliche Gewalt verübt worden, und norh kein Schade ge- 
echelien ist, dennoch ein- bis vierjährige Zuchthaus- oder 
h'estungsatrafe verwirkt. 

§. 169- Ist bei einem solrhen Tumulte Gewalt verübt, nnd 
Jemand an seinem Leibe oder Gütern besrhäiligt worden ; so soll 
der Thäter nach Bew andniss seines Verbrechens gestraft ; der 
Hädelafübrer aber auf Drei bis Sechs Jahre zur Festung oder ins 
Zuchthaus gebracht, und, sowohl bei seiner Aufnahme als Ent- 
lassung, mit einer von dem Kichter zu bestimmenden Anzahl 
von Peitjchenschlägen (Willkommen und Abschied) gezüchtigt 
werden. 

§. 170. Ist bei einem solchen Tumulte ein Todsrhlag ge- 
schehen : so wird der Thäter selbst als ein Todschläger oder Mör- 
der bestraft j der Kädel.fübrcr aber mit zehnjähriger Festungs- 
oder Zurhthausslrafe, und gleicher körperlicher Züchtigung belegt. 

§• 171- Kann bei einem im Tumulte erfolgten Todschlage 
der eigentliche Thäter nicht ausgemittelt werden : so soll 

gegen die Theilnehmer des Tumults, welche sich in dem Zeit- 
punkte des geschehenen Mordes in der Nähe des Orts, wo derselbe 
verübt worden, befunden haben, und mit Instrumenten, wodurch 
ein solcher Mord hat begangen werden können, versehen gewesen 
sind, nach Verhältnis des gegen sie obwaltenden Verdachts, vier- 
bis zehnjährige; gegen den Rädelsführer aber zehnjährige bis 
lebenswierige Festung! • oder Zuchthausstrafe statt finden. 

§• 172. Haben die Aufrüher den Tumult in der Absicht, einen 
Mord zu begehen, erregt: so treffen sie die unten §. 839- sqq. 
bestimmten hartem Strafen. 

§• 173- Wenn obrigkeitliche Personen oder Wachen, welche 
zur Stillung eines Tumults herbeieilen, thätlich behandelt oder 
gar ums Leben gebracht werden: so soll der Rädelsführer, so 
wie der Thäter nach Bewandniss des Erfolgs, mit geschärfter Lei- 
bes- oder Letiensstrafe belegt werden. 

“ §• 174- Leute, die sich, ohne Beruf, mit tödtlicbem Gewehre 

oder gleich schädlichen Instrumenten in einen solchen Tumult 
mischen, haben, wenn sie auch keine Gewalt gebraucht hätten, 
dennoch auf sechs Monate, bis Ein Jahr, Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe verwirkt. 

§. 175. Wer die Aufrührer mit Gewehr oder andern Werk- 
zeugen ihres Unfugs versieht ; oder die schädlichen Absichten 
derselben, mit Worten, in Schriften, oder sonst befördert ; der 
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wird mit ein* bis zweijähriger Festungs- oder Zuchthaus- 
Strafe belegt. 

§. 1 76. Heimliche Consulenten und unbefugte Schriftsteller, 
welche hartnäckige Querulanten in ihren gesetzwidrigen Gesuchen 
oder Beschwerden mit Kath und That unterstützen und bestärken, 
sollen, nach fruchtlos erhaltener Warnung, zu drei- bis sechs- 
monatlicher Zuchthausstrafe verunheilt werden. 

§. 177* Haben Justizrommissarien, oder andere Gerichlg- 
personen, sich dieses Verbrechens schuldig gemacht : so werden 
sie, ausser der §. 1 76 . bestimmten Strafe, ihres Amts entsetzt. 

§• 178. Wer der Obrigkeit die gegjn Aufruhr oder Wider- 
setzlichkeit erforderte Hülfe versagt, da ««.selbige doch ohne 
eigne Gefahr zu leisten im Stande gewesen wäre, hat verhältniss- 
mässige Geld - oder Gefangnissstrafc verwirkt. 

§. 1 79* Wer aber zu dergleichen Hülfsloisttmg durch beson- 
dere Amts- oder Berufepflirhten verbunden ist ; und sich dersel- 
ben dennoch entzieht ; hat, ausser dem Verluste seines Amts, Ge- 
fängnis» - oder b'estuogsstrafe auf drei Monate bis zu Einem Jahre 
verwirkt. 

§.180. Alle obrigkeitliche Personen, besonders aber die Vorbsiirmss- 
Vorgesclzten der Magistrate, Gerichte und andere Collegien sind muld - 
schuldig, einen Jeden, welcher »ich in Angelegenheiten ihres 
Amts beiibnen meldet , persönlich zu hören , und auf schleunige 
Untersuchung und Abhelfung gegründeter Beschwerden bedacht 
zu sein. 

§. 181. Allem Zusammenlaufe des Volks an ungewöhnlichen 
Zeiten und Orten, besonders aber nächtlichen Schwärmereien und 
Beunruhigungen der Einwohner eines Orts, soll von der Obrigkeit 
durch ernstliche Mittel gesteuert u'erden. 

§. 182. Oie Anstifter derselben, so wie die Theilnehmer, 
welche sich nicht weisen lassen, sind mit Arrest in denröfFent- 
lirhen Gefängnisse auf acht Tage bis sechs Wochen, oder verhält- 
nissmässiger Geld - oder anderer Leibesstrafe zu belegen. 

§. 181. Muthwillige Buhen , welche auf den Strassen, oder 
■onst, Unruhe erregen, oder grobe Unsittlichkeiten verüben, sollen 
mit verhättnissmüssigem Gefängnisse , 'körperlicher Züchtigung, 
oder Zuchthausstrafe belegt werden. ■ > < 1 

§. 184. Oie Mitglieder aller Gesellschaften im Staate sind 
verpflichtet, sich über den Gegenstand und die Absicht ihrer Zu- 
sammenkünfte gegen die Obrigkeit auf Erfordern auszuweisen. 

§. 185. Heimliche Verbindungen mehrerer Mitbürger des 
Staats müssen, wenn sie auf den Staat selbst, und dessen Sicherheit 
Einfluss haben könnten, von den Verbundenen , bei Vermeidung 
nachdrücklicher Geld - oder Leibesstrafe, der Obrigkeit zur Prit- „ ° , 

fung und Genehmigung angezeigt werde», y •* ■' * *• 
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§• 186. Ohne mtrlklillclil Erlaubnis» der Polizeiobrigkeit 
•olt keine Rcdule, öffentliche Maskerade, oder andre dergleichen 
öBentliche Lustbarkeit angestellt werden. 

§. 187. Wenn die Obrigkeit die Erlaubnis» crtbeilt : so muss 
sie zugleich die nüthige Aufsicht zu Verhütung aller Unordnungen, 
bei eigner Vertretung, veranstalten. 

§. 188. Wenn der Unternehmer solcher Lustbarkeiten sich 
die Erlaubnis# und dm Schutz der Obrigkeit nicht erbeten hat : 
so soll er, wegen aller dabei vorgefallenen Unordnungen oder 
Verbrechen, gleich demjenigen, welcher dazu thätigen Beistand 
geleistet hat, bestraft werden. (§. 71.) 

§. 1 89* K' n Gleiches findet statt, wenn der Unternehmer, bei 
wirklich entstandenen Unordnungen, die nöthige Hülfe zu deren 
Beilegnng nicht in Zeiten erfordert; ob er gleich die §. 186. vor- 
geschriebene Anzeige bei der Obrigkeit nicht unterlassen hat. 

§. 190. Auch bei Gelagen in Wirthsbäusern , und andern 
Versanimlungsplatzen des gemeinen Volks , muss die Obrigkeit 
durch die Polizei darauf Acht haben, dass keine Unordnungen 
vorfallen; und nicht zugeben, dass solche Zusammenkünfte übet 
die in der Polizeiordnung bestimmte Zeit fortdauern. 

$• 191* Fremde Landstreicher, welche nirgend einen festen 
Wohnsitz haben, und wovon sie sich ernähren , nicht glaubhall 
nachweisen können, sollen, wenn bei der Untersuchung ihres bis- 
herigen Lebenswandels keine Anzeigen eines begangenen Ver- 
brechens sich bervorthun, Uber die Gränze gebracht, und ihnen 
die Rückkehr bei Fcstungsslrafe verboten werden. 

§. 1 92. Finden sie sieh dennöeh wieder ein ! so htfissen sie 
— zweijährige Festungsstrafe leiden. 

§. 193. Nach ausgestandener Strafe werden sie abermals 
Uber die Gränze geschafft; und es wird ihnen lebenswierige 
Festungsstrafe auf den Fall der abermaligen Rückkehr an- 
gekündigt. 

§. 194« Diese Strafe wird an ihnen wirklich vollstreckt, 
wenn sie »ich als Landstreicher zum Drittenmale in hiesigen 
Landen betreten lassen. . , ■ » 

§. 195. Vorstehende Andeutungen und Strafen (§. 191* 
194.) finden auch alsdann statt, wenn ein fremder Landstreicher 
in hiesigen Landen ein Verbrechen begangen , und die erkannte 
zeitige Gefängniss - , Zuchthaus - oder Festungsstrafe au »gestan- 
den bat. 1 ' 

.i ■ ' • ■ • . * 1 ■ . • * . 

Fünftes Abschnitt. .< • 

Von Verletzungen 4er Ehrfurcht gegen den Staat. 

drr^blpieidijtea 5* 196- Wer da* Oberhaupt des Staats ln ssiner Würde per- 
Uaj'itit; sönlich beleidigt, ohne dastdabei eine hoch - Oder landesver* 
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rätherieche Absicht erhellete, der begeht das Verbrechen der be- 1) den 
VeMigten Majestät, Lstnileeherra; 

§. 197- TbäUich« Beleidigungen dieser Aft, wenn sie auch 
dem Leben oder der Freiheit des Regenten sucht gefährlich ge- 
wesen wären, ziehen dennoch die Strafe des Schwcrdts nach sich. 

§• 198. Bei dergleichen minder wichtigen Vergehungen, 
oder bei binzukojnmenden mildernden Umständen, kann die 
Todes - in lebenswierige, oder auch in Sechs- bis Zehnjährig« 
Festungsstrafe verwandelt werden. 

§. 199- Wer sich des Verbrechens der beleidigten Majestät 
durch ehrenrührige Schmähungen des Oberhaupts ias Staat«, mit 
Worten, Schriften, oder andern sinnlichen Darstellungen, schuldig 
macht ; der hat Zwei - bis Vierjährige Zuchthaus - oder Feslungs- 
strafe verwirkt. 

§. 200. Auch schon andere dergleichen boshafte, die Ehr- 
furcht gegen den Landesherrn verletzende Aeusserungen, über 
die Person und Handlungen desselben , sollen mit Gefängnis«? 
oder Feslungsstrafe auf Sechs Monate bis au Einem Jahre geahn- 
det werden, 

§.201. Alle über dies Vsrbrechen der beleidigten Majestät 
(§. 197 - 200.) abg«fas»t« Slraferkenntnisse müssen dem Landes« 
herrn besonders vorgelegt, und ihm anheim gestellt werden: ia 
wie fern er. dabei von seinem Begnadigungsrechte Gebrauch 
■aachan wolle. 

§. 202. Wenn bei der Untersuchung sich findet, dass das 
Verbrechen der beleidigten Majestät aus Wahnsinn und Zerrüttung 
der Verstandeskräfte begangen worden : so soll der Thäter in 
eine öffentliche Anstalt gebracht, und nicht eher wiederum ent- 
lassen werden . als bis man von seiner Wiederherstellung zuver- 
lässig versichert ist. 

§. 20 1. Wer die Person der Königin, des Kronprinzen, oder 2 ) g * H m 
anderer Mitglieder der Königlichen Familie tbätlich beschimpft, Landesherro- 
hat nach Bewandtnis* der Umstände , und Schwere der Beleidi- 
gung, vier-, sechs- bis zehnjährige, oder auch lebenswierige 
Zuchthaus- oder- Festungsstcsfe verwirkt. 

§. 204- Dies« Strafe soll, nach Beschaffenheit des sich of- 
fenbarenden Grades der Bosheit, verschärft werden. 

§. 205- Wörtliche Injurien dieser Art ziehen Ein- bis swei- 
jährige Zuchthaus - oder Feslungsstrafe nach sich. 

§. 206. Auch in diesen Fällen (§. 203. 204. 205.) findet 
die Vorschrift des §. 202. Anwendung. 

§• 207» W'er einen der ersten Staatsbedienten , in und bei 3 ) die 
Ausübung seines Amts, mit Worten oder TbätUchkeiteo beschimpft, B "st*»i^* > tn ** 
gegen den soll die durch die Injurie selbst verwirkte Gefängnis*-, ih »>a Amte. 
Zuchthaus- oder Fest ungistraf*, Rücksicht der zugleich ver- 
letzten Ehrfurcht gegen den Staat, verdoppelt werden. 
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§. 203. I»t die Beleidigung Mitgliedern der Landescollegten, 
oder andern Staatsbeamten und obrigkeitlichen Personen , in 
oder bei Ausübung ihres Amts widerfahren : so wird die Dauer 
der durch dis Injuria an sich verwirkten Strafe um die Hüllte ver- 
längert. 

§. 209* Eine Verlängerung auf den Dritten Theil der Zeit 
findet statt, wenn Unterbediente des Staats in ihrem Amte be- 
schimpft werden. 

Ander* V«. §.210. Wer die von der Obrigkeit angeschlagenen Patente, 

itr lii'.rfurctit Verordnungen und öffentbrhen Anzeigen aus Muthwillen abreisst, 
SuM™rr*4*» kaicbädigt, oder sonst srhimpflirh behandelt: der soll nach Be- 
1’ubUkum- schaffenheit des verübten Muthwilleng, seines Alters, Standes, und 
Vermögens, mit körperlicher Züchtigung, Strafarbeit, Gefängnis* 
auf vier Wochen bis ein Jahr, oder verhällnissmässiger Geldstrafe 
■ belegt werden. 

§. 21 1 . Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher öffent- 
liche Denkmäler, Statuen, Stadttbore, Meilcnzciger, Warnungs- 
tafeln, Spaziergänge, oder andere zum Gebrauche des Publici be- 
stimmte Werke und Gebäude verunstaltet, oder beschädigt. 

§. 212. Die Strafe eines jeden gemeinen Verbrechens wird 
geschärft, wenn damit zugleich eine Verletzung der dem Staats 
schuldigen Ehrfurcht verbunden war. 

§.213. Dies findet besonders statt, wenn das Vei brechen in 
den zur Residenz des Laodesberrn bestimmten Schlössern, Gebäu- 
den, und andern Bezirken verübt worden. 

Sechster Abschnitt. 

Fon Beleidigungen der ReligionsgeseHschaften. 

Grundsatz. §.21-4. W’er die im Staate aufgenommenen Religionsgesell- 
schaften durch Lästerungen in öffentlichen Reden oder Schriften, 
oder durch entehrende Handlungen und Gebenlen beleidigt, soll 
mit verhältnissmässiger Gtfängntss- oder Zuchthausstrafe, von 
vier W’ochen bis zu sechs Monaten, belegt werden. 

StSrunt §. 215. Wer den öffentlichen Gottesdienst stört, oder die in 

Gultudieostes. dessen Feier beschäftigten Gemeine, oder deren mit solrheh Amts- 
bandlungenbeschäftigten Lehrer, mit Worten, oderThätlichkeiten 
angreift; der soll auf drei bis achtzehn Monate ins Zuchtbaus oder 
auf die Festung gebracht werden. 

§. 216. Auch der, welcher sieb gegen bloss geduldete Ge- 
meinen eines solchen Unfugs schuldig macht, hat dadurch eina 
sechs wöchentliche bis sechsmonatliche Gefängniss- oder Zucht- 
hausstrafe verwirkt. 

1 §. 217* Wer duri'h öffentlich ausgestossene grobe Gottes- 

lästerungen zu einem gemeinen Aergernisse Anlass giebt, soll aüf 
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zwei bi] sechs Monate ins Gefängnis* gebracht, und daselbst 
über seine Pflichten , und die Grösse seines Verbrechens belehrt 
werden. 

§.218. Wiederholt der schon bestrafte Verbrecher ein der» 
gleichen Vergehen : so soll die vorher ihm zuerkannte Strafe ver- 
doppelt werden. 

§. 219' Nach ausgestandener Strafe soll ihm ein Lehrer sei- 
ner Keligionspartei , in Gegenwart der Vorsteher der Gemeine, 
die Grösse seines Vergehens nochmals Vorhalten, und er der Ge- 
meine, in der Person dieser ihrer Vorsteher, wegen des gegebenen 
Aergernisses Abbitte leisten. 

§. 220. Wer bei sonst ungestörtem Gebrauche seines Verstan- Mi««l>raucti 
des gewisse Religionshandlungen , oder zum Gottesdienste be- 
stimmte Sachen zu vermeintlichen Zaubereien, Gespensterbannen, 

C’itiren der Verstorbenen, Schätze graben, und andern dergleichen 
abergläubigen Gaukeleien missbraucht, soll zuerst eines Bessern 
belehrt, im Palle der Wiederholung aber mit vier- bis achtwöchent- 
licher Gefängniss - oder Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. 221. Sind dergleichen Gaukeleien betrüglicber Weise, Settenstift ung. 
oder, um damit gewisse Nebenabsichten zu erreichen, vorgenom- 
men worden: so findet gegen den Tbäter, ausser der durch den 
Betrug bder Diebstahl an sich verwirkten, annoch Festungs- oder 
Zuchthausstrafe auf sechs Monate bis zwei Jahre statt. 

§. 222. Hat ein Geistlicher, oder anderer Kirchenbedienter 
dergleichen abergläubige oder betrüglicbe Handlungen unternom- 
men, und dadurch Aergerpiss gegeben: so muss derselbe, noch 
ausser der geordneten Straf«, seines Amtes entsetzt werden. 

§. 223. Wer sich aus Unwissenheit oder Schwärmerei zum 
Stifter einer Sekte aufwirft, deren Lehrsätze die Ehrfurcht gegen 
die Gottheit , den Gehorsam gegen die Gesetze oder die Treue 
gegen den Staat offenbar angreifen, oder das Volk zu Lastern ge- 
rade zu verleiten ; der soll in eine öffentliche Anstalt gebracht ; 
daselbst durch Unterricht und Belehrung, oder auch, nach be- 
wandten Umständen, durch körperliche Heilungsmittel gebessert ; 
und nicht eher, als bis man von seiner Besserung überzeugt sein 
kann, wieder entlassen werden. 

§. 22 4. Wer sich zu einem solchen Sektenstifter betrüglicber 
Weise, und zur Befriedigung seiner Leidenschaften aufwirft, der 
•oll als ein Betrüger an den Pranger gestellt, mit Ein • bis drei- 
jähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe belegt, und nach seiner 
Entlassung, aus der Gegend oder Provinz, wo er seine Sekte vor- 
hin ausgebreitet hat, verbannt werden. v 

§. 225. Fällt ein solcher Betrüger dessen ungeachtet in sein 
voriges Verbrechen zurück : so ist er Lebenslang auf die Festung 
zu bringen, und daselbst in sicher« Verwahrung zu behalten. 
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§. 226. Ueberhaupl soll bei jedem unter dem Deckmantel der 
Religion verübten Verbrechen die darauf schon an sich in den Ge* 
setzen bestimmte Strafe, «egen des zugleich begangenen Mil»* 
braucht der Religion, verfaältnUsmässig geschärft werden. 
Verbitterung §. 227. Wer in Predigten, oder andern öffentlichen Reden, 
P«rteien*e” 6 "n H® s * und Verbiiterung unter den verschiedenen im Staate aufge- 
einander, nommenen Heligionsparteien zu erregen sucht, soll seines Amte« 
entsetzt, und nach Verbältniss des angerirhteten Schadens, mit 
vierwüchentlicher bis sechsmonatlicherGefängniss, oder Festungs- 
Strafe belegt werden. 

§. 228. Wer, aus übel verstandenem Religionseifer, zwischen 
Eheleuten oder Aeltern und Kindern verschiedener Religion Miss- 
trauen und Uneinigkeiten anrichtet, der soll nach fruchtlos vor- 
hergegangener gerichtlicher Abmahnung, aus dem Orte, wo er 
*• sieb solchergestalt in die Familien eingeschlicben hat, verwiesen 

werden. 


Siebenter. Abschnitt. 

Fon Antnassungen und Beeinträchtigungen der 
vorhehaltenen Rechte des Staats. 

Grundsätze. §. 229- Wer sich eines der dem Staate allein vorbebaitenea 
Hoheit« - oder der demselben zukommenden nutzbaren Rechte an* 
m aalst ; don soll der Fiskus deswegen zur Verantwortung ziehen. 

§. 230. Hat dergleichen Anmassung nur Irrtbum und Mise* 
verständniss zum Grunde: so ist der Anmassende bloss zum Scha* 
densersatze, und zur Abstellung der im Verfolge seiner Anmasaung 
etwa gemachten Anstalten verpflichtet. 

§. 231. Auch muss ihm die fernere Fortsetzung solcher Ein* 
griffe, bei nachdrücklicher fiskalischer Geld- oder verbällniss- 
massiger Gefängnisstrafe, untersagt werden. 

§- 232. Handelt er dem Verbote zuwider: so verwirkt er die 
gedrohete Strafe, welche im Wiederholungsfälle jedesmal verdop- 
pelt wird. 

ti*«""™”/ §• 233. Enthalt die Anmassung des Hobeitsrechtet zugleich 

Suau. ein Vergehen wider die Verfassung des Staats selbst; und dessen 
Sicherheit; so finden die §. 92. *q<]. ingleichen §. 125. sq<]. fest- 
gesetzten Bestimmungen dor Strafe statt. 

§• 234. Liegt aber bei einer, obschoo wider besseres Wissen 
unternommenen, Anmassung eines Hoheilsrechts keine der Ruhe 
und Sicherheit des Staats unmittelbar nachtheilige Absicht zum 
Grunde : so findet nur fiskalische Geld - oder zeitige Gefängnis** 
etrafe statt. _ , 

§. 235. Diese Strafe soll nach Verhältnis! der Wichtigkeit 
des angemassten Rechts, - uo<4 der sonstigen unerlaubten Absicht, 

welch« 
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welche dabei zum Grunde liegt, auf dreihundert bii dreitanaend 
Thaler, oder auf Ein* bia dreijährigen Featungaarreat bestimmt 
werden. 

§. 236. Wer aich ein nutzbarea Recht dea Staat* wissentlich 
zurüngebuhr anmasat, der musa allen dadurch verursachten Scha- 
den doppelt eraetzen. 

§.237* Ausserdem hat er, nach Maaasgabe der Wichtigkeit de* 
angemassteo Recht*, und seiner dabei gehegten unerlaubten Ab- 
sicht, fünfzig bia tausend Thaler fiskalisch* Geld- oder Verhältnis!- 
massige Leibesstrafe verwirkt. 

§•238- Wer in Ausübung eines vom Staate verliehenen Recht* Mtubnuch 
di* dabei ihm angewiesenen Gränzen vorsätzlich überschreitet, '*7er”i»b«n«n* 
den trifft die Hälfte der Strafe, welche derjenige verwirkt, der K<cku. 
sich eines solchen Recht* selbst zur Ungebühr anmasst. 

§. 2 39* Wer bei dieser Ausübung den Polizeigesetzen des 
Staats zuwider handelt, ist mit der in den besondern Polizeiord- 
nungen vorgesrhriebenen Strafe zu belegen. 

§. 2 '10. Ist die Straf* der Uebertretung in der Polizeiordnung 
nicht bestimmt : so muss der Richter, nach Maassgabe dar Gelahr 
und Schädlichkeit der Uebertretung, eine die Summe von fünfzig 
Thalern nicht übersteigende fiskalische Geld-, oder Verhältnis*- 
massige Arreststrafe festsetzen. 

§. 24 1. Wer aber ein vom Staate verliehenes Recht zum 
Nachtheile des Staats selbst, oder zum Drucke der Einwohner und 
Schutzverwandten desselben, vorsätzlich missbraucht, der muss, 
ausser der verwirkten Polizeistrafe, dieses Recht* für seine Per- 
son verlustig erklärt werden, 

§. 242. Wer dem Staate die schuldigen Abgaben und Gefälle BulotrSctitt- 
betrüglicher Weite vorenthält, ist, wenn nicht besondere Gesetze 
cioe ander* Strafe bestimmen, den vierfachen Betrag des Vorent- Susu. 
halten en zu erlegen verbunden. 

§• 243. Wer Andern zur Verweigerung oder Unterschlagung 
ihrer schuldigen Gefälle mit Rath und Tbat beisteht, oder di* 
dabin abzielenden Unterschleife begünstigt, »oll mit dem Haupt- 
verbrecher gleiche Strafe leiden. __ 

§. 244. Wer unter dem Vorwände, Privatcollecten für Com- Eingriff, 
munen oder Nothleidende zu sammeln, sich in die Häuser ein- u j£jjjj^*2^ 
drängt, der wird mit zehn bis fünfzig Thaler Geld- oder verhält- Bmuwruo,*- 
nissmäasiger Leibesstrafe belegt. 

§. 245. Liegt bei der verbotenen Einsammlung einer Privat- 
eollecte Eigennutz oder sonst Betrug zum Grunde : so wird die 
Strafe durch Verlängerung des Arrestes bis auf die Hälfte der an 
■ich verwirkten Dauer, und durch Erlegung de* vierfachen Be- 
trags von dem Eingesammelten geschärft. 

§. 246. Privilegirten Gesellschaften ist die Ausschreibung 
and Einsammlung von Geldbeiträgen unter sich nur in io fern er- 
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laubt, alt ch die Natur ihrer Verfassung, und die Erreichung ihres 
von Staate gebilligten Endzwecks erfordern, * 

§• 247* Wenn Gemeinen in den Stadien oder auf dem Lande, 
, ohne Genehmigung ihrer Vorgesetzten, Collecten unter sich auf* 
bringen: so sollen die Rädelsführer mit sechswöchentlicher bis 
secbsmonatlicher Gefängnis«- oder Zuchthausstrafe belegt werden, 
§• 24S, Wer ohne besondere Erlaubnis« des Staats eine öffent- 
liche Lotterie unternimmt, der soll um fünfzig bis hundert Thaler 
fiskalisch bestraft werden ; und ausserdem den doppelten Betrag 
des dadurch gezogenen Vortheiis der Armencasse des Orts ent- 
richten. 

' §• 249. Wer in auswärtige vom Staate nicht besonders ge- 

nehmigte Lotterien einsetzt, muss den Betrag des Einsatzes, und 
, noch über dieses hundert Thaler, dem Fisko zur Strafe erlegen, 

# §. 250. Wer öffentliche Aussteuer-, Wittwen- oder Sterbe- 

cassen ohne ausdrückliche Genehmigung des Staats errichtet, der 
eoll den Interessenten ihre Einsätze zurückgeben, und den doppel- 
ten Betrag des an Besoldung, Provision, oder sonst gezogenen 
Vortheiis, an die Armencasse des Orts bezahlen. 

§■ 251. Ist dergleichen Anstalt, vorsätzlich zum Nachtheile 
'oder cur Bcrückung einfältiger Leute, errichtet worden : so soll 
der Stifter, ausser vorstehender Strafe, als ein Betrüger öffentlich 
ausgestellt, und auf sechs Monate bis zwei Jahre zur Festung oder 
ins Zuchthaus gebracht werden. 

Man«. §.252. Wer eigenmächtig unter Landesherrlichem Gepräge, 

verbrechen. ]\m nzen Ium Cours im Publiko schlägt oder giesst, hat, nach Ver- 
hältnis der ausgeprägten Quantität, zwei- bis dreijährige Festungs- 
strale, nebst einer fiskalischen Geldbusse bis zum zehnfachen Be- 

..Tt . t 

r trage des gezogenen Vortheiis, verwirkt. 

§. 254. Pi* Hälfte dieser Strafe trifft denjenigen, welcher 
zu solchem eigenmächtigen Münzen auswärtiges Gepräge miss- 
braucht. .... „ , 

§. 25d. Wer aber unter Landesherrlichem, oder einem an- 
dern im Lande gesetzmässig eursirenden Stempel, nicht nur eigen- 
mächtig Münzen prägt oder giesst, sondern auch zugleich deren 
inneren Gehalt verfälscht, und dadurch das Publikum betrügt, 
hat vier- bis zehnjährige Festungsstrafe verwirkt. , * 

§, 255* Ausserdem muss er eine fiskalische Geldbusse, welch« 
dem zehnlacben Betrage des verursachten Schadens, so weit a)s 
selbiger ausgemitlelt werden kann, gleich kommt, aus seinem Ver- 
mögen entrichte!* ( „ ' ' ‘ . | ‘ 

§.256. Sind durch dieses Verbrechen beträchtliche Summen 
falscher Münzen ins Publikum gebracht, und dadurch dem Han- 
del und Credit der Unterlhanen des Staats ein erheblicher Schade 
zugei ugt worden : , so soll die Strafe bis zu Staupenschlag und 
lebenswierigev Festuogsarheit geschärft werden. 

• * , * 
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§. 257 • Münzbediente, welche den Gehalt der von ihnen, 
oder unter ihrer Aufsicht, geprägten Gelder verringern, und da- 
durch nicht nur den Landesherrn, sondern auch das Publikum ver- 
vortheilen, sollen mit eben der Strafe (§. 256 .) belegt werden. 

§. 253« Hat Jemand unter lremdem im Lande nicht cursiren- 
den Stempel falsche geringhaltige Münzen ausgeprägt : so trifft ihn 
drei- bis sechsjährige Festungsstrafe. i: * , 

§. 259* Wer falsche Münzen geprägt; aber noch nicht in das 
Publikum verbreitet hat, den trifft die Hälfte der, nach der übri- 
gen Beschaffenheit seines Verbrechens, verwirkten Strafe. 

§. 260. Wer aber dem falschen Münzer zur Verbreitung der 
von ihm geprägten Gelder ins Publikum, aus Eigennutz oder sonst 
vorsätzlich, Hülfe geleistet bat, der soll dem Thäter gleich bestraft % 
werden. 

§. 261 . Wem falsche Münzsorten zu Händen komipen, oder 
wer sonst von deren Umlaufe zuverlässige Nachricht erhält, der 
ist zur unverzüglichen Anzeige davon an die Obrigkeit verbunden. 

§. 262. Wer nicht nur diese Anzeige unterlässt; sondern 
auch die ihm zu Händen gekommenen falschen Münzsorten, wis- 
sentlich weiter ausgiebt, der soll um den vierfachen Betrag der- 
selben, und überdies mit einer Geldbusse von fünf bis fünfzig 
Thalern , oder mit Gcfängoiss auf acht Tage bis sechs Wochen 
bestraft werden. -*'• •< > 

§. 263. Wer die im Lande gangbaren Münzsnrten beschnei- 
det, abfeilt, oder durch andere Künste deren’ Gehalt schmälert, 
der soll den zehnfachen Betrag des sich dadurch verschafften un- 
rechtmässigen Gewinnes zur Strafeasse erlegen ; lind nach Ver- 
hältniss des angerichteten Schadens, zwei- bis vierjährige Zucht- 
hausstrafe leiden. 

/ f • 

§. 264. Ist er ein Jude: so wird er, noch ausser der Strafe, 
des ihm vom Staate bisher gegönnten Schutzes verlustig. 

§. 265. Wer zum Nachtheile, und widerein Verbot desStaats, 
Landesherrliche Münzsorten einschmelzt, wird um den vierfachen 
Betrag des dabei gesuchten Gewinnes fiskalisch bestraft. 

§•266. Wer verrufene Scheide- oder andere schlechte Münz- 
aorten, aus Gewinnsucht, in das Land einfübrt und verbreitet, der 
aoll mit Confiscation derselben, und dem Ersätze des doppelten 
Betrages der eingebrachten Summe bestraft werden, 
i §. 267- Wer Banknoten, Pfandbriefe, oder Actien, welche 
unterLandesherrlicherAutoritätzum üffentlichenUmlaufe bestimmt 
aind, verfälscht oder nachmacht; oder dergleichen verfälschte Pa- 
piere, im Publico wissentlich verbreiten hilft, soll gleich demje- 
nigen, welcher falsches Geld unter Landesherrlichem Gepräge ge- 
münzt oder verbreitet hat, bestraft werden; t'. # » 

15 r ' 



340 Zweiter Theil. Zwanzigster Titel. 


§. 268. Kein Kupferstecher, Drucker, Stempel - oder Wip- 
penschneider , «oll ohne schriftlichen Befehl von der Obrigkeit, 
unter welcher er «teilet, Stempel, Siegel oder Stiche und Platten 
der Formulare öffentlicher Papiere, in die Arbeit nehmen, noch an 
Jemand andern, al« an da« Landescollegium, von welchem er den 
Auftrag erhalten hat, gegen Bmpfangschein ablietern. 

§. 26 9- Wer diesem Verbote zuwider handelt, soll nach Ver- 
baltnisi der daraus für de« Staat oder da« Publikum entstandenen 
Gefahr, mit dreimonatlicher bis zweijähriger Gefängniss- oder 
Fettungsstrafe belegt werden. 

Stempele»- §. 270. Der unterlassene Gebrauch des vorgesebriebenen 
trÄTiDüooeo. gtempdpapier« j 0 Gnadensachen ; bei Kauf-, Pacht- und Mieth- 
contractsn um Grundstücke; bei letzt willigen Verordnungen und 
Ehestiftungen, «oll, ausser dem Ersätze der dem Staate entzoge- 
- nen Abgabe, mit Verurtheilung in den doppelten Betrag dersel- 
ben, fiskalisch geahndet werden. 

* §. 27 i- Eben diese Strafe trifft Kaufleute und Juden, welche 

ihre Handlungsbücher nicht stempeln lassen. 

§.272. Desgleichen Juden, die sich verheiratben, ohne den 
Trauschein mit dem vorgeschriebenen Stempel gelöset zu haben. 

§•273. Wer bei Gesuchen und Verhandlungen vor Gerich- 
ten, oder andern Obrigkeiten und öffentlichen Behörden, inglei- 
chen bei allen Contracten, ausser dem Kaufe, Pacht -und Itliethe 
unbeweglicher Güter (§. 270.), sich des vorgeschricbenen Stem- 
pelbogens nicht bedient, muss selbigen noch beibringen, und Einen 
Thaler Strafe für jeden Gebertretungsfall entrichten. 

§. 274. Wer bei solchen Verhandlungen die in den Edicten 
vorgesebriebene Vollmacht nicht gebraucht, muss die zuletzt ge- 
dachte Strafe doppelt entrichten. 

§. 275. Der, welchem von Ehegatten, Seitenverwandten, oder 
Fremden, eine Erbschaft, Schenkung aller Güter, oder ein Vei<- 
mächtniss zufällt, muss binnen drei Monaten, nachdem er von dem • 
Anfalle Wissenschaft erhalten hat, den vorgesrhriebenen Stempel- 
satz erlegen, oder denselben zur Strafe vierfach entrichten. 

§• 27 6. Doch wird bei Erbschaften den Erben die lieber- 
legungsfrist zu gute gerechnet; aurh sollen diejenigen, welche 
keine nähere Kenntniss und Uebung in gerichtlichen Geschäfte« 
haben, zuvor an ihre Pflicht, den Stempelbogen beizubringen, er- 
innert werden. 

Aeel»e. und §.277* Wer Waaren oder Sachen, deren Rin- oder Ausfuhr 
SoUr*rfcneh«B. | | er Staat verboten hat, diesem Verbote zuwider ins Land bringt, 
oder heraaizurcfcsffen unternimmt, der macht sieb des Verbrechena 
der Contrebande schuldig. 

§. 278- Wer bei der Rin- und Ausfuhr an sich erlaubter 
Waaren , die dem Staate davon zukommendeo Zoll- oder Accis«- 
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gefalle demselben zu entziehen unternimmt, der begeht eine De- 
fraudation, 

§■ 27 9« Kaufleute, die ihre zum Handel aus - oder einzufüh- 
rcnden Waaren bei den Zbllen und der Accisa entweder gar nicht, 
oder in Ansehung der Qualität, Quantität, oder des Werths, 
vorsätzlich unrichtig angeben, werden als Defraudanten ange- 
sehen. 

§. 280. Ein gleiches Verbrechen begehen 8chifler und Fracht- 
fuhrleute, welche den Zoll- und Acciseämtern vorsätzlich aus« 
weichen ; unrichtige oder unvollständige Frachtbriefe wissentlich 
vorzeigen ; oder die auf den Frachtbriefen nicht befindlichen, 
von ihnen zugeladenen Waaren anzugeben unterlassen. 

§. 281. Auch andere Reitende, welche accisbare Waaren 
bei sich führen, und diese auf der Gränze noch nicht versteuert 
haben, müssen bei Strafe der Defraudation in der Zollslrasia 
bleiben. 

§. 282. Brauer, Branntweinbrenner, und Andre, welche 
ein Gewerbe treiben, von dessen Ausübung in jedem einzelnen 
Falle dem Staate eine Abgabe zu entrichten ist, begehen eine De- 
fraudation , wenn sie dergleichen Fälle der Ausübung entweder 
gar nicht, oder unrichtig anzeigeo. 

§. 283. Alle andre Privatpersonen begehen eine Defrauda- 
tion, sobald sie die den Gefällen unterworfenen Sachen bei der 
Visitation verheimlichen. 

§. 284. Auch schon alsdann, wenn sie der vorgeschriebenen 
Visitation auszuweichen suchen , werden sie als Defraudanten an- 
gesehen. 

§. 285. Von jeder Contrebande oder Defraudation ist die CenSststUn. 
Confiseation der Waaren oder Sachen, woran selbige verübt wor- 
den , die unmittelbare Folge. 

§. 286. Wird die zur Rin- oder Ausfuhr verbotene Waare 
gleich bei dem Gränz- Zollamte angezeigt: so muss selbige auf 
Kosten des Eigenlhümers zurückgeschafFt werden. 

§. 287- Hat Jemand, der kein Kaufmann, Schiffer, oder 
Fuhrmann ist, contrebande Waaren oder Sachen bei dem Gränz- 
Zolt- oder Acciseamte zwar nicht ausdrücklich angegeben, aber 
sich doch zur Visitation gehörig gemeldet: so findet ebenfalls 
nur die Zurückschaflung auf seine Kosten statt. 

§. 288. Rbcn dieses ist zu beobachten, wenn zur Einfuhr 
verbotene Waaren mit der Post ankommen ; und der, an welchen 
sie gesendet sind , einer beabsichtigten Contrebande nicht über- 
führt werden kann. ' 

§. 28.9. Finden sich bei der Visitation erlaubter und auswärts 
verschriebener Waaren, am Orte der Bestimmung, verbotene 
mit eiogeparkt: so sind selbige verfallen. - 
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§• 290. Der inländische Empfänger bleibt aber von aller 
Strafe frei, wenn er durch Vorlegung seiner Correspond enz, oder 
auf andre Art nach weisen kann, dass die Beipackung ohne sein 
Vorwissen geschehen sei. 

§.291'* Der aus einer Contra vention entstehende Verlust der 
Waare oder Sache trifft jedesmal den Eigentümer. 

§.292. Es macht dabei keinen Unterschied : ob derselbe die 
Uebertretung unmittelbar begangen hat; oder ob selbige durch 
seine Angehörigen, Handlungsbedienten, oder andre in seinen 
Diensten stehende Personen verübt worden. 

§. 293. Kaufleute, Juden, Schifferund Fracbtfuhrleuto, 
Müller, Brauer, Branntweinbrenner und Fleischer müssen für 
ihr Gesinde,, und ihre im Hause befindlichen Ehegatten und An- 
verwandten ohne Unterschied haften. 

* §. 294. Andere Personen haften nur für die Contrebande 

and Defraudation ihrer Ehegatten und Kinder, in so fern diese 
Verbrechen bei Gelegenheit solcher Geschäfte, wozu sie diesel- 
ben cu brauchen pflegen : von ihnen verübt worden. 

• §. 295. Haben bloss Schiffer und Frachtfuhrleute, denen der 

Transport der Waaren allein anvertraut worden, die Contraven- 
tion ohne Theilnehmung und Mitwissen des Eigentümers began- 
gen : so geht das Eigenthum der Waaren nicht verloren. 

' §■ 296« Vielmehr muss alsdann der Schiffer und Fuhrmann, 

ausser der sonst verwirkten Strafe, den Werth der Waare statt 
der Confiscation entrichten. 

* §• 297* Das Eigentum der verfallenen Waaren geht auf 
den Staat , oder den von diesem Berechtigten , sogleich , und 
ohne Rücksicht auf die Zeit der Publikation des Straferkenntnis- 
ses, über. , 

§. 298. Dergleichen Waare oder Sache kann daher, auch 
wenn sie schon von dem Accise- oder Zollamte weggebracht wor- 
den, gegen den bisherigen Eigentümer, so lange er selbige 
noch besitzt, vindicirt werden. 

§. 299- Gegen einen dritten redlichenffesitzer hingegen ist 
die Vindication nur in so weit, als sie überhaupt nach allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften gegen einen solchen Besitzer statt fin- 
den kann, zulässig; und der Uebertreter haftet hauptsächlich 
für den Wert. (Th 1. Tit. 15. §. 24. $qq.) 

Strafender Con- §.300. Ausser der Confiscation hat derjenige, weichereine 
De? r» ud ■ uVn " n Contrebande oder Defraudation begeht, auch noch verhältniss- 
mässige Geld - oder Leibesstrafe verwirkt. 

§. 301. Kaufleute, Juden, Schilfer und Frachtfuhrleute, 
die sich einer solchen Uebertretung schuldig machen, sollen alle- 
Jial härter , als andre Privatpersonen , bestraft werden. 
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' 6 302. Unter letztem richtet »ich da» Verhältnis» der Strafe 

nach der mehrern oder mindern, bei ihnen vorauszusetzenden 

Kenntnis« der Landesverfassung. ' ' " 1 ' • 

§. 303. Nähere Bestimmungen der in jedem Contraventions- 
falle statt findenden 6tra(en, werden in den besondere Accise- 

und Zollverordnungen festgesetzt. 

K 304. Fremde Kaufleute, Juden, Schiffer und Frarhtfuhr- 
leute die bei ihrem F.intritte in hiesige Lande um die Accise- und 

Zollverlassungen sich gehörig zu erkundigen unterlassen, sind in 

Ansehung der Contrebande und Defraudationen , nach eben den 
Gesetzen , wie di« Einheimischen , zu beurteilen. 

..... §. 30S. '*h Ansehung anderer Fremden ist es genug , wenn 
eie Bich bei dem Zoll- oder Acciseädite gemeldet, und der erfor- 
derlichen Visitation unterworfen haben. 

£ 306* Haben aber dergleichen Fremde das Zoll- oder ÄCj 
cheamt vorsätzlich vermieden, oder Waaren oder Sachen bei der 
Visitation versteckt, oder sonst verheimlicht: so triff» sie *e 

Strafe der Confiscation. ... „ 

c 307 . Ist ein solcher Fremder wegen Contrebande oder De- 
fraudation schon einmal in Untersuchung gewesen : so wird er im 
Wiederholungsfälle gleich den Einheimischen bestraft. 

c 308 . Niemand darf sich der Visitation der dazu bestelltsrf 
nad vereideten Officianten, bei Vermeidung der deshalb durch 
besondere Verordnungen bestimmten Strafen, entziehen oder wi- 
dersetze ^ jeder ohne Unterschied , er sei Einheimischer 
„der Fremder , welcher bei Verübung einer Contreban^ oder , 
Defraudation, geladenes Gewehr , pd^ ander, gleich .^adl.d^ 
Werkzeuge, zum Widerstande gegen die Beamten des Staats b 

gjch fuhrt , soll, ausser der verwirkten ordentlichen Strafe, mit 
dreijährigem Festungsarreste belegt werden. 

K 110 Wer keine bestimmte Nahrung oder Hantierung nach- 

weisen kann, und 'wenigstens schon zweimal auf Contrebande be- 
troffen worden , wird für einen solchen , der aus Treibung der 

Contrebande eiä Gewerbe macht, angesehen. 

c 3t 1 Dergleichen Leute werden, wenn sie Contrebande 
bei sich haben, und sich den Officianten des Staat, -«'ersetzen 
( S 308. ) , nach Vorschrift des §. 309- bestraft; wenn auch der 
Umstand dass si. sich de» Gewehr, zum Widerstande gegen die 

Olficiantcn bedienen wollen, nicht erwiesen ist. 

g 312. Wer sirh des Gewehrs gegen die Officianten o er 
Soldaten, welche ihn .-hallen wollen, wirklich bedient, ha» 

Beamter de» Staats verwundet , oder sonst erheb >c ci gt 
worden l so »oll der TbäUr mit lebenswienger bestungsstrafe b 
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leg», bei wirklich erfolgter Tödtung aber aU eia Mörder nach 
§• 877* gestraft werden. , i 

Von Paaltot)- §. 314. Wer gegen die Vorschriften Tit. 15. Abschn. 4. den 
u<T»ti«nco. g laat j n Ausübung und Benutzung des Postregals beeinträchtigt, 
hat die in den besondern Postordnungen festgesetzten Strafen 
verwirkt. 

Jagdeontraren- §.315. Wer auf Königlichen, oder andern Jagdrevieren, 
Uaaaa. des Jagens , Hctzens, oder Scbiessens unbefugter Weise sich un- 
terfängt , der soll nach der Anzahl des gefangenen oder geschos- 
senen Wildes, mit der in den besondern Jagdordnungen bestimm- 
ten Geld - oder Leibesstrafe belegt werden. 

§. 316. Diese Strafe wird verdoppelt, wenn dergleichen un- 
befugtes Jagen in verbotenen und geschlossenen Zeiten unternom- 
men worden. , . 

§.317. Wer vom heimlichen Jagen , Schiessen, oder Fau- 
gen'j ein Gewerbe macht, der bat, als ein Wilddieb, die ge- 
schärfte Strafe des Diebstahls verwirkt. (§. Il45.) 

§. 318. Niemand soll sich auf fremden Grund und Boden, 
ausserhalb der ordentlichen Landstrasse , in Königlichen oder an- 
dern Gehegen und Jagdrevieren, wo ihm die Jagdgerechtigkeit 
nicht zusteht, mit Gewehr oder andern Werkzeugen zur Jagd, 
wodurch Wild eingefangen zu werden pflegt, finden lassen. 

§. 319. Wer dennoch solchergestalt betroffen wird, soll 
schon um deswillen, auch wenn er einer wirklich verübten Con- 
travention nicht überführt werden kann, des bei ihm befindlichen 
Gewehrs oder Jagdgeräthes verlustig seyn ; und ausserdem, nach 
Verbältniss des gegen ihn streitenden Verdachts, mit Geld -oder 
Gefängnisstrafe belegt werden. • 

§. 320. Wer sich dergleichen Pfändungen widersetzt, soll 
- nach Vorschrift des Ersten Theils Tit. l4. §. 459. sqq. bestraft 
werden. , 

§• 321. Was von Jagdcontraventionea verordnet ist, gilt 
auch von Beeinträchtigungen der Fischereigerechtigkeit. 

Bergwerkseon- §. 322. Wer den Staat in der Ausübung und Benutzung des 
ujv«nU»n«n. jj, m vorbehaltenen Bergwerksregals (Tit. 16. Abscbn. 4.) beein- 
trächtigt, bat die in den besondern Bergordnungen festgesetzten 
Strafen zu erwarten. I ■ . 

Achter Abschnitt. 

Von den Verbrechen der Diener des Staats. 

« W 

Grundsitic §. 321. Wer sich ein öfientliches Amt anmasst, ohne von 
'w < l ,r Behörde dazu bestellt und verpflichtet zu seyn , der haftet 

ti»« Anus, für allen durch ein solches Unternehmen dem Staate oder einem 
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Dritten verursachten Schaden ; auch wenn derselbe nur durch das 
geringste Versehen veranlasst worden. 

§. 324. In so fern dabei ein Betrug beabsichtigt worden, 
treten die §. 1377. »<]<!• enthaltenen Strafgesetze ein. 

§. 325. Wer sich durch Geschenke oder Versprechungen, es 
sei an Gelde, Geldeswerth, oder andern Vorlheilen in ein öffent- 
liches Amt einschleicht , der soll sofort und ohne weitere Rück- 
sicht cassirt werden. 

§. 326. Wer sein Recht zur Ernennung öffentlicher Staats - 
oder Kirchenbedienten, gegen die Vorschrift der Landesgesetze, 
vorsätzlich missbraucht, der wird desselben für seine Person auf 
immer verlustig. 

§. 327. Wenn dergleichen Missbrauch von Collegien und 
Corporationen begangen worden : so verlieren die gegenwärtigen 
Mitglieder, welche daran Thei! genommen haben, ihr Stimmrecht 
bei solchen Wahlen auf Lebenszeit. . 

§. 328. Es kann daher das Wahlrecht von einem solchen Col- »■ 

legio nicht eher wiederum ausgeübt werden , als bis wenigstens 
drei Mitglieder, die an dem vorigen Missbrauche nicht Theil ge- 
nommen haben , vorhanden sind. 

§. 329. Vorgesetzte, welche Jemanden, ohne die vorge- 
schricbene Prüfung seiner Fähigkeiten, und seines sittlichen Ver- 
haltens, zu einem öffentlichen Amte befördern, sind bei entstan- 
denem Schaden, nicht nur dem Staate, sondern auch einem Jeden, 
der dadurch Nachtheil erlitten hat, verantwortlich. 

§. 330. In den Fällen des §. 325 - 329. wird die ernannte 
oder gewählte Person von dem Amte ausgeschlossen, und das- 
selbe von der Vorgesetzten Instanz einer andern dazu tüchtigen 
Person nach Gutbefinden übertragen. 

§. 331. Vorgesetzte, welche Jemanden gegen Geschenke, 

Vortheile, oder Versprechungen, zu einem Amte befördern, Vor- 
schlägen, oder ihm sonst dazu verhelfen, sollen nicht nur für 
allen von einem solchen Officianten verursachten Schaden selbst 
haften , sondern haben auch Cassation verwirkt. 

§. 332. Ausserdem müssen sie in den vierfachen Betrag des 
erhaltenen Geschenks oder Vortheils ; oder wenn dieser keiner 
gewissen Schätzung fähig ist, in eine willkührliche Geldstrafe, 
nach Höhe ihres Jahrgehalts , verurtheilt werden. 

§.333. Wer den Vorschriften seines Amts vorsätzlich zu- 2 ) Vrrw.V 
wider handelt, der soll sofort cassirt; ausserdem, nach Beschaf- lu *6 
fenheit des Vergehens, und des verursachten Schadens, mit ver- 
hältnissmässiger Geld - , Gefängniss- oder Festungsstrafe belegt ; 

Und zu allen fernem öffentlichen Aemtern unfähig erklärt werden, 

§. 334. Wer aus grober Fahrlässigkeit oder Unwissenheit 
seine Amtspflichten verletzt, hat verhältnissmässige Geldstrafe, 

Degradation, oder Cassation verwirkt. 


J 
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§. 335. Wer «ich geringer Veriehen in «einen Amtspflichten 
schuldig gemacht hat, soll durch Warnung, Verweise, und geringe 
Geldstrafen, zur bessern Beobachtung seiner Pflichten angehalten 
werden. 

§, 3 36. Bewirken aber diese Strafen keine Besserung bei ihm ; 
•o ist er für einen Menschen anzusehen , der aus grober Fahr- 
lässigkeit seinen Amtspflichten zuwider handelt. 

§. 337* Wer sein Amt zum Nachtheile der gemeinen Sicher- 
heit, zu Erpressungen, oder sonst zum Drucke der Unterthanen 
des Staats missbraucht, soll desselben entsetzt werden, und ausser- 
dem verhältnissmässige Gefängnis«- oder Kestungsstrafe leiden. 

§. 338. Betrug, Verfälschung, Dieberei , Contrebande, De- 
fraudation, und andere gemeine Verbrechen, sollen an Be- 
amten, die ihr Amtsansehen zu deren Begehung oder Verdeckung 
gemissbraucht haben, ausser der wider sie zu verhängenden 
Cassation, durch Schärfung der ordentlichen Strafe des Ver- 
brechens geahndet werden. 

§. 339- Auch wenn Beamte ein Verbrechen begehen, welches 
mit ihrem Amte in keiner Beziehung steht; wofür aber, nach 
* Vorschrift der Gesetze, Zuchthaus- oder Festungsstrafe gegen 

sie erkannt werden muss, soll allemal, noch ausser dieser Straft, 
ihre Cassation erfolgen. 

§. 340. So oft ein Beamter zu Vebertretung seiner Amts- 
pflichten durch erhaltenen oder versprochenen Gewinn und Vor- 
theil verleitet worden, soll er, ausser der übrigen Strafe seines 
Verbrechens, wenn nicht besondere Gesetze ein Andres bestimmen, 
den vierfachen Betrag dieses Gewinnes der Strafeasse zu entrich- 
ten schuldig sein. • % 

§. 34l. So oft ein Beamter den durch vorsätzliche Pflicht- 
widrigkeit dem Staate oder einem Dritten verursachten Schaden 
nicht erstatten kann, soll derselbe , nach ausgestandener Strafe, 
so lange in einer SfFentlicben Anstalt zur Arbeit angehalten wer- 
den, bis der Ersatz des Schadens auf eine oder die andre Art ge- 
leistet worden. 

P^icht^WnVn §*342. Gegen Vorgesetzte, welche ihre Untergebenen zu 
Vorgwcutca. unerlaubten Handlungen in hren Diensten verleiten, sollen die 
Strafen , welche der Verbrecher selbst verwirkt hat, allenfalls bis 
zur Verdoppelung geschärft werden. 

§• 343- Gleichwohl soll den Unterbedienten der Vorwand, 
dass er zu pflichtwidrigen Handlungen von seinen Obern verleitet 
worden, von der Strafe nicht befreien. 

§. 344. Vorgesetzte, welche in der Aufsicht Ober ihre Unter- 
gebenen sich nachlässig erweisen, und pflichtwidrige Handlungen 
derselben nicht bestrafen , oder cur Bestrafung anzeigen , haften 
für allen aus dergleichen Arnfsvergebungcn solcher Untergebenen 
dem Staate, oder Privatpersonen, entstandenen Schaden, 
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§, 345* Rührt die Vernachlässigung der Aufsicht aui Träg- 
heit oder Leichtsinn her: so ist ein solcher Vorgesetzter mit ver- 
hältnissmässiger Geldstrafe, oder nach Maassgabe des von den 
Untergebenen begangenen Verbrechens, mit Degradation za 
belegen. 

§. 34 6 . Hat ein Vorgesetzter pflichtwidrige Vergehungen 
seiner Untergebenen wissentlich und vorsätzlich geduldet : so soll 
ihn eben die Strafe, wie die pflichtvergessenen Untergebenen 
selbst, treffen. 

§. 347. Ist dergleichen Nachsicht um Geschenke oder ande- 
rer Vorlheile willen gestattet worden : so soll die im Gesetze be- 
stimmte Strafe des Vorgesetzten mit einer Geldbusse auf den vier- 
fachen Betrag des Empfangenen , oder mit verhältuissmässiger 
Festungsstrafe geschärft werden. 

§. 348. Vorgesetzte sollen sich mit ihren Untergebenen -in Votb*u*n»g»- 
keine Darlehns-, Burgschafts-, oder andre Geldesvcrbindungen, 
ohne Genehmigung ihrer Obern einlassen. 

§•349 Geschieht es dennoch: so soll der Vorgesetzte schon 
allein wegen der unterlassenen Anzeige, in eine nach dessen Um- 
ständen empfindliche Geldstrafe verurlheilt, ode'r an eiren andern 
Ort, wo er dergleichen Verbindungen nicht hat, versetzt werden. 

§• 350. Auch enge Familienverbindungen sollen Beamte, 
deren einer zur Aufsicht über den andern verpflichtet ist, ohne 
Vorwissen und Genehmigung ihrer Obern nicht eingehen. 

§.351- Entstehen aber dergleichen Verbindungen dennoch : 
so muss der Vorgesetzte solcher Beamten der obern Behörde, 
bei zehn bis zwanzig Tbaler Strafe, davon ungesäumt Nachricht 
geben. 

§. 352. Ein Untergebener, der sich in seiqen Amtsverrichtun- 1) Vtredmn- 
gen gegen seinen Vorgesetzten ungehorsam und widerspenstig ^,’Jdtostf«. 
bezeigt, soll das erstemal mit einer vcrhältnissmässigen Geldbusse 
belegt, und wenn diese Strafe nichts fruchtet, im Wiederholungs- 
fälle cassirl werden. 

§• 353. Ist der Ungehorsam mit groben Anzüglichkeiten, In- 
jurien, oder garThätlichkeiten verknüpft: so zieht derselbe schon 
auf das erstemal die Cassation nach sieb. 

§. 3S4. Vorgesetzte, welche ihre Untergebenen mit Worten 
oder Thätlichkeiten misshandeln, sollen mit richterlichem Ver- 
weise, und nach Beschaffenheit der Beschimpfung oder Misshand- 
lung, mit verbäitnissmässiger Geld- oder Gefängnissstrafe belegt 
Werden, 

§•355. Ein Beamter, der sich ohne Genehmigung seiner 
Vorgesetzten von seinem Posten entfernt, toll nicht nur allen , 
durch seine Abwesenheit entstandenen Schaden vertreten ; sondern 
hat auch verhältnissmässige Geld * oder Leibesstrafe zu ge- 
wärtigen. 

« 
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§• 356. Ein Gleiche« findet gegen denjenigen «tatt , welcher 
ohne erhebliche Ursache über «einen erhaltenen Urlaub auableibt. 

6) Gabraekm« §. 357* Wer auner dem Falle einer Staats verrätherei (§. 111. 

l4t. 1 42. 1 4 S - ) die ihm anvertrauten Amtsgeheimnisse Andern, 
die *ie zu wiesen nicht berechtigt sind, gefährlicher Weise erCfFoet, 
macht sich seines Amte« verlustig, und soll nach Befinden der 
Umstände mit zeitiger Gefängnisstrafe belegt werden. 

§■ 358. Ist die Entdeckung solcher Amtsgeheimnisse blass 
ans Leichtsinn und Unbedachtsamkeit geschehen : so fiadet, nach 
Verhältnis« des dadurch angerichteten Schadens, Geld* oder Ge* 
fängnissstrafe statt. 

§• 3 59* Nach fruchtlos angewandter Geld - oder Gefangnise- 
»trafe soll, im Wiederholungsfälle, die §. 357* vorgeschriebene 
Ahndung eintreten. 

6) Bestechung §.360. Diener des Staats, welche für die Ausrichtung ihres 
Amts Geschenke oder Gaben, wozu die Gesetze sie nicht ausdrück- 
lich berechtigen, annehmen, oder durch Andere für ihre Rechnung 
nehmen lassen, sollen wenn auch kein Verdacht einer Pflicht- 
widrigkeit vorhanden ist, um den vierfachen Betrag des Empfan- 
genen bestraft werden. 

§.36l. Waltet aber zugleich ein erheblicher Verdacht einer 
begangenen, oder vorgehabten Pflichtwidrigkeit ob : so hat der 
Beamte, ausser der Geldstrafe, auch die Cassation, und im Falle 
einer klar erwiesenen Verletzung der Amtspflicht, überdies noch 
drei bis sechsjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe verwirkt. 

7) Im Amts §.362. Gegen Beamte, welche Personen , mit denen sie im 
»srüi»tslnjuri««.^ m j e zu ,j,un haben, bei der Ausübung desselben mit groben An- 
züglichkeiten , Injurien, oder gar Thätlichkeitcn beleidigen , soll, 
ausser der dem Beleidigten gebührenden Privatgenugthuung , die. 
ordentliche Strafe der Injurien , allenfalls bis zur Degradation, 
oder gar Cassation, geschärft werden. 

8) Unerdsat- §.36 3. Beamte, die sich durch unregelmässige Lebensart, 

liehe Lebensart gpjg^ „der Verschwendung in Schulden stürzen ; oder sich durch 

niederträchtige Aufführung verächtlich machen, sollen ihre« 
Amts entsetzt werden. 

§. 364. Können sie solche Schulden nicht bezahlen : so blei- 
ben sie auf immer zu den Diensten des Staats unfähig. 

§. 365. Alles, wa« vorstehend §. 323-364. von den Ver- 
gehungen der Officiantcn de* Staats verordnet ist, gilt sowohl 
von den mittelbaren als unmittelbaren Beamten desselben, 

(Tit. 10. §. 69 ) 

I. Straf« §, 366. Ein Richter, welcher von Parteien, di* vor ihm Pro- 

g.r' j'uaUiba. z *sse führen , Geschenke nimmt, oder sich versprechen lässt, soll 
o'br'Wr ,c * ,0n deswegen^ wenn er auch sonst keiner Pfliehtwidrigkeit über- 
fibten lag«, führt werden könnte ^ seines Amte« entsetzt, und wenn Verdacht 
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oder Ueberführung einer solchen Pflichtwidrigkeit vorhanden ist, Mikiiildin 
noch ausserdem nach Vorschrift des §. 36 1. bestraft werden. *“* Ei * eiui “ ,, i 

§. 367* Wenn eine Gerichtsperson in Amtsangelegenheiten, 
welche keinen Prozess betrcflen, Geschenke von den Parteien an» 
nimmt, und es seinen Vorgesetzten nicht anzeigt: so soll der- 
gleichen Vergehen nach Vorschrift des §. 36 0. geahndet werden : 
im Wiederholungsfälle aber, wenn auch noch keine andere Strafe 
vorhergegangen wäre, dennoch die Cassation eintreten. 

$. 36S. Wer einer Gerichtsperson Geschenke oder Vortheile 
anbietet, um sich dieselbe in seinen Rechtsangelegenbeiten über- 
haupt geneigt zu machen, der wird um den vierfachen Betrag 
des Angebotenen fiskalisch bestraft. 

§. 369* Geschieht das Anmuthen zur Durchsetzung einer ge- 
wissen bestimmten Angelegenheit: so muss der Anbietende eben 
so viel an Strafe erlegen, als der Vortheil beträgt, den er dadurch 
hat erlangen können, oder wollen. 

§. 370. Lässt sich der angebotenc oder beabsichtigte Vortheil 
nicht in Gelde schätzen : so findet in den Fällen des §. 3ÖS. 369* 
verhält nissmässige Gefängnissstrafe statt. 

§■ 371* Justizbediente, die sich aus Animosität, Privatleiden- t) *u* Leiden- 
schaften, oder andern Nebenabsichten, zu pflichtwidrigen Hand- 
lungen in ihrem Amte hinreissen lassen, sollen cassirt, und ausser- 
dem mit zwei- bis fünfjährigem Fcstungsarreste bestraft werden. 

§. 372. Diejenigen hingegen, die aus grober Fahrlässigkeit, 
oder Unwissenheit, ihren Pflichten zuwider handeln, und dadurch 
dem Staate, oder den Parteien erheblichen Schaden zufügen, sol- 
len ihres Amts verlustig, und zu alleD fernem Justizbedieoungen 
unfähig erklärt werden. 

§.373. Justizbediente, welche durch Ueberschreitung der 4) bei Sportel 
vorgeschricbeuen Taxen, oder sonst durch geflissentliche Anhäu- 
fung unniithiger Kosten, die Parteien bedrücken , werden, wenn 
ihnen der Selbstgenuss derSporteln zukommt, um den zehnfachen 
Betrag der zu viel genommenen Gebühren bestraft. 

§- 374. Haben sie sich des übermässigen Sportulirens in mehr 
als Einem Falle, aus Eigennutz und Gewinnsucht schuldig ge- 
macht : so trifft sie die Cassation , noch ausser der verordoeten 
Geldbusse. 

§•375. Dagegen werden sie nur um den doppelten Betrag 
der zu viel genommenen Sporteln bestraft , wenn sie dergleichen 
Gebühren nicht für eigne Rechnung eingezogen haben. 

§. 376. Diese Strafe trifft alsdann denjenigen, welcher die 
Gebühren angesetzt hat. 

§< 377* Vorgesetzte, Mitglieder, oder Subalternen der Ge- 
richte, welche aus dem Deposito des Gerichts Darlehne aufneh- 
men, müssen zur baldigen Zurückzahlung durch persönlichen 
Arrest angehalten werden. 


•chatten i 


3) aua Fahr- 
Usaljheit;' 


5) hat n.. 
po.it.lv erga- 
buogfii. 


J 
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6) In Crlrol- 
naUachen. 


§•378. Ist das Dirleho gegen vorarhriftmäsiige Sicherheit 
genommen worden : so muss sowohl von dem Schuldjne^, als den» 
jenigen, welche darein gewilligt haben, der zwanzigste Theil der 
geliehenen Summe zur Strafe erlegt werden. 

§.37 9* Mangelt cs an der vorsefariftmässigen Sicherheit: so 
wird die im §. 378- bestimmte Strafe verdoppelt. 

§. 380. Kann die Rückzahlung nicht geleistet werden ; so ' 
treten sowohl in Ansehung des Schuldners, als desjenigen, welcher 
das Darlehn bewilligt batte, die §. 4lS. sq<j. vorgeschriebenen 
Strafen ein, 

§. 38t. Lässt ein Richter einen Arrestanten über zweimal 
vier und zwanzig Stunden, von der Zeit an, da dessen Verhaftung 
zu seiner Kenntoiss gelangt ist, ohne die Untersuchung durch seine 
oder der Zeugen Vernehmung zu eröffnen , im Arreste sitzen : so 
soll derselbe für jeden Tag mit einer Geldstrafe von Fünf Thatern 
belegt werden. 

§. 382. Ist die Eröffnung der Untersuchung gegen den Ar- 
restanten Uber einen itlonath verzögert worden : so soll der Rich- 
ter, welchem diese Verzögerung zyr Last fallt, seines Amts ent- 
setzt werden. 

§• 383. Nur äusserst dringende Abhaltungen oder ganz un- 
überwindliche Hindernisse, welche jedoch dem Vorgesetzten jedes- 
mal angezeigt werden müssen, können den Richter wegen eines 
solchen Verzugs entschuldigen. 

§• 384. Wer durch pflichtwidrige Verzögerungen seiner 
Amtshandlungen den Arrest verlängert, ist im Falle einer 
Fahrlässigkeit mit einer Geldbusse von fünf bis fünfzig Tbalern ; 
bei eintretender böser Absicht aber nach Vorschrift des folgenden 
§• 385. zu bestrafen. 

§. 385. Ein Richter, welcher einen Unschuldigen vorsätzlich 
und in der Absicht , denselben an seiner Ehre , seinem Vermögen, 
oder sonst zu kränken, zur Criminaluntersuchung zieht, soll cas- 
sirt; und ausserdem, nach Verhältniss des Grades der Bosheit, 
auf Ein bis vier Jahre zur Festung, oder ins Zuchthaus gebracht 
werden. 

§. 3S6. Ein Richter, welcher Crirainalstrafen ohne vorgän- 
giges Erkenntniss der Behörde zur Vollziehung bringt, soll seines 
Amtes entsetzt; und wenn die eigenmächtige Strafe einen Un^ 
schuldigen getroffen hätte, mit einer damit in Verhältuiss stehenden 
Festung! - oder Zuchthausstrafe belegt werden. 

§ 387. Hat die Strafe des Unschuldigen dessen Tod zurFolge 
gehabt: so hat ein solcher Richter, narlrBpsrhafFenbeit seiner 
Verschuldung, die Strafe eines Todtschlägtrs ^oder Mörders 
verwirkt. ... 

§. 388. Vorsätzliche Ueberschreitung der durch Gesetze oder 
Urtheil bestimmten Strafe ist gleich einer eigenmächtigen Bestra- 
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fung (§. 386.) i jedoch nur nach Verhält nies de» Uebermaasses 
und des dadurch verursachten Nacbtheils, zu ahnden. 

§. 389- Ein Gleichet findet in Ansehung derjenigen statt, 
welchen die Vollziehung der Strafe von dem Richter aufgetragen 
worden. 

§. 390. Auch grobe Versehen bei Vollstreckung der Strafe 
sind mit Entsetzung vom Amte, und Überdies mit der Hälfte der 
§. 386. vorgeschricbenen Strafe zu belegen. 

§. 39t* Massige und geringe Versehen sollen willkührlieb, 
nach Verhältnis der Verschuldung und des dadurch veranlassten 
Nachtheils, bestraft werden. 

§. 392. Was §. 388. sqq. verordnet ist, findet auch bei eigen- 
mächtiger Verwandlung der gelindem Strafen in härtere statt. 

§. 393- Hat der Richter eigenmächtig eine gelindere Strafe 
statt der erkannten hartem vollzogen : so soll nach Verhältnis 
des geschehenen Nachlasses und dr» dazu gehabten Bewe- 
gungsgrundes, eine willkuhrliche Geld- oder Gefängnisstrafe 
ein treten. 

§. 394. Liegt dabei Eigennutz oder sonst eine unerlaubte 
Absicht zum Grunde: so findet die §.371* bestimmte Strafe statt. 

§■ 395- Ein Richter, welcher ein ihm angezeigtea Verbrechen 
verschweigt, oder unterdrückt, oder dem Verbrecher vorsätzlich 
Zeit und Raum lässt, sich der Untersuchung und Strafe zu ent- 
ziehen, hat, nach ßewandniss der dabei zum Grunde liegenden 
b3sen Abdicht und des unterdrückten oder unbestraft gelassenen 
Verbrechens selbst, die §. 366 - 371. verordneten Strafen 
verwirkt. _ . ; 

§. 396. Lag dabei ein anzeitiges Itlitleiden zum Grunde: so 
soll er, nach Beschaffenheit des aus dergleichen Verbrechen za 
besorgenden Nachtheils, milGefängniss oder Degradation bestraft 
werden. 

§.397- Ausserdem haftet er Tür allen Schaden, weichender 
straflos gebliebene Verbrecher durch Wiederholung seiner Uebel- 
thaten nachher anrichtet. 

§. 398. Hat der Richterbei der Untersuchung, Inder Absicht, 
einen Verbrecher durcbzuhelfen , Verfälschung oder andere Un- 
richtigkeiten begangen : so findet die Vorschrift §. 333. wider 
ihn Anwendung. 

§. 3 99* Hat ausserdem ein Justizbedienter sich einer wissent- 
lichen Verfälschung gerichtlicher Verhandlungen oder Vermerke 
schuldig gemacht: so soll er seines Amts entsetzt, und die sonst 
nach §. 1384. eintreteude Strafe der Verfälschung, gegen ihn 
verdoppelt werden. (§. 1385.) 

§. 400. Ist die Unrichtigkeit durch Leichtsinn oder Nachläs- 
sigkeit veranlasst, und dadurch ein Schade verursacht worden: so 
muss die schuldige Justizpersou nicht ‘nur dtn Schaden ersetzeu. 


Von Verftl- 
ackan| der 
Akten. 
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sondern auch in eine mit diesem Schaden in Verhältnis« stehende, 
Geld - oder Gefangnissstrafc verurtheilt werden. 

§. 401. Unschädliche Unrichtigkeiten sind nach Vorschrift 
der Prozessordnung zu ahnden. 

B»l unerlaubum §. 402. Justizbediente, welche in streitigen Sachen, die zu 

CuntuUrca. jj lper jdung gelangen können, zum Schaden einer oder der 

andern Partei Rath ertheilen, sullen zehn bis einhundert Thaler 
Geldstrafe erlegen ; und wenn sie nach schon einmal erlittener 
Bestrafung sich eines gleichen Verbrechens schuldig machen, ihres 
Amts entsetzt werden. 

§•403. Alle Justizpersonen müssen, bei Strafe der Suspen- 
sion, oder gar der Dienstcntsetzung, in Sachen, wobei sie oder die 
Ihrigen, nach Vorschrift der Prozessordnung, für interessirt zu 
achten sind, sich ihrer Stimme, so wie aller Amtshandlungen ent- 
halten , welche zum Nachtbeile eines andern gereichen t oder zu 
einem Missbrauche Anlass geben könnten. 

Btl Ctsslsaen. § 40'l. Justizbediente sollen Forderungen , welche vordem' 
Gerichte, bei dem sie stehen, in Prozessen, oder in der Execution 
befangen sind , durch Kauf, Tausch, Cession, oder sonst, weder 
als Gläubiger, noch als Schuldner übernehmen. 

§. 4 05. Soll durch dergleichen Uebernahme eine dem Justiz- 
bedienten an den Cedenten vorhin schon zugestandene rechtmäs- 
sige Forderung, oder Passivschuld, ganz oder zum Theil getilgt 
werden : so muss derselbe seinem unmittelbaren Vorgesetzten da- 
von Anzeige machen, und dessen Genehmigung abwarten. 

§• 4ü6. Justizbediente, welche ohne dergleichen Anzeige oder 
Genehmigung streitige Activ- oder Passivschulden von der im 
§. 40l- beschriebenen Art übernehmen sollen, wenn sie nach An- 
leitung des §. 405. höhere Genehmigung zu hoffen gehabt hätten, 
den zwanzigsten, ausser diesem Falle aberden vierten Theil des 
Betrags dieser Schulden zur Strafe erlegen. 

§. 407. Ist aber die Uebernahme fremder Activ - oder Passiv- 
schulden in böser Absicht verheimlicht worden ; oder hat der 
Vorgesetzte selbst dergleichen Schulden übernommen, ohne dem 
Collegio davon Anzeige zu machen : so tritt die Strafe der Amts- 
entsetzung ein. 

W»s«n Mit- §. 408. Wie gegen Justizbedienten, welche bei öffentlichen 

birtung bat 1 „ ° “ ' . 

SITinilichrn V». V erkaufen , denen sie von Amtswegen beiwohnen, mitbieten, zu 

verfahren sei, ist gehörigen Ort« bestimmt. (Th. 1. Tit. 11. 

^ "■ §-22-25.) 

II. Straf« §. 4 09. Pflichtwidrig handelnde Finanzbediente sind nach 

haiidaltrdar'n. Maasgabe §. 323 - 365. , ipid wenn sie Personen in Verhaft 
“wkh dl ''.u" n ’ ne ® ,mcn ' °hne sie vorsebriftsmässig zu verhören, oder an die Jus- 

Suai, oder tizbehörde abzuliefern, nach Vorschrift des §. 38 1« bis 401. zu 
bestrafen. 
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§. 4tO. Beamte, welche cur Ausmittelung oder Einziehung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle beeteilt eind , und dabei den 
Staat vorsätzlich verkürzen , tollen um den vierfachen Betrag det 
verursachten Schaden* fitkalisch bettraft, und ihre« Amt« entsetzt 
werden. 

§. 4i 1. Hat sich ein «olcher Beamter znr Verkürzung der 
Staatseinkünfte, au* eigennützigen Absichten, um Gewinnt 
oder Vortheil* willen verleiten lassen: io hat er ausser der Cat- 
tation uod Geldstrafe, ein* bis anderthalbjährige Fettungsstraf* 
verwirkt. 


§. 4 12. Kann der Betrag der dem Staale entxognen Gefalle 
nicht mehr ausgemittelt werden : to wird die Cassation mit Ge- 
fängnis* geschärft, oder die Dauer der sonst verwirkten Festungs- 
ttrafe, nach bewandten Umständen verlängert. (Vergl. §. 24 1.) 

§. 413. Beamte, welche bei Ausmittelung, Bestimmung oder a ** Pj*kk«m 
Einziehung der Abgaben, das Publikum vorsätzlich drücken, sol- 
len das zu viel Genommene, oder sonst zur Ungebühr Erhobene, 
dem Beschädigten vierfach ersetzen. 

§. 4l4. Haben sie da* zu viel Erhobene noch dazu unter- 
schlagen, und zur Catte nicht abgeliefert; «o sind tie den- 
jenigen , die sich an Cassengeldern vergreifen , gleich zu achten, 

(§ 418. *qq.) I ■ ■ . 

§. 4 15. Ist die Verkürzung des Staats, oder des Publici, blott 
aut Irrt bum, Versehen, Nachlässigkeit, oder durch einen Rech- 
nungsfehler entstanden; so findet nur der einfache Ersatz des 
Schadens statt. 

§. 4l6. Ausserdem muss ein solcher Dfficiant durch ernst- 
liche Verweise, und nach Befinden, durrb verhältnissmässige 
Geldstrafe, zu mehrerer Aufmerksamkeit und Genauigkeit in sei- 
nem Dienste angehaltcn werden. , , , SiJ 

§• 417. Derjenige, der sich solcher Verkürzungen aus grober 
Fahrlässigkeit, nach schon erhaltener Warnung, wiederholt schul- 
dig macht; ist seines Amts, als dessen unfähig, zu entsetzen. 


§.418. Wenn ein Beamter das ihm eingezahlte Cassengeld Cuwmtkn. 
nicht sofort in die Casse bringt, sondern in seiner Privatver- 
wahrung behält: to muss er der Casse dafür Sechs vom 

Hundert vergüten. 

§. 419- Hat ei 1 diese Gelder ln seinen Privatgebrauch ver- 
wendet ; oder die bereits zur Casse gebrachten Gelder, oder geld- 
wertheb Papiere, wieder hsrausgenominen : so hat er die Cassation 
verwirkt. ' • ' ‘ 

§. 420. Wer der ihm anvertrauetefl Casse, durch Entziehung 
der dazu gehörigen Gelder und Verschreibungen , wissentlich 
Schaden zugefiigt, der macht sich einer Veruntreuung der Cast* 
schuldig. *w • > -■..(/ 
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§. 42*. Beträgt die veruntreuet« Somme nur fünfzig Thaler, 
oder weniger: so wird der treulose Beamte cawirt , und zu allen 
fernem Diensten des Staats unfähig erklärt. 

§. 422. Ist aber der Deiect über fünfzig Thaler: so findet, 
ausser der Cassation, zwei - bis vierjährige geschärfte Zuchthaus- 
oder Festungsstrafe statt. • 

§. 423. Hat der Caasenbediente , um den gemachten Defect 
zu verbergen , Unrichtigkeiten und Verfälschungen in den Rech, 
■mngen oder Extracten vorgenannten ; eingegangene Gelder nicht 
zu Bucha getragen : bereits erhobene Posten als Reste aufgeführt, 
oder die Einnahme eines folgenden Jahres zu der des vorhergehen- 
den gezogen ; so soll die Festungsstrafe wider ihn um den halben 
Betrag der an sich schon verwirkten Dauer verlängert werden. 

§. 424. Kann der gemachte Defect nicht sofort ersetzt 
werden : so ist der Verbrecher , nach Vorschrift §. 34l , bis 
zum Erfolge dieses Ersatzes , oder allenfalls auf Lebenszeit , zur 
öffentlichen Arbeit anzuhalten. 

§. 425. Hat der untreue Cassenbediehte zu fliehen, und die 
Casse ganz oder zum Theil mit zu nehmen versucht: so hat er 
lebenswierige-Festungsstrafe, nebst SUupensehlag , und bei be- 
sonders erschwerenden Umständen , Todesstrafe verwirkt. 

§i 426. Caasenbediente, welche bessere Münzsorten in ge- 
ringere umsetzen , und jene der Casse nicht völlig berechnen, 
sind denjenigen , welche Cassengelder veruntreuet haben, gleich 
za achten. (§. 420. sqq.) 

§.427. Eben dasselbe gilt von denjenigen, welche Zahlun- 
gen , die aus der Casse zu entrichten sind, nicht leisten; und 
gleichwohl zum Nachtheile derselben, solche Poeten als gezahlt 
io Aufgabe bringen« 

§. 428. Haben sie den Empfängern unbefugte Abzüge ge- 
macht, und dennoch die Zahlung', als für voll geleistet, ln Aus- 
gabe gestellt : so sollen sie, wenn aueh di« Casse dabei nicht ge- 
litten hat, dennoch ihres Amts entsetzt werden. 1 

§.429» Ist di« Casse den Empfängern dergleichen Abzüge 
zu vergüten verbunden ; oder ist dabei zugleich das Landesherrli- 
che Interesse verkürzt worden: so tritt die §. 421. bestimmte 
Strafe ein. 

§.430- Cassenbediente, welche die in ihrer Verwahrung be- 
findlichen Bestände, obgleich mit vollkommener Sicherheit der 
Casse , eigenmächtig auslcihen oder benutzen , sollen schon um 
deswillen um den doppelte« Betrag des dadurch sich verschafften 
Vorthcils bestraft werden. ♦. < , ; , , 

§. 431. Haben aie aber dergleichen Versur mit Unrichtigkei- 
ten oder Verfälschungen in den Rechnungibitcbem verdecke» 
wollen ; oder sind erbebliche Vermutbuogen einer vorgehabteo 
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Veruntreuung der Caisengelder vorhanden : so haben eie , ausser 
der Geldstrafe, die Dienstentsetzung verwirkt. 

§•432. Gegen Cassenbedienten , die durch Irrthum , Verse- 
hen , oder durch einen Rei bnungsfehler die Caese verkürzen > >«* 
die Vorschrift §. 4l5 bis 4l7* anzuwenden. 

§•433. Rin Gleiches soll statt finden, wenn ein Cassenbe- 
dienter durch nachlässige Verwahrung der Cassengelder einen 
Verlust daran verursacht; eigenmächtige Nachsichten und Zah- 
lungsfristen gestattet ; Reste zur UngeMihr anschwellen lasst; in 
deren Anzeigung und UerbeiachafFung saumselig ist ; oder sonst 
' durch seine Schuld und VeVsehen die Caaae io Schaden versetzt. ■ 

§•434. Selbst einen durch Rrand , Diebstahl, oder andern 
Zufall, der Casse verursachten Schaden muss der Rendant vertre- 
ten , wenn er die Gelder nicht in dem zur Aufbewahrung der 
Casse bestimmten Orte, sondern, ohne Noth , in seiner Privat- 
gewahrsam gehalten hat. 

§. 435. Sind Gelder aus der Casse selbst gestohlen worden: 
so muss der Rendant jede begangene Fahrlässigkeit vertreten, die 
er nach seinem Amte, und den ihm dabei obliegenden Pflichten, 
zu vermeiden schuldig war. 

§. 436. Auch wird er wegen eines solchen Diebstahls verant- 
wortlich, wenn erdenseihen nicht sogleich, wie er dessen inne 
wird, seinen Vorgesetzten und der Obrigkeit des Orts meldet; 
oder sonst, zur Entdeckung und Festmarhung der Thäters, nicht 
allen Fieiss und Mühe pfiiehtmässig anwendet. 

§.437« Cassen- Curatoren, Controlleurs , und Andere, de- Del Ca«w». Cu- 
nen eine besondere und unmittelbare Aufsicht über die Casse an- r * toren und Aut 
vertrauet ist, haften bei dem Unvermögen eines pflichtwidrig han- *”*" 
delnden Rendanten für allen Schaden, wenn sie die ihnen oblie- 
gende Aufsicht vernachlässigt haben. 

§. 438. Haben sie das untreue , oder sonst unrichtige Ver- 
fahren des Rendanten wahrgenommen, und gleichwohl der Be- 
hörde nicht angezeigt; so sollen sie, wenn ein Schade aus der 
unterlassenen Anzeige entstanden ist, nicht nur für diesen Scha- 
den haften , sondern auch mit verbältnissmässiger Geld • oder 
Gefängnisstrafe belegt, oder nach Bewandtnis der Umstände 
cassirt werden. 

§• 439- Vorgesetzte und Collegia , welche die ihnen oblie- 
genden Cassen Visitationen verabsäumen; oder nachlässig dabei 
zu Werke geben; oder die dabei bemerkten Unrichtigkeiten nicht 
gehörig rügen, haften bei dem Unvermögen des Rendanten, und 
der unmittelbaren Aufseher, für allen entstandenen Schaden, und 
■ollen ausserdem mit verbältnissmässiger Strafe belegt werden. 

§• 440 . Gegen Cassenaufseher und Vorgesetzte , welche au« 
den ihrer unmittelbaren , oder ihrer Oberaufsicht anvertrauten 

. ■» 
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Cassen Darlehne nehmen, finden die Vorschriften §. 377.«<1<I- 
Anwendung. v 

§. 44 1 . Wenn dergleichen Perionen sich, ohne Genehmi- 
gung der oI>ern Behörde, Besoldungen, oder andere ihnen zu- 
kommende Emolumente, für einen noch nicht eingetretenen Zeit- 
raum aus der Casse vorautbezahlen lassen : so sollen sie den dop- 
pelten Betrag davon zur Strafe entrichten. 

§. 442. Wenn C'assenaufseher oder Vorgesetzte an den Be- 
trügereien des Rendanten wirklich Theil nehmen J oder denselben 
um Gewinns oder Vortheils willen nachseben : so sollen dieselben 
oben so, wie der treulose Rendant selbst, bestraft werden. 

Bel officiantra, §.443. Wenn ein Officiant, welcher zwar nicht als Rendant 
clnnilkhc«. 0< * er Cassencurator angestellt ist, aber für das Beste der Casse zu 
Mßbcdjtnto sorgen, oder vermöge seines Amts Gelderzur Casse zu liefern hat, 
die zu einer solchen Casse gehörigen Gelder unterschlägt; Sachen, 
deren Werth zur Casse fliessen sollen, in seinen Privatnutzen ver- 
wendet; oder durch Umtauschung oder Umwechselung solcher 
,» Gelder und Sachen die Casse verkürzt, oder dazu behülflich ist: 
so hat er, nebst dem Schadensersätze, die Cassation verwirkt. 

§. 444.. Ausserdem soll er den vierfachen Betrag des der 
Casse Entzogenen zur Strafe entrichten ; oder im Cnrermugens- 
falle mit secbsmonatlicher bis zweijähriger FestuDgs- oder Zucht- 
hausstrafe belegt werden. 

§• 445. Vorgesetzte, oder andere Officianten, welche die zu 
einer Casse gehörenden Gelder, anstatt die zu Zahlenden damit 
an die Cagse zu verweisen, selbst erheben, und die Ablieferung an 
die Casse ohne Noth verzögern, sollen, wenn auch die Abliefe- 
rung demnächst geschehen ist, dennoch, dieses Verzugs wegen, 
mit proportionirlicher Geldstrafe, allenfalls bis zum vollen Be- 
trage der zurückgebaltenen Summe, belegt werden. 

§. 446. Ist ein dringender Verdacht, dass sie die zurückge- 
baltenen Gelder in der Zwischenzeit für sich genutzt haben, vor- 
handen : so soll die Geldstrafe bis auf den dreilachen Betrag er- 
höht; oder anstatt derselben, nach Bewandniss der Umstände, mit 
Degradation oder Cassation verfahren werden. 

§• 447* Wer eine Casse übernimmt, ohne dass ihm selbigo 
von der Behörde ordnungsmässig übergeben worden, haftet für 
die etwanigen Unrichtigkeiten seines Vorgängers. 

§• 4 'l 8. Vorgesetzte, die einen auf Caution und Rechnung 
sitzenden Bedienten, ohne vorhergegangenc Berichtigung der Cau- 
tion, wirklich anstellcn, oder ihm die Casse nicht gehörig überge- 
ben, haften Tür allen von demselben etwa verursachten Schaden, 
so weit selbiger aus dem Mangel der Caution entstanden ist. 

§. 44y. Wenn kein Schade entstanden ist: so haben sie zwan- 
zig bis fünfzig Thaler Geldstrafe verwirkt. 
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§. 450. Auf einstweilige Cassen Verwaltung, welche bei ent- 
itandencn Vacanzen, bic zu deren Wiederbesetzung, angeordnet 
werden müssen, sind diese Torschriften (§. 448. 449-) nicht zu 
ziehen. 

§. 451. Auch können dieselben aui Cassenrerwaftungcn, die 
wegen einer bloss zeitigen Verhinderung des ordentlichen Ben- 
danten , bis zu deren Hebung veranlasst werden müssen, nicht ge- 
zogen werden. 

§. 452. Die in beiden Fällen zur interimistischen Cassenver- 
waltung angesetzten Personen sind den Pflichten der ordentlichen 
Rendanten, und bei deren Verletzung, auch den Strafen derselben 
unterworfen. 

§. 453. Jeder Cassenbediente soll, bei Verlust seines Amts, Strafe Ae* 
nicht nur die Grundstücke, welche er bei dessen Uebernehmung 
besitzt, sondern auch diejenigen, welche nachher an ihn gelangen, verweht*, 
der in seiner Amtsverwaltung ihm Vorgesetzten Behtirde, zum Be- 
huf der Eintragung des Cassenvorrechts, unverzüglich anzeigen. 

§. 454. Bin Gleiches liegt, bei fünfzig Dukaten Strafe, den- 
jenigen ob, welche Königliche Domainengüter, oder Gefälle, in 
Pacht oder Verwaltung übernommen haben. 

§. 455* Ist durch die unterlassene Eintragung einem Dritten, 
welcher sich, in Unwissenheit des Cassenvorrechts, mit einem sol- 
chen Beamten in Geschäfte eingelassen hat, ein Schade entstan- 
den : so müssen die Behörden, welche ihre Schuldigkeit verab- - 

säumt haben, die Hälfte desselben ersetzen. 

§. 456. Accise- und Zollbediente sollen mit Kaufleuten, Vorbrugast» 
Brauern, oder andern Personen, welche ihrer Aufsicht und Revi- “ UI,L 
•ion in ihrer Handlung , oder sonstigem Nahrungsbetriebe, unter- „ 
worfen sind, sich ohne Genehmigung ihrer Vorgesetzten, bei Strafe 
einer nachtheiligen Versetzung, in keine Geld - oder genaue Fami- 
lienverbindungen einlassen. 

§. 457« Auch sollen dergleichen Beamte, bei eben der Strafe, 
keine Handlung oder sonst bürgerliche Nahrung treiben, wodurch 
aie zur Verabsäumung oder Uebertretung ihrer Amtspflichten ver- 
leitet werden könnten. ~ 

§. 453. Polizeibediente, welche die Uebertretung der Poli- in. Strahn 
zeigesetze wissentlich dulden, und sie nicht zur gehörigen Ahn- 
düng anzeigen, sollen mit ebender Strafe, welche der Uebertreter 
verwirkt hätte, belegt, und im Wiederholungsfälle cassirt werden. 

§■ 459. Ist eine solche pflichtwidrige Nachsicht durch Ge- 
schenke oder andere Vortheile erkauft worden : so ist, ausser der 
übrigen Strafe, auch der vierfache Betrag dieser Vortheile zur 
Strafeasse zu entrichten. 

§- 460. Polizeibediente, welche ihr Amt zu Erpressungen und 
Befriedigung ihrer Privatleidensrhaften missbrauchen; ohne hin- 
länglichen Grund zur Verhaftnehmung schreiten; oder dabei die 
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JV. Magazin. 


V. AreklT. 

bedienten. 


VI. Mllltalr. 
personen* 

Dcaertcura. 


Au*gftr«*;ene 

Cantoniaten. 


den Juttizbedisaten §.381« tqq. gegebenen Vorschriften verletzen, 
haben die §. 360. 36l. 371-, ingleichen die §. 381- sqq., und im 
Falle einer blossen Fahrlässigkeit, die §. 372. festgesetzte Strafe 

verwirkt. 

§■ 461. Magazin* und ähnliche Staatebediente, welche durch 
unrichtiges oder ungleiche« Maats , oder durch andere Betrüge* 
reien, den Staat oder da« Publikum vervortbeilen, sollen cassirt, 
and mit ein- bia zweijähriger Feitungsstrafe belegt; auch zum 
doppelten Ersätze des unrechtmässiger Weise gezogenen Vortheil« 
angehalten werden. « 

§. 462. Bei Registratur - und Archivbedienten, welche die in 
ihrer Verwahrung befindlichen Akten und Urkunden, Andern, 
weiche dazu nicht berechtigt sind, vorlcgen oder mittheilen, oder 
dieselben pflichtwidriger Weise vernichten, tritt die Vorschrift de* 

§.357. 359 ■ ein. 

§. 463. Die Amtsvergehungen der Militairpersonen sollen 
nach den Kriegsartikeln beurtheilt und geahndet werden. 

§. 464* Militairpersonen, welche meineidig den Kriegsdienst 
verlassen, sind als Deserteurs anzusehen, und nach Vorschrift der 
Kriegsartikel zu bestrafen. 

§. 465. Wenn sie aber in die Dienste des Staats wieder auf- 
genommen, oder sonst begnadigt werden : so werden auch dadurch 
alle rechtliche Folgen des bei der Desertion begangenen Meineides 
gehoben. 

§. 46 6. Doch wird durch ihre Begnadigung die Gültigkeit 
der vor der Desertion errichteten militairiscben Testamente nicht 
wieder hergestellt. (Tb. 1. Tit. 12. §. 197.) 

§. 467- Das Vermögen der Deserteurs soll durch ein Erkennt- 
nis« der Kriegesgerirhte confiscirt werden. 

§. 468. Enrollirte, welche bereits zum Kriegesdienste ausge* 
hoben, obgleich noch nicht vereidet waren, sind, wenn sie austre- 
ten, als Deserteurs anzusehen. • 

v §. 469* Wenn Cantonisten , welche noch nicht als Rekruten 
ausgehoben worden, die Kiiniglichen Lande verlassen, um sich den 
Kriegesdiensten zu entziehen : so soll ihr zurückgelassenes Ver- 
mögen durch das Provinzial - Justizcollegium dem Fisco zuerkannt 
werden. ; • 

§. 470. Zu dem Vermögen eines Deserteurs oder ausgetre- 
tenen Cantonisten gehört auch dasjenige, was ihm nach seinem 
Austritte an Erbschaden, Vermächtnissen, Geschenken oder sonst 
zufällt. 

§. 471« Wer ausgetretenen Militairpersonen oder Cantonisten 
Schulden bezahlt, Gelder oder andere Sachen zuschickt, oder ihnen 
sonst etwas zuwendet, wird dadurch von seiner etwanigen Ver- 
bindlichkeit gegen den Fiskus nicht befreit, und muss auch den Be- 
trag des Zugewendeten zur Strafe erlegen. •. \ •, 
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§. 472t Gegen ausgetretene Cantonisten, welche noch nicht 
zum Kriegsdienste ausgehoben worden, findet nach deren Tode 
der Confiscationsprozees nicht mehr statt. 

§. 473t o) Kine blosse Todeserklärung kann jedoch, in dieser 
Rücksicht, dem wirklichen Tode nicht gleich geachtet werden. 

§. 47.3* < 6 ), Der Abschied, welchen ein Cantonist, unter der 
Bedingung, sich im Lande zu etabliren, erhallen bat, befreit den- 
selben nicht von der Strafe, wenn er, ohne diese Bedingung zu 
erfüllen, austntt. . ... . . 

§. 473. <0 Auch verliert der Fiskus sein Recht nicht, wenn 
ein Regiment den Cantonisten, nachdem er bereits ausgetreten ist, 
verabschiedet. 

§. 474. Jeder Bürger des Staats und Einwohner des Landes Darehhetfung 
ist schuldig, das Verbrechen der Desertion, so viel an ihm liegt, 
zu verhindern. .7 

§.475« Wie die Deserteurs anzuhalten sind, ist in den Lan- 
despolizeigesetzen vorgeschrieben. 

§. 476. Wer von dem Vorhaben einer Miiitairperson , den 
Kriegsdienst meineidig zu verlassen, Wissenschaft erlangt, und dies 
Vorhaben nicht sofort hindert, oder selbiges, wenn er es nicht ver- 
hindern kann, anzuzeigen unterlasst: der soll das erstemal mit 
sechswüchentlicber bis sechsmonatlicher Fcstungsstraic belegt; im 
Wiederholungsfälle aber als ein Beförderer der Desertion bestraft 
werden. v 

§.477« Wer sich des Verbrechens, den Austritt oder die 
Flucht eines Deserteurs durch thatige Beihülfe befördert zu haben, 
zum erstenmale schuldig macht, soll nach Bewandniss der Be- 
wegungsgründe, wodurch er zu dem Verbrechen veranlasst wor- 
den ; der übrigen vorkommenden erschwerenden oder mildernden 
Umstände; und der aus der begünstigten Desertion entstandenen 
oder zu besorgen gewesenen geiührlichen Folgen, mit Kestungs- 
arrest, oder Zuchthausstrafe, auf acht Monate bis zwei Jahre, 
belegt werden. 

§. 478. VVer dieees Verbrechen zum zweitenmal« begeht, un- 
geachtet er das erstemal dafür beitraft worden, soll eben derglel* 
chcn Festung«- oder Zuchthausstrafe auf zwei bis vier Jahre , 
leiden. 

§. 47 9> Wer eich ein solches Verbrechen zum drittenmale zu 
Schulden kommen läest, soll, wenn die Desertion wirklich ihren 
Fortgang gehabt hat, piit dem Strange hingerichtet werden. 

§. 480- Wenn die Desertion entweder nicht zu Stande ge- 
kommen ; oder der Verbrecher wegen seiner vorigen Vergehungen 
dieser Art, noch durch gar keine Strafe gewarnet worden ist; oder . 
sonst besondere mildernde Umstände für ihn eintreten : so soll 
eine zehnjährige bis lehenswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe, . 
an die Stelle der Todesstrafe treten. . .» • 


Dlgitized by Google 



360 


Zweiter Theil. Zwanzigster Titel. 


§• 481. Auf die Festsetzung dieser Strafe toll es weiter kei- 
nen hauptsächlichen Einfluss haben : ob der Deserteur selbst, wel- 
chem durchgeholfen worden, sich des Verbrechens der Desertion 
tum ersten , oder schon zu wiederholtenmalen schuldig ge- 
macht hat. 

$. 482. Wenn Cirilpersonen an einem Desertionscomplott« 
Antheil nehmen : so soll die Strafe, welche sie bei einer einzelnen 
Durcbhelfung nach obigen Grundsätzen t erwirkt haben würden, 
in so fern selbige nirht schon an sich Lebenastrafe wäre, nach Ver- 
hältnis der Anzahl der complottirenden Rlilitairpersonen , in der 
Dauer erhöht, und allenfalls bis zu lebenswieriger Festung«- oder 
Zuchthausstrafe ausgedehnt werden. 

Hwfrtnm An §. 483. o) Hat eine Frau die Desertion ihres Mannes thätig 
t) MiucfcüldijshefSrderts so Anden nicht nur die §. 477. verordnet« Straf«, 
sondern auch die Confisration ihres Vermögens, gegen sie statt, 
a) ZurfickUd- §. 483. b) Ist aber die Entweichung des Mannes von ihr 
bloss auf die §.476. beschriebene Art begünstigt worden: so 
fällt, statt der in der angeführten Stelle bestimmten Strafe, das 
zur Zeit der Desertion in ihrem Besitze befindliche Vermögen dem 
Fiskus anheim. 

§. 484. Das Vermögen aber, welches ihr nach der Desertion, 
durch Erbschaft, Vermächtnis*, oder sonst zufällt, soll so lange 
in gerichtliche Verwahrung und Verwaltung genommen werden, 
bis die Frau den Tod des deserlirten Mannes nach weiset; oder 
sich von ihm scheiden lässt, und anderweitig verheirathet ; oder 
sich im Lande ansässig macht. 

§.485. Stirbt die Frau, ehe sie auf die §. 484. bestimmte 
Art zur Empfangnehmung ihre* Vermögens und ihrer Erbanfalla 
die Befugniss erhalten hat ; und es kann nicht naebgewiesen wer- 
den, dass der Mann schon vor ihr mit Tods abgegangen sei : ao er- 
hält die Invatidencasse aus ihrem Nachlasse alles dasjenige , was 
dem Manne , wenn er nicht entwichen wäre , den Rechten nach 
daraus zukommen würde. 

§. 486. Doch gebührt auch in diesem Falle der Ueberrest ih- 
res Nachlasses den Erben der Frau , ao weit diese zur Erhebung 
einer Erbschaft in hiesigen Landen fähig find.' 

§. 487* Ist der entwichene Mann vor der Frau verstorben: 


K>) di« rtlfHB 
Mann« fu)gat. 



so verbleibet der gesamtste Nachlass ihren rechtmässigen Erb«. 

§■488. Ist die für unschuldig erklärte Frau, nach erhalte 
ner Auslieferung ihres Vermögens , dem desertirten Manne den- 
noch nachgefolgt : ao hat zwar die Invalidencasse an ihr zurück- 
gelassenes Vermögen weiter keinen Anspruch ; 

§• 489. Es bleiben aber dem Fisko überhaupt seine Rechte 
daran in so fern Vorbehalten , als nach allgemeinen oder Provia- 
zialgesetzen , das Vermögen ausgetretener Landesunterthanen 
überhaupt der Confiscation unterworfen ist. 

§• 490. 
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.>! §*.490. Folgt die Frau dem desertirten Manne nach, noch 
ehe ihr das Vermögen verabfolgt worden: *0 wird r die Admini- 
stration desselben so lange fortgesetzt , bis sie entweder zurück-, 
kehrt, und sich nach §. 484. zu dessen Enipfaognebinung tjuali- 
ficirt hat ; oder nach ihrem Tode ihre Erben sich melden. 

§• 491* J e nachdem in dissem letztem Falle ausgemittelt 
wird, dass sie vor oder nach dem Manne verstorben sei, finden, 
die Vorschriften des §. 4 8 5 - 487* Anwendung; doch bleiben, 
auch hier, wegen des den rechtmässigen Erben zubommeuden 
Vermügensantheils, dem Fisko überhaupt seine Rechte nach 
§. 489. Vorbehalten. 

§■492. Wird die Ehefrau iür unschuldig erklärt: so muss 2) 
ihr dasjenige, was sie ihrem Ehemanne erweislich eingebracht 
hat, oder sonst ihr Eigrnthum ist, oder was ihr nach den Statu- 
ten des Orts, oder der Provinz, aus dem gemeinschaftlichen Ver- 
mögen zukommt, gelassen werden. 

§• 493. Es muss aber das Vermögen der auch unschuldigen 
Frau so lange unter gerichtlicher Verwaltung verbleiben, bis sie 
entweder den Tod des desertirten Mannes nachweist; oder sich 
von demselben scheiden lässt, und wieder im Lande verheirathet^ 
oder bis sie sich innerhalb Landes ansässig macht. 

§■ 494. Je nachdem einer oder der andere dieser Fälle sich 
ereignet, treten die oben §. 485'4S7- gegebenen Vorschrif- 
ten ein. 

§. 495* Ist die F rau mit dem Manne zugleich entwichen.;p)W'tnn<li'Fr»u 
und das Kriegsgericht findet keinen hinreirheuden Grund, sie foi^unT Uu* 
für schuldig oder unschuldig zu erklären: so kann dasselbe sein Srbüld »de, l'n- 
Erkenntnisi darüber aussetzen, bis entweder sie selbst, oder ihre 
Erben Sich melden , und das Vermögen zurück fordern. 

§.496. Bis dahin bleibt dies Vermögen , so wie alle nachhe- 
rige Krbanfällc, unter gerichtlicher Verwaltung. ’ 

§.497. In allen Fällen, wo die Frau entweder für schuldig Eiiftttnfte d»i» 
erklärt worden, oder wo sie dem desertirten Manne gefolgt ist, Vrr " nl! ""s t«- 

7 0 0 7 nonnufiitn \ tr- 

fallen die Einkünfte ihres in gerichtlichen Beschlag genommenen ii"sen»d.rt.k.r. 
Vermögens, so lange die Verwaltung dauert, dem Fisko anheim.* 1 *' 1 "je!,«!'*" 

§. 493. Muss aber die Verwaltung bloss um deswillen fortge- 
setzt werden , weil die zurückgclassene Frau des Oesrrteurs noch 
nicht Gelegenheit gefunden hat, si<h wieder zu verheiratheu, 
oder sonst im Lande sesshaft zu machen : so müssen die Einkünfte 
des in Beschlag genommenen Vermögens zur Substanz geschla- 
gen; auch der Ehefrau, wenn sic sich ihren Unterhalt nicht selbst 
verdienen kann, nothdürftige VerpHegungegelder gereicht werden. 

§. 499. Kirchen- und Scfauibedicnte, die ihrer Gemeine, vtt. Kirdie*- 
oder ihren Untergebenen durch grobe Laster und Ausschweifun- 
Allein. Laadr. IV. Hand. j Q 
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gen ein öffentliches Aergerniss geben, sind, ausser der durch dar 
Verbrechen selbst verwirkten (strafe , ihres Amts als dessen un- 
würdig , zu entsetzen. 

§. 500. Geistliche , welche , ausser den in den Gesetzen be- 
stimmten Fällen (Tit. 1 1. §. 32.) , Geheimnisse, die ihnen unter 
dem Sirget der geistlichen Amtsverschwiegenheit anvertraut wor- 
den , offenbaren, sollen, narh Bcwandniss der Umstände, mit 
willkiihrlieher Getdbusse, mit (Suspension von ihren Amtsverrich- 
tungen und Einkünften, oder mit Dienstentsetzung bestraft 
werden. 

§. 501. Geistliche, die sich in öffentlichen Vorträgen per- 
sönliche Anzüglichkeiten erlauben, oder die vorgeschrirbenen 
Gränzen der Hirchenzucbt überschreiten , sind als grobe Injurian- 
ten an'/usehen und zu bestrafen. 

§. 502 . fceberschreiten sie bei Rihforderuhg der Gebühren 
die Vorschrift der Taxe : so findet die Tit. 1 1. §. 426. bestimmte 
Strafe statt. 

I 

§. 503. R*n Pfarrer, welcher der ihm bekannten Ehehinder- 
niese ungeachtet , die Trauung Vollzieht, wird mit der Cassation 

bestraft. (Tit. 1. §.’ 1490 

§. 504. Ueberhaupt sollen alle Geistliche und Schullehrer, 
Welche wegen irgend eines andern schweren Verbrechens zur Cri- 
minalurttersurhung gezogen, und schuldig befunden worden, 
ausser der Strafe dieses Verbrechens, auch ihres geistlichen Amts 
entsetzt werden. 

V 0 n den Vertu- ■ §>505. Acrzte, Wundärzte und Hebammen, sollen die ih- 

rlicn derfr.^nfl- nen bekannt gewordenen Gebrechen und Kamüicngeheimaissc, in 
ciant.n iu«eln, so fern es nicht Verbrechen sind, bei Vermeidung einer nach den 
Umständen zu bestimmenden Geldbussc von Fünf bis Fünfzig Tha- 

äfin verpflichtet lern , Niemanden offenbaren. 

Mud: Amte, 

Wimflint* u»d S. 506. Verschweigen sie ein noch zu begehendes Verbre- 
Utbwati. eben, welches sie ohne Beihülfe der Obrigkeit nicht verhindern 
können : so sind sie alsTheilnehmer daran verantwortlich. (§. SO. 
81 . 82 .) ' • 

§. 507* Wie Geburtshelfer und Hebammen, welche den 
§. 924. s<]<(. vorgeschriebenen Pflichten zuwider handeln, be- 
straft werden sollen , ist eben daselbst verordnet. 

§.508. AlleUebrige, welche, ob sie gleich nicht in unmit- 
telbaren Diensten des Staats stehen, dennoch demselben, ver- 
möge ihres Standes , besonders verpflichtet sind , werden bei 
Uebertretung dieser Pflichten nach den darüber ergangenen be- 
sonderen Verordnungen bestraft. 
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Neunter Abschnitt. 

Fon Privatverbrechen. 

§. 509 - Niemand soll den Andern ohne Recht an seiner Kbre, Vom Scbtdrn- 
Gesundbeit, Leib, Leben, Freiheit oder Vermögen beschädigen, 
oder kranken. (Th. 1. Tit. 6.) 

§. 510. Vorsätzliche Beschädigungen sind allemal straibar. Von ilostm Be. 

§.511. Auch grobe Fahrlässigkeit, wodurch Jemand an Leib ••rafung. 
oder Leben beschädigt worden , zieht Strafe nach sich. 

§. 51 2. Die llebertretung eines Polizeigesetzes , welches der 
Staat zur Verhütung der Beschädigungen seiner Bürger gegeben 
hat, ist strafbar, auch wenn dadurch noch kein wirklicher Schade 
entstanden wäre. 

§. 5 13. Doch findet in beiden Fällen §.511. 512. förmliche 
Untersuchung und Krkenntniss auf Leibes-, Ehren- oder Geld- 
strafen nur in so fern statt, als auf die Beleidigung oder Ueber- 
tretung eine solche Strafe in den Gesetzen ausdrücklich verord- 
net ist. 

§. 5 1 4. In Fällen, wo der Schadensersatz unter Mehrere 
vertheilt wird, muss dennoch Jeder die auf die unerlaubte Hand- 
lung verordnete ganze Strafe leiden. 

§. 515. Wer sich seines Rechts innerhalb der durch die Ge- Vom Schaden, 
setze bestimmten Schranken desselben bedient , w ird wegen eines ^brauch dn 
dem Andern daraus entstehenden Schadens nicht strafbar. Rechts, oder 

§. 51 6. Er wird aber strafbar, wenn er unter mebrern gleich 
müglichen Arten oder Zeiten sein Recht auszuüben, aus Bosheit 
oder Schadenfreude, eine Art oder Zeit wählt, wo der Gebrauch • 
des Rechts einem Andern an dessen Person oder Vermögen einen 
unmittelbaren Schaden verursacht. 

§■517. Jeder hat die ßefugniss , die ihm, Oder den Seini- durch Notbwchr 
gen , oder seinen Mitbürgern drohende Gefahr einer unrechtmäs- " ,or ‘ 

sigen Beschädigung, durch der Sache angemessene Hüllsmittel 
abzuwenden. 

§. 513. Die Notbwehr findet aber nur gegen eigenmächtige 
Gewalt , und auch gegen diese nur alsdann statt, wenn die obrig- 
keitliche Hülfe die Beleidigung weder abwenden, noch den vori- 
gen Zustand wieder hersteilen kann. 

§. 519« Di* Ausübung der Nothwehr darf nicht weiter ge- 
trieben werden, als die Nothdurft zur Abwendung des drohenden 
Üebels erfordert. 

§. 520. Auch muss das zur Abwendung des Schadens ge- 
wählte Mittel mit dem Schaden selbst, welcher durch die Noth- 
wehr abgewendet werden soll, in Verhältnis» stehen. 

§. 521. Lebensgefährliche Beschädigungen des Allgreifenden 
sind nur erlaubt, wenn gegen dessen Beleidigung die Person des 
Angegriffenen anders Dicht geschützt werden kann. 

16 * 
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§. 522. Die« findet auch zu Verteidigung de* Besitze« »tau. 
wenn sonst der Schade unersetzlich sein würde. 

§. 523- So lange der Angegriffen« «ich ohne seine Gefahr dem 
Angriffe des Andern zu entziehen vermag, ist er zu dessen lebens- 
gefährlicher Beschädigung nicht berechtigt. 

§. 524- Wer zwar im Stande der Notwehr, jedoch mit 
Ueberscbreitung der vorgeschriebenen ^Gränzen , einen Andern 
beschädigt, hat eine verhältnissmässige Ahndung seines Kxcesses 
verwirkt. 

Verfettung des §. 52a. Niemand darf in eines Andern Haus, Wohnung, oder 
Uau*r«ci.t» ioDS jjg en Aufenthaltsort, wider dessen Willen, ohne besondere 
Befugniss eindringen. 

§. 526 . Wer dieses thut, oder wider Willen des Besitzers 
innerhalb seines Bezirks Handlungen vorniuunt, zu denen er nicht 
berechtigt ist, der verletzt das Hausrecht. 

§-527> Der Einwohner ist befugt, den, welcher das liaus- 
recht verletzt , nach vorgängiger Warnung zu ndthigen , dass er 
von dergleichen zudringlichem oder eigenmächtigem Verfahren 
abstehe. ■ • . . . . , 

§. 528. Doch muss bei dem Gebrauche des Uausrechts, Leib 
und Ehre des Kindringetiden möglichst geschont werden. 

§- 5 29 - Wenn auch ein dergleichen zudringliches oder eigen- 
mächtiges Verfahren, mit der Absicht zu beleidigen, oder ein 
Verbrechen zu begehen , nicht verbunden gew esen : so soll doch 
der Thäter, wenn er es auf den Gebrauch der Gewalt hat ankoni- 
men lassen, mit einer willkuhrlichea Geld- oder Gefängnisstrafe 
belegt werden. , , , 

, §- 530. Sind Zudringlichkeiten dieser Art (§. 525* 526.) 

mit einem andern Verbrechen , w elches schon seiner Natur nach 
eine Verletzung des Uausrechts in sich schlisst , verbunden ge- 
wesen : so soll die ordentliche Strafe des Verbrechens nach Ver- 
1 hältniss dieser Zudringlichkeit geschärft werden. 

§. 531- Was vorstehend §. 525*530. verordnet ist, soll 
auch statt finden , wenn dergleichen Handlungen zwar nicht in- 
nerhalb eines Hauses, aber doch innerhalb der Gränze eine« mit 
Mauern, Planken, oder Zäunen umgebenen Platze« vürgefal- 
len sind. ■’> • 

- * §• 5 32. Eiben dies findet auch auf freiem Felde statt, so 

weit der Eigenthumer, durch Anbau oder besondere Merkmale, 
Andere davon ausgeschlossen hat, (Th. 1. Tit. 22- §. 64.) 

Sirh.rhfii.lir- §• -533. Wenn gefährliche Drohungen oder Anstalten noch 
Stellung ivf-cn (] ur rh obrigkeitliche Hülfe abire. verniet werden können : so muss 
ditung. jede Obrigkeit , wenn sie auch übrigens nicht die gehörige wäre, 
die zu Abwendung einer dringenden Gefahr erforderlichen An- 
stalten unverzüglich treffen. 
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§'. 534. Der Bedrohet« ist befugt, Sicherstellung durch 
Pfand oder Bürgen zu fordern, ao lange die nach den Umständen 
wahrscheinliche Gefahr fortdauert. 

§. 5 15. Die Caution muss auf eine bestimmte Geldsumme ge- 
richtet, und diese, im Kalle der dennoch erfolgten Beleidigung, 
zu etwaniger Entschädigung derer, welche dadurch gelitten ha- 
ben, angewendet werden. 

§. 536. Was von der Cautionssumme zu diesem Zwecke nicht 
erforderlich ist, soll als eine Geldstrafe der Armencasse zufallen. 

§• 537. Hat die Caution auf eine unbestimmte Zeit bestellt 
werden müssen: so kann sie nicht eher aufgehoben werden, als 
nachdem der, zu dessen Sicherheit sie geleistet worden, Uber die 
Gründe der fortdauernden oder gehobenen Gefahr rechtlich ge- 
hört ist. J 


Zehnter Abschnitt. 

Von Beleidigungen der Ehre. 

§. 538. Wer durch geringschätzige Geberden, Worte, oder Wu lujurioe 
Handlungen, Jemanden zu kränken, oder ihm widerrechtlich ,m,t ’ 
zu beschimpfen sucht, der begeht eine Injurie. 

§. 539* Wer keine Absicht hat, den Andern dnreh Verachtung Von dem Vor* 
cn kränken, oder ihn zu beschimpfen, der macht sich auch keiner M 'k%nVunV* n 
Injurie schuldig. 

§. 540. Dagegen ist eine Injurie vorhanden, sobald die Ab- 
sicht, die Khre des Andern zu kränken, klar ist, wenn gleich die 
Handlung oder Aeusserung an sich, und unter andern Umständen 
betrachtet, nicht beschimpfend wäre. 

§. 54t. Der Vorsatz der Ehrenkränkung wird der Kegel 
nach nicht rermuthet. 

§.542. Ob dieser Vorsatz vorhanden sei oder nicht, muss 
nach gesetzlichen Bestimmungen, und in deren Ermangelung nach 
den vorhergehenden, begleitenden, und nachfolgenden Umständen 
beurlfaeilt werden. 

§. 543. Wer einem Andern Verbrechen Schuld giebt, di« ihm, 
wenn die Beschuldigung gegründet wäre, die Ahndung der Ge- 
setze zuzieben würden, der hat die Vermutbung wider sich, dass 
er die Ehre desselben habe kränken wollen. 

§. 544. Ein Gleiches gilt von demjenigen, welcher von dem 
Andern solche Handlungen behauptet, die denselben f wenn er sie 
wirklich begangen hätte , der Verachtung »einer Mitbürger über- 
haupt, oder derjenigen Classe derselben, zu welcher der Beleidigte 
gehört, aussetzen würde. 

§. 545. Wer sich gegen den Andern solcher Ausdrücke oder ' 
Handlungen bedient, die als Zeichen der Geringschätzung und 
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Verachtung im gemeinen Leben anerkannt sind, wider den streitet 
eben diese Vermuthung. 

die §.546- Die einer an sieb beschimpfenden Handlung oder 
^:;Z:r Aeuseerung b.cigefügte Proteslaliun, schlierst den Vorsatz der 
Kkrenkränkung noch nicht aus. 

§. 5 17. Rhen so wenig ist die einer beschimpf enden Aeusse- 
rung beigefügte Bedingung für sich allein hinreichend, diesen Vor- 
satz auszusrbliessen. 

§. 54S. Auch die Wahrheit des Vorwurfs, oder der Beschul- 
digung, hebt die gesetzliche Vcrmulbung des Vorsatzes derKhren- 
| kräokung nicht auf. 

•§. 549. Wer einem Andern ein durch Strafe grbiisstee, oder 
tonst gesetzmäsaig aufgehobenes Verbrechen vorruckt, hat die 
Vermuthung der Absicht zu beleidigen wider sich, 1 1 < 

§. 550. Wer aber ausserdem scinrm Mitbürger dergleichen 
Verbrechen vnrwirft, muss nicht nur die Wahrheit desselben so 
weit, als es zur Veranlassung einer förmlichen l'nteisurhung dar- 
über erforderlich ist, bescheinigen; sondern auch die Abwesenheit 
des Vorsatzes zu beleidigen nachweisen. 

§.551. Wenn der Richter, bei der von Amts wegen verfugten 

Untersuchung seiner Angabe, dieselbe gegründet befindet: so bleibt 
der Injuriant, wenn er auch wegen der vorsätzlichen Injurie straf- 
st fällig befunden wird, dennoch von der Pflicht der Privatgenug- 

thuung frei. 

CmstSnte un4 c 552 . Wer in gerirhtlirlien Verhandlungen, bloss zur Aus- 
Vntiiltnlu«, - 7 ” , 

di« ihn tut. führungoder Verthndigung seiner Rechte, seinem Grguer kranken- 
tcklieueo. de Vorhaltungen zu machen genüthigt ist,, dar begeht keine Injurie. 

§. 55 J. Wohl aber soll derjenige als Injuriant angesehen 
und bestraft werden, der siinent Gegner, bei dergleichen Gelegen- 
heit , ehrenrührige Vorwürle macht , die zu der gegenwärtigen 
Verhandlung nicht gehören. 

§. 554. Kben dies findet statt, wenn dergleichen gerichtliche 
Vorwürfe ungegriindet sind, und der, welcher sie marhte, sie nicht 
ohne sein grobes oder massiges Versehen für wahr halten konnte. 

§. 555. , Richter und fiskalische Bediente, welche vermöge 
ihres Amt» den Stand oder das moralische Verhalten eines Men- 
schen untersuchen und beurtheilen, begehen durch diese Ausübung 
ihres Amts keine Injurie. 

§. 556. Sie sind aber derselbe« schuldig, wenn sie, mit Miss- 
brauch ihres Amtes , Jemanden ohne hinlänglichen Grund eines 
Verbrechens wegen anklagen. 

§. 557* Vorhaltungen und Verweise der Aeltcrn gegen ihre 
Kinder, der Vormünder gegen ihre Pfl-gebefohinen , der Lehrer 
gegen ihre Schüler und Lehrlinge, der Diensthecrscbaflen gegen 
ihr Gesinde, und der Vorgesetzten gegen ihre Untergebenen, find 
als Injurien nicht anzusehen. 
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§• 558* Eben das gilt von massigen Züchtigungen , die Je- 
mand einem Andern, Uber welchen ihm das Hecht der Zucht bei- 
gelegt ist, zufiigt. 

§• 559* Wird das Maats in solchen Vorhaltungen oder Be- 
handlungen Überschritten: SO muss die Obrigkeit, auf den Antrag 
des Beleidigten, den Beleidiger in seine Schranken zurürkweison, 
und die Ausschweifungen nach Befinden der Umstände von Amts 
wegen ahnden. (Tb. 2. Tit. 2. §. 86 * 91 . Tit. 5- §. 76. sqq. §. 97 - 
132. sqq. §. l/|5. 185. Tit. 7- §• 227* *<iq. Tit. 8. §. 298. sqq. 

§. 356. sqq.) 

§. 560. In so fern die bürgerliche Ehre des Beleidigten bei 
der Ueberschreitung des Züchtigungsrechts gelitten haben sollte, 
muss die Obrigkeit auch für die demselben gebührende Genug- 
tuung sorgen. , 

§. 56 t. Prediger machen sich in ihren Amtsgeschäften einer 
loiuric nur alsdann schuldig, wenn sie bei Pritatermabnunge», 
oder in öffentlichen Vorträgen , die in den Gesetzen bestimmten 
Gtänzcn überschreiten. (Tit. 11. §. 76. sqq.) 

§. 562. Bei öffentlichen Urteilen über Work« oder Hand- , 

lungen der Kunst, des Geistes, oder des Fleisses, wird der Vorsatz 
der Khrenkränkung nicht vermutet; in to'fern sie bloss auf den 
Wert oder Unwerth des beurteilten Gegenstandes eingeschränkt 
worden. < 

§. 563. Doch ist der Urteilende die Gründe seines Urteils, 
auf Verlangen des Henri holten, anzugeben verpflichtet. 

§■564* Beleidigungen, welche einer ganzen Gemeine , Cor- Von nnmliirl. 
poration , oder Familie zugefügt worden , können von deren ein- JuYi*3i»r«ii 
zelncn Mitgliedern , $0 weit auch sie die Injurie trifft, gerügt Injurien, 
werden. 

§. 565. Ein Ehemann, Vater, und Vormund kann, wenn er 
auch selbst nicht beleidigt worden, die der Ehefrau, den Kindern, 
oder Pflegebefohlnen zugefügte Injurie an ihrer Stelle gerichtlich 
ahnden. 

§. 566. Beleidigungen der Hausgenossen und des Gesindes, 
welche denselben in Beziehung auf den Hausvater oder die Dienst- 
herrschaft angetan worden, sind zugleich als Beleidigungen die- 
•er letztem anzuscheo. 

§. 567« Vorgesetzte werden in ihren Untergebenen beleidigt, 
wenn letztere wegen Ausrichtung der Aufträge der erstem be- 
schimpft werden, ^ 

§. 568- Dev mittelbar Beleidigte kann auf Genugthuung und 
Strafe antragen, auch wenn derjenige , welcher unmittelbar be- 
schimpft worden, die Injurie nicht rügen kann, oder will. 

§• 56 . 9 « Verbalinjurien sind solche, welche durch mündlich Von iYTnb«U. 
ausgesprochene, geschrieben« , oder gedruckte Worte geschehen. “„„a Rnttn. 

juricau 
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§.570. Beschimpfungen , dis in Thätlichfceiten bestehen,* 
wodurch dem Andern an seinem Körpe» Gewalt oder Verletzung 
zugetiigt worden, heissen Realinjurien. 

§■571* Andere Zeirben der Geringschätzung, sie mögen io 
Handlungen oder Unterlassungen , in Tönen oder Gcbehrden , in 
Gemälden, Kupferstichen, oder in andern sinnlichen Darstellungen 
bestehen, sind unter der Benennung der symbolischen Injurien 
begriffen. 

§. 572. Injurien, die durch schriftliche Aufsätze, durch 
Druckschriften, durch Gemälde, Kupferstiche, oder andere sinn- 
liche Darstellungen geäussert worden, sind Pasquille, wenn sie der 
Urheber selbst, oder durch Andere, öffentlich aulgestellt oder ver- 
breitet hat. 

§. 573. Ob der Verfasser sich genannt oder seinen Namen 
verschwiegen habe, macht an sich keinen Unterschied. 

§. 57 4. Eben so wenig verändert es die Natur der strafbaren 
Handlung, dass der Beleidigte nicht genannt, sondern nur durch 
individuelle Nebenumstände kennbar gemacht worden. 

§. 575. Wenn Schriften , welche den Wissenschaften, Küns- 
ten , oder sonst der Belehrung oder dem Vergnügen des Publici 
gewidmet sind , nebenbei Injurien enthalten : ao sind deren Ver- 
fasser eben ao zu beurtheilen, wie die Parteien, welche in gericht- 
lichen Unterhandlungen ihren Gegnern zur Sache nicht gehörige 
Vorwürfe machen. (§. 553.) 

V«n schweren §. 576. Realinjurien und Pasquille sind für grobe oder 
“ n iU*ri« CD ® c kwcre Injurien zu achten. 

§• 577* Blosse symbolische und Verbalinjurien werden, der 
Regel narh, als leichte oder geringe Injurien angesehen. 

§• 578* Sie arten aber in schwere Injurien aus, Wenn die 
boshafte Absicht, die bürgerliche Ehre des Andern zu kränken, 
klar ist. 

§• 579* Desgleichen alsdann , wenn sie in Beschuldigungen 
solcher Verbrechen bestehen, die, wenn sie gegründet wären, dem 
Andern die Ahndung der Gesetze, oder die besondere Verachtung 
seiner Bundesgenossen zuziehen würden. 

§. 580. Ferner alsdann, wemrsie von Unterthanen gegen 
ihre Obrigkeit; von Untergebenen gegen ihre Vorgesetzten ; von 
Kindern gegen ihre Aeltern ; von Schülern und Lehrlingen gegen 
ihre Lehrmeister; oder von Dienstboten gegen ihre Herrschaften 
verübt worden. 

§. 581. Auch alsdann, wenn sie in einer öffentlichen Ver- 
sammlung. oder bei einer feierlichen Gelegenheit zugefügt sind. 

§• 582- Ueberbaupt alsdann , wenn durch die an sich leichte 
Beleidigung, die Ehre des Beleidigten, wegen gewisser besonderer 
Umstände , oder individueller Verhältnisse desselben, die dem Be- 
leidiger bekannt gewesen, empfindlich gekrünket wird, . 
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§. 583. Auch blosse Unterlassungen können in schwere In- 
jurien ausarten , wenn sich dabei die boshafte Absicht , die Ehre 
des Andern zu verletzen, unter -besonders erschwerenden Umstan- 
den geäussert hat. - 

§. 5S-1. Wer die Ehre eines Andern gekränkt hat, ist demsel- Von der Prf. 
ben dafür Genugthuung zu leisten verbunden. ysi*euujüiuttO|. 

§. 585. Der Ersatz des durch die Beleidigung an seinem 
Körper, oder äussern Glucksumstünden verursachten Schadens, 
wird nach den im Sachenrechte enthaltenen Grundsätzen bestimmt. 

(Th.l.Tit. 6. §. 79- «qq.) 

§. 586. Wer der Absicht der Ehrenkränkung nicht überführt Wtsnd»r V»r. 
ist, aber doch Anlass gegeben hat , eine dergleichen boshafte Ab- 
sicht bei ihm vorauszusetzen, ist schuldig, diesen Verdacht durch 
eine deutliche und förmliche Erklärung zu heben. 

§. 587* Wenn auch die Handlung oder Aeusserung an sich 
nicht beschimpfend, und sogar die Abwesenheit des Vorsatzes, zu 
beleidigen, klar erwiesen war: so kann dennoch derjenige, dessen 
Ehre nach der Meinung Anderer dadurch gelitten haben soll, eine 
ausdrückliche Erklärung, dass seine Ehre durch dergleichen Hand- 
lung oder Aeusserung nicht habe gekränkt werden sollen, ver- 
langen. 

§. 588. Ob derjenige, welchem eine dergleichen Verletzung 
der Ehre zugeschrieben wird, auch zur Uebernahme der Prozess- 
kesten verpflichtet sei, muss darnach beurtheilt werden : io wie- 
fern ihm dabei ein Versehen zur Last falle. 

§. 589- Von Personen höheren Standes gegen Niedere kön- 
nen die Ehrenerklärungen schriftlich geschehen. 

§.590. Zwischen Personen gleichen Standes muss die Ehren- 
erklärung mündlich, in Gegenwart zweier oder dreier von dem 
Kläger dazu ausgewählter Personen, geleistet werden. 

§.591* Auf gerichtlirbe Leistung ist zu erkennen, wenn der 
Vorfall, welcher zu dem Streite Anlass gegeben hatte, sich öffent- 
lich zugetragen hat. 

§. 592. Personen niedern Standes müssen gegen Höhere die 
Erklärung, auf Erfordern, allemal gerichtlich leisten. 

§• 591. Oie Art und die Ausdrücke, wie die Erklärung ge- 
leistet werden solle, muss der Ricktcr in dem .Urtel jedesmal be- 
stimmen. 

§. 594. Wer die rechtskräftig feststehende Erklärung aner- 
kauntermaassen zu leisten sich weigert, muss als ein solcher, der 
eine wirkliche Injurie -vorsätzlich verübt hat, angesehen und be- 
handelt werden. 

§.595. Wer die Ehre eines Andern vorsätzlich angegriffen Wo rWroolbo 
hat, dem soll sein verübter Unfug von dem Richter, in Gegen- 
wart des Beleidigten oder dessen Bevollmächtigten, feierlich und 
nachdrücklich v erwiesen, die Ehre des Beleidigten für ungekränkt 
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öffentlich erklärt ; und demselben übt* die Verhandlung auf Kot- 
ten des Beleidigers, eine gerirbtltebe Ausfertigung ertbeik werde«. 

§• 596- Ist die Beleidigung öffentlich verübt worden: so 
muss die Verhandlung bei offenen Thürcn in der Geriebtsstabe er- 
folgen. 

§■ 597 • Dem Beleidigten steht alsdann frei, twti oder drei 
Personen seines Standes als Zeugen miteubringen. 

§. 598* Untertbanen, Dienstboten, Kinder,, Lehrlinge und Un- 
tergebene, müssen wegen der ihren Vorgearteten zugefugten Be-, 
leidigungen, nach ßewandniss der Umstande , und Schwere der 
Beleidigung, den richterlichen Verweis knieend' empfangen. 

§• 599- Bei Injurien, die durch Pasquille zu ge fugt worden, 
muss der riehterlirbe Verweis, auf Verlangen des Beleidigten, und. 
•uf Kosten des Beleidigers, öffentlich bekannt gemacht werden. 

§. 600- Wenn der Beleidiger zu einer freiwilligen Abbitte 
bereit ist, und sich die darüber zu erlbeilende Ausfertigung gefal- 
len lässt: so bedarf es keines richterlichen Verweises. 

§. 601. Können die Parteien Uber die Art, wie die Abbitte 
geleistet werden soll, sich nicht vereinigen : so muss der Richter 
aelbige nach eben den Grundsätzen, die bei der Ehrenerklärung 
vorgesebrieben sind, bestimmen. (§. 589- s ‘I‘l-) 

§• 602. Auch ist ln dem Falle des §. 599« dem Beleidigten 
au verstatten, dass er die geleistete Abbitte auf gleiche Art, wie 
wegen des richterlichen Verweises verordnet ist, bekannt mache. 

§• 603. Ist der Beleidiger vor geleisteter Privatgenugibuung 
verstorben: so sind seine Erben nur zum eigentlichen Bcbadeos- 
• ersatze verpflichtet. 

§. 60 Doch muss die Ehre des Beleidigten durch den Rich- 
ter iiir ungekränkt ; und dieses, nach Be»chalfenb«it der Umstände, 
auf Kosten des Nachlasses des Beleidigers öffentlich bekannt ge- 
macht werden. 

' §. 605. Dagegen können die Erben dm Beleidigten , wenn 

dieser vor erhaltener Genugthuung, jedoch nach Insinuation der 
Klage gestorben ist, verlangen, da»» die Genugthuung dem Anden- 
ken ihres Erblassers geleistet werde. 

~ §, 606. In so fern die Beleidigung zugleich die Erben trifft, 

treten die im§. 564 - 568. enthaltenen Verordnungen eiir. 

Straf« §_ 6()7. Ltichte Injurien unter Personen gleichen Stande* 

)d , «r J r«h” ! c§. 577.) »ollen, wenn beide Tbeile zum Bauer- oder gemeinen 
V^rbalinju- Hiirgerstande gehören, mit Strafzrbeit oder Gefängniss, auf vier 
’ und zwanzig Stunden, bis drei Tage, geahndet werden. 

§.608. Leichte Injurien unter Personen des höhern Bürgen- 
Standes, werden mit Gefängnisstrafe auf acht bis vierzehn 1 age 
belegt. 

§. 609- Gehören beide Theile zum Adel- oder Offizierstande, 
oder ist beiden der Charakter Königlicher Käthe beigelegt: so 
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findet auf leichte Injurien Gefängnisstrafe auf vierzehn Tage 
bis vier Warben, oder nach Kewandniss der Umstände, Festungs- 
arrest bis aul drei Monate statt. 

§. 610. Leichte Injurien von Personen böbern Standes gegen 
geringere, müssen mit Geldstrafe von zehn bis dreisaig Tbalern, 
oder verbältnissmässigcm Arreste gebiisst werden. 

§.6 11. Personen niedern Standes gegen höhere haben, bei 
tugefügten leichten Injurien, vierzehn Tage bis vier Wochen 
Strafarbeit, oder Gefängniss verwirkt. 

§. 6 1 2. Schwere Kcleidigungen, die jedoch keine Realinjurien »ckwemi 
sind, werden unter Leuten gemeinen Standes, mit vier - bis acht- ' frb * lln - iur ' ,n - 
tägiger Strafarbeit oder Geiängniss geahndet. 

§. 613. Kben dergleichen Injurien unter Personen hohem . 

Bürgerstandes, sollen mit Geiängniss auf vierzehn Tage bis vier 
Wochen bestraft werden. 

§. 6l4. Unter Personen vom Adel- «der Militairstande, oder 
dis den Charakter Königlicher Rätbc fuhren, ziehen dergleichen 
schw erere Injurien Gefängnisstrafe auf vier bis acht Wochen, und 
nach Kewandniss der Umstände, b'estungsarrcst bis auf sechs Mo- 
nate nach sich. 

§. 6 1 5. Sied dergleichen Injurien von Personen niadern Stan- 
des gegen höhere verübt worden: so findet Gefängnisstrafe auf 
vier Wochen bis drei Monate statt. 

§. 6t6. Nach Kewandniss der Umstände, und Schwere der 
Beleidigung, kann diese Strafe durch Kinscbrättkung der Kost io 
Gefängnisse geschärft ; oder bis zur Zuchthausstrafe, bis aufrecht 
Monate ausgedehnt werden. 

§. 6t 7. Auf eben dergleichen Injurien, die von Personen hS- 
hern Standes Geringeren zugefugt worden, folgt Geldstrafe tot 
vierzig bis hundert Thalcrn ; oder na« h Kewandniss der Umstände, 
und Schwere der Beleidigung, Geiängniss- oder h'estungsarreat 
auf fiineu bis «lrei Monate. 

§. 618. Pasquille, welche zwar nicht öffentlich verbreitet, 
aber doch durch Schuld des Verfassers im Pubüko bekannt gewor- 
den sind, sind als schwere Injurien anzusehen. 

§.6111. Pasquille, welche auf Veranstaltung des Pasquillan- 
ten schon öffentlich angeschlagen oder verbreitet worden, sollen 
als der hörhste Grad symbolischer Injurien an dem Verfasser be- 
straft werden. 

§. 620. Ule Schmähschrift selbst soll der Gericbtsdieatr, 
in Gegenwart des Verfassers, und dreier von dem Beleidigten ge- 
wählten Zeugen, vor dem versammelten Gerichte zerreissen, und 
mit Küssen treten. 

§. 62.' "at der Verfasser sich nicht genannt: so soll da* 

Pasquill, auf Verlangen des Beleidigten, durch den Henker aul 
öffentlichem Platze verbrannt werden. 
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§.622. Drucker und Verleger eolrher Scbandschriften wer- 
den, wenn selbige ohne C'ensur gedruckt worden, dem Verfasser 
gleich bestraft. 

§. 623. Eben diese Strafe trifft den schuldigen Drucker oder 
Verleger, wenn die Schrift zwar die Censur passirt ist, die ausge- 
■tricbcnen Stellen aber wieder aufgenommen, oder neue Injurien 
eiogerückt worden. 

§. 624. Kann der Urheber des Pasquills nicht ausgemittelt 
werden ; so wird die Strafe gegen den Drucker und Verleger v er* 
*• doppelt. 

§. 625. Der Censor, welcher den Druck einer Schmähschrift 
wissentlich gestattet hat, soll mit dem Verlasser gleiche Strafe lei- 
den, und seines Censoramts entsetzt werden^' 

§. 626- Hat der Censor aus Nachlässigkeit dergleichen Inju- 
rien übersehen : so ist diese Verletzung seiner Amtspflicht nach 
Vorschrift des §. 334. sqq. zu ahnden. ' 

§. 627- Ehrenrührige Zeichnungen , Gemälde und Kupfer- 
stiche, welche öffentlich ausgestellt und verbreitet werden, sind 
als Pasquille anzusehen ; .und der Besteller, wie der Schriftsteller, 
die Zeichner, Kupferstecher und Maler aber, nach Beschaffenheit 
der Umstände, als Mitverbrecher oder Gehülfen zu bestrafen. 

I»«t geringen §.628. Jede schimpfliche Behandlung eines Menschen, durch 
Rt«Uaj<urUB. Schlagen, Werfen, Stossen u. e. w., wird, wenn sie ohne merkliche 
Beschädigung des Körpers abgelaufen ist, der Regel nach noch 
einmal so hart, als eine schwere symbolische Injurie, bestraft. 

§. 629- Schlägereien unter gemeinen Leuten, bei welchen 
Niemand erheblich verletzt worden, sind mit Strafarbeit, oder Ar- 
rest, acht Tage bis vier Wochen, allenfalls halb bei Wasser und 
Brot, zu ahnden. 

§. 630. Bei Realinjurien , welche Unterthanen gegen ihre 
Obrigkeit, Dienstboten gegen ihre Herrschaft, Untergebene gegen 
' ihre Vorgesetzten, Kinder gegen ihre Aeltern, und Lehrlinge ge- 

gen ihre Lehrmeister verübt haben, tritt auf eben so lange Zeit, 
als bei Andern, nach obigem Grundsätze (§62S. 629.), Gefäng- 
nissstrafe statt finden würde, Zuchthaussstrafe an deren Stelle. 

§. 631. Diese Strafe kann nach Rewandniss der. Umstände, 
und Schwere der Injurie, durch körperliche Züchtigung geschärft 
werden. 

§. 632. Realinjurien zwischen Personen vom Adel- und Öf- 
fizierstande, werden, wenn sie nur in Stossen, Werfen, und andern 
geringem Thatlichkeiten bestehen, mit sechsmonatlicher bis zwei- 
jähriger; im Falle der Schläge und anderer groben thatliehen 
Beschimpfungen aber, mit zwei bis vierjährigem Festungsarreste 
bestraft. 

§. 633. Ein Edelmann, der sich so weit vergisst, dass er einem 
andern von gleichem Stande und Geburt aufpasst, oder ihm auf- 
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passen lässt, und ihn mit Stock- oder Peitschenschlägen, oder ähn- 
lichen Misshandlungen beschimpft, soll als einer, der sich schon 
durch die That selbst aller Standesrechte und Wurden verlustig 
gemacht hat, angesehen, und zu acht - bis zehnjährigem Festung*-: 
arreste verurtbeilt werden. 

§.634. Von einem solchen Verbrecher kann also der Belei- 
digte, ohne Verletzung seiner eigenen Kbre, keine Privatgenug- 
thuung fordern ; vielmehr ist ersterer sofort zu arreliren, und in 
das CriminalgeCängnis8 abzuliefern. 

§. 635- Mat der Gemisshandelte seinen Gegner durch grobe 
Verbalinjurien zu der Beleidigung gereizt: so hebt dieses zwar 
die Strafe des letztem nicht auf ; 

§. 636. Doch soll auch der, welcher den Andern zu derglei- 
chen Misshandlungen gereizt hat, nach Vorschrift drr Gesetze 
(§. 609- 614. 618. sqq.) bestraft werden. 

§• 637- Sind die bei Realinjurien vorgefallenen Tbätlichkei- Vnn schweren 
ten so beschaffen, dass sie für lebensgefährlich angesehen werden ltr “* in ^ uri * n ' 
können: so muss der Thäter ohne Unterschied des Standes, sofort 
in Verhaft genommen, und darin so lange behalten werden, bis 
die Gefahr des Beschädigten vorüber ist. 

§• 638. Wird der Beschädigte völlig wieder faergestclit: so 
hat der Thäter Festungs- oder Zuchthausstrafe auf zwei bis drei 
Jahre verwirkt. > > 

§. 639- Erfolgt eine Verstümmelung oder Verunstaltung des 
Beschädigten : so muss derThäter vier- bis sechsjährige Festungs- 
oder Zuchthausstrafe leiden. 

§. 640- Stirbt der Beschädigte an der empfangenen Verlet- 
zung : so wird der Thäter als ein Todtschlüger bestraft. 

§. 64 1. Wenn der Injuriant nach erlittener Strafe sich der 
angethanen Beschimpfung rühmt: so findet Wiederholung eben 
dieser Strafe statt. 

§. 642. Wegen Wiederholung derselben Injurie soll die vor- 
her erlittene Strafe verdoppelt werden. 

§- 64 3. Wenn Injurien zwischen Militair- und Civilpersonen Von Injurien 
Vorfällen : so wird die Strafe gegen den Schuldigen verdoppelt. Mn”»o^u°d 

§.614. Sind solchenfalls Heal- oder schwere Verbal- und Civilpersoaci»- 
symbolisrhe Injurien verübt worden : so soll an die Stelle. des Ge- 
fängnisses Festungs- oder Zuchthausstrafe treten. 

§. 645- Gehört der Beleidiger zum Militairstande : so soll, 
nach Beschaffenheit der Umstände, und der beleidigten Personen, 
and mit Rücksicht auf den Rang des zu Bestrafenden, auf Gefäng- 
nis*, Degradation, Gassenlaufeu, Festungsarbeit, oder Festungs- 
arrest erkannt werden. . . : 

§. 646. Die nach §. 6 l3- 644- verwirkte Strafe der Injurien Von Injurien 
wird verdoppelt, wenn sie einer im Dienste begriffenen Mititair-* ,, * ,n " 
person zugefügt, worden. i i 
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§. 647 . Ist damit eine thälliehe Widersetzung gegen die Wache 
verbunden gewesen : so soll wider den Verbrecher, ausser darnach 
§. 646 . verwirkten, auch nach Beschaffenheit der Umstande, die 
158 . oder §.167 - 173 . verordnete Strafe verhängt werden. 

§. 648 . Wenn Militairpersonen sich den Wachen widerset- 
zen: so werden sie nach näherer Bestimmung der Kriegsartikel 
bestraft. 


Wimn dir 
Richter von 
ABiU..«ern zu 

Trrf.hreo 

habe. 


§. 649* leichte Verbal- und symbolische Injurien ist der Rich- 
ter von Amts wegen zu rügen, nicht schuldig. 

§. 650 . Auch schwere Injurien dieser Art dürfen nur alsdann 
von Amts wegen gerügt und bestraft werden, wenn sie an einem 
öffentlichen Urte, oder bei einer feierlichen Gelegenheit vorge- 
fallen sind. 


§.651. Ein gleiches gilt von geringen Realinjurien §.649« 
650 ., welche unter Leuten vom Bauer - oder gemeinen Bürger— 
Stande verübt worden. 

§. 652 . Auch bedarf es des richterlichen Amtes nicht, wenn 
dergleichen geringe Realinjurien zwischen Eheleuten, Aeltern und 
Kindern, Lehrern und Schillern, Dienstherrschaften und Gesinde 
vorgefallen sind. 

§■ 653 . Andere Realinjurien hingegen muss der Richter von 
Amts wegen untersuchen und bestrafen. 

§. 65 4. Einem Jeden, der zum hiibcrn Burger- oder zum 
Adel - oder Mililairstande gebürt, stebt frei, wenn er keine Inju- 
rienklage anstellen will, die ihm von einem Andern widerfahren» 
Ehrenkränkung nebst den Beweismitteln über die Tbatsache, dem 
Richter bloss zur Untersuchung anzuzeigen. 

§. 655 . Der Richter muss alsdann, wenn er die Sache dazu 
sngetban findet, die Untersuchung von Amts wegen verfügen, und 
über die Strafe des Beleidigers erkennen. 

§. 656 . Der Beleidigte hingegen , welcher nicht selbst bat 
' klagen wollen, kann keine Privatgenugthuung fordern. 

Von Remis- §.657* ln aften Fällen, wo der Richter von Amts wegen ver- 
**®“ cito *'*^ U fahren muss, wird die Strafe des Beleidigers dadurch, dass der 
Beleidigte «ich der Privatgenugthuung begeben bat, nicht auf- 
gehoben. 

§. 658 - Hingegen kann für die einmal ausdrücklich oder still- 
schweigend erlassene Beleidigung, keine Privatgenugthuung mehr 
gefordert werden. 

' - §. 659- Die Privatgenugthuung ist nur alsdann für still- 

schweigend erlassen anzusehen, wenn der Beleidigte die ln|ur»e, 
ungeachtet sie und deren Urheber ihm bekannt gewesen, inner- 
v halb dreier Monate nicht gerügt hat. 

*' §. 660 . Doch ist auch alsdann das Recht des Beleidigten xuus 
eigentlichen Schadensersätze noch nicht erloschen. 
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§. 66 1. Wenn Injurien, die noch nicht erloschen waren, er- Ven (’nmp.n. 
wieder) worden: so kann keiner von beiden Theiien Privatgenug- R«» r "*H"<i«r 
thuung fordern. _ Injurito. 

§. 662. W : con jedoch Kealinjurien durch blosse Verbal- oder * 
symbolische Injurien auf der Stelle erwiedert werden: so gebt 
durch diese Krwiederuog das Hecht, Privatgen ugthuuog zu for- 
dern, nicht verloren. 

§. 66 1. Uie Strafe gegenseitiger Injurien wird durch die Er- 
wiederung niemals aufgehoben. 

§■ 664- Hoch soll für den, welcher durch eine ihm zugefügte 
Injurie selbige sogleich zu erwiedern gereizt worden, eine Minde- 
rung der an sich nach den Gesetzen verwirkten Strafe statt finden. 

§. 665. Jede Erwiederung, die erst nach einem Zeitverlaufe 
geschehen ist, wirkt für den Krwiedemden keine Entschuldigung. 

§.666. Ueberhaupt darf Niemand sich für vermeintlich er- 
littene fleleidigungen eigenmächtig Genugtbuung nehmen. 

§. 667- Insonderheit sollen diejenigen, welche dergleichen Von Durllto 
Genugtbuung durch Privatzweikampf selbst zu suchen sich unter- Su./.n*' 4 ' 
fangen, dafür mit der schärfsten Strafe belegt werden. 

§. 668. Wer also einen Anders zum Zweikampfe fordert, 
hat nach Verhältnis» des dazu erhaltenen grossem oder geringem 
Heize», eine drei- bis sechsjährige Kestungsstrafe verwirkt. 

§.669 Wer die Ausforderung annimmt, und durch sein Be- 
tragen seine Bereitwilligkeit zum Zweikampfe zu erkennen giebt, 
soll nach Verhältniss der ihm zu statten kommenden grossem oder 
geringem Kntschuldigupgsgründe, ein- bis dreijährige Kestungs- 
strafe leiden, 

§.670- Durch die Ausforderung, oder die Annahme dersel- 
ben, gehen zwar die Parteien des Hechts, Privatgeuugthuung zu 
fordern, verlustig; sie haben aber, ausser der durch den unter- 
nommenen Zweikampf verwirkten Ahndung, auch noch die Strafe 
der Injurien zu erwarten. 

§. 67t. Ist der Zweikampf vor sich gegangen, und ein Theil 
d^bei getödtet worden : so soll der liebe Hebende nach Beschatfen- 
heit seines Vorsatzes, mit der Todesstrafe der Mörder oder Todt- 
•chläger belegt werden. 

§. 672. Ist Niemand gelüdtet worden, so werden beide Theile 
ihres Adels und der Ehrenstellen, welche sie bekleiden, verlustig; 
und noch ausserdem nach Bewandniss der Umstände, mit zehn- 
jähriger bis iebenswieriger Kestungsstrafe belegt. 

§. 67-3- Wer »ich der Strafe des Privatduells durch die 
Klucht entzieht, dessen Vermögen soll, in so fern er dergleichen 
innerhalb Lande» besitzt, so lauge er lebt, inßesrblag genommen, 
ibm selbst davon nicht das Geringste verabfolgt; allemal aber sein 
Bildnisi an den öffentlichen Scbandpfahl geschlagen werden. 
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Vorbeugung»" 

mittel- 


Vorordnun- 
gen, welche nick 
auf den Ort 
Ttai Duells und 
die Qualität 
der Duellanten 
beziehen- 


§• 674. Wer bei einem vorfallenden Wortwechsel zum todt- 
lichen Gewehre greift, soll, wenn auch noch kein Schade gesche- 
hen ist, Festungsarrest von sechs Monaten bis zu Einem Jahre 
leiden. 

§•675* Auch schon derjenige, welcher bloss drohet, einen 
Andern zum Duelle nSthigen, oder auf eine schimpfliche Art be- 
leidigen zu wollen, soll, als ein Friedensstörer, mit ein- bis zwei- 
jähriger Gefängnissstrafe belegt werden. 

§. 67 6. Wer einen Andern anreizt, seine vermeintliche Ge- 
nugtuung durch einen Zweikampf zu suchen ; so wie derjenige, 
welcher sich zur Begünstigung eines Duells, als Secundant oder 
Carteilträger wissentlich brauchen lässt, hat, wenn Jemand ge- 
tödtet worden, zehnjährige ; sonst aber fünfjährige Festungsstrafe 
verwirkt. 

§. 677* Wer wegen einer durch Vergleich oder Krkenntniss 
beigelegten Ehrensache den Parteien Vorwürfe macht, oder Ver- 
achtung zu erkennen giebt, wird als ein Verhetzer mit ein* bis 
fünfjähriger Festungsstrafe belegt; und ausserdem seiner etwani- 
gen Khrenstellen verlustig. 

§. 678. Wenn Inländer sich zu einem ausser Landes zu 
haltenden Zweikampfe bestellen : so wird derselbe, ob er schon 
autw ärts vorgefallen ist , dennoch gleich einem innerhalb Landes 
vollzogenen Duelle geahndet. 

§• 679- Hat eine in den Königlichen Landen sich aufhallende 
Person einem Ausländer eine Ausforderung zum Zweikampfe zu- 
geschickt, oder eine dergleichen Ausiorderung von ihm innerhalb 
Landes angenommen: so wird er wegen der Ausforderung, oder 
deren Annahme, nach den Landesgesetzen §. 668. sq<j. bestraft. 

§. 6S0. Hat der Inländer, zufolge einer solchen Bestellung, 
(§• 679-) mit einem fremden auswärts wohnenden Unterlhanen 
den Zweikampf ausserhalb Landes vollzogen : so findet zwar die 
Strafe der Duelle, jedoch nur unter der Einschränkung des §. 15. 
statt. 

§■ 681. Mit gleicher Einschränkung soll die Strafe der Duelle 
cinlreten, wenn ein Inländer, wegen eines auswärts verabredeten 
und gehaltenen Duells, auf Ansuchen der Obrigkeit des Orts, wo 
selbiges vorgefallen ist, bestraft werden soll. 

§. 682. Auch Ausländer, welche innerhalb Landes sich zu ei- 
nem Zweikampfe herausfordern, verfallen in die durch die Lan- 
desgesetze auf den Zweikampf verordneten Strafen. 

§.683. Ist von Ausländern ein auswärts verabredeter Zwei- 
kampf innerhalb Landee gehalten worden : so sollen sie in Verhaft 
genommen, und ihrer Landesobrigkeit, auf deren Verlangen, aus- 
gelicfert werden. , • . i • t :. •' I< r '. 
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§. 6S4. Haben sich Inländer bei einem solchen Zweikampfe 
als Secundanten oder Cartellträgcr brauchen lassen : so haben sie 
die in den Landesgesetzen §. 676. verordnete Strafe verwirkt. 

§. 685. In allen Fällen, da nach obigen Vorschriften die Lan- 
desgesetze gegen die Duelle aut einen von Inländern ausserhalb. 

Landes, oder von Ausländern im Lande gehaltenen Zweikasftpi 
nicht Anwendung finden, tollen dennoch, wenn dabei Jemand ver- 
wundet, oder gar getodtet worden, der Thäter nach den Vor- 
schriften des Eilftcn Abschnitts von körperlichen Verletzungen, 
so wie die Secundanten oder Cartellträgcr als Theilnehmer an die- 
sem Verbrechen bestraft werden. 

§. 6S6< Wenn Mililairpersonen einander beleidigen, oder 
zum Zweikampfe fordern : so fioden die darüber ergangenen be- 
sondern Verordnungen statt. 

§• 687. Wenn eine Civilperson von einer Militairpenon zum 
Zweikampfe genöthigt worden : so soll über das Vergehen der 
letztem zuerst erkannt, und nach Maassgabe dieses Straferkennt- 
oisscs, auch die Strafe der Civilperson verhältnissmässig bestimmt 
werden. 

§. 688. Dagegen finden die obigen über denZweikampf über- 
haupt ergangenen Verordnungen wider eine Civilperson, welche 
eine itlilitairpersoa herausfordert, oder sonst zum Duelle nüthigt,: 
nach ihrem ganzen Umfange Anwendung. 

§. 689. Wenn Personen, die weaer zum Adel* noch Olficier- 
ftaltde gehören, Jemanden mit Seiten- oder Schiess'gewehr an- 
greifen ; oder ihren Gegner zum Zweikampf« fordern ; oder An- 
forderungen annehmen : so soll dergleichen Unternehmen als ein 
Versuch zum Morde angesehen und bestrait werden. 

§. 690. Wenn sich dergleichen Leute auf d«n Stork , oder 
apderc minder gefährliche Instrumente herausfordern, oder schla- 
gen ; so sollen dieselben mit der doppelten Strafe der Realinjurien 
belegt werden. ; t. > . ' ’-t* 

-I* . t • ' * 1 ' ' • j 

Eilfter Abschnitt. 

, " • ' . * *'» I * 

Fon körperlichen Ferletxungen. / 

• ■» * 

§. 691* Ria Jeder ist schuldig, sein Betragen so einzurieh- Gnmdssu. 
ten, dass er weder durch Handlungen, noch Unterlassungen, 

Anderer Leben oder Gesundheit iu Gefahr setze. 

§.692. Alles dasjenige, woraus dergleichen erhebliche Ge- Varbtuceng»- 
fahr entstehen kann, soll durch ernstliche Polizeiverbote , und. 
verhältnissmässige Strafen , möglichst verhütet werden'. 

§. 693 . Niemand soll Schicsspulver, Gifte, Arzeneien, und >)•>«< 

** * kaufe de« Pul- 

andere Materialien; deren Bearbeitung, Aufbewahrung, und drr Gift« 

rechter Gebrauch, besondere Kenntnisse voraussetzt , ohne aus- 


y 
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drüeklich« Erlaubnis des Staat» zubereiten, verkaufen, oder 
sonst an Andere überlassen. 

§. 691. Wer dieses dennoeh thut, dem soll , wenn aueb 
kein Schade dadurrb veranlasst worden, sein Vorralh confiscirt; 
und er, nach Verhältnis» der entstandenen Gefahr , und des ge- 
suchten oder wirklich gezogenen Gewinns , in eine Geldstrafe 
von zwanzig bis hundert Tbalern verurtheilt werden. 

§ 695. Apotheker, und alle diejenigen, denen die Zuberei- 
tung und der V erkauf der Gifte oderArzeneien erlaubt ist, sollen 
/ dabei mit Vorsicht und Sorgfalt zu Werke gehen ; damit durch 

einen Unrechten oder unmässigen Gebrauch Niemand an seineaa 
Leben oder seiner Gesundheit beschädigt werde. 

§. 696. Sie sollen keine Arzneimittel , (die in der Medicinal- 
Ordnung benannten Arten allein ausgenommen) ohne die Vor- 
schrift eines vom Staate genehmigten Arztes , zubereiten oder 
verabfolgen. 

§>. 697. Insonderheit sollen sfe gefährliche Arzneimittel und 
Gifte nur denjenigen Personen einhändigen , welche zu deren 
Empfang durch den Schein eines solchen Arztes (§. 696.) die Be- 
fugniss erhalten haben. 

§. 698* An hinlänglich bekannte und unverdächtige Perso- 
nen kann zwar zu einem von ihnen angezeigten rechtmässigen Ge- 
brauche Gift, auch ohne solchen Schein , verabfolgt werden ; 

§• 699* K> müssen aber dergleichen Personen das Gift ent- 
weder selbst abhohlen : oder der Apotheker muss ihnen dasselbe 
durch seine Leute, wohl verschlossen und verwahrt in ihre Händ« 
überliefern. 

§. 700. a) Wer nicht am Orte gegenwärtig ist, muss, bei 
eigner Verantwortung, sichere Personen zur Abholung solcher 
gefährlichen Sachen wählen, und schriftlich dazu bevollmächti- 
gen ; diese aber müssen von dem Apotheker, wegen deren un- 
schädlichen Fortbringung, die nötbige Anweisung erhalten. 

§. 700. b) Schiesspulver muss ebenfalls nur an unverdäch- 
tige Personen , denen man es Zutrauen kann', dass sie damit um- 
zugehen wissen , überlassen, und es muss dabei von denjenigen, 
welche damit handeln, di« Vorschrift §. 699* 700. a) ebenfalls 
beobachtet werden. 

§. 701. Wer den obstehenden Vorschriften (§. 695. sijq ) 
zuwider handelt, soll nach itlaassgabe des Grades seiner Fahr- 
lässigkeit, und der darauf entstandenen Gefahr, mit Geldstrafe 
von zehn bis fünfzig Thalern belegt ; und nach Rewandniss der 
Umstände, besonders im Wiederholungsfälle, seines Privilegii 
verlustig erklärt werden. 

9) bei Innern und §.702. Niemand soll , ohne vorher erhaltene Krlaubniss de* 

su..er.^enLV SuaUj ags Cu der Wunden oder innerlichen Krankheiten, 
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bei willkührlither Geld- oder Gefaagotssstrafc, ein Gewerbe 
■•eben. 

§. 703. Bei glpirhew.Slrafc sollen Apotheker und Wund- 
ärate sieb aller iunern (,'uren cntballen, in so fern ihnen selbige 
nicht ausdrücklich verstauet worden. 

§ 70-4- Augen - und Zahnärzte, Stein - und liruchscbneider 
solle» sich nicht unterfangen , ihr Gewerbe zu treiben, ehe sie 
die Kriaubnis* der Behörde dazu, nach vorbergegangener Prü- 
fung ihrer Geschick lieh heit und ihres Verlabrcnt, erhalten haben. 

$.70 5. Geschieht es den noch : so haben sie, bloss dadurch, 
fünf bis zehn Tbaler Geld- oder acht- bis vierzehutägige Gefäng- 
nissstrafe verwirkt. > i ' 

$. 700. Zahn - und Augenärzte, Bruch - und Steinschneider, 
Quacksalber, Wurzel- und Olitätenkrämer , Hebammen, Hie- • 

ten, Schäfer, Scharfrichter, und alle andere,, die aus innern 
oder änseern Guten, ohne Krlaubniss der Obrigkeit, oder ohne 
Zuziehung und Genehmigung eines approbirten Arztes , ein Ge- 
werbe machen, sollen, na.h Bewandniss der Umstände, und 
nach der niehrern »der mindern Gefährlichkeit der gebrauchten 
Mittel, mit Gefängniss auf vierzehn Tage bis sechs Wochen 
bestraft werden., ■ 

■ §. 707*i Haben sie dergleichen unerlaubtes Gewerbe aus Ges, 

winnsucht getrieben: so sind sie, als Betrüger , mit Zuchthaus- 
strafe auf drei bis sechs Monate, zu belegen. 

§•708. Wenn solche YVinkelärzte Ausländer sind : so sollen, 
sie, nach ausgestandener Slrale, über die Gränze gebracht; und, 
wenn sie gleichwohl zur Trcibung ihre« verbotenen Handwerks 
curückkebrcn , ohne weitere Umstand« als Landstreicher behan- 
delt werden. ($, lyi. sqq.) 

§. 7py. Gegen Inländer ist, im Wiederholungsfälle, die 
£jtrafe zu verdoppeln ; und tje sind, sodann, nach Bewandniss 
der Umstände , aus dem Orte, odcc. der Provinz, wo sie ihr ver^ 
botenes Handwerk ausgeübt haben, zu verweisen. 

(j. £10. Niemand, «oll, ohne vorhrrgegangfn« Prüfung und 3) In Ansehung 
Genehmigung des Staats , die Gcburtshülfe als ein Gea^FM 6 :*'* ' ’ 

treiben sieh unterfangen. . *„ - j »1 . •' 

§, 741 . Dieesthun, sollen npt achttägiger bis vierwöchent- 
lieber Gefängnissstrafe belegt, und wenn sie sich dadurch nicht 
warnen lassen, aus ihrem bisherigen- Aufenthaltsorte verwiesen 
werden. . 1.1 . • 

§. 7\12, Weqn bei einer Geburt schwer« oder ungewöhnlich^. 

Umstände sich ereignen: so ist die Hebamme schuldig «ipgo ap- 
probirten Arzt , in so fern. eitLsoicher. erlangt werden kann , her- 
beirufen zu lassen. . . , t ’ 

§. 713* Kin Gleiche* muss geschehen, wann in der Geburt 
di« Mutier oder da« Kind daa Lehen einbiuten. , , . , 


Digitized by Google 



3S0 


Zweiter Theil. Zwanzigster Titel. 


§. 7l4. In solchem Falle müssen die Prediger und Küster, 
wenn sie von dem sträflichen Betragen der Hebamme Nachricht' 
erhalten , der Obrigkeit davon Anzeigwmaehen. 

§■ 715« Die blosse Unterlassung der Anzeige in vorsteben- ‘ 
den Fällen (§. 712- 7 1 4 . ) soll mit wilikbbrlicher Geld- oder 1 
Gefängnissetrafe geahndet werden. 

§• 716* Wenn Leibesfrüchte, die gar keine menschliche Ge- 4 
stalt zu haben scheinen , lebendig zur Welt kommen : so sollen 
dennoch weder die Aeltetn, noch die Hebamme, dergleichen 
Geburt eigenmächtig fortzusebaflen sich unterfangen. (Th. 1. 

Xi». 1. §. 1 7. 18.) - 

§.717» Vielmehr muss letztere den Vorfall sofort der Obrig- 
keit anzeigen ; welche denselben mit Zuziehung sachverständiger 
Personen genau untersuchen , und an die obere Instanz, zur wei- 
tern Verfügung berichten muss. 

§. 718. Aeltem und Hebammen, welche, diesem zuwider, 
dergleichen Missgeburt eigenmächtig fortschaflen , sollen, nach 
Beschaffenheit der Umstände, mit Gefängniss- oder Zuchthaus- 
strafe von vic/zebn Tagen bis zu drei Monathen belegt werden. 

§.719" Wer eine Leibesfrucht vorsätzlich tudtet, hat, wenn 
es eine offenbare Missgeburt war, Gefängniss- oder Zuchthaus- 
strafe von sechs Wochen bis zu sechs Monathen, sonst aber die 
Strafe der Mörder verwirkt. •* " 

§. 720 • Eine Hebamme, die ohne dringende Abhaltung Je- 
manden ihre Hülfe versagt , soll , auch wenn kein Schade er- 
folgt ist, willkuhrliche Geld - oder Gefängnisstrafe leiden. 

§. 721. Hat sie sich dergleichen Undienstfertigkeiten zur Ge- 
wohnheit gemacht; so soll ihr die Treibung ihres Gewerbes gänz- 
lich untersagt , und eine andere an ihrer Statt bestellt werden. 

4) hei Nahrung* §.722. Niemand soll Nahrungsmittel oder Getränke , die 

" i, tt»ak«a. t! *’ nac h ihrer Beschaffenheit der Gesundheit nachlheilig sind , bei 
Vermeidung nachdrücklicher Geld- oder Leibesstrafe, wissent- 
lich verkaufen, oder Andern zu ihrem Gebrauche mittheilen.' 

§. 723. Wer dergleichen Lebensrnittel auf eine der Gesund- 
heit nachtheilige Weise verfälscht; mit schädlichen Materialien 
vermischt; besonders aber sich der Bleimittel bei Getränken be- 
dient, soll nach ßewandniss der Umstände, und der daraus für 
die Gesundheit entstandenen Gefahr, mit ein- bis dreijähriger 
Zochthaui- oder Festungsstrafe belegt werden. 

§. 724. Ausser der Strafe werden diejenigen, welche sich 
des wissentlichen Verkaufs verdorbener oder mit schädlichen Zu- 
sätzen vermischter Nahrungsmittel schuldig machen , des Rechts, 1 
das gemissbrauchte Gewerbe ferner zu treiben , auf immer ver-i 
lustig. • , '' 1 •' 

§'. 725. Der befundene Vorrath solchei* Nahrungsmittel soll, 
wenn er keiner Verbesserung fähig ist, sofort vernichtet"; ' sonst 
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aber eingezogen , auf Kosten des Uebertreters in tauglichen Stand 
gesetzt , und zum Besten der Armen verwendet werden. 

§. 7 26. Betten, Kleider, und andere Sachen , welche Per- 5)U«i dm KM. 
sonen , die an pestartigen Krankheiten gestorben sind , an ihrem^*'"^,'^'. 1 * 
Leibe oder sonst zu ihrem gewöhnlichen Gebrauche gehabt haben, 
jniissen , bei willkuhrlicher Leibes - oder Geldstrafe, sofort ver- 
brannt werden. 

§. 7,27. a) Ist der Kranke an einer andern ansteckenden 
Krankheit gestorben: so ist der Gebrauch oder Verkauf solcher 
Kleider und Sachen nur alsdann erlaubt, wenn ein approbirter 
Arzt auf seine Pflicht bezeugt, dass denselben, durch Anwen- 
dung der erforderlichen Mittel , die Gefahr der Ansteckung be- 
nommen worden. . P 

§. 727. b) Wer das Gewicht der Bettfedern durch Bleiweis 
vermehrt, hat die §. 721- 725* bestimmte Strafe verwirkt. 

S. 728. Niemand soll sich kupferner nicht uberzinnter Ge- 6 ) MdrmKa- 
. : .... . .. chraetschins ; 

fasse zur Zubereitung der speisen bedienen. 

§. 729« Kupferschmiede und alle Andere, welche derglei- 
chen nicht tüchtig überzinntes Geschirr verkaufen , sollen mit 
ConBscation ihres Vorraths , und einer Geldbusse von zehn bis 
zwanzig Tbalero bestraft; im Wiederholungsfälle aber ihres Mei- 
sterrechts verlustig erklärt werden. 

§.730. Gleiche Strafe trifft diejenigen Professionisten, wel- 
che zum Ueberzinnen kupferner Kuchengeschirre einen Zusatz von 
Blei gebrauchen. 

§. 73 1* Her unvorsichtige Gebrauch der Kohlen in verschlos- 
senen Gemächern wo der Dampf den darin befindlichen Perso- 
nen gefährlich werden könnte , ist , wenn auch npph kein Schade 
geschehen wäre, mit drei bis zehn Thaler Geld • , oder willkühr- 
licber Gefängnissstrafe zu ahnden. 

§. 732. Die Obrigkeit jedes Ortes muss fie* eigener Vertre- 7)<rr*ro<t„ Or- 
tung darauf sehen , dass die zu Unterhaltung der öffentlichen ‘ hckkslt; 
Keinlichkeit au den Häusern, und auf den Strassen, gegebenen 
Polizei Verordnungen, von einem Jeden, ohne Unterschied des 
Standes bei willkuhrlicher Geld - oder Gefäugnissstrafe genau be- 
folgt werden. ! 

§•733. Niemand soll gegen eine Person , deren Schwanger- R ) w, r ,n a ** 
Schaft sichtbar, oder ihm bekannt ist, oder auch wissentlich inscbw,in K .r. und 
deren Gegenwart, Handlungen vornehmen, wodurch heftige u “ 8 *^ r r "‘ 

. Gemüthsbewegnngen erregt zu werden pflegen. , ^ , 

§..734- Ist dergleichen Handlung an sich schon strafbart 
so findet in einem solchen Palle Schärfung der Strafe statt. 

§.'735. Ist auf die Haudlung an sich keine Straie verordnet : 
so soll., je nachdem sie aus Vorsatz, Muth willen, oder grober 
Unvorsichtigkeit begaugen worden, willkührlicha Geld- oder 
Gefängnissstrafe, oder körperliche Züchtigung verhängt werden. 

« • 


J 
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§. 736. Auch diejenigen, denen sonst das Recht der mastigen 
Züchtigung zukommt, dürfen sieh dessen, gegen dergleichen 
schwangere Personen, bei wilfkührlirber Gefängniss- oder Geld* 
strafe , so lange die Schwangerschaft dauert , nicht bedienen. 

§. 737- Personen, die während ihrer Schwangerschaft und 
vor der Entbindung gestorben sind, dürfen nicht eher beerdigt 
werden, als bis wegen Rettung des im MutterUibe befindlichen 
Kindes die erforderlichen Anstalten mit der nöthigen Vorsicht ge* 
troffen worden. 

fl) s***n §.738. Mütter und Aminen sollen Kinder unter zwei Jahren 

Säugling«, |„j ]Vacht«il nicht in ihre Retten nehmen, und bei sieb oder an- 
dern schlafen lassen. 

§•739* D>c solches lhun, haben nach Bcwandniss der Uin- 
stände, und der dabei obwaltenden Gefähr, Gcfängnissstraie, oder 
körperliche Züchtigung verwirkt. 

10 ) w*i*en de« §. 740. Niemand soll, ohne wahrscheinliche Gefahr eines 
Schics« ns ; nächtlichen Uebcrfalls , geladenes Gewehr in seinem Hause ver- 
wahren ; noch weniger selbiges an Orte hinstellen , oder aufhän* 
gen , wo Kinder oder andere unerfahrne Leute dazu kommen 
können. 

§. 7 4l- Aurb Reisende, oder Jäger, welche geladenes Ge- 
wehr bei sich führen, müssen, Wenn sie in ein Haut treten, öder 
irgendwo unter Leuten sich aul'balten, dasselbe beständig in ihrer 
unmittelbaren Obsicbt haben, oder 'es des Schusses entledigen. 

§. 742. Gastwirthe, bei welchen dergleichen Personen fein* 
kehren, müssen däräüf sehen, dass entweder ertis oder das andere 
geschehe : oder sie müssen das Gewehr dergestalt in eigene sichere 
Verwahrung nehmen, dass dadurch klein Schade entstehen kann. 

§. 743. Wer diesen Vorschriften (§. 740 - 742.) zuwider 
handelt , soll allemal mit Arrest auf acht bis vierzehn Tage , oder 
mit fünf bis zehn Tbalern Geldstrafe belegt werden. 

§. 744. Wird mit solchem Gewehre, und durch den unvor- 
sichtigen Gebrauch dcssrlben, Jemand am Leben, Leibe, oder Ver- 
mögen beschädigt: so hat nicht nur der, welcher es führt, sondern 
auch der Haus- oder Gastwirth, welcher seine Pflicht nicht beob- 
achtet hat, Gefängniss- oder Festungsstrafe, auf »ier Wochen bis 
zu sechs Monaten verwirkt. 

§. 745. Wer in bewohnten, oder gewöhnlich voh Menschen 
besuchten Orten, sich des Schiessgewehrs, der Witidbüchseö, oder 
Armbrüste bedient, oder Feuerwerke ohne besondere Erlaubnis! 
der Obrigkeit abbreimt, soll, wenn auch kein Schade geschehen 
ist, in eine Strafe von fünf bis fünfzig Tbalern genommen werden. 
■ I) w«*«n a, ( §. 746. Niemand sollStilets und dreikantige odersogenannt« 

Bch« Waffen’; Schillingen fuhren. 

§. 747- Gemeinen Leuten ist. in Stöcken oder auf andere Art 
verborgenes Gewehr zu führen, nicht erlaubt. 
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§.748. Die blosse Führung solcher verbotenen Waffen soll 
mit Confiskation derselben, und fünf bis zwanzig Thaleru Geld* 
strafe geahndet werden. 

§. 749* Ohne besondere Erlaubnis« der Obrigkeit darf Nie- li) w«*en d.« 
mand wilde, oder andere von Natur schädliche Tbiere halten. 

§.750. Die Obrigkeit muss die Rrlaubniss bei eigener Ver- ' 
tretung nicht ertheilen , wenn sie sich nicht zuvor überzeugt hat, 
dass hinlänglich sichere Itf aassregeln zur Verhütung alles beaorg- 
Hchcn Schadens genommen worden. 

§. 751. Wer ohne Erlaubnis« der Obrigkeit schädliche Thiere 
hält, muss selbige sofort wegschaffen, und ausserdem zwanzig bis 
fünfzig Thaler Geldstrafe entrichten. 

§> 752. Eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher die 
obrigkeitliche Erlaubnis zwar erhalten, nachher aber die gehüri- 
geo Maassregeln zur Verhütung alles Schadens vernachlässigt hat. 

§• I 53. Eben so wird der Eigenthümer eines sonst zahmen 
Thieres bestraft, wenn dasselbe besondere schädliche Eigenschaf- 
ten hat, und er, sobald dieses zu seiner Kenntniss gelangt, zur 
Verhütung des zu besorgenden Schadens nicht hinlängliche 
Maassregein trifft. 

§. 754. Auch die wegen Vorbeugung der Tollheit bei den 
Hunden vorgesrhricbenen Polizeigesetzr, ist ein Jeder, bei Vermei- 
dung der darin bestimmten Geld- oder Leibesstrafen , genau zu 
beobachten verpflichtet. 

§• 755. Das Aufhetzen der Hunde gegen Menschen soll, 
wenn auch kein Schade daraus entstanden ist, mit willkührlicher 
Geld - oder Leibesslrafe belegt werden. 

§• 756. Auf Strassen, Brücken und öffentlichen Plätzen ; so 13 ) wr«« d.» 
wie in allen bewohnten von Menschen zahlreich besuchten Gegen- *V',hKn**^ 
den, muss ein Jeder des schnellen Keitene und Kahrens sich ent- 
halten. 

§. 757. Die Uebertretung dessen soll mit fünf bis zehn 
Tbalern Geidbusse oder mit verhältnissmässigsr Geiängnissstrafe 
geahndet werden. 

§. 758. Sind Fehler des Pferdes an der Uebertretung Schuld : 
so bleibt der Reiter oder Fahrende von der Strafe nur alsdann 
frei, wenn er den Fehler vorher nicht gewusst hat. 

§• 75 9* Dagegen trifft die Strafe den Eigenthümer des Pfer- 
des, welcher den Andern wegen des Fehlers nicht in Zeiten ge- 
warnt hat. 

§• 760. Die §. 757- verordnete Strafe hat auch derjenige 
verwirkt, welcher Pftrde, ohne die gehörige Aufsicht, auf öffent- 
lichen Plätzen , Strassen, oder sonst im Freien , wo sie durrh ihr 
Ausretssen , Brissen, Stossen, oder Schlagen , Schaden anrichten 
können, stehen lässt. 
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§• 76l. Bei gleicher Strafe soll »ich Niemand Unterlängen, 
innerhalb der Stadt Pferde einzufahren, oder sich zu Nachtzeit 
der Schlitten ohne Schellengeläute zu bedienen. 

H) wrgrn §. 762. Niemand soll in Gegenden, die zum Ah- und Zu- 
‘ödtr^turst 1 6 an 8 e des Publici bestimmt sind, vor «einen Fenstern , oder an 
•teilt« Sacken-, seinem Hause, etwas ohne gehörige Befestigung aufstellen , oder 
«ufhängen, durch dessen Herabsturz Jemand beschädigt werden 
könnte. ; . . 

§. 763. Der Uebertretcr muss das Aufgestellte oder Aufge- 
hängte sofort w egzusebaffen angehalten , und ausserdem um fünf 
Thaler bestraft werden. (Th. 1. Tit. 8. §• 74. sqq.) 

§. 764. Gleiche Strafe bat derjenige verwirkt, welcher 
Sachen, die den Vorübergehenden schädlich werden könnten, aus 
dem Hause oder aus den Fenstern wirft. 

15) hrt Bauen §.765. Jeder Eigenthümer ist schuldig, seine Gebäude der- 
Kipara. g eS ( a i| j n baulichem Stande zu unterhalten, dass durch deren Ein- 
sturz oder Abfall, den Einwohnern oder Vorübergehenden kein 
Schade widerfahre. 

§.766. Wer dies unterlässt, den soll die Obrigkeit durch 
Zwangsmittel dazu anhalten, und seine Nachlässigkeit m*t zehn- 
bis dreissig Thalern Geld- oder vcrhältnissmässiger Leibesstrafe 
ahnden. 

§. 767- Ist der Eigenthümer zu solchen Reparaturen unver- 
mögend ; so muss die Obrigkeit dafür, hei eigener Vertretung, 
von Amts wegen so weit sorgen , als es nöthig ist, um die dem 
Publiko drohende Gefahrabzuwenden. (Th. 1. Tit. 6-§-40.sqq.) 

§. 768. Baumeister, die bei einem Baue odereiner Reparatur, 
oder bei der Auswahl der Materialien dazu , wider die allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst dergestalt gehandelt haben, 
dass daraus eine Gefahr für die Einwohner oder das Publikum 
entsteht, sollen den Fehler aui eigene Konten zu verbessern ange- 
halten werden. 

§. 7 69* Verfallen sie zum zweitenmal« in dergleichen Fehler; 

so ist ihnen ausserdem die fernere Treibung ihres Gewerbes, bei 
ein- bis zweijähriger Gefängnisstrafe, zu untersagen. 

§.770. Der Vorwand, (fass der Bauherr die fehlerhafte 
Führung des Baues, oder den Gebrauch der untauglichen Ma- 
terialien selbst verlangt, oder genehmigt habe, soll dem Bau- 
meister niemals zu statten kommen. 

§. 771. Wenn Jemand die ihm obliegende Unterhaltung 
öffentlicher Gebäude, Wege, Brücken u. s. w. vernachlässigt, und 
die an ihn ergangene Aufforderung fruchtlos gewesen ist: so soll 
die Obrigkeit die nüthigen Reparaturen von Amts wegen veran- 
stalten ; die Kosten aber von ihm durch Exekution betreiben 

,amn - " ' ' : .§. 772 - 
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§. 772. Ausserdem bat derselbe eioe Geldbusse von fünf bis 
dreissig Thalern, oder verhältnismässige Leibesstrafe verwirkt. 

§. 773* Bei allen Bauen und Reparaturen müssen die unmit- 
telbaren Aufseher die erforderlichen Vorkehrungen treffen, damit 
nicht durch da9 Herabfallen der Materialien , den Einsturz der 
Gerüste, oder auf andere Art, Jemand beschädigt werde. 

§. 774. Dergleichen Bauplätze sind mit Stangen dergestalt 
einzufassen, dass besonders Kinder und Thier«, von Betretung 
solcher gefährlichen Stellen zurückgebalteo werden. 

§. 7 75. DieUnterlassung dieser Vorschrift ist an den nach- 
lässigen Aufsehern mit nachdrücklicher Gefängnis* oder Geld- 
strafe zu ahnden. 

§.776- Die Uebcrtretungen der Polizeigesetze ziehen die 
dabei verordneten Strafen auch alsdann nach sich, wenn dadurch 
noch kein wirklicher Schade entstanden ist. ' 

* §• 777- Ist »her durch die Uebertretung Jemand an seiner von V«. 

Gesundheit oder an seinem Leben wirklich verletzt worden: sn ’f l ' u ^*' n 
Wird der Vebertreter noch ausserdem als einer, der den Schaden 
ans grober Fahrlässigkeit zugefügt hat, angesehen. 

■> §. 778. Nach dem Grade dieser Fahrlässigkeit; nach Be- 

wandniss des mehr oder minder erheblichen Schadens; und je nach- 
dem der Beschädigte völlig in den vorigen Stand wieder herge- 
stellt werden kann, oder nicht, soll gegen denBeschädigerGefäng- 
niss- oder Festungsstrafe auf Einen Monath bis zwei Jahre 
statt ßaden. 

1 ’ 1 §. 779. Ist die schwere Beschädigung eines Menschen durch 
grobe Vernachlässigung gewisser besonderer Amts - oder Berufs- 
pflichten veranlasst worden : sosoU der Ueberlreter, noch ausser 
der nach vorstehender Verordnung ihn treffenden Strafe, za 
einem solchen Amte oder Gewerbe auf immer für unfähig erklärt 

werden. - ' 1 

§. 780. Aach derjenige, welcher zwar ohne Uebertretung 
ausdrücklicher Gesetze oder besonderer Vorschriften, aber doch 
durch grobe Vernachlässigung der allgemeinen nach §. 691* 
einem Jeden ‘Obliegenden Vorsicht, Jemanden am Leibe oder 
Leben beschädigt, hat allemal verhältnismässige Leibesstrafe 
verwirkt. ‘ < ' • •» » 

§.781. Diese Strafe soll nach dem Stande und Alter des 
Cebertreters ; nach Verhältnis des Grades der Fahrlässigkeit 
selbst; der Erheblichkeit des Schadens; und der erfolgenden 
oder nicht erfolgenden Wiederherstellung des Beschädigten , auf 
körperliche Züchtigung, oder auf Gefängnisstrafe von vierzehn 
Tagen bis zu Einem Jahre bestimmt werden. ‘ ‘ •*. 

^ 41 '§. 782. Wer ohne eigene erhebliche Gefahr;' einen Menschen rt.it™* au» 

•ns der Hand der Räuber oder Mörder, aus Wasser- und Feuers- > 

nolh, oder aus einer andern drohenden Lebensgefahr retten 
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könnte, und es unterlässt: soll, wenn der andere wirklich du 
Leben einbueet, vierzehntägige Gefängnissstrafe leiden. 

§. 783. Ausserdem soll seine Lieblosigkeit, und deren erfolgte 
Bestrafung, zu seiner Beschämung und Andern zur Warnung, 
öffentlich bekannt gemacht werden. 

§. 784. Dagegen soll der Kdelmuth desjenigen, welcher 
einem seiner Nebenmenschen das Leben gerettet hat , namentlich 
und öffentlich bekannt. gemacht, auch sonst nach Befinden belohnt 
werden. 

hMniideri ict §.785. Wer einen Scheintodten antrifft, muss, bei Yermei- 
Sc Sein Indien ( j er g. 732. angedroheten Strafe, ibm schleunige Hülfe leis- 

ten, und hat dafür vom Staate Vergütung der Auslagen, und die 
in den Polizeigeselzen bestimmte Belohnung zu erwarten. 

§. 786. Begehrt er diese Belohnung nicht: so soll die da* 
zu bestimmte Geldsumme, nach seiner Anweisung , unter die 
Armen vertheilt, und ibm für seine edle Bemühung nach Vorschrift 
des §. 7 84. öffentlich gedankt werden. 

§. 787* Wenn auch die angewendete Mühe vergeblich ge- 
wesen: so muss dennoch dafür , nebst Vergütung der Auslagen, 
die Hälfte der im §. 785. gedachten Belohnung gegeben werden. 

§. 788. Ertrunkene müssen sogleich aus dem Wasser ge- 
zogen ; an schädlichen Dämpfen Erstickte an die freie Luft ge- 
bracht; Gehängte abgelöst; auch dergleichen Scheietodte in 
jeglichem Falle von pressenden Kleidungsstücken befreiet werden. 

§. 789* D' e zuletzt gedachte Vorsicht muss auch bei denen, 
welche in schädlichen Dämpfen erstickt sind, beobachtet, und 
diese müssen sogleich in die frische Luft gebracht werden. 

§. 790. Es muss sobald als möglich ein Arzt oder Wundarzt 
herbeigeholt; der nächsten Obrigkeit Nachricht gegeben; und 
übrigens mit den Scheintodten nach näheren Vorschriften der 
P^lizeigesetze verfahren werden, 

§• 791* Diejenige Obrigkeit, welcher diese Anzeige geschieht, 
muss , wenn sic auch nicht die gehörig« ist , für die Rettung der 
Scheintodten ohne Zeitverlust sorgen. 

§. 792- GerichUobrigkeilen und Aerzte, welche die vorge- 
schriebene Hülfe vernachlässigen , oder nicht anhaltend leisten, 
sollen cur Untersuchung gezogen werden , und ausser den Kosten 
der Untersuchung auch diejenigen tragen, welche sonst, nach Vor- 
schrift des §. 78 5., aus der öffentlichen Casse bestritten werden 
müssen. 

§• 793. Uelier dieses soll ihr liebloses Betragen zu ihrer Be- 
schämung öffentlich bekannt gemacht werden. 

§. 794. Bei allen durch Fahrlässigkeit zugefügten leichtern 
1 Beschädigungen kann , nach Bewandniss der Umstände, statt der 
§. 778- und 7 80* geordneten Leibes-, auf verhältnissnaässige 
Geldstrafe erkannt werden. 1 , , , ^ . ,, „• . ,j, , , . . 
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§. 795 . Dass and wie der Beschädig«- den Beschädigten, 
oder dessen Familie , wegen des Nachtbeils entschädigen müsse, 
welchen derselbe an seinen Gliedmaassen, sein« Gesundheit, oder 
durch seine Verunstaltung erlitten hat, ist am gehörigen Orte vor- 
geschrieben. (Th. 1. Tit. 6. §. 98. iqq.) 

§. 796. Vorsätzlich zugefugte blosse Schläge, oder andere Vewtdiek. 
geringe Verletzungen, die für den Beschädigten von keinen wei- Btschsdigurg. 
lern nachtheiligen Folgen sind, sollen den Realinjurien gleich be- 
straft werden. (§. 628. iqq.) 

§• 797. Hat aber Jemand dem Andern schwere Beschädigun- 
gen, woraus für desselben Gesundheit oder Gliedmaassen ein er- 
heblicher Nachtlieil entstehen können, vorsätzlich zugefügt : so 
soll allemal verhaltnissmässige Festungs- oder Zuchthausstrafe 
statt nn len. 

§. 798. Nach Beschaffenheit der Verletzung selbst, der Er- 
heblichkeit des zugefügten Schadens, und der erfolgenden Wie- 
derherstellung des Beschädigten, soll die Dauer dieser Strafe auf 
zwei Monatbe bis drei Jahre bestimmt werden. 

§. 7 99- Hat Jemand, bei ein« zugefügten Verletzung, die 
wirklich erlolgte Verstümmelung oder Verunanstalfung des Be 
schädigten zur Absicht gehabt: so kann die Strafe bis auf sechs 
Jahre v«längert werden. 

§. 800. Ist der Beschädigte durch diese Verletzung zu Ver. 
richtung seiner Geschäfte nnbrauefabar geworden : so soll sechs 
bis zehnjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe eintreten. 

§. SOI. Vorsätzlich verursachter Wahnsinn wird dem Todt- 
scblage gleich geachtet (§. 863.) , ausser diesem Falle aber wird 
der, welcher einen anhaltenden Wahnsinn durch seine Schuld 
veranlasst, mit derjenigen Strafe belegt, welche der im Falle des 
erfolgten Todes verwirkten am nächsten kommt. 

§.802. Wer sich selbst, durch vorsätzliche Verstümmelung 
seine. Körpers, zu seinen Bürgerpflichten, oder zu gewissen nach 
seinem Berufe ihm obliegenden Geschäften untüchtig macht, der 
soll öffentliche körperliche Züchtigung, und ein- bis dreijährige 
Zuchthaus- oder Festungsstrafe leiden. 

§. 803. Selbstmörder sollen zwar nach ihrem Tode nicht be- 
schimpft werden; aber doch alles dessen, womit sonst das Ab- 
aterben und Andenken anderer Leute von ihrem Stande oder 
Kaoge geehrt zu werden pflegt, verlustig sein. 

§. SOi Leute, die sich selbst das Leben nehmen , um ein« 
durch grobe Verbrechen, verwirkten infamirenden Strafe sich zu 
entziehen , sollen nach Befinden des den Prozess dirigirenden Ge- 
richts, auf dem Richtplatte verscharrt werden. 

§ 805. Kt bereits ein Slrafurtel wider sie ergangen : so soll 
dasselbe an dem todten Körper, so weit es möglich , anständig, 
und zur Abschreckung Anderer dienlich ist, vollzogen werden. 

17* 
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§. 806. Wer in der feindseligen Absiebt, einen Andern zu be- 
schädigen, solche Handlungen unternimmt, voraus, nach dem ge- 
wöhnlichen allgemein, oder ihm besonders bekannten Laufe der 
Dinge, der Tod desselben erfolgen musste, nnd ihn dadurch wirk- 
lich tüdtet; der hat als ein Todtschlägcr die Strafe des Schwerd- 
tes verwirkt. t 

i • §. 807* Beweis eines Irrthums in der Person des Getödteteo 
kann in der Regel nur Verschärfung; aber nicht eine Minderung 
dernaeb§. 806. verwirkten Strafe nach sich ziehen. (§. 873. »</<!•) 

§. 808. Nur so weit ein solcher Irrthum die Sträflichkeit des 
bösen Vorsatzes , oder die Gefährlichkeit der Handlung mindert, 
kann deshalb eine Minderung der nach den Gesetzen eiotretenden 
schwereren Strafe statt finden. 

§. 80,9. Alle Verletzungen, auf welche der Tod unmittelbar 
erfolgt, sind, wenn das Gegentheil nicht wahrscheinlich ist, als 
<lfe Ursache des Todes anzusehen. 

§. 810. Ausserdem muss die Tödlichkeit der Verletzung nach 
der individuellen körperlichen Beschaffenheit des Getödteten be- 
urtheilt werden. 

§. 811. Hat der Tbäter die aus seiner Handlung entstehende 
Lebensgefahr auch nur wahrscheinlich vorausgesehen : so hat er 
denooch die §. 806. bestimmte Todesstrafe verwirkt. 

§. 812. Es wird vermuthet, dass der Thater diejenige Ge- 
fahr wirklich vorausgeseken habe, die ihm unter den vorhandenen 
Umständen nicht verborgen sein konnte. 

§. 813. Wer sich eines zum Tödten bestimmten Instruments 
aut eine tödtliche Weise bedient, hat die rechtliche Vermuthung, 
dass er die Lebensgefahr vorausgesehen habe, wider sich. 

§. S i4. Eben dieses findet statt, wenn er sich eines andernln- 
stroments auf eine Art bedient, wie es nur in der Absicht, zu töd» 
ten, gebraucht zu werden pflegt. 

§.815. Ist cs jedoch in den Füllen des §. 81 1 bis 814. nach 
den vorwalfenden besonderen Umstünden wahrscheinlich, dass der * 
Tbäter dennoch die Absicht zu tödten nicht gehabt habe: so soll 
zehnjährige bis lebenswierigc Zuchthaus- oder Festungsstrafe an 
die Stelle der Todesstrafe tieten. 

§.816. Ist auf eina vorsätzlich zugeliigte, aber weder an 
sich, noch in Beziehung auf den Beschädigten, tödtliche Ver- 
letzung, der Tod dennoch, als mittelbare Wirkung dieser Ver- 
letzung, erfolgt: so soll der Thäter sechs - bis zehnjährige Fet- 
tungsstrafc leiden. 

§. S 1 7. War die vorsätzlich zugefügte Verletzung an sieb 
tödtlich ; das Leben des Beschädigten aber ist durch beson- 
dere Umstände oder Zufälle noch erhalten worden: so hat der 
Thüter zehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. 
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§• 818. Hätte der Getödtete durch rechtzeitige Hülfe geret- 
tet werden können; der Thäter aber hat denselben hiililos gelas- 
sen : so ist er, wenn er die daraus entstehende Gefahr voraussehen 
musste, als ein Todtschläger mit dem Schwerdte zu bestrafen. 

§. 819* I»* die vorsätzlich zugefügte an sich nicht tödtliche 
Wunde ohne Schuld des Thäters tödtlich geworden ; so tritt die 
§. 816. verordnete sechs - bis zehnjährige Festungsstrafe ein. 

§. S20. Hat Jemand , der an sich im Stande der Noihwehr 
sich befindet, mit Ueberschreiiung der Gränzen derselben, seinen 
Gegner getödtet; so soll wieder ihn zwei- bis vierjährige Fes- 
tungsstrafe statt finden. 

§.821. Wer bei Ausübung des ihm zukommenden Rechts der 
massigen Züchtigung, einen Thcil des Körpers, aus dessen Be- 
schädigung der Tod leicht erfolgen könnte, vorsätzlich verletzt : 
der soll , wenn der Gezüchtigte wirklich an der Verletzung stirbt, 
mit sechs- bis zehnjähriger Festungsstrafe belegt werden. 

§. 822. Ein Gleiches soll statt finden , wenn in dem Maasse, 
oder in der Dauer der Züchtigung, die Gränzen so weit über- 
schritten worden , dass der Tod des Gezüchtigten daraus er- 
folgt ist. 

§. 823. Sind die vorsätzlich zugefügten Misshandlungen so 
beschallen gewesen , dass der Tod daraus erfolgen musste ; so 
ist der Thäter als ein Todtschläger zu bestrafen. 

§. 824. Ist aber klar, dass die Ausübung des Rechts zur 
Züchtigung eiu blosser Vorwand, und hingegen der Vorsatz zu 
tödten wirklich vorhanden gewesen : so findet die ordinaire Strafe 
des Mordes statt. (§. 826. sqq.) 

§.825- Wachen und andere Staatsbeamte, welche das Recht 
Gewalt anzuwenden, missbrauchen, sind ebenfalls nach Vor- 
schrift des §. S21. bis S24. zu beurtheilen. 

§. S2G. Derjenige, welcher mit vorher überlegtem Vorsätze Mord, 
zu tödten einen Todtschlag wirklich verübt , soll als ein Mörder 
mit der Strafe des Rades von oben herab belegt werden. 

§. 327* Wenn Jemand, mit dem Vorsatze zu tödten, einem 
Andern eine Verletzung zufügt, welche zwar an sich nicht tödt- 
lich ist, aber in der Folge durch einen Zufall tödtlich wird: so 
soll er mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 

§. 828. Wenn die mit dem Vorsätze zu tödten, zugefügte 
Verletzung an sich tödtlich war, das Leben des Beschädigten aber 
durch besondere Umstände oder Zufälle noch gerettet worden : 
so findet gegen den Thäter Staupcnschlag , nebst lebeuswieriger 
Festungs- oder Zuchthausstrafe statt. 

§. 829. Grausamkeiten und Misshandlungen, welche vor, 
bei, oder nach Verübung des Mordes an dem Getödteten began- 
gen worden , wirken allemal Schärfung der verwirkten Todes- 
strafe. (§.470 


/ 
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§. 8 50. Die Todesstrafe wird allein dadurch, das« die bos- 
hafte Absicht des Mörders mit Geringschätzung des eigenen Le- 
bens verbunden gewesen, noch nicht ausgeschlossen. 

§. 83 t. Ist aber ausgemitlelt , dass Jemand , bei sonst un- 
gestörtem Gebrauche seines Verstandes , aut Schwärmerei, oder 
sonst in der Absicht, hingerichtet zu werden, einen Todtsehlag 
begangen hat: so soll derselbe zwar seinen Endzweck nicht er- 
reichen; 

§. 832. Kr soll aber lebenslang im engsten Gefängnisse unter 
besonderer Aufsicht bewahrt, und zu gewissen bestimmten Zei- 
ten öffentlich gezüchtigt werden. 

§. 833. Wer tödtlicb Verwundeten , oder sonst Todtkran- 
ken, in vermeintlich guter Absicht, das Leben abkürzt, ist gleich 
einem fahrlässigen Toducbläger nach §. 778. 779* zu bestrafen. 

§. 834. Wer einen. Andern auf dessen Verlangen tödtet, oder 
ihm zum Selbstmorde behülflicb ist , hat sechs- bis zehnjährige, 
und bei einem überwiegenden Verdachte, den Wunsch nach dem 
Tode bei einem Cetüdteten selbst veranlasst zu haben, lebenswie- 
Hge Festungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 835. Vorsätzliche Mörder werden allein durch den Um- 
stand, dass der Entleibte ohnedies dem Tode nahe gewesen sei, 
von der übrigen verwirkten Strafe nicht beireiet. 

§• 836* Wenn die Absicht zu- tödten , die in dieser Absicht 
zugeHigte Beschädigung, und der darauf erfolgte Tod de»Ent- 
laibten ausser allen Zweifel gesetzt sind ; der Umstand aber , dass 
der Tod die Wirkung der That gewesen »ei , aus andern Grün- 
den , als der blossen eigenen Angabe des Verbrechers, auch 
nur wahrscheinlich erhellet: so tritt die ordentliche Strafe des 
Mordes ein. 

§• 837. Wer in der Absicht zu tödten, Jemanden eine un- 
heilbare Verletzung zufügt, ist , je nachdem der Verwundete 
dadurch mehr oder weniger unbrauchbar oder unglücklich ge« 
macht worden, mit zehn-, zwanzigjähriger, oder lebenswieri- 
ger Festungs - oder Zuchthausstrafe zu belegen. 

§. 838. a) Ist die Absicht zu tödten schon in äusserliche 
Handlungen ausgebrochen ; dadurch aber noch kein Schade ver- 
ursacht worden: so hat der Thäter vier- bis sechsjährige Fe- 
stungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 838. b) Ist er aber von Vollendung der Tbat aus eigener 
Bewegung abgestanden: so kann er auf Begnadigung Anspruch 
haben. 

§• 839- Haben mehrere sich zu Ausführung eines Mordes ver- 
bunden: so hat der Rädelsführer, wenn er zugleich der unmittel- 
bare Thäter gewesen, die Strafe des Hades von unten herauf 
verwirkt. 


Digitized by Google 



Von körperlichen Verletzungen. , 39 t 


§. 840. Hat der Rädelsführer den Mord< nicht unmittelbar ^ , 

verübt : so trifft ihn dennoch allemal die Strafe des Rades von 
oben herunter. 

§. 84 1- Gegen denjenigen unter den übrigen Mitverbunde- 
nen, weicher den Mord wirklich ausgeführt bat, findet die Strafe 
des Rades von oben herab ; gegen die Andern aber, welche nach 
‘Vorschrift des §. 7 1 • 74. als Miturheber anzusehen sind , lebens- 
wierige Zuchthaus- oder Festungsstrafe statt. 

§. 842. Kann der eigentliche Thäter nicht ausgemittelt wer- 
den : so sind die sämmtlichen Mitverbundenen , welche bei dem 
Morde selbst Hand angelegt haben, mit der Strafe des Schwerdtes 
zu. belegen; den Rädelsführer aber trifft, auch in diesem Falle, 
die §. 840. bestimmte Strafe des Rades von oben. 

§. 843. Ist der Thäter ausgemittelt : so soll gegen die übri- 
gen Mitvcrbundenen , welche bei der Tbat nicht Hand angelegt 
haben, nach Beschaffenheit ihrer sonstigen Mitwirkung, eine 
zehn- bis zwanzigjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe erkannt 
werden. 

§•844. Ist bei einer unter Mehrern vorgefallenen Schläge- 
rei ein Todtschlag begangen worden : so finden in Ansehung des 
überführten Thäters die Vorschriften des 806. sqq. vom Todt- 
schlage statt. 

§. 845* Haben Mehrere dem Entleibten tüdtliche Wunden 
beigebracht: so ist von diesen derjenige, welcher zuerst von den 
tüdtlichen Werkzeugen gegen denselben Gebrauch gemacht hat, 
als Todtsrhlägcr zu bestrafen. 

§. 846. Gegen die -L'ebrigen , welche gleichfalls überfuhrt 
•ind, dem Entleibten tüdtliche Wunden beigebracht zu haben, 
soll, nach Verhältniss ihres bösen Vorsatzes , zehnjährige bis le- 
benswierige Festungsstrafe erkannt werden. 

§. 847 * Diejenigen , welche sich keines an sich oder durch 
den gewählten Gebrauch tödtlichcn (§. 814 .) Gewehrs bedient 
haben, sind, wenn sie dennoch einer tüdtlichen Verwundung 
überführt worden, mit sechs- bis zehnjähriger Festungs- oder i 
Zuchthausstrafe zu belegen. 

§• 848. Wie ein im. Tumulte, ohne vorhergegangene Con- 
fpiration, verübter Todtschlag bestraft werden solle, ist im 
Vierten Abschnitte §. 169* sqq. verordnet. 

§. 849- Wer einem Andern die Verübung einer Mordthat be- B t rohlc«M»rd- 
fohlen, aufgetragen, oder ihn dazu gedungen hat, ist als der 
Rädelsführer des begangenen Mordes zu bestrafen. 

§. 8.50. Mit der Strafe des Schwerdtes wird er belegt, wenn 
der Auftrag nicht ausdrücklich auf den wirklirh erfolgten Todt- 
schlag , aber doch auf eine solche Reschädigung gerichtet gewe- 
sen, woraus, nachdem natürlichen und bekannten Laufe der Dinge, 

(§• 806 .) der Tod des Beschädigten leicht erfolgen konnte. 
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§. 851. Erbeilet hingegen aus den Umständen , dass in dem 
Falle des §. £50. die Tödtung nicht bloss ohne, sondern auch 
wider seinen Willen erfolgt sei : so hat er dennoch zehnjährige 
Festungsstrafe verwirkt. 

§. 852. Wer Jie Ausführung des aufgetragenen Mordes über- 
nimmt, ist, wenn keine erschwerende Umstände cintreten , den- 
noch als ein vorsätzlicher Mörder , nach Vorschrift des §. S26., 
mit dem Rade von oben zu bestrafen. 

§. 853. Umstände, welche die Strafe des Mordes überhaupt 
erschweren, oder vermindern, müssen auch bei einem solchen 
Mörder in Betrachtung gezogen werden. 

Basdlteo. §. 854. Hat sich Jemand mehr als Einmal zu Ermordung An- 
derer brauchen lassen : so soll er zum Ricbtplatze geschleift, 
und daselbst mit der Strafe des Rades von unten belegt werden. 

Heul» und Mord. §. 855* Wie derjenige, welcher, um zu rauben, einen Mord 

begeht, gestraft werden solle, ist im Vierzehnten Abschnitte 
bestimmt. 

Vergiftung. §.856- Auf jede Mordthat, welche unter Umständen , oder 
durch Mittel verübt worden, die ihrer Natur nach, vorzüglich 
schwer zu vermeiden oder zu entdecken sind , soll die durch die 
Tfaat an sich verwirkte Art der Todesstrafe durch Schiebung auf 
den Richtplatz geschärft werden. 

§. 857* Dergleichen geschärfte Strafe trifft also denjenigen, 
der einen Mord durch Gift begangen hat. 

§. 858. Das Verbrechen der Vergiftung ist für vollzogen zu 
achten, wenn es gewiss ist, dass der Entleibte nach beigebrach- 
tem Gifte gestorben ist, und es wenigstens mit Wahrscheinlich- 
keit ausgemittelt worden, dass der Tod eine wirkliche Folge des 
empfangenen Gifts gewesen sei. 

' §. 859* Hat der Leichnam nicht besichtigt werden können: so 

ist der Tod für eine Wirkung des Gills zu halten , wenn der Ver- 
giftete binnen acht Tagen uach dem ihm zuletzt erweislich beige- 
■ brachten Gifte gestorben ist, und keine andere Ursache des To- 
des erhellet. 

§. 860. Wer zur 'Vergiftung durch Zubereitung oder Herbei* 
Schaffung des Gifts absichtlich hilft, soll mit dem Schwerdtc hin- 
gerichtet werden. 

§. Söl. Im Wiederholungsfälle tritt die §. S54- bestimmte 
verschärfte Strafe des Rades ein. 

§. 862. Wenn das,! in der Absicht zu tüdteo, beigebrachte 
Gift, den Vergifteten wahnsinnig gemacht hat, und die Wieder- 
herstellung des verlornen Vernuuftgebrauchs zweifelhaft ist : so 
hat der Thäter die Strafe des Rades von oben verwirkt. 

§. 863. Hatte der Thäter die Absicht, den Vergifteten wahn- 
sinnig zu machen , und ist daraus ein Wahnsinn , dessen Heilung 
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zweifelhaft ist, entstanden: so soll die Strafe des Schwerdtes 
statt finden. 

§. 864. Eben diese Strafe muss erkannt werden, wenn das 
mit der Absicht zu tüdten beigebrachte Gift, eine Krankheit ver- 
nrsacht hat, welche den Vergifteten auf Zeitlebens unbrauchbar 
oder unglücklich macht. 

§• S65. Hat das in böser Absicht beigebrachte Gift nur eine 
heilbare Krankheit verursacht ; so soll , nach Beschaffenheit der 
Dauer und Gefahr dieser Krankheit, eine zehnjährige bis lebens- 
wierige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt finden. 

§.866. Sind Jemanden unschädliche Sachen, mit der Ab* 
sicht zu tüdten beigebracht worden: so soll auf eine sechs* bis 
zehnjährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe erkannt werden. 

§. 867* Wer durch Liebestranke tüdtet, hat eine zehn* bis 
fünfzehnjährige Festungs - oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§■ 868. Im Falle eines dadurch veranlassten unheilbaren 
Wahnsinnes, soll acht- bis zehnjährige Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe statt finden. 

§. 869* Ist durch einen solchen Liebestrank eine andere 
Krankheit verursacht worden : so soll nach Beschaffenheit ihrer 
Gefahr und Dauer, eine vier- bis achtjährige Zuchthaus- oder 
Festungsstrafc erkannt werden. 

§. 870. Sind durch Vergiftung der Brunnen, Gewässer, 

Speisen, Getränke, Kleidungsstücke, oder anderer zum Ge- 
brauch für Mehrere bestimmten Sachen, Menschen ums Leben 
gekommen: so soll der Vergifter zum Richtplatze geschleift, 
und von unten herauf gerädert werden. 

§. 871« I» 1 durch dergleichen Vergiftung zwar Niemand ge- 
tSdtet: wohl aber mehrern Menschen ein bleibender Nachtheil 
an ihrer Gesundheit zugefügt worden : so wird der Vergifter mit 
dem Schwerdte gerichtet, und der Körper aufs Rad gelegt. 

§. 872. Hat durch eine dergleichen Vergiftung noch keio 
Mensch an seiner Gesundheit Srhaden genommen , so hat der 
Thäter Staupen schlag und lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. 

§. 873. Kinder, die ihre Aeltern ermorden, sollen üffent- Vermmdtrn- 
lich gestäupt, sodann zum Richtplatze geschleift, und daselbst 
mit dem Rade von unten herauf hingerichtet werden. 

§. 874. Mord der Kinder oder Ehegatten wird mit dem Rade 
von unten herauf, und mit Schleifung des Verbrechers zum Richt- 
platze gestraft. 

§. 875. Wer Geschwister oder solche Seilenverwandten, 
denen er Respect schuldig ist, oder mit welchen er in häuslicher 
Verbindung lebt, ermordet, der soll ebenfalls zum Richtplatze 
geschleift, und mit dem Rade von oben herab hingerichtet 
werden. 
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Kindermerd. 


Voib^ugnngji- 
raittel : 

I) üi>erbiupt 


§. 876. Eine gleiche Strafe findet etatt, wenn ein Mord an 
angenommenen oder Pflegeältern , oder Kindern, oder Vormün- 
dern, oder Pflegebefallinen verübt worden. 

§. 877* a) Ingleichen, wenn Gesinde seine Herrschaft ; Unter- 
thanen ihre Obrigkeit ; Untergebene ihren Vorgesetzten ermorden, 

§• 877* 6) Auch wird jeder an Beamten des Staats in oder 
wegen der Ausrichtung ihres Amts verübte Mord, wenn nicht be- 
sondere Gesetze nähere Bestimmungen enthalten, nach Vorschrift 
des §. 875. bestraft. 

§•878. Todtschlag an Aeltern zieht öffentliche Geisselung, 
Schleifung zum Ricbtplatze, und Hinrichtung durchs Schwerdt 
nach sieb. 

§• 879* ßci einem an Kindern oder Ehegatten begangenen 
Todtschlage, wird die Strafe des Schwerdtes durch Schleifung des 
Verbrechers zum Richtplatze geschärft. 

§. 880. Wenn aber der Kall des Uebermaasses in der Züchti- 
gung eintrilt, finden die §. 821-824. gegebenen Vorschriften 
statt. 

§. 8S1. Wer an Geschwistern oder andern nach §. 875 bis 
877. «. 6.) besonders zu schonenden Personen einen Todtschlag 
begeht, soll an einem Schandpfahle öffentlich ausgestellt, und 
sodann mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 

§. 882. In Kälten, wo gegen gemeine Mörder nur die Strafe 
de» Schwerdtes statt findet, trifft die Mörder der Aeltern die Strafe 
des Rades von oben herunter, mit der§. 878. verordneten Schär- 
fung. 

§. 883. In eben diesen Fällen werden die Mörder der Kinder 
und Ehegatten zur Richtstätte geschleift, und daselbst mit dem 
Schwerdte hingerichtet. 

§. 884. In Fällen, wo ein gemeiner Todtschläger leben» wie- 
rige Fcstungsstrafe verwirkt haben wurde, wird ein an Aeltern 
verübter Todtschlag mit dem Schwerdte gestraft. 

§. 885. In der Bestrafung eines an Aeltern oder andern Ver- 
wandten begangenen Todtschlag» oder Mordes macht es keinen 
Unterschied: ob die Verwandtschaft aus einer Ehe, oder durch 
unehelichen Beischlaf entstanden sei. 

§. 886. Doch muss in allen Fällen, wo die Strafe der Ver- 
wandtschaft wegen erhöht oder geschärft werden soll , der Thä- 
ter das zwischen ihm und den Getödteten obwaltende Band ge- 
wusst haben. 

§. 887. Die Tödtung neugeborner Kinder wird hier mit dem 
Namen des Kindermordes belegt. 

§• 888. Um den Kiadermord möglichst zu verhüten, haben 
. die Gesetze unbescholtenen ledigen Weibspersonen, wenn sie unter 
dem Versprechen der Ehe geschwängert worden, die Rechte und 
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Würden einer Ehefrau , oder wo die Ehe nicht statt finden kann, 
einer Hausfrau beigelegt. (Tit. 1. §, 1047- *qq.) \ 

§. 889* l« jeglichem Falle haben Weibspersonen, welche 
ausser der. Ehe geschwängert worden, di« Tit. 1. §. 1044. sqq. 
oder doch die §. 1028. sqq. bestimmte Entschädigung von dem 
Schwangerer zu erwarten. 

§. 890. Auch für das Beste der aus einem unehelichen Bei- 
schlafe erzeugten Kinder ist durch die Vorschrift des neunten Ab- 
schnitts im zweiten Titel gesorgt. 

§. 891« Sobald die Schwangerschaft angezeigt ist, must der 
Leibesfrucht ein Vormund bestellt werden, welcher deren Rechte 
wabrnehmen, und für des Kindes Verpflegung und Erziehung sor- 
gen muss. (Tit. 2. §. 6l4. sqq.) 

§. 89^- In welchen Fällen die Verwandten der Mutter und 
des Scbwängerers, und zuletzt der Staat, bei Verpflegung des un- 
ehelichen Kindes zu Hülfe kommen müssen, ist ebenfalls am ange- 
führten Orte verordnet. 

§. 893. Besonders ist jedes Orts Obrigkeit die Vorsorge für 
dergleichen Kinder zu übernehmen schuldig. 

§• 894. Wo keine öffentliche Gebärhäuser vorhanden sind, . 
muss die an jedem Orte zur Hülfe der unehelich Geschwängerten 
bestellte Hebeamme schwangere und der Entbindung nahe Perso- 
nen, die sich bei ihr melden, ohne Widerrede aufnehmen , und 
mit der erforderlichen Pflege versorgen. 

§• 895. Oie Obrigkeit jedes Orts muss dafür sorgen, dass den 
Hebeammen, welche zu dieser Verpflegung bestimmt sind, eine hin- 
länglich geraume Wohnung verschafft , und sie mit dem nöthi- 
gen Vorschüsse, zu Bestreitung der Niederkunfts- und Verpfle- 
gungskosten versehen werden. 

§. 896. Kann dergleichen Vorschuss von dem Schwangerer, 
oder denen , welche bei dessen Ermangelung oder Unvermögen 
dazu verpflichtet sind, nicht sofort beigetrieben werden: so muss 
die Obrigkeit selbigen aus einer dazu angewiesenen öffentlichen 
Casse nehmen. 

§• 897* Ist die Geschwängerte den Vorschuss aus eigenen 
Mitteln zu leisten im Stande: so toll ihr dazu durch die bereiteste 
Bxecution gegen den Schwangerer wieder verholfen werden. 

§• 898. Auch ist jeder Anverwandter , und überhaupt jeder 
wohlgesinnte Bürger des Staats berechtigt, sich der Geschwän- 
gerten anzunehmen, sie zu verpflegen, und die Auslagen von dem- 
jenigen, welcher eigentlich dazu verpflichtet wäre, zurückzufor- 
dern. > 

§• 899- Zur Festsetzung solcher Forderungen §. 897. 898. 
•oll kein förmlicher Prozess verstattet,' sondern die obrigkeitlich 
ermässigte Summe von dem eigentlichen Schuldner, sobald der- 
selbe auagemittelt ist, unverzüglich beigetrieben werden. 
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§. 900. An Orten, wo zur Geburtshülfe '«fer unehelich Ge- 
schwängerten keine eigene Hebammen bestellt sind, muss die- 
jenige, bei welcher sich die Schwangere meldet, mit deren Anver- 
wandten , Herrschaft oder Hausgenossen den Ort der Niederkunft 


und die Verpflegung während der Wochen verabreden ; wenn dies 
aber nicht geschehen kann , der Obrigkeit den Fall zur weitem 
Verfügung an zeigen. 


t) Entdeckung §.901. Jede Frauensperson, die eines unehelichen Beischlafs 
der .Schwan; • v bewusst ist, muss auf ihre körperliche Beschaffenheit, und die 

gemuaft, . . , 

n) v.m Seiten bei ibrsich ereignenden ungewöhnlichen Umstande sorgfältig Acht 
der Schwan. _ , 

gern; haben. 

§. 902. Mütter, Pflegerinnen, und Andere, die in Ermange- 
lung der Mutter an deren Stelle treten, müssen daher ihre Töchter 
oder Pßegebefohlnen , nach zurückgelegtcm vierzehnten Jahre, 
von den Kennzeichen der Schwangerschaft und den Vorsicht*- 
regeln bei Schwangerschaften und Niederkünften, besonders von 
der Nothweodigkeit der Verbindung der Nabelschnur, jedoch mit 


Vorsicht, unterrichten. 

§.903. 8obald eine Geschwächte aus solchen ungewöhn- 
lichen Umständen eine Schwangerschaft vermuthen kann, muss sie 
davon ihrem Schwangerer Nachricht geben : auch sich den Ael- 
tem, Vormündern, oder bei deren Ermangelung einer Hebeamme, 
oder einer andern ehrbaren Frau, welche selbst schon Kinder ge- 
habt bat, entdecken, und sich deren Unterrichts bedienen. 

§. 904. Frauenspersonen, welche sich nicht unter Aufsicht 
ihrer Anverwandten oder Vormünder befinden ; oder sich diesen 
sogleich zu entdecken Anstand nehmen ; müssen, sobald sie ihrer 
Schwangerschaft gewiss siod, nothwendig einer Hebeamme, oder 
einem Geburtshelfer sich anvertrauen, und mit denselben, wegen 
ihrer künftigen Niederkunft, die vorläufigen Anstalten verab- 


reden. 

§. 905. Nähertsich die Zeitder Niederkunft: so muss sich die 
Geschwächte zu der von ihrer Schwangerschaft unterrichteten 
Hebamme begeben, und ihr den Ort ihres Aufenthalts, und die zu 
ihrer Niederkunft wirklich getroffenen Anstalten näher anzeigen. 

§. 906. Jede Person, der eine ausser der Ehe Geschwängerte 
Ihr Geheimniss anvertraut hat, muss selbiges bri willkürlicher 
doch nachdrücklicher Strafe (§. 34. 35.), so lange verschweigen, 
•ls keine Gefahr eines wirklichen Verbrechens von Seiten der Ge* 
schwächten zu besorgen ist. 

§• 907. Die öffentlich bestellten Hebammen und Geburts- 
helfer sollen daher zur Verschwiegenheit in dergleichen Fällen 
besonders mit verpflichtet werden. 

§•908. Hebammen, welche den unehelich Geschwängerten 
Vorwürfe machen, oder sie hart behandeln, sollen, nach Beschaf- 
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fenheit der Umstände , als Injurianten bestraft , und ihres Amtes 
entsetzt werden. • _ 

§• 90 9- Eine Geschwächte, die ihre Schwangerschaft gehörig 
entdeckt; und den Anweisungen der Personen, welchen sie sich 
anvertraut hatte, getreulich nachkommt ; auch bei herannahender 
Niederkunft ihre Pflicht erfüllt , bleibt von aller Verantwortung 
frei; selbst wenn ein todtes Kind zur Welt kommen sollte. 

§.910. Geschieht die Entbindung im Beisein zweier Krauen, 
unter welche auch die Mutter zu rechnen ist : so kann die Geburt, 
ausser dem Falle einer richterlichen Nachfrage, gegen Jedermann 
verschwiegen werden. 

§.9H« Wenn der Geburtshelfer oder die Hebamme gegen- 
wärtig ist : so ist die Anwesenheit einer einzigen ehrbaren Frau 
hinreichend. 

§•912. War aber nur die Geburtshelferin, oder eine andere 
Person ganz allein bei der Niederkunft zugegen : so muss diese, 
wenn das Kind todt zur Welt gekommen, oder binnen vier und 
zwanzig Stunden nach der Geburt gestorben ist, einen solchen 
Vorfall, bei Vermeidung drei - bis scchsmonatlicher Gefängniss- 
oder Zuchthausstrafe, dem Richter ohne Zeitverlust zur näheren 
Untersuchung anzeigen. 

§. 913. Ucberhaupt muss ausser dem Falle des §. 910-91 !• 
die todtgeborne, oder binnen vier und zwanzig Stunden nach der 
Geburt verstorbene uneheliche Leibesfrucht dem Richter allemal 
binnen vier und zwanzig Stunden nach der Geburt, oder dem Tode 
des Kindes vorgezeigt werden. 

§. 91 4- Jede Mannsperson, die sich eine3 ausser der Ehe ge- b) ™m Seiten 
pflogencn Beischlafs bewusst ist, mussauf die Folgen, welche diese dcs 6 tro t »* D ' 
Handlung bei der Geschwächten hervorbringen kann, aufmerk- 
sam sein. 

§. 915. Sobald er durch die Entdeckung der Geschwächten, 
oder sonst, die vorhandene Schwangerschaft vermuthen kann, 
muss er darauf dringen, dass die Geschwächte den gesetzlichen 
Vorschriften §. 901*913. gehörig nachkomme. 

§.916. Verabsäumt er diese Pflicht (§. 915.) S so macht er 
sich in allen Fällen, wo die Geschwächte zur Strafe gezogen 
werden muss, einer zwei- bis viermonatlichen Gefängnisstrafe 
schuldig. 

§. 917* Auf die einer Schwangerschaft verdächtigen Weibs - ie ' b A '*' b ' , l 
personell müssen die Aeltern derselben, besonders die Mutter, oder tcn ml a Hau», 
die an deren Stelle tritt, genaue Obsicht nehmen. winMniwa. 

§•918. Eine gleiche Pflicht liegt den Dienstherrschaften oder 
denjenigen HauabedieDten ob, denen die Aufsicht über das weibliche 
Gesinde aufgetragen ist. 


1 
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§■919* Auch Haus- oder Stubenwirtbinnen, bei welchen ledig« 
> Weibspersonen gemeinen Standes ohne ihre Aeltern sieh einge- 

miethet haben, können sich dieser Obliegenheit nicht entziehen. 

§• 920. Alle vorstehend benannte Personen müssen , so- 
bald sie zum Verdachte einer Schwangerschaft Anlass finden, die 
Verdächtige zur Rede stellen; und nach erfolgtem Eingeständ- 
nisse das, was zur Verhütung eines besorglichen Verbrechens die- 
nen kann, veranstalten. 

§• 921. Wollen sie dergleichen Vorhaltung nicht selbst über- 
nehmen ; oder leugnet die Verdächtige eine vorhandene Schwan- 
gerschaft beharrlich, ohne die Gründe des Verdachts durch wahr- 
scheinliche Gegengründe zu beben : so müssen sie ihren Verdacht, 
nebst den Gründen desselben der Obrigkeit zur weitern Untersu- 
chung anzeigen. 

§. 922. Jede der Schwangerschaft Verdächtige muss sich, bei 
beharrlichem Leugnen, auf Verlangen der Aeltern, Dienstherr- 
schaft, oder Obrigkeit, und nach dem Befinden zweier ehrbaren 
Frauen, der Untersuchung einer vereideten Hebamme unterwerfen. 

§•923. Findet diese keinen Grund zum Verdacht: so müssen 
Aeltern, Dienstherrschaften, und Obrigkeit bei ihrem Zeugnisse 
sich beruhigen. 

§• 924. Die Hebamme selbst aber muss noch ferner auf der- 
gleichen verdächtig gewesene Person ein wachsames Auge richten, 
und, bei sich ereignenden vermehrtem V erdachte, die Untersuchung 
wiederholen. 

§ 92 5. Wird die Verdächtige bei der Untersuchung wirklich 
schwanger befunden: so muss die Hebamme entweder mit den 
, Aeltern, oder sonstigen Vorgesetzten der Schwängern, wegen der 
- Art ihrer Niederkunft das nöthige verabreden, oder den Fall der 
Obrigkeit anzeigen. 

§. 926. Im letztem Falle muss die Obrigkeit die Schwangere 
einer genauen Aufsicht unterordnen, und zur Verhütung eines 
Kindermordes zweckmässige Verfügungen treffen. 

§. 927. Wenn die §. 917 -919- und 924. benannten Perso- 
nen ihre Pflichten vernachlässigen, und dadurch zu einem Kinder- 
morde auch nur entfernten Anlass geben: so haben sie dadurch 
zwei - bis sechsmonatliche Gefängniss- oder Zuchthausstrafe ver- 
wirkt. 

§. 9 28. Mütter und Pflegerinnen , die sich einer solchen Ver- 
absäumung ihrer Pflichten schuldig machen, sollen mit der härte- 
sten im §. 927- bestimmten Strafe belegt; saumselige Obrigkeiten 
aber, nach Verhältnis ihrer Verschuldung, mit Suspension oder 
Cassation bestraft werden. 

4) Pflicht«« S. 929- Auch solchen Personen, welche mit der Geschwän- 
nm «ine gerten in keiner beiondern Verbindung stehen, liegt dennoch ob, 
•kh* 1 entdeckt. d '® ,elI *e, wenn sie ihnen ihre Schwangerschaft anvertraut oder 
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eingestellt, zu Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften (§.901 
sqq.) aozumahnen. 

§. 930- Nehmen sie wahr, dass sie ihre Schwangerschaft aut 
eine gesetzwidrige Weisezu verheimlichen Willens sei : so müssen 
sie solches ihren Aeltern, Vormündern, oder andern Personen, un- 
ter deren nähern Aufsicht sie sich befindet, oder auch der Übrig* 
keit ungesäumt auzeigen. 

§. 931. Die unterlassene Beobachtung dieser Vorschriften 
soll, wenn die Leibesfrucht durch Schuld der Geschwächten ver- 
unglückt, mit einer vierwöchentlichen Getängniss-, oder fünfzig 
Thalern Geldstrafe geahndet werden. 

§• 932. Ueber dieses sollen alle diejenigen, welche ihre Pflicht, 
die Schwangerschaft zu entdecken, vernachlässigt haben, wegen 
der sämmtlichen Untersuchungskosten für das Cjanze haften. 

§• 933. Eine Geschwächte, welche die Entdeckungder Schwan- Vtrhelmlkhanf 
gerschaft an die Aeltern, Vormünder, Dienstherrschaften, Hebam- d " 
men oder Obrigkeit, länger als vierzehn Tage, nachdem sie die- 
selbe zuerst wahrgenommen hatte, verschiebt, macht sich einer 
strafbaren Verheimlichung der Schwangerschaft schuldig : und 
wegen aller daraus entstehenden nachtheiligeo Folgen verant- 
wortlich. 

§•934. Sobald die Leibesfrucht das Alter von dreissig Wochen 
erfüllt hat, kann der Vorwand, dass die Geschwächte ihre Schwan- 
gerschaft noch nicht wahrgenommen habe , oder die zu deren An- 
zeige bestimmte Frist noch nicht abgelaufen sei, ferner nicht statt 
finden. 

§•935. Wird eine Geschwächte , die ihre Schwangerschaft 
nicht vorschriftsmässig angezeigt hat, von einer unzeitigen Lei- 
besfrucht entbunden 1 so begründet dieses wider sie eine Anzeige 
(Indicium) , dass sie die Frucht vorsätzlich abgetrieben habe. 

(§. 986. sqq.) 

§. 936. Wird dieser Verdacht durch die darauf gerichtete 
Untersuchung nicht bestätigt : so wird sie wegen verheimlichter 
Schwangerschalt nach den folgenden Vorschriften bestraft. 

§. 937. Wenn sie jedoch die unzcitige Leibesfrucht binnen 
vier und zwanzig Stunden nach ihrer Entbindung den Gerichten 
vorzeigt ; und weder bei der Obduktion, noch bei der vorläufigen 
Vernehmung der Gebärerin selbst , so wie derjenigen , welche zur 
Zeit der Entbindung um sie waren, einige weitere verdächtige Um- 
stände wegen etwaniger Abtreibung oder Vernachlässigung der 
Frucht sich hervortbun: so soll die Gebärerin mit der förmlichen 
Criminalinquisition und aller Strafe verschont, und nur mit den 
Kotten der vorläufigen Untersuchung belegt werden. 

§. 93 8. Fällt ihr nur eine Vernachlässigung der Leibesfrucht 
zur Last : so bat sie eine vier- bis achtwCrhentliche Gefängnis- 
strafe verwirkt. ... * 
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§• 3J9. Hat sie die Leibesfrucht vorzuzeigen unterlassen ; es 
findet sieb aber, dass selbige noch nicht dreissig Wochen alt gewe- 
sen sei : so hat die Geschwächte, wenn sie einer ins §. 933> be- 
schriebenen Verheimlichung der Schwangerschaft schuldig befun- 
den wird , je nachdem die Leibesfrucht sich diesem Alter mthr 
oder weniger genähert hatte, eine sccbsmonatliche bis zweijährige 
Zuchthausstrafe verwirkt. 

§, 9 i0. Ist die nicht vorgezeigte Leibesfrucht wahrschein- 
licher Weise todt zur Welt gekommen ; es kann aber nicht ausge- 
mittelt werden: dass selbige unter dreissig Wochen alt gewesen 
sei : so hat die Gebärerin eine zwei- bis dreijährige Zuchthausstrafe 
zu gewärtigen. 

§. 94 1. Ist es gewiss, dass das Kind bei der Geburt gelebt 
habe; oder dass es zwar todt geboren, aber schon dreissig Wochen 
oder darüber alt gewesen sei ; so finden die in Ansehung der voH- 
ständigen Kinder §. 944. u. 957' sijq. gegebenen Vorschriften 
Anwendung. 

§. 94’. Ist das Alter der Leibesfrucht ungewiss; und ist der 
Umstand, dass sie todt zur Welt gekommen sei, nicht anszumitteln : 
so soll das Straferkenntniss auf eine drei • bis vierjährige Zucht- 
hausstrafe gerichtet werden. 

§• 943- o) Ist es ungewiss: ob die Geschwängerte ihre 
Schwangerschaft gewusst habe; dagegen aber ausgemittelt, dass 
die Frucht noch nicht das Alter von drei Monalben erreicht hatte ; 
und sind sonst keine Anzeigen des geflissentlichen Missgebärens, 
vorhanden: so soll mit weiterer Untersuchung gegen die Gebäre- 
rin nicht verfahren werden. 

§• 943. f > ) Ist ausgemittelt, dass die Frucht schon über drei 
Nonathc, aber noch nicht dreissig Wochen alt gewesen; und kann 
die Gebärerin nicht überführt werden, ihre Schwangerschaft 
schon vierzehn Tage vor der Entbindung gewusst zu haben 
(§. 933.) i so hat die Gebärerin dennoch, bloss weil sie die Frucht 
nicht vorgezeigt, Gcfäogniss- oder Zuchthausstrafe auf drei bis 
sechs Dlonathc verwirkt. 

VnrhtfmTichirag §• 944. Die Niederkunft ist für verheimlicht zu achten, wenn 

d*r Nieder- Z ur Zeit der Geburt keineHebamme um Beistand ersucht, und auch 
kuuft. 

keine andere ehrbare Weibsperson dabei zugezogen worden. 

§. 945. Doch soll die Niederkunft niemals für verheimlicht 
erachtet werden, wenn die Gebärerin, noch hei eintretenden Ge- 
burtswehen, um Hülfe gerufen und dieselbe wirklich erhalten hat. 

§. 946. Dagegen soll aber auch einer Weibsperson, welche 
ihre Schwangerschaft bis zur Niederkunft verheimlicht hat, die 
Entschuldigung, dass sie von der Geburt übereilt worden, niemals 
zu statten kommen. 

§■947* Wenn wider die Verordnung des §. 912. 913. das 
todtgeborne, oder binnen vier und zwanzig Stunden nach der Ge- 


Digitized by Goog[< 



Von körperlichen Verletzungen, 401 


burt verstorben« Kind nicht binnen der daselbst bestimmten Frist 
dem Gerichte vorgezeigt worden: so ist, wenn auch die Schwan* 
gerschalt angezeigt, die Vorschrift des §. 944. aber nicht beob* 
achtet worden , dennoch die Niederkunft für verheimlicht zu 
achten. 

§. 948. Ist das Kind am Leben erhalten worden : so soll die 
Verheimlichung der Geburt nicht gerügt werden. 

§• 949* Hat die Geschwächte ihre Schwangerschaft zwar ent- •) ohn» Ver- 
deckt; aber dennoch ihre Niederkunft wider die Vorschrift desa^Schwangcr- 
§. 944. verheimlicht, und das todtgeborne oder binnen vier und setwf 1 . 
zwanzig Stunden nach der Geburt verstorbene Kind ist ohne kirch- 
liches Begräbnis« heimlich weggeschafft worden : so hat sie schon 
dafür eine scrhsmonatlicbe Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 950. Eben diese Strafe findet statt, wenn das todtc Kind 
durch Zufall, oderson9t ohne ihr Zuthun, dem ordentlichen Be- 
gräbnisse oder der richterlichen Untersuchung entzogen, und dem 
Richter ein solcher Vorfall nicht binnen vier und zwanzig Stun- 
den angezeigt worden. 

§. 951« Ein solcher Zufall wird nicht vermuthet: sondern 
muss klar nachgewiesen werden,. oder doch aus den Umständen 
wahrscheinlich erhellen. — 

§. 952. Die §. 949- bestimmte Strafe findet statt, wenn 
auch kein weiterer Grund vorhanden ist, anzunehmen, dass die 
Gebärerin an dem Tode der Leibesfrucht Schuld habe. 

§. 953. Kann die Art und Ursache des Todes (§. 952.) durch 
Besichtigung des Kindes nicht mehr ausgemittelt werden: so hat 
die Gebärerin eine zweijährige Zuchthausstrafe verwirkt. 

§• 954. Ist der Zufall, wodurch das Kind dem Begräbnisse, oder 
der richterlichen Untersuchung entzogen wird, durch die Schuld 
der Gebärerin veranlasst worden : so hat sie, wenn ihre Unschuld 
an dem Tode des Kindes ausgemittelt ist, eine einjährige; bei dem 
Mangel dieses Beweises aber eine zwei- bis dreijährige Zuchthaus- 
strafe zu gewärtigen. 

§. 955. Hat die Gebärerin die Leibesfrucht vorsätzlich in den 
Zustand versetzt, dass ihre Verschuldung oder Unschuld an dem 
Tode des Kindes nicht mehr ausgemittclt werden kann : so hat 
sie, der angezeigten Schwangerschaft ungeachtet, nach Verhält- 
nis der wider sie streitenden Vermnthung einer blisen Absicht, 
eine vier- bis sechsjährige Zuchthausstrafe verwirkt. 

§• 956. Ist sie einer vorsätzlichen unnatürlichen Behandlung 
des Kindes verdächtig: so soll sie, je nachdem dieser Verdacht 
mehr oder weniger dringend ist, mit einer sechs - bis zehnjährigen 
Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. 957« Hat die Geschwächte Schwangerschaft und Nieder-b) mit verheim. 
kunft verheimlicht : so toll sie, wenn sie ein vollständiges Kind 

buadfln. 
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todt cur Well gebracht hat, mit Tier- bi* sechsjähriger Zuchthaus- 
arbeit gestra ft werden. 

§• 958. Kinem Tollständigen Kinde wird eine Leibesfrucht, 
welche schon Uber dreissig Wochen alt ist, gleich geachtet; doch 
•oll , weou das Kind nicht völlig ausgetragen gewesen , nur der 
niedrigste Grad der gesetzlichen Strafe statt finden. 

§. 959* Hat das Kind, nach dem Befunde der Sachverständi- 
gen , in der Geburt noch gelebt: so wird die §. 957* bestimmte 
Strafe auf acht bis zehn Jahre erhöht. 

§. 960. a) Zeigen sich aber an dem Körper des Kindes tödt- 
lichc Verletzungen, ohne dass ein von der Mutter verübter Mord 
vollständig ausgemittelt ist : so soll dieselbe dennoch mit öffent- 
lichem Staupenschlage und lebenswieriger Zuchthausstrafe belegt 
werden. 

§• 960. b) Ist zwar keine Spor tödtlicher Verletzung; wohl 
aber der Verdacht einer sonstigen unnatürlichen und lebensgefähr- 
lichen Behandlung gegen die Gebärerin , welche Schwangerschaft 
und Geburt verheimlicht bat , vorhanden : so findet gegen sie 
'Zwölf- bis fünfzehnjährige Zuchthausstrafe , nebst Willkom- 
men und Abschied statt. 

§.96l» Ist ein Kind , welches nach §-958. für vollständig 
zu achten, von einer Geschwächten, welche die Schwangerschaft 
nicht entdeckt halte, heimlich geboren ; dessen Körper aber von 
ihr dergestalt behandelt, oder weggeschaft worden, dass die ord- 
nungsmäßige Untersuchung der Sachverständigen : ob das Kind 
bei der Geburt gelebt habe ? nicht mehr erfolgen kann : so hat 
die Gebärerin gleiche Strafe (§. 960. b.) verwirkt. 

§. 962. Ist ausgemittelt , dass das Kind in der Gehurt gelebt 
habe; die Mutter leugnet aber den Vorsatz, zu tödten, und kann 
dessen auch sonst nicht überlührt werden : so soll die §. 960. a.) 
bestimmte ordentliche Strafe wieder sie statt finden. 

§. 963* Der Beweis des Umstandes, dass das, erweislich ohne 
Schuld der Gebärerin , in oder nach der Geburt gestorbene Kind, 
der richterlichen Untersuchung durch einen von ihrer Seite unver- 
schuldeten Zufall entzogen würden, kann dieselbe , wenn sie die 
Schwangerschaft nicht angezeigt, und heimlich geboren hat, von 
der §. 959* bestimmten acht- bis zehnjährigen Zuchthausstrafe 
nicht befreien. 

§. 964. Wenn es auch noch ungewiss ist: ob die Gebärerin 
das todte Kind vorsätzlich der richterlichen Untersuchung ent- 
zogen habe: so hat sie dennoch eine zehn- bis zwölfjährige 
Zuchthausstrafe mit Willkommen und Abschied verwirkt, wenn 
•ie sowohl die Schwangerschaft, als Geburt verheimlicht hat. 

§. 965- Eine Mutter, die ihr neugebornes Kind bei oder nach 
dar Geburt vorsätzlich tüdtet ( §. 806. und 826- , ) soll mit der 
Todesstrafe des Schwerdte* belegt werden. 
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§. 9 66. Jede vorsätzliche Unternehmung oder Veranstaltung 
der Mutter, welche den Tod ihre» neugebornen Kindes , dem ge- 
wöhnlichen und ihr bekannten Laufe der Dinge gemäss, nach sich 
gezogen bat, ist mit dieser Strafe zu ahnden. 

§. 967 » Wenn eine Wöchnerin ihr Kind durch unterlassene 
Verbindung der Nabelschnur vorsätzlich verbluten lässt; oder 
demselben die nötbige Pflege und Wartung vorsätzlich entzieht : ' 
so wird sie als die Mörderin desselben angesehen. 

§. 96 8. Wenn zwar die gefährliche Behandlung des Kindes 
erwiesen ; aber nicht genugsam ausgemitlelt ist , dass das Kind 
lebtndig zur Welt gekommen sei, oder in der Geburt noch gelebt 
habe : so soll Staupenschlag und lebenswierige Festungsstrafe 
statt finden. 

§. 969* Hat die Mutter ein lebendiges Kind an einem Orte, 
wo et nicht leicht gefunden werden kann , ausgesetzt , oder aus- 
setzen lassen: so hat sie, wenn der Tod des Kindes dadurch ver- 
ursacht worden, die Strafe des Schwerdts verwirkt. 

§. 970 Bleibt das solchergestalt ausgesetzte Kind dennoch 
am Leben: so soll die Mutter sechs- bis zehnjährige Zuchthaus- 
strafe leiden. 

§. 971« Ist Aussetzung an einem von Menschen gewöhn- 
lich besuchten Orte , und mit solchen Anstalten geschehen , wor- 
aus der Vorsatz, das Leben des Kindes erhalten zu wollen, erhel- 
let: so findet, je nachdem das Kind leben bleibt, oder umkommt, 
sechsmonatliche bis dreijährige Zuchthausstrafe statt. 

§- 972. Ist die Gebärerin von ihren Aeltern zum Kindermordc 
verleitet worden : so soll sie zwar mit der Todesstrafe verschont, 
aber nach vorgängigem Staupenschlag, mit lebenswieriger Fes- 
tungsslrafe belegt werden. 

§. 973. Der Schwängerer und die Aeltern, welche zur Ver- Mitmbrrch«. 
Übung eines Kindermordes angereizt haben , oder dazu behulflich 
gewesen sind, werden, wenn die Thal wirklich ausgeführt worden, 
mit dem Schwerdte hingerichtet. 

§. 974. Hat aber Jemand von ihnen ohne Zuthun der Mutter 
deo Mord selbst verübt : so trifft ihn allemal die §. b26. be- 
stimmte Strafe des Mordes. 

§• 975- Sobald der Schwängerer wahrnimmt, dass die Ge- 
schwächte ihre Schwangerschaft oder Niederkunft zu verheim- 
lichen vorhabe, muss er den Aeltern , Dienstherrschaften, oder 
andern Personen, bei denen die Geschwängerte sich aufhält, oder 
der öffentlichen Hebamme des Orts, oder der Obrigkeit selbst, 
davon Nachricht geben. 

• §-976. Unterlässt er dieses und das Kind verunglückt: so 

hat eilt solcher Schwängerer die Hälfte der 8trafe, welche nach, 
Unterschied der Fälle die Geschwängerte leiden aius», verwirkt. 
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§■977* Wird aber die Mutter mit Todes-, lebenswieriger, 
oder zehnjähriger Zuchthausstrafe belegt: so soll gegen einen 
solchen Schwangerer fünf • bis achtjährige Festungs - oder Zucht- 
hausstrafe statt finden. 

§. 978. Hat der Schwangerer die Geschwächte zur Verheim- 
lichung der Schwangerschaft und Niederkunit selbst aufgemun- 
tert, verleitet, oder ihr dabei thätigen Beistand geleistet : so soll 
er mit der Geschwächten gleiche Strafe leiden. 

§• 9 79- Hoch soll, wenn gegen die Geschwächte Todes - oder 
lebenswierige Zuchthausstrafe erkannt wird, der Schwangerer in 
diesem Falle (§.978.) mit zehnjähriger Festungsstrafe belegt, 
und der Vollstreckung des Todesurtels an der Geschwächten 
beizuwohnen genlithigt werden. 

§. 9S0- Hat ein Anderer die Geschwängerte in gesetzwidriger 
Verheimlichung der Schwangerschaft, oder Niederkunft, durch 
bestimmten Rath, oder thätigen Beistand begünstigt : so soll der- 
gleichen Person die Hälfte der von der Hauptverbrecherin ver- 
wirkten Strafe leiden. 

V 

§. 9S1. Wird die Kindtrmörderin zum Tode, oder zu lebens- 
wierigem Gelangnisse verurtheilt : so soll gegen diejenigen , wel- 
che die Verheimlichung der Geburt begünstigt haben, fünf- bis 
sechsjährige Festungs- oder Zuchthausstrafe statt finden. 
Bestimmung §.982. Alles, was vorstehend gegen den Kindermord, und 
d : r “te*S* n di * Verheimlichung der Schwangerschaft und Geburt 
S nach tlief.n verordnet ist; gilt in Ansehung aller Weibspersonen; die entweder 
J^unheüen niemals verheiratet gewesen, oderWillwen, oder von ihren 
sind. Männern geschieden sind. 

§.9S3. Auch verheiratete Weibspersonen sind nach diesen 
Gesetzen zu beurteilen , wenn sie wenigstens Ein Jahr lang von 
ihren Männern entfernt gelebt haben ; oder wenn sie sonst aus 
Bewusstsein eine» unehelichen Beischlafs , ihre Schwangerschaft 
und Geburt verheimlichen. 

§. 9S4. Wenn Ehefrauen ihre eheliche Kinder ermorden , so 
tritt die §. 874. bestimmte Strafe ein. 

Abtreibung der §. 985. Weibspersonen, welche sich eines Mittels bedienen, 
Leibesfrucht- dic Leji^fnKht abzutreiben, haben schon dadurch Zuchthaus- 
strafe auf sechs Monate bis ein Jahr verwirkt. 

§. 986. Ist durch solche Mittel eine Leibesfrucht Innerhalb 
der ersten dreissig Wochen der Schwangerschaft wirklich abge- 
trieben worden : so soll die Thäterin mit Zuchthausstrafe auf 
zwei bis sechs Jahre belegt werden. 

§. 987. Hat aber eine W'eibsperson , durch dergleichen oder 
andere gewaltsame Mittel, den Tod der Leibesfrucht nach der 
dreissigsten Woche Ihrer Schwangerschaft befördert : so soll die- 
selbe acht - bis zehnjährige Zuchthausstrafe leiden. 
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§• 988. Wer durch schädliche Medicin, oder auf andere Art, 
zur Abtreibung eines Kindes vorsätzlich Hülfe leistet, wird mit 
gleicher Strafe, wie die Mutter selbst, belegt. 

§, 989* Personen, welche sich schon mehrerer solcher Ter» 
brechen schuldig gemacht haben, sollen, wenn sie auch dafür 
noch nicht bestraft worden , zur Staupe geschlagen , und lebens- 
lang auf die Festung gebracht werden. 

§• 990. Ist die Abtreibung von einem Dritten ohne Wissen 
und Willen der Mutter veranstaltet worden : so hat der Thäter 
zehnjährige bis lebenswierige Festungsstrafe verwirkt. 

§•991* Sind in der Absicht, eine Weibsperson unfruchtbar 
zu machen, schädliche Arzcnei- oder andere Mittel gebraucht, oder 
gegeben worden: so findet gegen den Thäter Gefänguiss - oder 
Zuchthausstrafe auf zwei bis vier Jahre statt. 

Zwülfter Abschnitt. 

Von fleischlichen Verbrechen. 

§. 992. Aeltern und Erzieher müssen ihre Kinder und Zög- 
linge gegen das verderbliche Laster der Unzucht durch wieder- 
holte lebhafte Vorstellungen der unglücklichen Folgen desselben 
warnen, und sie zu einem ehrbaren sittsamen Lebenswandel ernst- 
lich anweisen. 

§• 993. Solchen Aeltern, Vormündern, und Erziehern, welche 
ihre Untergebenen durch ärgerliche Heden und Handlungen zur 
Wollust reizen , oder ihren Hang zu Ausschweifungen begünsti- 
gen, sollen die Rechte der Erziehung, und die damit verknüpften 
Vortheile genommen werden. , 

§• 994. Die Aeltern sollen alsdann das Recht des Niessbraucbs 
von dem Vermögen ihrer Kinder; die Vormünder die ihnen sonst 
zukommendc Belohnung; und die Erzieher .ihr Amt oder ihren 
Gehalt verlieren. 

§• 99 5- Gesinde und Hausgenossen, welche unschuldige Kin- 
der durch unzüchtige Reden , Erzählungtn, oder Handlungen zu 
Ausschweifungen der Wollust reizen, sollen mit wiilkührlicber 
körperlicher Züchtigung , Gefängniss- oder Zuchtbausstrafe, bis 
zu sechs Monaten, belegt werden. 

§•996. Kuppler und Kupplerinnen, welche junge Leute, 
oder auch verheirathete Personen, zu Ausschweifungen verführen, 
ihnen dazu Gelegenheit verschaffen , oder sonst beförderlich sind, 
haben Zuchthaus • oder andere Strafarbeit , auf sechs Monate bis 
zwei Jahre, verwirkt. 

§. 997> Haben sie aus dergleichen Kuppeleien ein Gewerbe 
gemacht: so soll zwei - bis dreijährige Zuchthausstrafe eintreten ; 
diese mit Willkommen und Abschied geschärft; und ein derglei- 
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eben Verbrecher, nach deren Rrduldung , an» seinem bisherigen 
Aufenthaltsorte für immer verbannt werden. 

§. 99S- Haben Aeltern, Erzieher oder Erzieherinnen , oder 
Andere, deren Aufsiebt juogePersonen anvertrauet sind, sieb einer 
solchen schändlichen Verkuppelung ihrer Kinder, Zöglinge, oder 
Untergebenen schuldig gemacht: so wird die Dauer der an sich 
verwirkten Zuchthausstrafe gegen sie verdoppelt. 

§•999* Liederliche Weibspersonen, welche mit ihrem Kör- 
per ein Gewerbe treiben wollen, müssen sich in die unter der Auf- 
sicht des Staats geduldeten Hurenhäuser begeben. 

§. 1000. Dergleichen öffentliche Häuser sind nur in grossen 
volkreichen Städten, und nicht anders als in abgelegenen, und von 
öffentlichen Wegen und Strassen entfernten Orten zu dulden. 

§. 1001. Aber auch in diesen soll sich Niemand, bei ein- bis 
zweijähriger Zuchthausstrafe, unterfangen, eine dergleichen 
Huren wirthscha ft ohne ausdrückliche Zulassung der Polizeiobrig- 
keit des Orts anzulegen. 

§. 1002. Die Polizei muss dergleichen Häuser nnter bestän- 
diger ganz genauer Aufsicht halten', und öftere Visitationen mit 
Zuziehung eines Arztes darin vornehmen ; auch alles anwenden, 
was zu Vermeidung der weitern Verbreitung venerischer Krank- 
heiten dienlich ist. 

§. 1003. Auch muss die Pelizei den Verkauf berauschender 
Getränke in dergleichen Häusern nicht gestatten. 

§. 1004. Ohne Vorwissen und Erlaubnis* der Polizei muss 
kein Huren wirth oder Hurcnwirthin, bei Fünfzig Tbaler Strafe 
für jeden Uebertretungsfall , eine W’eibspcrson aufnehmen. 

§. 1005. Ist eine unschuldige Person, durch List oder Ge- 
walt, in ein solches Haus mit Vorwissen oder Genehmigung des 
Wirtbs gebracht worden : so hat letzterer öffentliche Ausstellung, 
und sechs- bis zehnjährige Zuchthausstrafe, nebst Willkommen 
und Abschied verwirkt. 

§. 1006. Auch ist dergleichen Verbrechern unter keinerlei 
Vorwände die weitere Betreibung einer solchen Wirtschaft zu 
verstauen. 

§. 1007. Minderjährige Weibspersonen sollen in solche Häu- 
ser nicht aufgenommen, und wenn cs dennoch ohne Meldung, 
oder gar wider das Verbot der Polizei geschehen ist, der Wirth 
oder die Wirthio mit Ein - bis zweijähriger Frstungs- oder Zucht- 
hausstrafe belegt werden. 

§• 1008. Befindet sich ein Weibsbild in einem solchen Hause 
schwanger: so muss die Hurcnwirthin der Polizeiobrigkeit davon 
aofort , als solches zu ihrer Wissenschaft gelangt, Anzeige thun. 

§. 1009. Unterlässt sie dieses, und es erfolgt eine heimliche 
Geburt, oder gar ein Kindermord: so hat die Hurenwirthin, 
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bloss der unterlassenen Anzeige wegen, die §. 928. bestimmte 
Straf e verwirkt. 

§. 1010. Die Verpflegung einer aolrhen Person während der 
Wochen muss die Hurenwirthin besorgen, wenn keine Öffentliche 
Anstalt zur Verpflegung der WOcbnerin vorhanden ist. 

§. 101 1. Es bleibt aber derselben Vorbehalten, deren Ersatz 
von dem Schwangerer, oder, wenn dieser nicht auszumitteln ist, 
von der Mutter selbst, oder aus der Armenrasse zu fordern. 

§.1012. Sobald das Kind entwOhnt worden , muss selbiges 
der Mutter weggenommcn, und auf Kosten derjenigen, welche 
nach Vorschrift des Zweiten Titels §.6l2- 6 12. dazu verbunden, 
und des Vermögens sind , sonst aber auf öffentliche Kosten , ver- 
pflegt und erzogen werden. 

§. 1013. Wird eine Weibsperson in einem dergleichen Hanse 
mit einer venerischen Krankheit befallen: so muss cs die Wirtbin 
der Polizei sofort anzeigen, und nach deren Anordnung, für 
die Cur und Verhütung des weitern Ansteckens sorgen. 

§■ 1 0 1 4. Unterlässt sie dieses: so bat sie das erstemal Ge- 
fängnisstrafe auf drei Monate; im Wiederholungsfälle aber 
secbsmonatliche Zuchthausstrafe mit Willkommen und Abschied 
verwirkt. 

§• 1015. Hat die angesterble Weibsperson ihre Krankheit 
verschwiegen, und dadurch zur weitern Ausbreitung des Uebels 
Anlass gegeben : so soll sie mit Zuchthausstrafe aiif sechs Monate 
bis Ein Jahr , nebst Willkommen und Abschied , belegt werden. 

§. 1016. Ueberhaupt muss die Polizei die Verbreitung der 
venerischen Krankheit durch schickliche Anstalten zu verhüten 
suchen. 

§.1017* Sind in einem solchen Hause Diebstähle , Schläge- 
reien, oder andere Verbrechen vorgelallen : so ist der Wirth dem 
Beschädigten , der auf andere Weise zu seiner Schadlosbaltnng 
nicht gelangen kann , dafür allemal verhaftet. 

§. 1018* Auch ist derselbe der Theilnehmung an dem Ver- 
brechen selbst so lange verdächtig, als das Gegenlheil nicht aus- 
gemittelt werden kann. 

§. 1019 * Haben die Huren wirthe, - zur Verhütung solcher 
Verbrechen, nicht alle mögliche Mittel und Sorgfalt angewendet : 
so sollen sie, nach Verhältnis« der begangenen Fahrlässigkeit, 
mit Geld - oder Leibesstrafe belegt werden. 

§. 1020. Der Austritt aus dem Hurenbause darf keiner darin 
bisher befindlich gewesenen Weibsperson , die ihre Lebensart än- 
dern, und sich auf eine ehrbare W’eise nähren will, verschränkt 
oder erschwert werden. 

§• 1021. Selbst wegen gegebener Vorschüsse, oder sonst 
gemachter Schulden, darf der Wirth eine solche Person, bei Ver- 
lust der Forderung, wider ihren Willen nicht surückhalten. 
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§. 1022. Alles , was bisher §. 1000- 1021. verordnet wor- 
den , findet sowohl wegen der Hurenwirtbe als Wirthinnen statt. 

§. 1023. Weibspersonen, die von der Hurerei ein Gewerbe 
machen, ohne sich ausdrücklich unter die besondere Aufsicht der 
Polizei zu begeben, sollen aufgegriffen, und zu dreimonathli- 
rher Zuchthausarbeit verurtbeilt werden. 

§• 1024- Nach ausgestandener Strafe sind sie in Arbeitshäu- 
ser abzuliefern, und daselbst so lange zu verwahren, bis sie zu 
einem ehrlichen Unterkommen Lust und Gelegenheit erhalten. 

§. 1025. Doch sollen Personen, welche sonst die §. 1023. 
1024. bestimmte Strafe verwirkt haben, mit selbiger verschont 
werden, wenn sie ihre Schwangerschaft gehörig anzeigen , und 
sich bei ihrer Niederkunft vorschriftsmässig verhalten. 

§• 1026. Alle nicht in Hurenhäusern lebende Personen, wel- 
che wissen, dass sie mit einer venerischen Krankheit behaftet 
sind . aber dennoch sich mit Andern fleischlich vermischen , und 
wieder damit anstecken, haben eine dreimonatliche Gefängnis» • 
oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 1027* übrigen Folgen des unehelichen Beischlafs sind 
im eilften Abschnitt des zweiten Titelt bestimmt. 

Verführung §. 1028. Hausbedientc, welche die Tochter oder andere Ver- 
wandln! ihrer Herrschaft, mit welcher, wegen Ungleichheit des 
Standes , eine Heirath nicht statt finden kann , verführen und 
schwächen , sollen mit Zuchthausstrafe , auf Rin bis drei Jahr, 
nebst Willkommen und Abschied belegt werden. 

§. 1029« 1** keinesoIcheUngleichheit des Standes vorhanden: 
so soll nur auf sechsmonatiiche bis einjährig« Zuchthaus- oder 
Festungsstrafe erkannt werden. 

§.1030. Wenn Aufseher eines Gefängnisses, Arbeite-, Ar- 
men - oder Waisenhauses die unter ihrer Verwahrung oder Auf- 
sicht stehenden Personen zur Befriedigung ihrer Geilheit miss- 
brauchen : so sollen sie ihres Amtes verlustig erklärt , und über 
dieses mit sechsmonathlicher bis zweijähriger Gefängniss- oder 
Zuchthausstrafe belegt w erden. 

§. 103!. Erzieher, Prediger und «ndere Lehrer, welch« 
die ihrer Erziehung oder ihrem besondern Unterrichte anverlrau» 
ten Personen schänden, werden zu allen öffentlichen Aemtern, 
Würden und F.hrenstellen für immer unfähig. 1 , 

§. 1032. Ausserdem haben sieFcglungs- oder Zuchthausstrafe 
auf zwei bis vier Jahre verwirkt. 

§•1033* Stiefältern , welche ihre Stiefkinder, noch wäh- 
rend des Lehens des andern Ehegatten , zur Unzucht verführen, 
sollen gleiche Strafe leiden. 

< §.1034. Ist dieses, (§. 1033.) nach dem Tode des andern 

Ehegatten geschehen: so findet nur die Hälft« der §. 1032. be- 
stimmten Strafe statt. » • * < 

§. 1035. 
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§.1035. Wenn Stiefkinder mit Stiefältern Unzucht treiben: 

•o wird in der Regel angenommen, da» er» tere von letztem dazu 
verrührt worden ; und die Stietkinder sind sodann mit aller Strafe 
zu verschonen. 

§. 1036- Ist aber das Gegcntheil klar: so sollen sowohl die 
Sticfältern, als die Stiefkinder im Falle des §. 1033. mit ein - bis 
zweijähriger, im Falle des §. 1034. aber mR sechs - bis zwülfmo- 
natlkher Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. 1037. Vormünder, welche mit ihren PHegebefohlnen Un- 
zucht treiben , werden im zweifelhaften Falle als Verf ührer ange- 
sehen , und mit ein - bis zweijähriger Zuchthaus - oder Festungs- 
strafc belegt. 

§• 1038. Ist das Gegenlheil klar t so findet gegen sie nur eine 
willkührliche Strafe statt. 

§. 1039. Aellern und Grossältern, welche ihre ehelichen Blutschande. 
Kinder oder F.nkcl zur Unzucht missbraurhen, sollen mit Fe- 
stungsstrafc , auf drei bis fünf Jahre , belegt werden. 

§. 1040. In solchem Falle soll gegen die Kinder, welche das 
achtzehnte Jahr zurückgelegt haben, eine ecchamonatlirhe bis 
einjährige Zuchthausstrafe erkannt; jüngere Kinder aber sollen 
mit der Strafe verschont werden. 

§. 1()4 1 . Unzucht unter schon mannbaren ehelichen Geschwi- 
stern, voller oder halber Geburt, wird mitFestungs- oder 
Zuchthausstrafe, auf ein bi*-ur«i Jahre, geahndet. 

§. 1042. Blutschande unter unehelichen Verwandten dieser 
^ r *5 (§• 1039 * 104l.) soll an demjenigen, welcher die Ver- 
wandtschaft gewusst hat, willkürlich (§. 35. ) bestraft werden. 

; §- 1013. In allen vorstehend bestimmten Fällen (§. 1039- 
1042.) müssen die Personen, welche Blutschande getrieben ha- 
ben, von einander gänzlich entfernt werden. t 

§. 1044. Um aber dergleichen Unheil mit desto mehrerer Si- 
cherheit zu verhüten, sollen Aeltern mit ihren Kindern verschie- 
denen Geschieht», die schon zehn Jahr oder darüber alt sind, 
nicht in einem Bette schlafen. 

§. 10 i5. Auch Geschwistern verschiedenen Geschlechts soll 
dergleichen Zusammenschlafen, sobald das Jüngere das zehnte 
Jahr vollendet hat, nicht gestattet werden. 

§. 104(). Hie Uebertretung dieser Vorschrift ist, so lange 
noch kein Verbrechen begangen worden , an den Aeltern durch 
gerichtlichen Verweis, und im Wiederholungsfälle, mit verhält- 
„ nissmässiger willkürlicher Gefängnisstrafe zu ahnden. 

§. 1047. Ist aber zwischen Geschwistern, durch Nachsicht 
der Aeltern, wirkliche Unzucht veranlasst worden: so haben letz- 
tere, nach Beschaffenheit der Umstände, die den Kindern 
§. 1 04ü. bestimmte Strafe ganz oder zur Hälfte verwirkt. 

Allg'm Laudr. I V Band . c 
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§. 1048. Wer ein« unschuldige Frauensperson durch Ge- 
tränke oder andere Mittel ihrer Sinne beraubt, um sie aur Wollust 
zu missbreurben, soll, wenn er auch seinen Zweck nicht erreicht, 
mit drei- bis sechsmonatlicher , wenn aber die -Srbandthat wirk- 
lich verübt worden , mit vier- bis sechsjähriger Zuchthausstrafe 
belegt werden. 

§. tO iy. In sofern dadurch der Gesundheit geschadet, oder 
ein Wahnsinn verursacht worden: treten die wegen der Liebes- 
tranke oben §. 867 - 86y. bestimmten Strafen hinzu. 

§. 1050. Wer dergleichen Person durch Arglist und belrüg- 
liehe Kunstgriffe zur Wollust verfuhrt, soll, ausser der ihr schul- 
digen Privatgenugtbuung, sechsmonatlicho bis einjährige Fe- 
stungs- oder Zuchthausstrafe leiden. 

§, 1051. Wer durch gefährliche Bedrohungen des Lebens, 
oder der Gesundheit , unter Umständen, wo deren Erfüllung mit 
^Wahrscheinlichkeit zu erwarten war, eine Frauensperson zu sei- 
nem Willen nöthigt, gegen den soll Festungsstrafe auf drei bis 
fünf Jahre statt finden. 

§. 1052. Wer mit unwiderstehlicher Gewalt eine Person, 
die über zwölf Jahre alt ist, nothzüchtigt , soll sechs - bis acht- 
jährige Festungsstrafe leiden. 

§. 1053. Ist die Geschändete unter zehn Jahren: so hat der 
Tbäter acht - bis' zehnjährige Festuugsstrafe verwirkt. 

§. 1054. Jede an einer solchen unerwaehsenen Person ver- 
übte Unzucht wird als Nothziicbtigung angesehen; und, wenn 
ein eigentlicher Zwang zur Gestattung des Beischlafs nicht ausge- 
mittelt ist, mit drei bis fünf Jahren Zuchthaus- oder Gefängnis- 
strafe belegt. 

§. 1055. In allen Fällen wird die Dauer der Strafe, ver- 
hältnismässig, bis zu zehn und zwölf Jahren verlängert , w enn 
die Geschändete , durch die an ihr verübte Gewalt , an ihrer Ge- 
sundheit erheblich und dauernd gelitten hat. 

§. 1056. Ist der Tod durch die gewaltsame Misshandlung 
verursacht worden : so tritt die Strafe des Schwerdtds ein. 

§. 1057« Es macht in Ansehung der Strafe keinen Unter, 
schied: ob das Verbrechen gegen eine verheirathete oder unter- 
heiratbete Person verübt worden sei. 

§. 105S. Doch findet verhältnismässige Minderung der 
8trafe statt , wenn die genotbzüchtigte Person schon vorher in 
dem Rufe einer schlechten liederlichen Lebensart gestanden hat. 

§. 1059- Uchrigens versteht es «ich von selbst, dass, ausser 
der durch die Gesetze bestimmten Strafe, der Verbrecher der Be- 
leidigten zur Privatgenugthuung verpflichtet sei. 

§. 1060. Wenn die Beleidigten dergleichen Verbrechen nicht 
rügen , und wenn dadurch auch kein öffentliches Aerperaiss ge- 
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geben worden: so findet keine richterliche Untersuchung von 
Amts wegen «tau. 

§. 1061. R'n jeder Ehebruch wird, jedoch nur auf Antrag Ehebruch, 
des beleidigten Ehegatten , mit den im Ersten Titel §. 766. sqq. 
geordneten Strafen geahndet. 

§. 1062. Wird durch dergleichen Verbrechen eine Ehe wirk- 
lich getrennt: so soll der Ehemann, welcher sich dessen mit ei- 
ner ledigen Weibsperson schuldig gemacht bat, willkiihrliche 
Gefängnisstrafe leiden. 

§. 1063. Hat aber eine Ehefrau, durch den mit einer ledi- 
gen Mannsperson getriebenen Ehebruch, zur Trennung der Ehe 
Anlass gegeben: so soll gegen sie Gefängniss- oder Zuchthaus- 
strafe , auf drei bis sechs Monate , statt finden. , 

§. 1064. Sind in glebhrm Kalle beide den Ehebruch bege- 
hende Theile verheirathet gewesen: so haben beide Sechsmonat- 
liebe bis einjährige Gefängniss • oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 1065. ln allen Eällen, wo auf gewisse Arten der Un- 
zucht Criminalstrafen verordnet sind, müssen selbige geschärft 
werden, wenn das Verbrechen von einer verheiratheten Person 
begangen worden. 

§. 1066. Wer vor Trennung einer Ehe wissentlich und vor- Bigamie, 
satzlich eine andere vollzieht, soll mit ein- bis zweijähriger 
Zuchthaus - oder Kestungsstrafe belegt werden. 

§.1067* Auch wer selbst noch unvrrheiratbet ist, aber wis- 
sentlich eine bereits verehelichte Person heirathct, hat eine sechs- 
monatliche bis einjährige Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 106S> Wer sich fälschlich für unverbelrathct auagiebt, 
und dadurch einen Andern zu einer solchen nichtigen Ehe verlei- 
tet, soll mit dreijähriger Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. 1069. Sodomiterei und andere dergleichen unnatürliche U«n«*8Hfche 
Sünden , welche wegen ihrer Abscheulichkeit hier nicht genannt Su,ldelL 
werden hiinnen, erfordern eine gänzliche Vertilgung des An- 
denkens. 

§. 1070* Es soll daher ein solcher Verbrecher, nachdem er 
ein- oder mehrjährige Zuchthausstrafe mit Willkommen und Ab- 
schied ausgestanden hat, aus dem Orte seines Aufenthalts, wo 
lein Laster bekannt geworden ist, auf immer verbannt, und 
das etwa gemissbrauchte Thier getödtet, oder heimlich aus der 
Gegend entfernt werden. 

§. 1071* Wer Jemanden zu dergleichen unnatürlichen Lastern 
verführt und missbraucht, der ist doppelter Strafe schuldig. 

§. 1072. Machen sieh Aeltern , Vormünder, Lehrer oder 
Erzieher dieses Verbrechens schuldig: so soll gegen dieselben 
vier- bis achtjährige Zuchthausstrafe mit Willkommen und Ab- 
schied statt finden. 

18 * 


Digitized by Google 



4 12 


Zweiter Theil. Zwanzigster Tilel. 


i Dreizehnter Abschnitt. 

Von Beleidigungen der Freiheit. 

Oberhaupt. §. 1073. Niemand soll ohne Recht die persönliche Freiheit 
eines Andern beeinträchtigen. 

§. 1074. Auch im Falle de* Zücbtigungsredhts ist keine län- 
gere als acht bis vierzigstündige Rinsperrung erlaubt. 

§. 1075. Landstreicher, Bettler, versteckte Schuldner, 
fluchtige Verbrecher; »gleichen Personen , welche mit gefährli - 
rhen Unternehmungen umgehen, können so lange, bis dia obrig- 
keitliche Hülfe zu haben ist, auch von Privatpersonen mit Gewalt 
angehallen und festgenommen werden. 

§• 1076. Es muss aber die Anzeige oder Ablieferung an die 
Obrigkeit sofort, und längstens binnen vier und zwanzig Stun- 
den erfolgen. 

§. 1077. Wer ausser diesen Fällen (§. 1075. und 1076.) 
und ausser seinem Amte, einen Menschen , der seines Verstandes 
mächtig ist, mit Gewalt festhält, eiosperret, oder wider seinen 
Willen zu etwas nüthiget , oder die Vorschriften des §. 1076. 
Übertritt, hat, wenn auch keine in den folgenden Gesetzen be- 
stimmte erschwerende Umstände eintreten, dennoch eine Gefäng- 
niss*, Zuchthaus- oder Festungsstrafe von vierzehn Tagen bis 
zu sechs Monaten verwirkt. ' 

§• 1078. Hat eine dergleichen Beraubung der Freiheit über 
drei Tage gedauert: so treten die in Ansehung der Privatgefäng- 
nisse ertheilten Vorschriften ein. 

PrlratgrfSng- §-1079. Niemand soll , ohne Vorwissen des Staats , Privat- 
n, “ r gefängnisse, Zucht- oder Irrenhäuser anlegen. 

§. 10S0. Wer sich dessen unterfängt, hat bloss dadurch ein- 
hundert big dreihundert Tbaler Geld- oder verhältnissmässige 
Gefängnisstrafe verwirkt. 

§. 1081. Wer Jemanden in einem dergleichen Gefängnisse 
hält, oder dabin abliefert, soll, wenn auch keine erschwerenden 
Umstände eintreten, und noch kein Schade entstanden ist, ein- 
, bis zweijährige Festungs • oder Zuchthausstrafe leiden. 

§. 1082. Hat Jemand dadurch Leben, Verstand oder Ge- 
sundheit verloren : so sollen die §. 797 - 801 . bestimmten Stra- 
fen eintreten. ‘ 

Stmichrnraub. §.1081. Wer Kinder ihren A eitern raubt, oder vorenthält, 
um sie in einer andern Religion zu erziehen, soll so lange zu ge- 
fänglicher Haft gebracht werden, bis er dieselben wieder her- 
heisrhafft. 

§. 1084. Diese Strafe kann bei hartnäckiger Weigerung, 
den Aufenthalt des geraubten Kindes anzugeben, durch Kinsper- 
rung bei Wasser und Brot, und durch körperliche Züchtigung ge- 
schärft werden. 
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§. 1085. Auch wenn die Kinder wieder herbeigeschafft 
worden, und keinen Schaden erlitten haben, soll er dennoch 
mit willkiihrlicher doch empfindlicher Leibesstrafe belegt 
werden. 

§. 1086. Diese Strafe kann bis zu zweijähriger Zuchthaus - 
oder Festungsstrafe erstreckt; und muss, wenn die geraubten 
Kinder Schaden genommen haben, nach Vorschrift des §. 1082. 
verschärft werden. 

§. 1087. Wer sich der Person eines andern bemächtigt, um 
durch die Entfernung desselben sich gewisse Vortheile zu ver- 
schaffen , oder ihm , oder seinen Angehörigen , wegen vermeint- 
lich erlittener Beleidigung , Unannehmlichkeiten zu verursachen, 
der begeht einen Menschenraub. 

§.1088. Unbefugte gewaltsame Werber , Bettler und Bett- 
lerinnen, welche Kinder stehlen, um sich deren zum Betteln zu -- 

bedienen ; ingleichen diejenigen, welche sich der Kinder bemäch- 
tigen , um sie zu berauben , machen sich dieses Verbrechens 
schuldig. 

§. 1089. Wer einen Menschenraub begeht, soll so lange mit 
Gefangniss - oder Festungsarrest belegt werden, bis der Geraubte 
seine Freiheit wieder erlangt hat. 

§. 1090. Wird der Geraubte wieder frei: so findet gegen 
den Räuber, nach Verhältniss der Zeit, während welcher der 
Andere seiner Freiheit beraubt gewesen, und der übrigen demsel- 
ben widerfahrnen bessern oder schlechtem Behandlung, drei - bis 
zehnjährige Festungsstrale statt. , 

§•1091. Ist keine Hoffnung, dass der Geraubte wieder 
in Freiheit kommen werde: so muss der Räuber lebenswierige 
Festungsstrafe leiden. 

§. 1092. Diese Strafe wird bis aut zehn Jahre vermindert, 
wenn der Geraubte dennoch wieder frei , oder wenn zuverlässig 
bekannt wird, dass sich derselbe in keiner unglücklichen Lage 
befinde. < . 

§. 1093. Dagegen hat der Räuber die Strafe des Schwerdls 
verwirkt, wenn durch den Kaub der Tod des Geraubten veran- 
lasst worden, und der Räuber die Todesgefahr vermutheit 
können. 

§. 1094. Uehrigcn9 finden auch bei diesen Verbrechen die 
Vorschriften §. 1082. Anwendung. 

§. 10 95- Wer ein Frauenzimmer wider ihren und ihres Enifükruaf. 
Vaters, Vormundes, oder Ehegatten Willen, in der Absicht, sie 
um dieRhrezu bringen, entführt, und die Entehrung wirklich 
vollzieht: der soll mit achtjähriger Festungsstrafe belegt 

werden. 
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§. 1096. Ist die Rntebrung noch nicht erfolgt, und die Ent- 
führte nicht gemissbandelt worden : so findet eine zwei- bis drei- 
jährige Zuchthaus - oder Festungsstrafe statt. 

§. 1097- Ist die Rntführte gemissbandelt worden: so soll, 
narh Beschaffenheit dieser Misshandlungen , und je nachdem die 
Entehrung hinzugrkoinmen ist, oder nicht, eine vier- bis zehn- 
jährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe erkannt werden. 

§. 1098. Ist zu der Entführung wirkliche Notzucht hinzu- 
gekommen ; oder der Verlust der Gesundheit bei der Entführten 
dadurch veranlasst worden: so soll der Thätcr lebensa ierige 
Fcstungsstrafe leiden. 

§. 1099» I» 1 durch die Entführung der Tod der Geraubten 
veranlasst wurden: so hat derEntfübrerdieStrafedesSehwerdtes 
verwirkt. 

§• 1100. Hat Jemand eine Person zwar in der Absicht, sie zu 
heiratben, und mit ihrer eigenen Einwilligung, aber doch gegen 
den Willen dererjenigen , deren Consrns zur Gültigkeit einer Ehe 
nach den Gesetzen nothwendig ist, entfuhrt: so soll er, je nach- 
dem letztere, ihre Einwilligung in die Heirath zu versagen, an 
sich mehr oder weniger Grund gehabt, mit Gefängniss- oder 
Festungsstrafe auf sechs Monate bis zu zwei Jahren belegt 
werden. 

§•1101. Erfolgt die Einwilligung obgedachter Personen 
nach vollbrachter That; so findet nur eine willkührliche (§. 35.) 
Gefängnisstrafe statt. 

§. 1102. Verweigern dieselben ihre Einwilligung: so wird 
auf den Fall, dass die Entführte zuglrich entehrt worden, die 
nach §. 1100. verwirkte Strafe verdoppelt. 

§. 1 1 03. fl) Auch soll aut den Antrag dieser Personen 
(§.1100.) gegen diejenige Person , welche sich gutwillig hat 
entführen lassen, eine willkührliche (§.35.) Gefängniss- oder 
Zuchthausstrafe erkannt werden. 

§. 1103. A) In allen Fällen, da mehrgrdachte Personen die 
gerichtliche Untersuchung eines solchen Vorfalls verbitten, uns 
den grössern Nachtheil, welchen das damit verbundene Aufsehen 
der Familie zuzieben möchte, zu vermeiden, soll der Richter die- 
sem Gesuche willfahren, 

§■11 01 . Ist die Entführung einer Person, die nicht Unter 
Aeltern, Vormündern, u. s. w. steht, wider den eigenen Willen 
derselben, aber in der Absichf , sie zu ehelichen, geschehen: so 
soll, wenn auch sonst keine erschwerende Umstände eintreten, 
die §.1100. verordnete Straf e verdoppelt J und wenn andere 
Gewalttätigkeiten binzugekommen sind , auch in einem sol- 
chen Falle die Vorschrift §. 1097- 1098. 1099« beobachtet 
werden. 
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Vierzehnter Abschnitt. 

Von Beschädigung des Vermögens überhaupt 
und von Entwendung insonderheit. 

§.1105. Niemand soll, ohne Hecht, den Andern an seinem Grand«Jtis. 
Eigenthuine oder Vermögen beschädigen. 

§. 1106. Wer dieses thut, der soll, ausser dem Schadens- 
ersätze, je nachdem die Beschädigung aus Fahrlässigkeit ; oder 
vorsätzlich, in der Absicht sich zu bereichern; oder aus Busheit, 

Rache , oder Muthwiflen zugefugt worden , verhältnissmässige 
Strafe leiden. 

§. 1107- Beschädigungen aus Fahrlässigkeit ziehen, ausser FahtUisisktii. 
dem Schadensersätze, sugteich Strafe nach sirh , wenn der Be- 
■chädiger dabei gegen ein ausdrückliches Polizeigesetz ge- 
handelt hat. 

§. 1198. Wer um seines Gewinns, Vortbeils und Genusses 1. Diebstahl, 
willen , eine bewegliche Sache aus dem Besitze eines Andern ohne 
dessen Vorbewusst oder Einwilligung entwendet, der macht sich 
eines Diebstahls schuldig. 

§. 1109* Io der Natur und Bestralung des Diebstahls macht 
es keinen Unterschied : ob die Sache dem wahren Kigenthümer, 
oder einem blossen Besitzer entwendet worden. 

§.1110. Auch derjenige, welcher seine eigene Sache einem 
Andern, welchem auf deren Besitz, Genuss, oder Verwahrung 
ein Recht zukommt, in der Absicht , mit dem Schaden desselben 
sich Vortheile zu verschaffen, entwendet, begeht einen Diebstahl. 

§. 1111. Auch an Sachen, die noch nicht in dem Besitze 
einer gewissen bestimmten Prrson sich beßnden , wird ein Dieb- 
stahl begangen , wenn die Entwendung ohne Vorwissen und Ein- 
willigung desjenigen geschieht, welchem das Recht zukommt, 

Andere yon der Besitznehmung auszuschliesscn. 

§.1112. Die Absicht, sich mit dem Schaden eines Andern 
Vortheil zu verschaffen, wird bei einer jeden Entwendung 
vermuthet. 

§. 1113* Doch kann diese Vermuthung schon durch das Ver- 
hältniss der Personen gegeneinander, oder durch die besondern 
Umstände, welche bei der Handlung Vorkommen, ausgeschlossen , 

werden. 

§. 11 14. Ob der gesuchte Vortheil erreicht worden sei, oder 
nicht, macht in der Bestrafung keinen Unterschied , sobald nur 
der Dieb die entwendete Sache in seine Gewahrsam genommen hat. 

§• 1 1 15. Wenn Jemand etwas entwendet, um sich oder An- 
dere aus dringender Leibes - oder Lebensgefahr zu retten ; so soll 
der Fall von dem Richter höhern Ort« zur Begnadigung des 
Thäters angezeigt werden. 
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§. 1116. Die WiederherbeischaiFung und Erstattung drs 
Entwendeten wirkt nur in so weit, als sie freiwillig, ohne Zuthun 
des Richters, und ohne Schaden de» Dritten geschieht, eine Min- 
derung der Strafe. 

§•1117. Kann die Erstattung, oder der Ersatz , auf andere 
Weise nicht geleistet werden : so ist der Entwender, auf den In- 
trag des Beschädigten , in einer öffentlichen Anstalt, oder sonst, 
so lange zu arbeiten achuldig, bis von seinem Erwerbe die Schad- 
ioshaltung erfolgen kann. 

§. 1113. Ist das , was der Verbrecher durch seine Arbeit er- 
wirbt , zu dessen nothdurftiger Unterhaltung nicht hinreichend : 
so muss der Beschädigte, welcher, seines Priratinteresse wegen, 
auf Verlängerung des Verbafts anträgt, das Fehlende zuschiessen. 

§- 1119* Dt die Kntwendung nicht aus Gewinnsucht gesche- 
hen : so findet zwar nicht die Strafe des Diebstahls, wohl aber dieje- 
nige statt , welche der Thäter nach seiner anderweitigen uner- 
laubten Absicht verwirkt hat. (Abscbn. 16.) 

§•1120. Wenn Jemand, um sich zu seinem vermeintlichen 
Rechte zu verhelfen , unbefugter Weise Sachen in Besitz nimmt: 
so treten die Strafen der unbefugten Selbsthülfe ein. (§. 1 57- sqq.) 

Gcmrinn §• 1121. Ein Diebstahl, welcher ohne Anwendung einiger 
n>. twtabi ohn» G ewa )> und ohne besonders erschwerende Umstände verübt wor- 

erschwerende ' 

Instand*. r*en, wird gemeiner Diebstahl genannt. 

§. 1122. Gemeiner Diebstahl an Esswaaren oder Getränken, 
bloss zu eigenem Gebrauch des Entwenders , soll nur polizeimäs- 
sig untersucht werden. 

§. 1123. Je nachdem blosse Lüsternheit, oder wirkliches 
Bedürfnis. , die Veranlassung des Diebstahls gewesen ist, soll 
körperliche Züchtigung, Strafarbeit auf vier und zwanzig Stun- 
den bis acht Tage, oder vcrhäl'nissmässige Gefängnisstrafe statt 
finden. 

§. 1124. Anderer gemeiner Diebstahl ist, wenn der Werth 
des wirklich Entwendeten fünf Thaler oder weniger beträgt, nur 
eben so polizeimässig zu untersuchen, und mit Gefängniss auf 
acht Tage bis vier Wochen zu ahnden, 

§. 1125. Beläuft sich der Werth oder Betrag des durch 
blossen gemeinen Diebstahl Rntwendeten über fünf Thaler: so 
soll der Dieb mit Strafarbeit, oder Zuchthausstrafe^ von vier 
W'ochen bis zu zwei Jahren belegt werden. 

§. 1126. Je nachdem der Werth oder Betrag des Entwende- 
ten höher, oder niedriger ; die Verheelung des Diebstahls, nach 
Beschaffenheit der Sache, leichter oder schwerer; and die innere 
Moralität der Handlung selbst grösser oder geringer gewesen ist, 
muss die Dauer der Strafe, in jedem Falle, von dem Richter narb 
obiger Anweisung §. 1125. bestimmt werdeu. 
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§• 1 1?7. Wenn ein Erbe au« einer liegenden oder noch unge- 
teilten Erbschaft etwas entwendet, um sich dadurch mit dem 
Schaden seiner lUiterben , oder der Erbschaftsgläubiger, 
einen Vortheil zu verschaffen : so muss er nicht nur vollkomme- 
nen Ersatz lcisteo , sondern auch den doppelten Werth der ent- 
wendeten Sache der Armencasse als Strafe erlegen. 

§.1128. Kann er diese Geldstrafe nicht aufbringen s so 
muss er als ein gemeiner Dieb bestraft, und dabei auf die Quanti- 
tät dessen, was durch den Diebstahl den itliterben und Gläubigern 
entzogen werden sollen, Rücksicht genommen werden. 

§• 1129* Entwendet der Erb* eine zum Vermächtnis« be- 
stimmte Sache: so ist er deshalb einem andern Diebe gleich zu » 

achten. 

§. 1130* Vebrigens ist der, welcher gemeinschaftliche Sachen 
entwendet, in Ansehung dessen, was ihm nicht gebührt, als Dieb 
anzusehen. 

§. 1131. Weno ein Handlungsgesellschafter den andern be- 
stiehlt: so ist die That einem Hausdiebstahle (§. 1137* sqrj.) 
gleich zu achten. 

§.1132. Wie einer, welcher sich gefundene Sachen wieder- 
rechtlich zueignet , zu bestrafen sei : ist am gehörigen Orte be- 
stimmt. (Th. 1. Tit. 9* §• 70-73.) 

§. 1133. Entwendungen, welche unter Aeltern und Kindern, 
unter Ehegatten, oder unter Geschwistern vorgeiallen sind, sol- 
len als Diebstahl nicht angesehen, noch von Amtswegen untersucht 
und bestrait werden. 

§. 1134. Ein Gleiches gilt von andern Anverwandten, welche 
sich in einer gemeinschaftlichen Hauswirthschaft befinden. 

§• 1135. Nicht minder von Diebstählen, welche von Pflege- 
befohlnen und Zöglingen an ihren Vormündern, Pflegevätern und 
andern Erziehern, oder an deren Hausgenossen begangen worden. 

§. 1 1 36. Wird aber die Entwendung von demjenigen ge- 
rügt, unter dessen Hauszucht der Verbrecher steht: so muss die- 
selbe an dcmThäter, gleich jedem andern gemeinen Diebstahle 
bestraft werden. 

§. 1137* Kleine Hausdiebstähle, welche von Gesinde undMHmchntrrn 
Hausgenossen, an demjenigen, in dessen Lohn oder Brote 
stehen , oder an dessen Hausgenossen verübt worden , ist der 
Richter von Amis wegen zu untersuchen, und zu bestrafen nicht 
schuldig. 

§• 1138. Es stehet dem Hausvater frei, den Entweoder sei- 
nes Dienstes sofort zu entlassen. (Tit. 5. §• 120.) 

§. 1139* Wird aber der Diebstahl von ihm gerügt; so soll 
auf Strafarbeit oder Gefängnisstrafe nach Vorschrift des §. 1 122. 

1124. erkannt ; und diese Strafe durch eine massige körperliche 
Züchtigung, am Anfänge und Ende derselben, geschärft werden. 
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§• 1 140. Bei grossem Hausdiebstäblen, wird die an sich ver- 
wirkte Strafe des gemeinen Diebstahls nicht nur um die Hälfte der 
Dauer, nämlich von sechs Wochen bis auf drei Jahre, verlängert; 
sondern auch mit Willkommen und Abschied geschärft. 

§. t 1 4 1 . Eine gleiche Verlängerung und Schärfung der Strafe 
soll erkannt werden, wenn Sarhcn, die nicht unter genauer Auf- 
sicht und Verwahrung gehalten werden können, entwendet worden. 

§• 1 1 42. Diese Strafe findetalso statt, wenn in Feuers-, Was- 
sers - oder Kriegsnoth, an den geretteten, oder vor dem Feinde 
geflüchteten Sachen ein gemeiner Diebstahl begangen worden. 

§. 1 1 43- Ferner alsdann, wenn ein solcher Diebstahl anTbie- 
ren auf der Weide; an Ackergeräthschaften, die auf dem Felde 
stehen zu bleiben pflegen ; an Bienenstöcken, oder an Feld - oder 
Garteufrüchten, die noch nicht gesammelt sind, verübt wird. 

§. 1 1 44. Ein Gleiches findet statt, bei Entwendungen des im 
Walde oder an der Ablage stehenden, so wie des Schwemm - und 
Flössholzes. 

§. 1 1 4 5 . Wilddiebereien, die ohne Schiessgewehr, Netze, 
oder Schlingen verübt sind, werden als gemeiner ; wenn sie aber 
mit dergleichen Werkzeugen verübt worden, als ein schwerer ; und 
an Personen, welche ein Gewerbe daraus machen, als ein gewalt- 
samer Diebstahl gestraft. 

§. 11 46. Eben das gilt von Entwendungen der Fische aus 
Haltern, Privatseen, oder Teichen. 

§. 1147. Auf Entwendungen der Fische aus fliessenden Wäs- 
sern , in welchen Jemanden die Fischereigerechtigkeit zustebt, 
oder aus grossen Landseen, findet die Strafe des blossen gemei- 
nen Diebstahls statt. 

§.11 48- Ein Diebstahl, der bei Nachtzeit verübt worden, 
muss schärfer bestraft werden, als derjenige, welcher am Tage 
begangen ist. 

§• 11 49. Ist den Kirchen, milden Stiftungen, Staats- oder an- 
dern öffentlichen Cassen, oder Magazinen, oder auch den Posten, 
durch gemeinen Diebstahl etwas entwendet worden; so muss die 
Dauer der Zuchthausstrafe auf acht Wochen bis vier Jahre be- 
stimmt, und dieselbe durch Willkommen und Abschied geschärft 
werden. 

§. 1150. Gleiche Verdoppelung und Schärfung findet statt, 
wenn ein Diebstahl zwar ohne Gewalt, und ohne besonders er- 
schwerende Umstände, aber mit ausserordentlicher List, Schlauig- 
keit, oder Verwegenheit verübt worden. 

§. 1151. Diebstahl, der an öffentlichen Denkmählern, oder 
andern Zierrathen öflentlirber Gebäude und Plätze begangen wor- 
den, soll als gemeiner, doch unter erschwerenden Umständen ver- 
übter Diebstahl bestraft werden. (§. 1 1 40. sqq.) 
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§• 1152. Schürfung der Strafe des gemeinen Diebstahls 
durch körperliche Züchtigung, aber ohne Verlängerung der Dauer, 
soll erkannt werden , wenn Gräber oder Leichname bestohlen 
worden. 

§• 115). Ein Todtengräber, welcher selbst Leichen entwen- 
det, hat gleiche Strafe, und Entsetzung von seinem Amte ver- 
wirkt. 

§. 1154. Wenn andere Personen Leichen entwenden : so sol- 
len sie, aui Antrag der Verwandten des Verstorbenen, als Injurian* 
ten bestraft werden. 

§. 1155. Auch wenn kein Verwandler auf die Bestrafung des 
Leichendiebstahls anträgt, findet dennoch eine achttägige bis vier- 
wöchentliche Gefängnisstrafe statt. 

§. 1156. Diebstähle, welche an einem dem Gottesdienste ge- 
widmeten, oder andern öffentlichen privilcgirten Orte begangen 
worden, sind mit der §. 1152. vorgeschriebenen Strafe zu be- 
legen. 

§• 1157. ln allen Fällen , wo bei Verübung eines gemeinen 
Diebstahls, der Verbrecher Gewehr, oder andere gefährliche 
Werkzeuge, welche Leute seines Standes sonst nicht zu tragen 
pflegen, bei sich geführt hat, ohne jedoch davon Gebrauch zu 
machen, wird die an sich verw irkte Straf« um drei ftlonathe bis 
Bin Jahr verlängert. ($.1175.) 

§. 1 15S. Hat Jemand mehrere gemeine Diebstähle began* witJrrhultrr 
gen, und ist er deswegen noch niemals gestraft worden : so soll er 
diejenige Strafe leiden, welche, nach Verhältnis* der durch alle 
Diebstähle zusammen entwendeten Summe, und der dabei einlre- 
tenden erschwerenden Umstände, verwirkt ist. 

§. 1 159. Hat aber Jemand , welcher wegen eines gemeinen 
Diebstahls schon einmal zur Strafe verurtheilt worden , dieses 
Verbrechen zum zweitenmale begangen : so soll die Strafe, welche 
durch die noch unbestraften Diebstähle verwirkt ist, der Dauer 
nach verdoppelt werden. 

§. 1 1 60. Macht er sich dieses Verbrechens, nach zweimali- 
ger Verurtheilung, zum drittenmale schuldig : so soll er, nach aus- 
gestandener Straie. in einem Arbeitshause so lange verwahrt, 
und zur Arbeit angeballen werden , bis er sich bessert, und hin- 
länglich nachw eiset, wie er künftig seinen ehrlichen Unterhalt 
werde verdienen können. 

§. 1161. Fällt er nach seiner Entlassung dennoch in sein vo- 
riges Laster wieder zurück ; so hat er lebenswierige Zuchthaus- 
strafe verwirkt. 

§. 1162. Eben dieses findet statt, wenn er entweicht, che er 
die zum drittenmale erkannte Strafe völlig ausgestanden hat. 


. t 
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Gcwiltjanirr §.11 63- Rin Diebstahl, welcher durch gefährliches Einstei- 
Diebstahl. g en n( j er Krbrechen verübt worden, wird ein gewaltsamer Dieb- 
stahl genannt. 

§. 1 164. Unter gefährlichem Einsteigen wirdein solches ver- 
standen, welches durch Leitern und andere dergleichen Hülfsmit- 
tel, durch mühsame oder schwer abzuwendende Anstalten oder 
durch besonders verwegene Unternehmungen bewerkstelligt wird. 

§. 1165. Das OefFnen verschlossener Behältnisse durch Nach- 
schlüssel, Dietriche, oder andere Werkzeuge, wird dem gewaltsa- 
men Erbrechen gleich geachtet. 

§. 1166. Diebe, welche sich des Nachts in die Häuser schlei- 
chen, oder sich über Nacht in denselben verschliesses lassen, haben 
die Strafe des gewaltsamen Diebstahls verwirkt. 

§. 1167. Gewaltsame Diebstähle sollen mit Zuchthausstrafe 
auf sechs Monathc bis drei Jahre, nebst Willkommen und Abschied 
bestraft werden. 

§. 1168. Die Dauer der Strafzeit eines gewaltsamen Dieb- 
stahls muss von dem Richter, nach Beschaffenheit der angewende- 
ten Gewalt; nach der Zeit, wann selbiger verübt; nach der Grösse 
der Gefahr, welcher das gemeine Wesen, oder einzelne Mitglieder 
desselben dadurch ausgesetzt worden ; und nach der Wichtigkeit 
der entwendeten Sache oder Summe, bestimmt werden. 

$• 1169- Gewaltsamer Diebstahl in unbewohnten Gebäuden, 
Behältnissen, Gärten, Scheunen, oder Fischhältern, wird als ein _ * 

gemeiner Diebstahl unter erschwerenden Umständen bestraft. 

(§. 1137. sqq.) 

§. 1170. Wer in der Absicht, Esswaaren, Feld- oder Garten- 
früchte zu stehlen, einsteigt, oder mit Gewalt einbricht; gegen den 
wird die Strafe eines gemeinen Diebstahls gleicher Art, durch 
, körperliche Züchtigung geschärft. 

§. 1171. Die Strafe des gewaltsamen Diebstahls ist verwirkt, 
sobald das gefährliche Einsteigen oder Erbrechen mit der Absicht, 
zu stehlen, wirklich geschehen ist. 

§. 1172. Doch findet, wenn die Besitznehmung der gestohl- 
oen Sachen nicht vollendet worden, nur der geringere Grad der 
gesetzlichen Strafe statt. 

§. 1173. Auch diese wird, wenn das Binsteigen oder Erbre- 
chen nicht vollendet worden, der Dauer nach verkürzt, je nach- 
dem die unternommene Gewalt der wirklichen Ausführung mehr 
oder weniger nahe gewesen. 

Mil »rühm. §. 1174. Wenn bei einem gewaltsamen Diebstähle annoch 
rtn "1i, n ,n,Un ' erschwerende Umstände hinzukommen: so wird die Dauer der 
durch die That selbst verwirkten Strafe verlängert. . 

§• 1175. Ist ein Dieb, bei einem gewaltsamen Diebstahle, 
mit Gewehr oder andern gefährlichen Werkzeugen versehen ge- 
wesen, ohne jedoch davon gegen Jemanden Gebrauch gemacht 
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zu haben: so soll gegen ihn die durch den gewaltsamen Diebstahl 
selbst verwirkte Strafe (§. 1 1 67 •) um sechs Monatbe bis zwei 
Jahre verlängert werden. 

§. 1176. Die Beschaffenheit der Waffen, und die nach den 
Umständen vorwaltende mehrere oder mindere Gewissheit, das9 
der Dieb, bei Vorgefundenem Widerstande davon Gebrauch ge- 
macht haben wurde, bestimmen diese Verlängerung der Strafzeit. 

§. 1177- Eine gleiche Schärfung der Strafe des gewaltsamen 
Diebstahls findet statt, wenn Kirchen, Staats- oder andere öffent- 
liche Cassen, oder Magazine, durch gewaltsames Einsteigen oder 
Erbrechen bestohlen worden. 

§• 1178. Wer den Reisenden aut öffentlicher Strasse, oder 
in den Gasthöfen, Kasten, Kisten, Felleisen, oder andere Behält- 
nisse abschneidet, oder erbricht, hat die gewöhnliche Strafe des 
gewaltsamen Diebstahls verwirkt. 

§. 1179* Wer aber öffentliche Posten auf dergleichen Art 
bestiehlt, gegen den soll die gewöhnliche Strafe des gewaltsamen 
Diebstahls auf die Hälfte der Dauer verlängert werden. 

§. 1180. Ist in vorerwähnten Fällen (§. 1177- 1178. 11 79-) 
der Dieb, bei Unternehmung des gewaltsamen Diebstahls, mit ge- 
fährlichen Waffen versehen gewesen : so soll die gewöhnliche 
Strafe, allenfalls bis zu acht Jahren, verdoppelt werden. 

§. 1 181. HatJcmand mehrere gewaltsame Diebstähle, jedoch Wiederholt« 
ohne erschwerende Umstände begangen: so soll er mit ein- bis * 01 ,^ 510 "" 
vierjähriger Festungs - oder Zuchthausstrafe, nebst Willkommen 
und Abschied belegt werden. 

§. 11S2. Ist die wiederholte Ausübung des gewaltsamen 
Diebstahls mit erschwerenden Umständen verknüpft gewesen : so 
findet gegen den Verbrecher vier - bis zehnjährige Festungs - oder 
Zuchthausstrafe, mit gleicher Züchtigung, statt. 

§•1183. Ist aber Jemand, wegen gewaltsamen Diebstahls 
bereits einmal verurtheilt worden: so soll er, bei dessen Wieder- 
holung, je nachdem erschwerende Umstände vorwalten , oder 
nicht, mit zehnjähriger bis lebenswieriger Zuchthaus, oder Fes- 
tungsstrafe belegt, und am Anfänge der Strafzeit, wie auch am 
Ende, wo letzteres statt findet, gczüchtiget werden. 

§.1184. Wer um seines Gewinns, Vortheils, oder Genusses 11 . Gm»Ii. 
willen, unbewegliche Sachen, ohne Recht, gewaltsamer Weise in 
Besitz nimmt, hat schon deswegen zwei- bis dreijährige Festungs- frem t l ^ , ' Ei S ,n ' 
oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 1185. Diese Strafe soll statt finden, so bald die Gewalt 
verübt worden ; wenn auch die Besitznehmung selbst nicht hat 
vollzogen werden können. 

§• 1186. Ist Jemand dadurch beschädigt, oder ein Tumult 
erregt worden: so finden die Vorschriften des §. 167* sqq. 7 96. 
sqq. 844. sqq. Anwendung. 


Digitized by Google 




422 


Zweiter Theil. Zwanzigster Titel. 


Raub. 


Strassennub 


§•1187« Wer durch Gewalt an Menschen, bewegliche Sachen, 
wozu er kein Recht hat, seines Gewinnt, Vortheiis, oder Genuues 
wegen in Besitz nimmt, macht sich eines Rauhes schuldig. 

§.11 SS- Auch schon derjenige, weicher einen Diebstahl 
ohne wirkliche Gewalt, jedoch unter Androhung gefährlicher 
Behandlung ausübt, hat als Räuber eine acht- bis zehnjährige Fes- 
tungsstrale, nebst Züchtigung am Anfänge und Ende der Strafzeit, 
verwirkt. 

§. 1189- Sind Menschen durch Binden, Knebeln, Schläge, 
oder sonst, aber ohne Schaden an Gesundheit und Leben, gemiss- 
handelt worden: so findet gegen den Räuber eine zehn- bis fünf- 
zehnjährige Kestungsstrafe, mit gleicher Züchtigung, statt. 

§• 1190. Ist dem Beraubten durch die erlittenen Misshand- 
lungen eine erhebliche Verstümmelung, oder bleibender Nach- 
tbeil an seiner Gesundheit zugefugt worden: so bat der Räuber, 
nach Beschaffenheit dieses Schadens , fünfzehnjährige bis lebens- 
wierige Festungsstrafe, nebst Willkommen und Abschied ver- 
wirkt. 

§. 1191- lat durch die nach §. 1 189* zugefügten Misshand- 
lungen der Tod des Beraubten wirklich befördert worden: so soll 
der Räuber mit dem Schwerdte gerichtet, und der Körper auf das 
Rad gcflorhten werden. 

§. 1 192. Gleiche Todesstrafe soll statt finden, wenn die ver- 
übte Misshandlung an sich tödliirh war; das Leben des Beraub- 
ten aber durch besondere Umstände, oder Zufälle noch erhalten 
worden. 

§. 1191. Wer einen Andern vorsätzlich mordet, um sich 
durch den Tod desselben Gewinn oder Vortheil Zu verschaffen, 
oder zu versichern, der hat die Strafe des Radel von unten ver- 
wirkt. 

§. 1194. Hat der Räuber, erst bei wirklich Vorgefundenem 
Widerstande, den Andern getüdtet: so ist er mit dem Rade von 
oben herab zu bestrafen. 

§. 1 195- Hat der Räuber den Raub selbst ohne Verübung ei- 
nes Mordes vollzogen, und erst nachher den ihn verfolgenden 
Beraubten; bluss zur Vertbeidigung seines eigenen Lebens getiid- 
tet : so soll ir mit dem Schwerdte hingeriebtet werden. 

§. 1196. Ist aber in diesem Kalle (§. 1195.) die Tödtung 
von dem Räuber nicht bloss zur Vertbeidigung seines Lebens, son- 
dern auch des Raubes gesrhtben : so trifft ihn dennoch die Strafe 
des Rades von oben berab, 

§. 1197. Straßenraub, d.i. ein solcher, der auf Öffentlichen, 
zum gemeinen Gebrauche bestimmten Fahr- und Fusswegen, in- 
glcichen auf öffentlichen Plätzen , Strassen, und Gassen verübt 
worden, soll, wenn er auch nur durch gefährliche Drohungen ge- 
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ichfhen ist, mit zehn - bis fünfzehnjähriger Festung»* oder Zucht- 
hausstrafe, nebst Willkommen und Abschied, belegt werden. 

§. 1 1 y S. Sind von dem Räuber wirkliche Gewaltlhätigkeiten, 
aber ohne Nachtheil an Gesundheit und Leben ausgeiibt worden: 
■o findet eine durch gleiche Züchtigung geschärfte fünfzehnjäh- 
rige bis lebenswierige Festung«- oder Zuchthausstrafe statt. 

§. 1 199. Ist der Beraubte von dem Räuber an seiner Gesund- 
heit oder an seinen Gliedmassen ftj. 1190.) beschädigt worden: 
Io soll der Räuber mit dem Schwerdte hingerichtet werden. 

§: 1200. ln den Fällen, wo der blosse Kaub mit dem Schwerdte 
geahndet wird, (§. 1 191. 1192. 1 195) soll., im Falle des Stras- 
senraubes, die Strafendes Rades von oben eintreten. 

§. 1201. Oer Strassenräuber hat die Strafe des Rades voll 
unten unter eben den Umständen verwirkt, weswegen den gemei- 
nen Räuber die Strafe des Rades von oben treffen würde. (§. 1194. 

1196.) 

§. 1202. Wo aber die Strafe des Rades von unten gegen deh 
blossen Räuber erkannt werden musste (§. 1193.), da soll die 
Todesstrafe gegen den Strassenräuber durch Schleifung zur Richt- 
stätte verschärft werden. 

§. 1203. Im Falle des ohne vorgängige Bestrafung wieder- 
holten Raubes, soll die sonst verwirkte Fcstungs- oder Zuchthaus- 
strafe der Dauer nach verlängert, die lebenswierige aber durch 
Staupensrblag verschärft werden. 

§. 1204. Ist der Räuber schon einmal zur Strafe des Raubes 
irerurtheilt worden, oder hat er mehr als zwei Räubereien ausge- 
iibt: so soll er gleich denen, welche in Randen rauben, gestraft 
werden. (§. 121 2. sqcj.) 

§. 1 205- Der Räuber soll mit der durch die That verwirkten 
Strafe belegt werden, wenn er gleich den gesuchten Vortheil noch 
nicht erhalten, oder wieder verloren hat, 

§. 1 200. Jeder gewaltsame Angrifi eines Menschen, der auf 
öffentlicher Strasse verübt wird, soll, wenn das Gegentheil nicht 
klar erhellet, als ein Kaub angesehen und bestraft werden. 

§. 1207. Wer einem Andern, auch ohne die Absicht zu rau- 
hen, auf öffentlicher Strasse auftauert, ihn insultirt und beleidigt, 
der soll, nach Bewamlniss der Umstände, mit zwei - bis zehnjähri- 
ger Festungsstrafe belegt werden. 

§. 1208. Wenn Mehrere die Ausübung eines Diebstahls mit 
einander verabredet haben : so findeo die §. 6S> und 73. enthal- 
tenen Grundsätze Anwendung. 

§. 1209- Haben Mehrere sich verbunden, den Diebstahl als 
ein gemeinschaftliches Gewerbe zu betreiben : so hat der Rädels- 
führer zehnjährige bis lebenswierige, die andern Mitverbundenen 
aber eine sechs bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafe, 
welche durch Willkommen und Abschied geschärft wird, verwirkt. 
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§. 1210- Sind von einer zusammengerotteten Bande gewait- 
«ime Diebstähle verübt worden: so soll der Anführer mit der To- 
desstrafe des Galgens belegt werden. 

§. 1211- Die übrigen Mitgenossen sollen, wenn durch die 
Tbat an sich fünf- oder mehrjährige Zuchthaus - oder Festungs- 
Strafe, verwirkt wäre, mit lebenswieriger ; sonst aber mit zehnjäh- 
riger Festungsstrafe, nebst Willkommen und Abschied, belegt 
werden. 

§. 1212, Hat eine solche Baode wirkliche Häubereien verübt: 
so hat der Anführer wenigstens die Strafe des Rades von oben 
herab verwirk». 

- §. 1213. In Ansehung derjenigen Handlungen der Raubge- 
nossen, welche der Rädelsführer befohlen, genehmiget, oder auch 
geduldet bat, ist er als ein Haupturbeber zu bestrafen. 

§. 12l4. Oie übrigen Genossen sollen, wenn nicht schon 
durch den Raub an sich die Todesstrafe verwirkt ist, ohne Unter- 
schied, mit Staupenschlag, Brandmarkung und lebenswieriger 
Festungsstrafe belegt werden. 

§.1215. Uebrigens sind die Mitgenossen einer Räuberbande, 
wenn dieselben auch keinen Strassenraub begangen haben sollten, 
mit der Strafe der Strassenräuber zu belegen. 

§. 1216. Räuber, welche zu den von ihren Mitgenossen ver- 
übten Mordlhaten, wenn auch nur durch Wache haltrn, wissent- 
lich behülflich sind, haben dennoch die Strafe des Rades von un- 
ten verwirkt. 

§• 1217* Räuber, welche die Mordthaten ihrer Mitgenossen, 
die sie zwar nicht voraus gewusst, wobei sie aber gegenwärtig ge- 
wesen sind, hätten hindern künnen ; und dieses zu thun unterlas- 
sen haben , sollen mit dem Rade von oben herab hingerichtet 
werden. 

IV. Ttwitneti- §. 12t 8* Wer an den Vortheilen eines Diebstahls Theil nimmt, 
ist, in Ansehung der mit dem Thäter vorher verabredeten Haud- 
•takL tungen, als Miturheber anzusehen. 

§. 1219* Auch bei gewaltsamen Diebstählen ist derjenige als 
Miturheber zu betrachten, weichet die ausgeübte Gewalt durch 
Lieferung der W'erkzeuge, Wache halten, oder ^andere Hülfsleis- 
tung, wissentlich unterstützt hat. 

§• 1220. Diese Strafe trifft ihn selbst alsdann , wenn erden 
verabredeten Vortheil wirklich nicht empfängt. 

§. 1221. Hat er aberden Vortheil ausgeschlagen, oder aua- 
geliefert, und die noch unentdeckten Mitverbrecher angezeigt : so 
kann er auf Begnadigung Anspruch machen. 

§. 1222. Wächter und Wachen, welche wissentlich, aus ge- 
winnsüchtigen Absichten einen Diebstahl geschehen lassen, haben 
die Strafe des gewaltsamen Diebstahls verwirkt; auch wenn die 
Thal selbst ohne Gewalt verübt worden. 
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§. 1223. Wer Diebsgesindel seines Nutzens wegen hegt; oder 
- Dieben zu Verheimlichung, Fortschaffung, oder Veräußerung der 
gestohlnen Sachen Hülfe zusagt und leistet, hat sei h. monatliche 
bis zweijährige Zuchthaus* oder Festungsstrafe, nebst Züchtigung 
am Anfang und Ende der Strafzeit, verwirkt. 

§. 1224. Weiss er, dass die von ihm verhehlten Sachen ge- 
raubt worden, oder dass das Diebsgesindel sich mit Rauben ab- 
giebt: so soll gegen ihn auf drei- Iris vierjährige Zuchthaus- oder 
Festungsstrafe, nebst gleicher Züchtigung (§. 1223.), erkannt 
werden. 

§. 1225. Wer einem Räuber, von dem er weiss, dass er zu- 
gleich morden will, oder sonst schon gemordet hat, zu Verheh- 
lung oder Fortschaffung der geraubten Sache Hülfe zusagt, und 
in der Folge wirklich leistet, der hat Staupensthlag und iebens- 
wiarige festungsstrafe verwirkt. 

§. 12 26. Eben diese Strafe findet statt, wenn Jemaod einem 
dergleichen Mordräuber, zu Begünstigung küuftiger Räubereien, 
einen Zufluchtsort verstauet. 

§. 1227- Wer Räuber gegen die Nachforschung der Obrig- 
keit verbirgt, oder ihr.sr. Gelegenheit und Gegenstände zu Ver- 
übung ihrer Räubereien nachweiset , soll , wenn er atirh der §. 
1223-1225. beschriebenen Theilnehmung nicht überführt wer- 
den könnte, dennoch eine zweijährige Festungs • oder Zuchthaus- 
strafe, nebst Willkommen und Abschied, leiden. 

§. 1228. Diese Strafe wird verdoppelt, wenn ihm bekannt 
war, dass die von ihm begünstigten Räuber sich mit Morden ab- 
geben. 

§. 1229- Wer Räubereien, oder gar Ermordungen, in seiner 
Behausung, mit seinem Vorwissen begehen lässt, der soll dem Thä- 
ter gleich bestraft werden. 

§. 1230- Wer Diebe oder Räuber wissentlich beherbergt, 
oder gestoblne Sarhen verhehlt, muss nicht nur die §. 1223. be- 
stimmte Strafe dulden, sondern gehl auch des gemisshrauchten 
Gewerbes verlustig. 

§. 1231. Ein Jeder, dem von Verdächtigen (Tb. f . Tif. 15. V. Votbtu- 
§. 19«) oder Unbekannten, welche nicht mit dem Verkaufe solcher «""S«“ 1 “* 1 ' 
Sachen ein öffentliches Gewerbe treiben, (ebendas. §. 43. 44.)K»uf g.itoblm-r 
Sachen zum Kauf oder Pfände angetragen werden, ist achuldig, 
zu prüfen : ob der Antragende wahrscheinlich über die angebote- 
nen Sachen zu verfügen berechtigt sei. 

§• 1232. Besonders muss diese Vorsicht alsdann beobachtet 
werden, wenn der Verkäufer oder Verpfänder ein Dienstbote oder 
Hausgenosse, und die Sache so beschaffen ist, dass sie wahrschein- 
licher Weise der Dienstherrschaft oder dem Hausvater gehören 
könnte. 
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§. 12 t ). In einem solchen Falle muss der Käufer, oder Pfand- 
nehmer, lieh bei der blossen Angabe des Antragenden nicht be- 
' ruhigen; sondern bei der Herrschaft oder dem Hausrater selbst 
' nachfragen : ob etwa eine Untreue des Gesindes oder der Hausge- 
nossen mit unterlaufe. 

§. 12)4. Mit ganz unbekannten Leuten, welche Sachen eon 
Werthe, z. B. Guld, Silber, Juwelen, und ander« Kostbarkei- 
ten , zum Kauf oder Pfand anbieten, soll sich niemand darüber 
entlassen. 

§. 1235. Eben sowenig darf dieses geschehen, wenn die 
angetragene Sache von der Beschaffenheit ist, dass Leute von 
dem Stande und Gewerbe des Antragenden dergleichen Sachen 
nicht zu haben pflegen. 

§. 12 )6. Erwächst aus Vergleichung der Beschaffenheit der 
Sache, und der Peison des Antragenden , oder aus dem die For- 
derung des Verkäufers beträchtlich übersteigenden Werthe der 
Sache ein wahrscheinlicher Verdacht, dass sie entwendet sei: so 
ist ein Jeder, welcher aus dem Hand«! oder Pfänderleihen , ein 
Gewerbe macht, hei wilikübrlicher doch nachdrücklicher Geld- 
oder Gefängnissstrafe (§. 3.5.) schuldig, eine solche verdächtige 
Sache anzuballen , und an die Poiizeiobrigkeit des Orts zur wei- 
tern Untersuchung abzuliefern. 

§• 1237- Ehen diese Strafe findet statt, wenn ein solcher 
Handelsmann oder Pfandverleiher, durch öffentliche Bekanntma- 
chungen, obrigkeitliche Warnungen, oder auch nur durch glaub- 
würdige Privatanzeigen benachrichtiget ist, dass Sachen von die- 
ser Art, und mit solchen Kennzeichen versehen, gestohlen oder 
verloren worden. 

§. 1 2.3 8. Hat Jemand wissentlich gestohlne Sachen gekauft, 
oder zum Piande angenommen : so soll er, wann er auch an dem 
Diebstähle auf die §. 64. bis S4. beschriebene Art keinen Theil 
genommen hat, dennoch als ein gemeiner Dieb bestraft werden. 

§• 1239* Wenn Leute, die aus dem Handel oder PfänderUi- 
hen ein Gewerbe machen , gestohlne Sachen, wegen welcher sie 
auf die §. 12 )7* gedachte Art gewarnt worden, dennoch kau- 
fen, oder als Pfand annehmen: so sind sie als gemeine Diebe 
zu bestrafen; ob sie gleich der Wissenschaft selbst nicht völ- 
lig überführt werden könnten. 

§. 1240. Hat ausserdem Jemand gestoblna Sachen, zwar 
nicht wissentlich , aber doch mit Verabsäumung der gesetzlichen 
Vorsicht, gekauft oder angenommen : so soll er, nach Verhält- 
niss der begangenen Nachlässigkeit, willkührliche doch nach- 
drückliche Geld - oder Gefängnissstrafe ftj. 35*) leiden. 

§. 1241. Diese Strafe wird verduppelt, wenn er sich eines 
aolchen Vergehens nach vorgängiger Bestrafung zum zweitenmale 
schuldig macht. 


Digitized by Google 




Von Entwendungen. 


427 


§.1242. Demjenigen, welcher den Handel oder das Pfand- 
verkehr bisher aU ein Gewerbe getrieben hat , soll, wenn er sich 
des §. 1239* beschriebenen Vergehens mehr als einmal schuldig 
macht, ausser der an sich verwirkten Strafe, die fernere Aus- 
übung seines Gewerbes, bei mehrjähriger Gelängniss- oder Zucht- 
hausstrafe , gänzlich untersagt werden. 

§. 1243. Hat ein Jude wissentlich gestohlne Sachen gekauft, 
oder zum Pfände angenommen: so verliert er den Schutz des 
Staats , und soll aus dem Lande geschafft werden. 

§. 1244. Kann d ie gestohlne Sache oder der volle Werth 
derselben dem rechtmässigen Inhaber nicht erstattet werden : so 
ist gegen den Verbrecher, noch vor seiner Wegsrhaffung aus r 

dem Lande, mit ein- bis zweijähriger Zuchthausstrafe, nebst 
Willkommen und Abschied, zu verfahren. 

§. 1245. Hat ein Jude zwar weder wissentlich , noch gegen 
erhaltene W'arnung, aber doch mit Verabsäumung der gesetzli- 
chen Vorschrift, eine gestohlne Sache gekauft, oder zum Pfände 
angenommen : so findet gegen ihn die §. 35- vorgeschriebene 
tvülkührliche Strafe statt. 

§• 1246. Wird er aber zum zweitenmale auf einer solchen 
Vebertretung betroffen : so soll , wenn er auch der Wissenschaft 
nicht vollständig überfuhrt werden klinnte, dennoch mit der 
§. 1243. 1244. vorgeschriebeoeu ordentlichen Strafe wider ihn 
verfahren werden. 

§. 1247* Ks versteht sirh aber von selbst, dass dadurch dem 
Beschädigten das Recht, auf Abarbeitung des Schadens nach 
Vorschrift des §. 1117* anzutragen, nicht benommen werde. 

§• 124S. Die Schlösser sollen, bei zehn Thaler Strafe, ohne b) Pflichten dtr 
Genehmigung des KigentbUmers oder der Herrschaft, welche die Schl "“ cr ' 
Wohnung innc hat, kein Schloss Offnen, oder einen neuen Schlüs- 
sel dazu machen. 

§. 1 249* Bei gleicher Strafe sollen sie keinen Hauptschlüssel 
ohne Einwilligung des Hauswirths verfertigen. 

§. 1250. Auch müssen sie demselben das Modell, oder die 
Patrone daton, treulich ausliefern, 

§. 1251* Wenn ein Schlösser diesen Vorboten (§. 1248- 
1250-) entgegen handelt: so verfällt er nicht nur in zehn Thaler 
Strafe; sondern er ist auch schuldig , den aus seiner Unvorsich- 
tigkeit entstandenen Schaden zu vertreten. 

§. 1252. Eben dieses findet statt, wenn Schlösser ihre Die- 
triche nicht sorgfältig verwahren, oder unsichern Personen ver- 
abfolgen. 

§. 1253* Schlösser, welche sirh des Diebstahls oder einer 
Theilnehmung an demselben schuldig gemacht haben , Sollen 
nicht nur mit geschärfter Strafe des Diebstahls belegt; sondern 
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e« soll ihnen auch die fernere Ausübung ihres Handwerks, bei 
sechsmonallirher Zuchthausstrafe , untersagt werden. 

§. 1254. Wer durch Coneuasionen einen Andern zu einem 
nachlheiligen Vertrage notbiget , hat eine witlhührliche Geld - 
oder Gefäognissstrafe verwirkt. 

§. 1255. Ist Jemand durch Concussion grnothiget worden, 
Gelder oder Sachen ohne Vergeltung zu geben s so ist eine der- 
gleichen Erpressung, nach Maassgabe der dazu gebrauchten Mit- 
tel, gleich einem Uiebstahle oder Raube zu bestrafen. 

/ 

Fünfzehnter Abschnitt. 

Von Beschädigungen des Vermögens durch straf- 
baren Eigennutz und Betrug. 

§.1256. Jede vorsätzliche Veranlassung eines Irrthumg, wo- 
durch Jemand an seinem Rechte gekränkt werden soll, ist ein 
strafbarer Betrug. 

§. 1257. Blosser Eigennutz ist nur in so fern strafbar , als 
er in den Gesetzen ausdrücklich verboten worden. 

§. 1258. Oeffentliche Ahndung findet in allen Fällen statt, 
wo mit dem Eigennutze ein wirklicher Betrug verbunden ist. 

§. 1259- Verbotener Eigennutz und Betrug sollen mit einer 
dem gesuchten unerlaubten Gewinne angemessenen Geldstrafe be- 
legt werden. 

§. 1260. Wenn in den Gesetzen keine besondere Strafe be- 
stimmt ist: so soll der, welcher sich eines strafbare» Betruges, 
oder ausdrücklich verbotenen Eigennutzes schuldig gemacht hat, 
um den doppelten Betrag des gesuchten Gewinnes fiskalisch be- 
straft werden. 

§. 1261. Kann dieser Gewinn nicht ausgemittelt werden: ao 
muss der Richter die Geldstrafe nach dem Betrage des dem An- 
dern zugefügten Schadens festsetzen. 

§. 1262. Kann die Geldstrafe nicht erlegt werden : so muss 
der Betrüger in einrr öffentlichen Anstalt so lange arbeiten , bis 
selbige herbeigesebafft worden. 

§.1263. Ergiebt sich aus den Umständen , dass der Betrü- 
ger die verwirkte Geldstrafe nicht werde verdienen können: so 
tritt vsrhältnissmfissige Gcfängniss- oder Zuchthausstrafe ande- 
ren Stelle. 

§. 1264. Ist die betrügerische Handlung noch nicht vollen- 
det; oder lässt sich die Summe des beabsichtigten Vortheils, oder 
verursachten Schadens nicht ausmitteln: so soll eine dem Grade 
der Bosheit , und der Gefährlichkeit der Absicht angemessene 
willkührliche (§. 35.) Geld - oder Gefängnisstrafe eintreten. 
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§. 1265. Sobald aus einer, wider das Verbot der Gesetze, 
oder mit Verstellung oder Verfälschung der Wahrheit unternom- 
menen Handlung, nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, 

Nutzen für den Handelnden, und Schaden für einen Andern ent- 
steht, wird bei ersterem die Absicht, letzteren zu seinem Vor- 
theile zu verkürzen , vorausgesetzt. 

§. 1 266. Ist das Gegcntbeil dieses Vorsatzes klar, oder wahr- 
scheinlich: 60 muss nach der sonst zum Grunde liegenden Absicht 
bestimmt werden : ob und welche Strafe statt finde. 

§. 1267. Der Ersatz des durch Betrug zugefiigteq Schadens 
macht den Betrüger nicht straflos. 

§. 12ÖS. Doch wird die Strafe gemindert, wenn der Betrü- 
ger freiwillig von der Ausführung des Betruges wieder abgestan- 
den , oder nach bestem Vermögen den Schaden abzuwenden be- 
müht gewesen ist. (§. 6l.sqq.) 

§. I 26 9 - W'er aus Kigennutz ein Gewerb oder einen Handel 1- Verbot.«« 
sich amnasst , wozu nur gewisse Classen , oder einzelne Einwoh- Ei V)T'nt*fu*t« 
ner des Staats, nach ihren ausscbliessenden Privilegien , berech- Hand«! und 
tigt sind , muss , ausser der Vergütung des zugefügten Schadens 
und entzogenen Gewinnes , eine Geldstrafe von zehn bis fünfzig 
Tbalern entrichten. 

§. 1270. Sind auf gewisse Arten des unbefugten Gewerbes 
andere Strafen in den besondern Verordnungen bestimmt : so hat 
es dabei sein Bewenden. 

§.1271* Höhere Zinsen , als die Gesetze verstauen (Th. 1 . j) Wudur. 
Tit. 11. SOJ. s qq.) können rechtsgültiger Weise weder ver- 
sprochen noch gegeben werden. 

§. 127 2. Was über die gesetzmässigen Zinsen gezahlt ist, 
kann binnen sechs Jahren nach völlig abgetragener Schuld annoch 
zurückgefordert werden. 

§. 1273. Wer, um diesen Verordnungen ($.' 1 271. 1 272.) 
auszuweichen , den übermässigen Vortheil unter irgend einem an- 
dern Namen oder Geschäfte zu verbergen sucht, ist als Wucherer 
zu bestrafen. 

§. 1274. Der W'uchrrer muss dem Fisko den ganzen ver- 
schriebenen Betrag an Capital und Zinsen zur Strafe erlegen. 

§. 1275. Bei fortlaufenden Zahlungen oder Leistungen, de- 
ren Knde gar nicht bestimmt ist, oder erst künftig durch die Auf- 
kündigung bestimmt werden soll, wird die Geldstrafe nach der 
Summe des ausbedungenen Capitals, und der wirklich statt der 
Zinsen erhobenen Vortheile berechnet. 

§• 1276. Wenn auch der Schuldner die ihm wirklich oblie- 
gende Zahlung zu leisten ausser Stande ist : so muss der Wucherer 
doch die §. 1274. 1275. bestimmte Summe aus eignen Mitteln 
zur Strafe entrichten. 
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§.1277- Jede lästige Bedingung, hinter welche der Gläubi- 
ger die übermäßigen Zinsen versteckt, ist als Wucher anzusehen. 

§ 1278. Auch der macht sich der Wuchers schuldig , wel- 
cher dem Schuldner, ausser dem Th. 1. Tit. 11. §.817. be- 
stimmten Falle, nicht die volle Summe des (Kapitals zahlt. 

§. 1 27.9. Sobald der Vortheil, welchen der Gläubiger aus 
der an sich erlaubten Vorauszahlung der Zinsen zieht, ein Jtlehre- 
res beträgt, als der Unterschied zwischen den angerechneten ge- 
ringem , und den hohem gesetzmäßigen Zinsen ausmacht, raus« 
der Gläubiger als Wucherer angesehen werden. (Tb. 1. Tit. 11. 

§•817.) 

§. 12S0. Wenn Waaren statt Geldes gegeben ; oder die Va- 
luta eines Wechsels oder Schuldscheins, worauf ganz oder zum 
Theil Waaren geliefert sind, baar verschrieben worden : so fin- 
den die Vorschriften Th. 1- Tit. 1 I. §. 715-726. Anwendung. 

§. 1281. Hoch ist der Fiskus nicht verbunden sich an dem, 
was der Schuldner nach Tb. 1. Tit. t |. §. 717. 719. 724. 726. 
zu leisten hat, zu begnügen; sondern er kann sich , wegen dea 
verschriebenen Betrags nach Maassgabe des §. 1276., an den 
Gläubiger halten. 

§. 1282. Wenn statt der Zinsen des Darlehns gewisse Natu- 
ralien oder andere Sachen, oder auch die Leistung gewisser Ar- 
beiten oder Dienste vorbedungen worden : so findet die Vorschrift 
Th. 1 . Tit. 11. §. 812-814. Anwendung. 

§. 12S3. Lebersteigt der Werth der bedungenen Lieferung, 
oder Leistung nach dem niedrigsten Preise der nächstvorher- 
gehenden sechs Jahre, den gesetzmässig erlaubten Zinsfuss um 
■sehr als Eins vom Hundert : so ist ein Wucher vorhanden; und 
der Gläubiger hat die §. 1274f bestimmte Strafe verwirkt. 

§. 1284. In Ansehung der Conventionaistrafen findet das- 
jenige statt, was Th. 1 . Tit. ü . §. 825. und 826. verordnet ist. 

§■ 1285. Die Ausbedingung des Rinlagers ist sowohl bei dem 
Darlehns-, als bei andern Verträgen, als unerlaubte Selbsthülfe 
verboten. 

§. 1286. Wer bei einem Darlehne, oder anderem Geschäfte, 
sich mehr als die gesetzmässigen Maklergebühren versprechen 
oder bezahlen lässt, hat eine Strafe von fünfzig bis lünlhuodert 
Thalern verwirkt. 

§. 12S7- I st ec als öffentlicher Mäkler angestellt und ver- 
pflichtet : so wird er noch ausserdem seines Amts entsetzt. 

§. 1288. Alles, was vom Wucher bei Darlebnen verordnet 
ist, findet auch bei andern Geschäften statt; in so fern nicht die 
höheren Zinsen eine Bedingung des ursprünglichen Contracts ge- 
wesen sind. 

§. 1289« Was vorstehend vom Geldwucher verordnet ist, 
gilt unter den Th. 1. Tit. 11. §. 856 bis SGO. enthaltenen Bc- 
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Stimmungen auch vom Wucher njit Getreide, und andern Dingen, 
welche den Gegenstand eines Darlehnsconlracts ausmachen können. 

§• 1290. Wer, wider ein ausdrückliches Verbot des Staats, 3 ) Dardansriat 
sein Getreide verheimlicht und zurürkhält , wird mit der Confis- 
cation des übermässigen Vorraths bestraft. » 

§• 1291. Vor einen übermässigen Vorrath ist derjenige zu 
halten , welcher den doppelten Betrag der eigenen Notbdurft bis 
cur Aerndte übersteigt. 

§. 1292. Wer durch Auf- und Vorkäuferei Lebensmittel und i) Auf- und 
andere gemeine Bedürfnisse vertheuert, oder die Zufuhre der- ' urkauf " el ' 
selben zu den öffentlichen Märkten zu hindern oder zu schwächen 
unternimmt, soll nach Bestimmung der Polizeigesetze eines jeden 
Orts, nachdrücklich bestraft werden. 

§• 1293. Rben dieses findet statt, wenn der Verkaufspreis 5 ) r.h«r»el>rfl. 

. die festgesetzte Taxe übersteigt. tun * d " T,x *' 

§. 1294. Bücher, auf welche ein Königlicher Unterthan das 6) Biieh.mach- 
Verlagsrecbl hat, soll Niemand narhdrucken. druck. 

§• 1295. Hat der rechtmässige Verleger ein ausdrückliches 
Privilegium erhalten: so hat der Nachdrucker eines Buchs , wel- 
chem ein solches Privilegium vorgedruckt, oder dessen Inhalt auf 
oder hinter dem Titelblatte bemerkt ist, die in dem Privilegio an- 
gedrohete Strafe verwirkt. 

§. 1 296. fi) Findet die Strafe aus einem besondern Privile- 
gio nicht statt: so soll dennoch der Nachdruck auf den Antrag 
des rechtmässigen Verlegers confiscirt , und zum Verkauf un- 
brauchbar gemacht; oder dem Verleger, wenn er es verlangt, ■ 

überlassen werden. 

§• 129b. b) F.s muss aber, in diesem letztem Falle, der 
rechtmässige Verleger, wenn er den Nachdruck übernehmen will, 
die von dem Nachdrucker darauf verwendeten Auslagen demsel- 
ben auf die zu leistende Entschädigung anrechnen , oder so weit 
sie dazu nicht erforderlich sind, an die Strafoa^se herausgeben. 

§. 1297* «) So weit der Nachdruck selbst verboten ist, darf 
auch Niemand , bei gleicher Strafe, mit auswärts nacbgedrxickten 
Büchern Handel treiben, 

§. 1297- 6) Buchbinder dürfen den Handel mit ^gebunde- 
nen Büchern, und bloss gehefteten Schriften, bei Strafe der 
Confiscation des Werks, und des für schon verkaufte Exemplare 
gelöseten Werths sich nicht anmassen. 

§. 1297- c.) Ein Verfasser kann seine für eigene Rechnung 
gedruckten Schriften zwar durch sich selbst, oder auch durch 
Andere verkaufen; rs darf aber dergleichen Verkauf nicht in 
einem öffentlichen Laden , und an Orten , wo Buchhändler sind, 
nicht durch Buchbinder geschehen. 

§. 1297. Cebertretungen dieser Vorschrift werden eben- 
falls mit der Strafe der Confiscation nach §. 1297* f>) geahndet. 

J 
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7) rn«l«ubi» §. 1298. Hazardspiele sind unerlaubt, «obald aus der ße- 
Kp>,k »chaffenheit der spielenden Personen, des Rinsalzes, und der 
übrigen Umstände erhellet, dass selbige aus Gewinnsucht gespielt 
werden. 

§. 1 299- Unter den Hasardspielen wird besonders Bassette , , 
JLansquenet , Faraon , Cinq et Feuf, Quinze , Passe a rJix } 
Lotto , Trischacken , Würfeln , und ähnliche Spiele verstanden. 

§. 1300. W'er bei dergleirhen 8pielen die sogenannte Bank 
macht, hat, nach Beschaffenheit des Spiels, der Höhe des Ein- 
satzes , und der Grösse des gesuchten unerlaubten Gewinns , fis- 
kalische Strafe von hundert bis tausend Dukaten verwirkt. 

§. 1301. Jeder Mitspieler sowohl bei dem Faraon , als allen 
' übrigen Hasardspielen, wie solche Namen haben mögen, soll, 

nach gleichem Verhältnisse, um fünfzig bis dreihundert Dukaten 
fiskalisch bestraft w erden. 

§.1302. Das Wetten, oder sogenannte Pariren , ist, wenn 
es auch bei erlaubten Spielen geschieht, dennoch dem Hasard- 
spiele gleich zu achten. 

§. 1303* Leute, die vom Spielen Gewerbe machen , und zu 
solchem Ende Brunnen, Bäder, und andere öffentliche Oerter 
und Versammlungen besuchen, sollen über die Grenze geschafft ; 
wenn sie aber dennoch zu Treibung ihres verbotenen Gewerbe» 
zurückkehren, auf Rin Jahr zur Festung abgeliefert werden. 

§. 130 4. Gast - und Caffeewirthe, und überhaupt alle Unter- 
nehmer öffentlicher Zusammenkünfte, welche verbotene Spiele 
bei sich dulden, sollen dreihundert Thaler Strafe entrichten. 

§. 1 105. Haben sie zu solchen Spielen verschlossene Zimmer 
hergegeben, oder sonst zu deren Verheimlichung mit gewirkt, so 
wird die Strafe verdoppelt. 

§. 1 306 Werden sie zum zweitenmale wegen einer solchen 
Uebertretung zur Verantwortung gezogen, und schuldig befun- 
den: so sollen sie, ausser der Geldbusse, mit dem Verluste 

ihres Gewerbes bestraft werden. 

§. 1307- Ofticianlen, welche von Hazardspiclen ein Ge- 
werbe machen, sollen ihres Amts entsetzt werden. 

S) Stiftung §• fi08. Wer aus eigennützigen Absichten, durch Verläum- 
t"n düng, Uneinigkeiten unter nahen Verwandten oder Ehegatten 

stiftet, soll nach Verhältniss der zum Grunde liegenden boshaften 
Absicht, und des daraus entstandenen Schadens, mit nachdrück- 
licher Geld - oder Leibesstrafe belegt werden. 

Erl». §. 1309. Wer dergleichen Uneinigkeiten in der Absicht stif- 

vcbltlebunf. Krbschaften oder Vermächtnisse den natürlichen Erben zu ent- 
ziehen, und selbige sich oder Andern zuzueignen, der ist als ein 
Betrüger zu bestrafen. , 

l») Unrrbiubt» §. 1310. Wer einem Minderjährigen Darlohne oder sonst 
unerlaubten Credit giebt , der soll , auBser der von selbst folgen- 
den 
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den Nichtigkeit des Vertrags, eben so viel, als die geliehene 
oder geborgte Summe oder Waure beträgt , zur Strafe entrichten. 

§. 1311. Kben so wird der bestraft, welcher einer zwar 
grossjährigen, aber wegen Verschwendung oder sonst unter Vor* 
mundschal't stehenden Person unerlaubten Credit giebt. 

§■ 1312. Ferner derjenige, welcher wissentlich Kindern, 
die zwar grossjährig, aber noch unter väterlicher Gewalt sind, 
Gelder oder Sachen zur Schwelgerei, Ueppigkeit, oder Ver- 
schwendung borgt, oder leihet. 

§. 1313. Wer von' dergleichen Personen (§. 1310-1312.) 
Kostbarkeiten, Kleidungsstücke u. s. w. ohne Einwilligung ihrer 
Vorgesetzten kauft, zum Plande oder an Zahlungsstatt annimmt, 
und ihnen ^dadurch die Mittel zu ihren Ausschweifungen ver- 
schafft; der ist gleicher Strafe schuldig. 

§. 1314. Wer einer Person vom Militairstande gegen das 
Verbot der Gesetze (Th. 1. Tit. 1 1. §. 700.) Credit giebt, wird 
um so viel, als die Forderung beträgt, fiskalisch bestraft. 

§. 1315- Ist der Vorschuss absichtlich zu Schwelgereien und 
Ausschweifungen gegeben worden: so hat der Uebertreter, noch 
ausserdem , eine der Hälfte des Vorschusses gleich kommende , 
Geldstrafe verwirkt. 

§. 1316. W'cr von einer Militairperson brauchbare Mondt- 
rungsstikke , oder andere zum Kriegsdienste gehörige Sachen 
kauft, oder sonst an sich bringt, muss, ausser dem an das Regi- 
ment zu ersetzenden Schaden, den dreifachen Werth eines solchen 
Stücks zur Strafe entrichten. 

§.1317. Wegen des strafbaren Leihcns und Borgens an 
Studirende bat cs bei den Vorschriften des zwölften Titels §. 104. 
«qq. sein Bewenden. 

§. 1318. Wer sieb mit vorstehend benannten Personen 
(§.1310-1317.) in dergleichen unerlaubte Verträge einlässt, 
hat die gesetzmäßige Strafe verwirkt , wenn auch nicht erhellet, 
dass cs aus Eigennutz geschehen sei, a 

§.1319* Aber auch derjenige, welcher andern Per4bnen 
von bekannter unordentlicber Lebensart, wissentlich uuAvorsätz- 
lich, zu einer vorhabenden liederlichen Verschwendung Gelder 
oder Sachen giebt, verliert, wenn es aus eigennützigen Absich- 
ten geschehen ist, seine Forderung zum Besten der Armen&sse. 

§. 1320. Hat Jemand aus dergleichen eigennütziger Absicht, 
die ihm bekannte Verschwendung und Ausschweifungen einer ver-‘ 
heiratheten Frau, ohne Vorwissen ihres Mannes, mit Vorschüssen 
unterstützt: so soll er, ausser dem Verluste der Forderung, um 
den Betrag des Vorschusses fiskalisch bestraft werden. 

§. 1321. Sind dergleichen Vorschüsse solchen Personen 
(§. 1319- 1320.) nicht aus Eigennutz, sondern aus andern un- 
erlaubten Absichten geleistet worden: so soll, nach Verhältnis« 
Allgrm.Landr.IV. Band. . .. 
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II. Betrug, 
gemeiner; 


de« für den Verachtender oder desien Familie daraus entstände* 
nen Schadens, willkührlichc ( §, 35.) doch nachdrückliche Geld« 
oder Leibesstrafe statt finden. — 

§. 1322. Was §. 1310*1321. von Vorschüssen sorge« 
schrieben worden , ist auch vom Creditiren der zur Verlebten« 
düng oder liederlichen Ausschweifung dienlichen Sachpn za 
verstehen. 

§. 1323. Eben dieses findet auch statt, wenn unter den 
§.1320. bestimmten Umständen , der Ehefrau, ohne Vorwissen 
ihres Mannes, Sachen abgebauft, oder von ihr zum Pfände ange« 
nommen werden. 

§. 1324. Mit der §. 1321. festgesetzten Strafe sind auch die« 
jenigen zu belegen, welche ein Gewerbe daraus machen , junge 
Leute zu Ausschweifungen zu verführen, und ihnen dazu Gele- 
genheit machen. 

§. 1325. Wegen der Folgen des gemeinen Betruges , der in 
Contracten, oder sonst im Handel und Wandel verübt worden, 
hat esbeiden Vorschriften der bürgerlichen Gesetze sein Bewenden. 

§. 1326. Wird bei einem über dergleichen Geschäfte ent- 
standenen Rechtsstreite ein grober Betrug vollständig ausgemit- 
telt: ho soll in dem Urtel über die Hauptsache, zugleich auf ver- 
hältnissmässige Geld- oder Gcfangnissstrafe gegen den Betrüger 
erkannt werden. (§. 35.) 

§. 1327. Gesetzwidrige Handlungen , welche in der Absicht 
unternommen worden, um einen Andern wider sein Wissen und 
Willen um das Seinige zu bringen, werden dem Betrüge gleich 
geachtet. 

§. 1328. Ein unter erschwerenden Umständen verübter Be- 
trug soll von Amts wegen untersucht , und der Regel nach mit 
einer dem doppelten Betrage des gesuchten Gewinns gleichkom- 
menden Geldstrafe belegt werden. (§. 85.) 

§. 1329* Diese Strafe (§. 1328*) trifit also denjenigen, «rei- 
chet*, ausser der allgemeinen Verbindlichkeit, noch besondere 
Verpflichtungen, einen Andern mit Treue und Redlichkeit zu be- 
handeln, auf sich bat, und denselben gleichwohl hintergebt. 

I) »#u Bumten. §• 1330. Die Strafe ungetreuer Beamten ist im Siebenten 
Abschnitte bestimmt. 

*) *3® 1331. Vormünder und Curatores , die durch untreue und 

v minder* i ‘unredliche Verwaltung des Vermögens ihres Pflegebefoblnen die 
Kemotion verwirkt haben (Tit. 18- §. 924. sqq.), sollen, ausser 
der ordinairen Strafe des qualificirten Betrugs, (§.1328.) für 

% n fähig erklärt werden, ein öffentliches Amt zu bekleiden ; irgend 
ine Art des Erfüllungseides wider den Willen des andern Theila 
zu leisten; und in Anderer Rechtsangelegenheiten ein glaubwür- 
diges Zeugniss abzulegen. 


qusliOcirttr. 
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3) Von 
Mäklern; 


§. 1332. Hat ein solcher Vormund einen wirklichen Diebstahl 
an seinem Pflegebefohlnen begangen : so soll er mit der Leibes- 
strafe eines unter erschwerenden Umständen begangenen Dieb* 

Stahls belegt werden. 

§.1333. Oeffentlich bestellte Mäkler, welche Betrügereien 
begehen oder begünstigen, sollen, ausser der verwirkten ordi- 
nairen Strale des Betrugs, ihres Amts entsetzt, und dass dieses 
geschehen sei, an der Börse, so wie durch di« öffentlichen An- 
zeigen, bekannt gemacht werden. 

§• 1334. Justizcommissarien und Consulenten, welche aus 4 ) ren Ju*tti> 
eigennützigen Absichten schädliche Rathschläge wissentlich ge- 
ben, haben, ausser der §.1328. bestimmten Strale, auch die i«i; 
Cassation verwirkt. 

§. 1335. Wenn sie die Rechtsangelegenheiten der Parteien 
aus eigennützigen Absichten verschleppen, oder vernachlässigen : 
so tollen sie nicht nur die §. 1328. bestimmte Strafe leiden, son- 
dern auch, wenn die vorgängige Warnung fruchtlos gewesen ist, 
ihres Amtes entsetzt werden. 

§. 1336. Haben dergleichen Personen sich sogar in ein Ver- 
ständnis mit dem Gegenlheile, zum Schaden ihrer Partei, «einge- 
lassen : so soll die Strafe g£gen sie, durch öffentliche Bekannt- 
machung, und Zuchthausarbeit auf sechs Monate , bis zu einem 
Jahre geschärft werden. 

§. 1337* Auch haben sie in diesem Falle, gleich den treu- 
losen Vormündern (§. 1331.), den Verlust des gerichtlichen 
Glaubens verwirkt. • 

§. 1338. Justizcommissarii und Consulenten, welche zur 
Verdunkelung der Wahrheit , und Verzögerung der Prozesse, 
ihren Parteien mit Rath und Thal an die Hand gehen, sollen alle- 
mal ihres Amtes entsetzt und zu fernem Diensten des Staats für 
uofähig erklärt werden. » 

§. 1339- Justizcommissarii können streitige Forderungen, 
welche vor das Gericht gehören, bei, welchem sie ste^ji , ohne 
vorgängige Anzeige und Genehmigung der Vorgesetzten Behörde, 
durch Kauf, Tausch, Cession, oder sonst, weder als Gläubiger, 
noch als Schuldner übernehmen. (Th. 1. Tit. t 1- §, 385 -"387 •) 

§. 1340. Besonders sollen sie sirh keinen bestimmUm Ast- 
tbeil an der durch sie beizutreibenden Forderung versprechen* ‘ Jj, ' 
lassen. , 

§. 134 1. Wenn sie diesen Vorschriften, (§,1339- nn d 1340.) 

zuwider handeln; so sollen sie den doppelten Betrag des gesuch- 
ten Vortheils dem Fisko zur Strafe erlegen. 

§. 1342- Sollten aber Gründe Vorkommen, weswegen die 
Parteien einen dergleichen Vertrag für zuträglich halten : so muss 
selbiger dem Richter zur Genehmigung vorgelegt werden. 

19 * 
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§. 1343- Io den Fällen, wo die Genehmigung des Richters 
erforderlich ist, muss derselbe prüfen : ob dabei eine Concuasion, 
oder hinterlistige Bevortheilung der Partei zum Grunde liege. 

§. 1344. Ist ein gegründeter Verdacht einer Hinterlist oder 
Erpressung nicht vorhanden , oder ist derselbe durch die von 
dem Richter geschehene Belehrung der Partei gehoben worden: 
so Kann die Genehmigung eines solchen Vertrags nicht versagt 
werden. 

5) ron Privat* §. 1345. Privatverwaltcr und Rerhnungsführer , welche 
vtrtv altera; vorsätzlich« Betrügereien in ihrem Amte begehen, sollen um den 
doppelten Betrag des gesuchten Vortheils oder verursachten Scha- 
dens bestraft werden (§. 1261.) 

§.1346. Privatverwalter, welche die Rechte oder das In- 
teresse ihrer Herrschaft in ihren AmtsobliegenheKen muthwillig 
vernachlässigen, sollen, ausser dem Schadensersätze, zur Ge- 
fangnissstrife auf vier bis acht Woeben verurtheilt werden. 

§. 1347* Haben sie Gelder oder Naturalien, welche von 
ihnen, vermöge ihres Amts, schon empfangen oder eingehoben 
worden, unterschlagen: so sollen sie, ausser der durch den Be- 
trug verwirkten Geldbusse, auch noch die körperliche Strafe ge- 
meiner Diebe leiden. 

§. 1348. Jeden Verwalter, der sich eines Betrags, einer gro- 
ben Fahrlässigkeit, oder eines feindseligen Betragens gegen seine 
Herrschaft schuldig inacht , ist diese seines Amts sofort zu ent- 
setzen berechtigt. 

'§. 1349. Betrügereien der Privatverwalter gegen ihre Prio- 
cipale sollen nur auf Antrag der letztem untersucht und bestraft 
werden. 

G) des Gesindes; §. 1350* Veruntreuungen des gemeinen Gesinde und der 
Hausgenossen , durch Unterschlagung der ihnen anvertrauten 
Gelder oder Sachen , sollen niemals mit Gelde gebusst , sondern 
als Hausdiebslahl angesehen, und bestraft werden. 

§• 1351. Dienstboten und Hausgenossen, die auf den tta- 
. men der Herrschaft, oder des Hausvaters, ohne deren Vorwissen 
Schulden machen; oder in Ausrichtung ihrer Geschäfte und Auf- 
träge, zur Bevortheilung der Herrschaft, mit Andern in Verstand- 
njss treten, sind als gemeine Diebe zu bestrafen. 

§. 1352. Es findet aber auch hier die Vorschrift des §. i 349. 
Anwendung. 

7) WiDepcitlg; §. 1353. Wie die Veruntreuung gerichtlich niedergelegler 
Gelder oderSachen zu ahnden sei, ist §. 377* sqq. und §. 4l8. 
sqq. verordnet. 

§. 1354. Privatpersonen , welche ein ihnen zur Verwahrung 
an vertrautes Gut angegriffen , oder verzehrt haben, sind mit der 
auf den qualificirten Betrug gesetzten Strafe (§. 1328.) zu be- 
legen. , . 
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§. 1355. Wer das ihm anvertraute Gut vorsätzlich ableugnet, 
soll, noch ausser dieser Strafe , für unfähig erklärt werden, ir- 
gend eine Art des Krfultungseides zu leisten , und ein glaubwür- 
diges Zeugnis* abiulogen. 

§. 135Ö. Ist ein zur Zeit einer Feuers-, Wassere- oder Krie- 
gesnoth anvertrautes Gut abgeleugnet worden: so soll, ausser 
der unbestimmten Unfähigkeit zu Eidesleistungen, auf die Strafe 
eines unter erschwerenden Umständen begangenen Diebstahls er- 
kannt, und selbige öffentlich bekannt gemacht werden. 

§.1357* Wer ein dergleichen anvertrautes Gut (§. 1354- 
1356.) verzehrt oder abhanden bringt, soll, wenn er dem Nie- 
derfeger den dadurch verursachen Schaden nicht ersetzen kann, 
nach Verhältnis« desselben, statt der §. 1354. bestimmte.» Geld-, 
zu drei- bis achtzehnmonatlicher Festung«- oder Zuchthausstrafe 
verurtheilt werden. ,i... 

§.'1358. Wer . von Sachen, die bei ihm in Verwahrung oder 
all Pfand niedergelegt worden, ohne ausdrückliche Einwilligung 
des Eigentümers , Gebrauch macht ; der bat dadurch Gefäng- 
nissstrafe auf drei bis vierzehn Tage, oder verhältnissluäMige 
Geldstrafe verwirkt, i 

§. 1359. 1*1 mit dem Gebrauche der Sache eine beträchtliche 
Gefahr für den Eigentümer verbunden gewesen ; oder ist dar- 
au* für denselben ein wirklicher Schade entstanden: so soll der 
Verwahre*,, nach Verhältnis* der Gefahr oder des Schadens, eine 
vierzehntägige bis secbsw ochentlicbe Gefängnisstrafe leiden. 

§. 1360. Ist dadurch ein Schade an der Gesundheit veran- 
lasst worden : so findet Festung*- oder Zuchthausstrafe von sechs 
Wochen bis zu achtzehn Monaten statt. 

,i §. 1361., Ist der Tod eines Menschen die Folge ejnsr solchen 
unerlaubten Handlung gewesen: so treten die Vorschriften vom 
Todtschlage aus Fahrlässigkeit ein. (§. 691. 777- sqq.) 

§.1362. Werden an- den zur Verwahrung übergebenen Sa- 
chen ^ Schlösser oder Siegel geöffnet: so finden diu Vorschrif- 
ten Th. 1. Tit. 14. §. 26 - 40. Anwendung. 

§.1363. Wer überfuhrt wird , das Schloss oder Siegel, un- 
ter welchem ihm die Sache zur Verwahrung übergeben worden, 
eigenmächtig eröffnet zu haben, soll schon deswegen mit acht- 
bis vierzchntägigem Gefängnisse bestraft werden. 

§. 1361. Ist dies in der Absicht geschehen, von der zur Ver- 
wahrung erhaltenen Sache einen widerrechtlichen Gebrauch zu 
machen: so wird die im §. 1358* sqq. auf den widerrechtlichen 
Gebrauch gesetzte ordentliche Strafe bis zur Hälfte verschärft. 

.. §. 1365.; Eben diese Strafe wird verdoppelt, wenn mit der 

eigenmächtigen Eröffnung die Absicht zu entwenden verbun- 
den war. ... i 
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§■ 1366. Wer Sachen , welche ihm bloss zu «einer Sicherheit 
eingeräumt worden , widerrechtlich gebraucht, ableugnet, oder 
unterschlägt, ist mit derjenigen Strafe zu belegen, welche in 
gleichem Falle (§. 1354. 1355. 1357-) in Ansehung de« Ver- 
wahrer« verordnet ist, 

§. 1367- Wissentliche und widerrechtliche Verpfändung 
fremder Sachen ist, wenn sie von Seiten des Inhabers geschieht, 
als eine Veruntreuung nach Vorschrift des §. 1328* 1329- *u 
bestrafen. 

§. 1368. Wer fremde Sachen, um sie zu verpfänden, ent- 
wendet, hat die Strafe des Diebstahls verwirkt. 

- §. 1369- Die im §. 1367- verordnet« Strafe trifft auch den, 

welcher wissentlich fremde Sachen kauft, eintauscht, zu Pfände, 
oder sonst widerrechtlich in Gebrauch nimmt; wofern nicht die 
hartem Strafen des §. 135S. sqq. eintreten. 

8) Erbrrrkune §.1370. Wer die Briefe eines Andern , ohne dessen Willen, 

fremder Uri,fe > un( j ohne besondere Befugnis» öffnet, hat schon dafür drei- bi» 
vierzehntägige Gefangnissstrafe verwirkt. 

’§. 1371. Ist dergleichen widerrechtliche Erbrechung frem- 
der Briefe zugleich als Mittel zu Ausübung eines andern Verbre- 
chens gebraucht worden : so wird die Strafe des letztem um ein 
Vierthei! verschärft. 

0 ) t»o B«r<.n- §. 1372. Wer bei Ausrichtung eines übernommenen Auf- 

■Sckti(t n, | ra g S seinen Machtgeber hintergebt, und dadurch vorsätzlich io 
Schaden bringt, soll eben soviel, als der Schade beträgt, zur 
Strafe entrichten. 

§•1373. Hat Jemand Gcldei oder Sachen, die er vermöge 
erhaltenen Auftrags für einen Andern in Empfang genommen, 
veruntreut, und den Empfang dem Machtgeber verschwiegen, 
oder abgeleugnet: so soller, ausser obiger Ahndung, mit der 
Leibesstrafe des gemeinen Diebstahls belegt werden. 

§. 1374. Ist der Bevollmächtigte ein Justizcommissarius : so 
hat er, ausser der §. 1373. bestimmten Strafe , auch die Cassa- 
tion verwirkt. 

10) T»n lUni §. 1375. Gegen Handlungsgesellschafter, die einander he- 

«bitten; " trügen, soll die ordinaire Strafe der Untreue (§. 1328. 1329.) 

statt finden. 

11) im Asiccu- §.‘1376. Eben so sollen Versicherer und Versicherte, die 

ram rrtri 6 c, ÄO | c |, ei . Betrügereien gegen einander schuldig gemacht haben, 

bestraft werden. 

B. Vrrfil.chun- §. 1377* Gegen Betrügereien, welrhe auf eine vorzüglich 
listige und schwer zu entdeckende Weise verübt worden, soll die 
ordinaire Strafe jedesmal geschärft werden. 

§. 1378. Betrügereien, wodurch gewissen Personen oder 
, Sachen Merkmale von Eigenschaften , welche ihnen nicht zukom- 

men , zu Bevortheilung anderer beigelegt , oder wodurch wirk- 
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lieh vorhandene Eigenschaften in gleicher Absicht verheimlicht 
worden , sind als Verfälschungen mit geschärfter Strafe zu 
ahnden. 

§• 1379* Auch der macht sich dieses Verbrechens schuldig, 
der sich der von Andern gemachten, Verfälschungen, wissent- 
lich , zum Nachtbeile eines Dritten bedient. 

§. 1330. Wer zur Ausübung eines Betrugs falsche scbriftli- 1) 
che Urkunden verfertigt, oder richtige verfälscht, der soll, ausser _ 
der ordinairen Ahndung des qualiScirten Betrugs (§. 1328.), 
zugleich verhältnissmässige Leibes- oder Ebrenstrafen leiden. 

§•1381. Wie diejenigen zu bestrafen sind, welche Bankno- 
ten, Pfandbriefe , und andere zum allgemeinen Umlaufe im Pu- 
bliko öffentlich bestimmte Papiere verfälschen, oder nachahmen, 
ist §. 267. sqq. verordnet. 

§. 1382. Wer auswärtige Banknoten , Pfandbriefe, oder 
andere dergleichen zum allgemeinen Umlaufe bestimmte Papiere 
verfälscht, oder nachmacht , soll drei- bis sechsjährige Zucht- 
haus- oder Eestungsstrafe leiden. 

§■ 1383. Haben jedoch dergleichen Papiere innerhalb Lan- 
des keinen Umlauft so findet nur die Hälfte dieser Strafe 
(§. 1382.) statt. 

§. 1384. Wer aus eigennützigen Absichten eine Verfälschung 
oder Nachahmung gerichtlicher oder andrer öffentlicher Urkun- 
den begeht, soll, ausser der ordinairen Ahndung (§. 1328.), 
mit der Strafe eines unter erschwerenden Umständen begangenen 
Diebstahls belegt werden. 

§. 1385. Ist er selbst eine zur Verfertigung, Aufnchmung, 
oder Verwahrung solcher Urkunden öffentlich bestellte Person ; 
so soll diese Strafe in der Dauer verdoppelt, und durch Cassation 
und öfientliche Bekanntmachung geschärft werden. 

§.1386. Wer in der Absicht , Andere zu bevortheilen , fal- 
sche Wechsel oder andere Privatschriften macht, oder darin et- 
was verfälscht, gegen den soll auf secbsmooatliche bis zweijäh- 
rige Zuchthausstrafe erkannt werden. 

§• 1387. Ist die Verfälschung durch Nachmalung der Hand, 
oder Nachbildung des Siegels eines Andern verübt w'orden : so 
wird der Betrüger, ausser der ordinairen Ahndung (§. 13SÖ.), 
mit zwei- bis vierjähriger Zuchthausstrafe belegt. •* _ 

§. 13S8. Eben diese Strafe soll auch wegen Unterschiebung 
falscher Testamente statt finden. 

§. 1389- I* 1 durch die falsche Urkunde noch Niemand wirk- 
lich betrogen worden : so findet die halbe Strafe der Verfälschung 

(§. 1380-1387.) «tatt. 

§. 1390. Im Wiederholungsfälle soll der Verfälscher, der 
Betrug mag ausgefübrt sein, oder nicht, wenn er ein Jude ist, 
dea Schutz des Staats , so wie eia Kaufmann seine kaufmännische 


der Vrkun- 
den; 
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Rechte verlieren ; gegen andere aber die durch die Verfälschung 
an »ich verwirkte Strafe um die Hälfte derZeit verlängert werden. 

§. 1391. Hat Jemand falsche Urkunden, nicht bloss zu Hin- 
tergehung einer gewissen bestimmten Person, sondern zu Aus- 
übung mehrerer und wiederholter Betrügereien verfertigt: so soll 
die verwirkte Strafe durch öffentliche schimpfliche Ausstellung ge- 
schärft werden. 

§.1392. Diese Schärfung betrifft besonders denjenigen, der 
unter dem Schutze solcher falschen Zeugnisse, zu seinem eigenen 
Vortheile, Collecten auf den Namen einer Commune, Kirche, 
Schule , oder andern öffentlichen Anstalt einsammelt. 

§. 1393* Hat der Betrüger nicht für andere, sondern für 
•ich selbst, obschon unter einem falschen Namen, dergleichen 
Binsammlungen gemacht: so hat er ein- bis zweijährige Zucht- 
- haus- oder Festungsstrafe verwirkt. 

* §. 1394. Marktschreier und Charlatane, welche falsche 

Zeugnisse von' ihren angeblichen Curen aufzeigen, sollen mit 
sechs wöchentlicher bis einjähriger Zuchthausstrafe belegt werden. 

§. 1395. Die im §. 1393. verordnete Strafe soll auch gegen 
den erkannt werden, welcher durch falsche Adels- oder Doktert- 
diplome, oder andre dergleichen falcbe Zeugnisse und Urkunden 
das Publikum in Ansehung seines Standes , seiner Herkunft, oder 
andrer persönlichen Verhältnisse, aus eigennützigen Absichten 
zu hintergehen sucht. 

§. 1396- Wer, auch ohne falsche Urkunden zu machen, den 
Adel oder höhere Stufen desselben, ingleichen solche Würden 
oder Ehrenzeichen , deren Verleihung nur dem Staate zukommt, 
in der Absicht, Andre zu bevortheiien, zur Ungebür sich anmasst, 
der soll als ein Betrüger (§. 1328*) bestraft und dieses öffentlich 
bekannt gemacht werden. 

§• 1397. Ist die ungebührliche Anmassung nur aus Eitelkeit 
- geschehen : so findet fiskalische Geldstrafe von zwanzig bis hun- 
dert Tfaalern statt. 

§•1398« Wer Urkunden entwendet , oder unterschlägt : ist 
gleich dem, welcher sie verfälscht, zu bestrafen. 

2) falsch» Spiel; §• 1399* Betrug im Spiele, der nur ein oder andresmal be- 

gangen worden, wird als ordinairer Betrag geahndet. (§. 1325.) 

§. 1400. Wer aber von falschen Spielen ein Gewerbe macht, 
■oll als ein listiger Dieb gestraft, nnd nach ausgestandener Strafe 
über die Gräoze verwiesen werden. (§. 1303.) 

§. l401. Wer sich mit einem Trunkenen in hohe, obschon 
sonst erlaubte Geldspiele einlässt, soll den gezogenen Gewinn 
zurückgeben, und eben so viel an Geldstrafe entrichten. 
und^oW* 1 "- §' 1402. Leute, die durch betrügliche Gaukeleien, als Gold- 
5 6 ' r ’inacher, Geisterbanner, Wahrsager, Scbatzgräber u. a. w. das 
Publikum hintergehen , haben, ausser der ordinaüen Strafe des 
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Betrug«*, Zuchthausstrafe auf sechs Monate bi« Ein Jahr, und 
SfFenlfiche Ausstellung verwirkt. 

§. l403. Wer aus Eigennutz, und um seines Vortheil« willen, f) Gräutcr- 
Gränzsteine, oder andre zur Bestimmung der Privatgränzen ge- rückun i; 
setzte Zeichen wegreisst, verrückt, oder sonst verändert, der soll 
um den doppelten Betrag des dadurch gesuchten Vortheils bestraft 
werden. 

§. 1404. Wenn mit einem Betrüge, ausser der Beleidigung C. Betrug 
des Betrogenen, zugleich die Verletzung andrer Pflichten verbun- "id^rVr'pflich* 
den ist : so findet allemal Schärfung der ordinairen Strafe statt. Un - 

§. 1405. Wer im Prozesse, als Partei oder Zeuge, einen fal- 1) Meineid und 
sehen Eid wissentlich leistet: der wird aller Aemter, Würden, ' 

bürgerlichen Ehre und Gewerbe für immer verlustig ; soll als ein 
meineidiger Betrüger schimpflich ausgestellt, oder öffentlich be- 
kanntgemacht; und ausserdem, nach Verhältnis« des angerichteten 
Schadens, mit ein - bis dreijähriger Festungsslrafe belegt werden. 

, §. 1406. Ist der Meineid nm Gewinns oder Vortheils willen 

begangen worden : so wird der Verbrecher , noch über alles die- . . 
ses, um den vierfachen Betrag des gesuchten Vortheils bestraft. 

§. 1407. Diese Strafen des Meineides treffen also denjenigen/ 
welcher durch einen von dem Gegentheile zugeschobenen, oder 
von dem Richter abgeforderten Eid, eine Unwahrheit wissentlich 
bekräftigt. 

§• 1408. Es macht in dieser Strafe keinen Unterschied : ob 
der geforderte Eid von einer Partei oder einem Zeugen abgeleistet 
worden. 

§. 1409* Mit eben dieser Strafe soll auch der belegt werden, * ^ 
welcher die ihm beiwohnende Wissenschaft von einer Sache oder 
Begebenheit, zu deren Angabe er solchergestalt gerichtlich aufge- 
fordert worden, eidlich ableugnet. 

§. I4l0. Wer die Sorgfalt, zu welcher ihn der Eid verpflich- 
tet, nicht angewendet, oder sonst etwas eidlich als wahr bekräf- 
tiget, oder als unwahr abgeleugnet hat, was er schon zur Zeit des 
geleisteten Eides anders hätte wissen können und sollen, der hat eine 
sechsmonatliche bis zweijährige Eestungs - oder Zuchthausstrafe 
verwirkt. 

§. l4l 1. a) Hat er aber von selbst seinen Irrthum angezeigt, 
oder die Folgen desselben gehoben : so soll nur eine willkührliche 
Oefängnissstrafe gegen ihn erkannt werden. 

§. l4l 1 .. 6) Auch diese Strafe fällt weg, wenn der Irrthum 
noch innerhalb acht Tagen nach Ableistung des Eides angezeigt 
wird, und sonst keine Spuren einer vorsätzlichen Verstellung der 
Wahrheit vorhanden sind. 

§. 1412. Wer in einer Criminalsache durch ein falsches eid- 
liches Zeugnis« dazu beigetragen hat, dass ein Unschuldiger ge- 
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«traft worden, gegen den wird die ordinaire Strafe des Meineides 
verhältnismässig, allenfalls bis zur Todesstrafe, geschärft. 

§. 1 4 1 3. Wenn mehrere ein falsches Zeugniss unter sich ver- 
abreden : so soll die sonst verwirkte Strafe verschärft,- und wenn 
dadurtb ein Mensch ums Leben gekommen ist, die Strafe des Ra- 
des von unten an dem Urheber vollzogen werden. 

§. 1-414- Wer durch Bestechungen, oder andere verspro- 
chene, oder wirklich verschaffte Vortheile, einen Andern zu einem 
vorsätzlichen falschen Eide verleitet, soll mit dem Meineidigen 
gleiche körperliche Strafe leiden ; und ausserdem um den vier- 
fachen Betrag des gesuchten Vortheils an Gelde gestraft werden. 

§. 1415. Wenn Jemand, durch versprochene oder gegebene 
Belohnung, Zeugen zur Aussage der Wahrheit zu bewegen sucht: 
«o soll auf ihr Zeugnis« zu seinem Vortheile keine Rücksicht ge- 
nommen werden. 

§. 14 16. Zeugen, welche dergleichen Belohnung fordern 
. oder annehmen, haben seebswiJchentliche bis einjährige Gefäng- 
niss- oder Arbeitshausstrafe verwirkt, 

1 4 1 7. Habeo sie dergleichen Belohnung unter Androhung 
eines falschtn Zeugnisses zu erpressen gesucht: so soll ihnen eine 
ein- bis zweijährige Zuchthausstrafe zuerkannt werden. 

§• 1 4 1 S- Hat der Zeuge, auf Befragen des Richters, das Ver- 
sprochene oder den Empfang der Belohnung eidlich abgeleugnet: 
■o tritt die Strefe des Meineides ein. (§. 1 405. sqq.) 

§. 1 4 1 y. Bei der Bestrafung eines falschen Eides macht es 
keinen Unterschied : ob selbiger miindlich.oder schriftlich, persön- 
lich oder durch einen Bevollmächtigten, vor versammeltem Ge- 
richte, oder vor einem Abgeordneten desselben geleistet worden. 

§. 1420. Wer in Angelegenheiten seines Amts etwas Falsches 
oder Unwahres, wider besseres Wissen alt wahr und richtig, auf 
seinen geleisteten Amtseid bezeugt oder versichert: dör soll als 
ein Meineidiger bestraft werden. 

§. 1421. Mitglieder solcher Religionsparteien, die mit dem 
Vosrechte, nicht schwüren zu dürfen, im Staate aufgenommen 
worden, sind als Meineidige zu bestrafen, wenn sie die feierliche 
ßekräftigungsformel , welche bei ihnen die Stelle des Eides ver- 
tritt, zur Bestätigung einer Unwahrheit missbrauchen. 

* * §. 1422. Wie diejenigen bestraft werden sollen, welche in 

Prozessen Unwahrheiten gerichtlich, obschon nicht eidlich , be- 
haupten, oder die Wahrheit dem Richter vorsätzlich verhehlen, 
ist in der Prozessordnung vorgesebrieben. 

§. 142 }. Wenn einer Partei, oder einem Zeugen, gegen ihre 
gewissenhafte Versicherung, die förmliche Eidesleistung erlassen 
worden, und diese Versicherung wissentlich unrichtig gewesen ist I 
so soll der Lügner zu allen nothwendigen und Zeugeneiden für 


Digitized by Google 




Von Eigennutz und Betrag. ' 


443 


unfähig erklärt, und mit Gefängnis!- oder Arbeitsbausstrafe auf 
sechs Monathe bis zu Einem Jahre belegt werden. 

§. 1424. Wenn aber Jemand in Fällen, da die Gesetze, 
statt des Zeugeneides, nur eine Versicherung auf Ehre fordern, 
eine Unwahrheit solchergestalt wissentlich und vorsätzlich bekräf- 
tigt: io findet gegen ihn die ordinaire Strafe des Meineides statt. 

§. 1425. Da Schuldverschreibungen und Verzichtsleistungen 
durch den Eid keine grössere Kraft erhalten : so soll, wegen eines 
solchen Missbrauches der Eide, sowohl derjenige, welcher den 
Eid gefordert, als der, welcher selbigen geleistet hat, mit Geld- 
strafe von fünf bis zehn Thalern belegt werden. 

§. 1426. Aus eben den Gründen sind alle aussergerichtliche 
Versprechungseidc bei gleicher Strafe verboten. 

§. 1427. Wer einen Andern zu einer narh den Gesetzen un- 
gültigen Handlung durch den Eid hat verpflichten wollen, soll 
diese Strafe doppelt entrichten. 

§• 1 428. Wer den Andern zu einer verbotenen Handlung 
durch den Eid verpflichten will , gegen den wird die Strafe d es 
durch dergleichen Verführung begangenen Verbrechens nachdrück- 
lich geschärft. 

§. 1429- Wer durch einen außergerichtlichen Eid Jemanden 
hintergeht, gegen den wird die Strafe des qualificirten Betrugs 
(§. 1328.) um die Hälfte erhöht. 

§. 1410. Wer nach vorgängiger Bestrafung sich zum zwei- 
tenmale eines Meineides schuldig macht, soll, nach Beschaffenheit 
des dadurch verursachten Schadens, mit sechs - bis zehnjähriger, 
auch bei besonders erschwerenden Umständen, mit lebenswieriger 
Festungsarbeit bestraft werden. 

§ •1431. Wer Jemandeo wissentlich ohne Grund eines Ver- F»|»*k*Ao. 

scnuloigung ur 

brechens beschuldiget, soll in der Regel die Hälfte der Strafe er- Anklage, 
dulden, welche den Ilenunciaten getroffen haben würde, wenn die 
Beschuldigung ,wäre wahr befunden worden. 

§. 1432. Ist der Denunciat zufolge der falschen Denunciation 
unschuldig bestraft worden: soll den Denuncianten. diejenige 
Strafe treffen, welche der Denunciat schon wirklich erlitten hat ; 
in so fern nicht nach §. 1 431. eine härtere Strafe eintreten würde. 

§. 1 433. Ist der eines todeswürdigen Verbrechens Angescbtal- 
digte, im Arrest an einer dadurch veranlassten oder tüdtlirh ge- 
wordenen Krankheit gestorben : so bat der falsche Dcnundant le- 
ben! wierige ; im Falle der erfolgten Hinrichtung aber, ein« gleiche 
Todesstrafe verwirkt. 

§. 1434- Ist der Angeklagte, gegen welchen Todes- oder le- 
benswierige Festung!- oder Zuchthausstrafe erkannt worden, oder 
unter vorausgesetzter Wahrheit der Denunciation hätte erkannt 
werden müssen, noch am Leben : so hat der Denunciant zehnjäh- 
rig« bis lebenswierige Festungs- oder Zuchthausstrafe verwirkt. 
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3 ) Doppelt* §. 1435. Wer um Gewinns und VorÜieils willen , mit Ver- 
Taufc ' scbweigung der schon empfangenen Taufe, sich oder die Seinigen 
abermals taufen lässt, gegen den wird die ordinaire Strafe des 
qualificirten Betruges durch körperliche Züchtigung geschärft. 

3 ) rntmehlo- §. l4i6. Wer durch Unterschiebung eines fremden Kindes 
bU G.££' Ur ^' e Familienrechte bctrüglicher Weise kränkt, hat Zuchthaus- oder 

Festungsstrafe auf Ein bis vier Jahre verwirkt. 

§. 1437- Diese Strafe trifFt hauptsächlich diejenigen, welche 
für eine gar nicht vorhandene, oder verunglückte Geburt ein 
fremdes Kind unterlegen. 

§. 1438. Aber auch diejenigen, welche Kinder, die ihrer 
Pflege und Wartung anvertraut sind, vorsätzlich und um Betrugs 
willen mit andern verwechseln. 

§• l4iy. Hat ein Mitglied der Familie selbst sich eines sol- 
chen Verbrechens theilhaltig gemacht: so wird dasselbe, noch 
ausser dieser Strafe, aller ihm als einem solchen Mitgliede zukom- 
meaden Rechte und Vortheile verlustig. 

4) Miwbranch §. 1440. a) Wer zur Ausführung eines Betruges, sich eines 
< tS i Wopp«a»"^ pem< * e n Familiennamens oder Wappens bedient, der soll mit der 

ordinairen Strafe des qualißcirlen Betrugs belegt, und dieses, zur 
Genugthunng für die beleidigte Familie öffentlich bekannt ge- 
macht werden. . 

§. 1440. l>) Wer, auch ohne unerlaubte Absicht, eines frem- 
den Familiennamens oder Wappens unbefugter Weise sich bedient, 
dem soll dergleichen Anmaassung bei willkührlicher doch nach- 
drücklicher Geldstrafe untersagt, und diese Strafe, im Uebertre- 
tungsfalle, gegen ihn wirklich verhänget werden. - 
D) Betrug des §. l44l. Auf Betrügereien, welche nicht bloss zur Bevorthei- 
fublicL Jung gewisser bestimmter Personen , sondern des Publici über- 
haupt abzielen, muss die ordinaire Strafe des qualificirten Betru- 
ges allemal geschärft werden. (§. 1328 .) 

1) Verfluchung §• l442. Wer die zum Verkaufe bestimmten Lebensmittel, 
'bi 1> .iie”uq'd’ ° < ^ er andere Waaren, mit fremden Materialien vermengt oder ver- 
Genlcht; setzt, um dadurch ihr Maass und Gewicht, oder ihre scheinbare 
Gute hetrüglicher Weise zu vermehren, gegen den wird die Strafe 
des qualificirten Betruges (§. 1328 .) um die Hälfte geschärft. 

§. 1443. Ist durch dergleichen Verfälschung zugleich das Le- 
ben oder die Gesundheit der Menschen gefährdet, oder wirklich 
beschädigt worden : so hat es bei den Vorschriften des Eilften Ab- 
schnitts sein Bewenden. . , 

§. l444. Die §. 1442. bestimmte Strafe findet auch gegen 
diejenigen statt, welche falsches Maass oder Gewicht rühren, 

- §. 1445. Desgleichen regen diejenigen, welche mit Zeichen 

oder Proben , die nur Tür Waaren von gewisser Art oder Güte 
bestimmt sind, Waaren von schlechterer Art oder Güte betrüg- 
licher Weise bezeichnen. , 
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§• 1446. Ausser der Strafe solcher Betrügereien soll auch 
allemal der Vorrath ron YVaaren oder Sachen , an welchen der- 
gleichen Verfälschung begangen worden, confiscirt werden. 

§.1447. Soweit es nothwendig ist, die fernem schädlichen 
Folgen des Betrugs zu verhüten, sind solche Vorräthe zu vernich- 
ten; sonst aber zum Besten der Armen zu verwenden. 

§. l44ä. Hat Jemand, der wegen eines solchen Betrugs schon 
bestraft worden, sich desselben abermals schuldig gemacht : so 
soll er, ausser der an sich verwirkten Strafe, Handel und Gewerbe 
zu treiben für unfähig erklärt, und dieses öffentlich bekannt ge- 
macht werden. 

•§. 1449. Bin Gleiches soll statt finden, wenn ein solcher Be- 
trüger zwar noch niemals bestralt worden ; aber doch diese Art 
des Betruges schon seit Einem Jahre getrieben, und die frühere 
Entdeckung desselben durch besondere List und Verschlagenheit 
zu verhindern gewusst bat. 

§. 1450. Hat, durch dergleichen Betrug, der Credit und Ab- 
satz der Landeserzeugnisse und Fabrikwaaren in auswärtigen Lan- 
nen Schaden erlitten : so soll der Betrüger, ausser der an sich ver- 
wirkten Ahndung des Betruges selbst (§. 1 4 4 2 . ) , noch mit ge- 
schärfter Zuchthausstrafe auf sechs Monathe bis drei Jahre belegt 
werden. 

§. 1451. Wer Waaren von an sich untadelhafter Güte mit 
dem Namen oder Merkmale inländischer Fabrikanten oder Kauf- 
leute fälschlich bezeichnet, hat eine wiilkührliche Geld- oder Ge- 
iangnissstrafe verwirkt. (§. 35.) 

§. 1452. Ein betrüglicher Bankerutirer ist derjenige, welcher 2)Bnnkrruti 
sein Vermögen verheimlicht, um seine Gläubiger zu hintergehen. betti| 8 lic k*''i 

§• 1453* Wer in der Absicht, sich mit dem Schaden feiner 
Gläubiger zu bereichern, ein Unvermögen zu zahlen fälschlich vor- 
giebt, soll öffentlich ausgestellt, für ehrlos erklärt, und mit leben*- 
wieriger Festungsarbeit bestraft werden. * 

§. 1454. Wer durch Aufstellung erdichteter Gläubiger, 
oder durch bezügliche Begünstigung solcher, deren Forderungen 
ungegründet oder übertrieben sind, die zur Bezahlung richtiger 
Schulden vorhandene obgleich unzureichende Masse schmälert, 
wird des gerichtlichen Glaubens und aller bürgerlichen Ehre ver- 
lustig, und soll fünf - bis zehnjährige Zuchthausstrafe leiden.. 

§. 1455. Auch diese Strafe soll nach der Grösse der vorge- 
habten Verkürzung, und nach Beschaffenheit der zur Verhehlung 
des Betrugs, durch Verfälschung der Handlungsbücher und ande- % 
rer Urkunden, oder sonst angewendeten Mittel, noch ferner, und 
allenfalls bis zu lebenswieriger Festungsarbeit geschärft werden. 

§. 1456. Ein solcher betrüglicher Bankerutirer wird , wenn 
er vor Vollziehung der Strafe gestorben , oder entwichen ist , für 
ehrlos erklärt, und sein Bildniss an den Galgen geheftet. 
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§• 1457. I« allen Fällen eines betrügliehen Bankeruts toll 
die Festung*- oder Zuchthausstrafe, am Anfänge und Ende der 
Strafzeit, durch Züchtigung verschärft werden. 
t>) muthwflligtr ; §. 1 458. Wer durch übertriebenen oder liederlichen Auf- 

wand sich ausser Zahlungsstand gesetzt hat, ist ein muthwilliger 
Baokerutirer. 

§. 1459* Für übertrieben ist jeder Aufwand zu achten, der 
dieNothdurften und gemeinen Bequemlichkeiten des Lebens über- 
steigt, und mit den jedesmaligen wirklichen Einkünften des Schuld- 
ners nicht im Verhältnisse steht. 

§. 1460. Insonderheit ist ein Aufwand, welcher durch Spiel, 
Wetten, Schwelgerei und unzüchtige Lebensart verursacht wor- 
den, unter allen Umständen, und ohne weitere Untersuchung, als 
übertrieben, änzuseben. 

§. 1 4 6 1 - Ein muthwilliger Bankerutirer soll aller Ehren und 
Würden im Staate für unfähig erklärt, zu drei - bis sechsjähriger 
Zuchthausstrafe verurtheilt) und diese Bestrafung öffentlich be- 
kannt gemacht werden. 

§. l462. Ist er ein Kaufmann : so verliert er noch ausserdem, 
für immer, alle kaufmännischen Rechte ; so wie ein Jude für sich 
und seine Familie den Schutz des Staats. 

§. 1 463. Entzieht sich ein solcher muthwilliger Bankerutirer 
der Strafe durch die Flucht : so soll sein Bildniss an einen Schand- 
pfahl geheftet werden. 

§• 1464. Wer zu einer Zeit, da er keine wahrscheinliche Aus- 
sicht hat, seine Gläubiger jemals befriedigen zu können, dennoch* 
zur Unterstützung seiner Verschwendung Schulden macht, ist als 
ein muthwilliger Bankerutirer anzuschen, und mit fünf- bis sechs- 
jähriger Zuchthausstrafe zu belegen, 

§• l465. Werden die unter solchen Umständen (§. l464.) 
gemachten Schulden zur Vergrösserung der Masse verwendet : so 
soll ein solcher Bankerutirer mit drei - bis vierjähriger Zuchthaus- 
arbeit belegt werden. 

e) fahrlässiger ; <j. 1 466. Wer zu einer Zeit, da er weiss, dass sein Vermögen 

zur Bezahlung seiner Schulden nicht mehr hinreiche, aber noch 
Hoffnung hat, dass selbiges sich in Kurzem verbessern wer'de, mit 
Verheimlichung seiner Vermögensumstände neue Schulden macht, 

* und dadurch den Verlust seiner Gläubiger vergrössert, soll als ein 
fahrlässiger Bankerutirer angesehen werden. 

§• l4f>7. Eben dafür ist derjenige zu achten, der bei der Un- 
zulänglichkeit seines Vermögens den Rest desselben zu seinen eig- 
nen oder der Seinigen Bedürfnissen, obschon ohne Verschwen- 
dung, verzehrt, und dadurch seinen Gläubigern entzieht. 

§. 1 468. Ein Kaufmann, welcher entweder gar keine ordent- 
lichen Bücher führt, oder die Balance seines Vermögen*, wenig- 
stens alljährlich einmal, za ziehen unterlässt, und sich dadurch io 
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Unwissenheit über die Lage seiner Umstände erhält, wird bei aus-> 
brechendem Zahlungsunvermögen als ein fahrlässiger iiankeruti- 
rer bestraft. 

§. 1 469- Bin solcher fahrlässiger Bankerutirer (§. 1466 bis 
1468.) wird, wenn er in einem öffentlichen Amte steht, dieses 
Amtes, und wenn er ein Jude ist, seines Schutzprivilegii , so wie 
ein anderer Kaufmann, aller kaufmännischen Rechte verlustig: 
also dass er ohne besondere Krlaubniss keinen Handel weiter frei* 
ben darf. 

§. 1 4 7 0. Ausserdem bat derselbe, je nachdem der Verlust 
der Gläubiger grösser oder geringer, und das Unvermögen durch 
längere oder kürzere Zeit verheimlicht worden ist, Zuchthaus- 
oder Festungsstrafe von Kinem bis zu drei Jahren verwirkt. 

§■ 1471. Die Hoffnung, durch'weit aussehende Handlungs- 
speculationen eine schon vorhandene Y’ermögensunzulänglichkeit 
zu decken, kann eitlen fahrlässigen Bankerutirer nicht entschul- 
digen. 

§• 1472. Eben so wenig ist die Erwartung künftiger Erb- 
schaften oder anderer Anfälle, auf welche der Schuldner noch 
kein unwiderrufliches Recht erlangt hat, dazu binreirbend. 

§. 1 4 7 3. Wer' mit fremdem Gelde, ohne Genehmigung des i) nnhrsoB- 
Gläubigers, verwegene und unsichere Unternehmungen wagt, 
durch deren Fehlscblagung seine Gläubiger in Schaden und Y'er- 
lust gesetzt werden, wird als eiu unbesonnener Rankerutirer be- 
straft. 

§. 1474. Ob ein dergleichen Unternehmer für unbesonnen 
zu achten sei, muss durch Sachverständige untersucht und beur- 
tbeilt werden. 

§. 1475- Ausser dem Verluste der Handlungsgerechtigkait, 
oder des Schutzprivilegii, hat ein solcher Rankerutirer Gefängnis- 
strafe auf sechs Itlonathe bis zu zwei Jahren, verwirkt. 

§. l4?6. Jeden erfolgenden Kankerut ist der Richter von «) w»s bei 
Amts wegen zu untersuchen, und nach Befund der Uiistände zu Vberhslljlt"'!* 
bestrafen schuldig. bfobschUn 

§. 1 4 7 7 . Ein zwischen dom Schuldner und leinen Gläubigern 
getroffenes Abkommen kann denselben zwar von der Abarbeitung 
des Ausfalls, nicht aber von der Untersuchung und Strafe des Ban- 
keruts befreien. 

§. 1 47 8. Wer bei Behandlung der Gläubiger einen dessel- 
ben, welcher kein vorzügliches Recht hat, vor den übrigen begün- 
stigt, hat schon dafür eine secbswöchentliche bis dreimonatliche 
Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 1479 - Kaufleute, welche durch Unglücks fälle zii zahlen 
unvermögend geworden, sind nicht als Bankerutirer anzusebeu. 

§. 1480. Oie Vorsteher und Aeltesten der Kaufmannschaft 
jedes Orts siod schuldig, die ihnen bekannt werdenden Fälle eines 
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strafbaren iUnkeruts dem Richter, bei hundert Dukaten fiskali- 
scher Strafe, anzuzeigen. 

§. 1481. Nach den von ihnen an die Hand zu gebenden, oder 
sonst eingezogenen Nachrichten, muss der Richter hauptsächlich 
beurtbeilen: in wie fern es einer förmlichen C'riminaluntersuchung 
wegen vorgefalleneu ßankeruls bedürfe. 

§. 14S2. Einen unvermögenden Schuldner, welcher, um sich 
der richterlichen Untersuchung zu entziehen, auatritt, oder seinen 
Aufenthalt verbirgt, trifft die Vermuthung eines muthwiliigen 
flankeruts. 

§. 1483. Hat ein ausgetretener Kaufmann seine Bücher bei 
8eite gebracht ; oder dieselben in solcher Unvollsländigkeit oder 
Verwirruog zurück gelassen, dass daraus die Lage seines Vermö- 
gens und seiner Geschäfte nicht übersehen werden kann : so ist er 
für einen bezüglichen Bankerutirer zu achten. 

§. l4ä4> Wenn der ausgetretene Schuldner auf ergangene 
öffentliche Vorladung sich nicht gestellt: so soll das wider ihn ge- 
fällte Urtel in den öffentlichen Anzeigen bekannt gemacht werden. 

§• 1485. Die Ehefrau eines Bankerntirers , welche an dem 
Verbrechen des Mannes wissentlich und unmittelbar Theil genom- 
men hat, verliert ihr eigentümliches Vermögen zum Resten der 
Gläubiger, und hat die Hälfte der den Mann treffenden Gefängniss- 
oder Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. i486- So oft ein B.ankerut durch Verschwendung oder 
übermässigen Aufwand verursacht worden, soll die Ehefrau mit 
ihrem Eingebrachten den Gläubigern der sechsten Classe nach- 
stehen. 

§. l4S7> Kann sie aber ausweisen, dass sie an dem übermäs- 
sigen Auiwande des Mannes keinen Theil genommen, oder dass 
sie denselben wegen dieses Aufwandes gewarnt habe t so behält sie 
das in der Concursordnung angewiesene Vorzugsrecht. 

Sechsz eh’nter Abschnitt. 

» 

V 0» Beschädigungen des Vermögens aus Rache , 

.. - Bosheit und Muthutillen. 

i 

§• 1488. Wer aus Rache, Bosheit oder Mutwillen einen an- 
dern an «einem Eigentum« oder Vermögen beschädiget, der soll 
nicht nur den Schaden ersetzen, sondern auch verbähnissmässige 
Leibesstrafe leiden. 

§■ l4S9* Der Grad der strafbaren Leidenschaft, welche aus 
einer solchen unerlaubten Handlung hcrvorleuchtet; die Grösse 
des verursachten Schadens, und der für den Beschädigten daraus 
entstandenen Gefahr, bestimmen die Art und das Maas« der ver- 
wirkten Strafe. ‘ 
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Aua Itoaheit 
oder flache. 


§. 1490. Geringere Beschädigungen, die aus blossem itluth- Bcwintdigi-n*™ 
Willen verübt sind, sollen polizeimässig durch körperliche Züeh-* U8,,utu " lllin ' 
.tigung, Strafarbeit, oder Gefängnis«, nach dem Alter und Staude 
des Beleidigers , geahndet werden. 

§• 1491. Ist durch solchen Müthwilien ein erheblicher Schade 
entstanden: so soll Gefängniss- oder Zuchthausstrafe von vier 
Wochen bis zu zwei Jahren statt finden. • 

§. 1492. Beschädigungen aus Bosheit oder Rache, wodurch 
nur einzelne Bürger des Staats an ihrem Kigentbume oder Vermö- 
gen gekränkt worden , sollen , wenn damit keine Getahr für das 
l'uhlikum verbunden gewesen, und in den Gesetzen keine beson- 
dere Strafe auf den Fall bestimmt ist, mit Festungs- oder Zucht- 
hausstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren geahndet werden. 

§• l4 93^ Wenn hei Beschädigungen des Vermögens zugleich 
das Hausrecht verletzt, oder die persönliche Sicherheit des Be- 
leidigt«^ oder der Seinigen, in Gefahr gesetzt worden : so soll die 
sonst verwirkte Strafe um ein Drittel geschärft werden. 

§■ 1494. Liegt bei der Schadenszufügung eine unversöhnli- 
che Feindschaft gegen den Beschädigten zum Grunde: so soll 
der Reschädiger, nach ausgestandener Strafe, bewandten Um- 
ständen nach , aus dem Wohnorte des Beleidigten verwiesen 
werden. 


Siebzehnter Abschnitt. 

Fon Beschädigungen mit gemeiner Gefahr. 

§. l495> Gegen Landesbeschidiger, welche mehrere Bür- Lsndnbr»cU- 
ger des Staats: oder gar das Publikum überhaupt, in Schaden dlsl!r ' 

, oder Gefahr setzen, soll allemal geschärfte mehrjährige Festungs- 
strale statt finden. 

§. 1496. Wenn bei unerlaubten Handlungen, ausser dem 
zunächst Beleidigten , zugleich das Publikum, oder andere Bür- 
ger des Staats in Gefahr gesetzt worden : so muss die sonst ver- 
wirkte Strafe nach Verbältniss dieser Gefahr jedesmal geschärft 
werden. . 

• §. 1497. Wer durch vorsätzliche Beschädigungen vorf'öe 

bäuden, Wegen und Brürken, Vieh und Gut der Kinwobnei', 
oder Reisende in Gefahr versetzt, soll mit Festungsstrafe von 
sechs itlonathcii bis zn drei Jahren belegt werden. 

§. l49S. Ist die Absicht, Jemanden an seinem Leibe zu be- 
schädigen klar : so bat der Thäter sechs- bis zehnjährige, und 
trenn die Absicht zu tödten damit verbunden gewesen, lebcnswie- 
rige Zuchtbaus- oder Festungsstrafe damit verwirkt. 

§. 1499. Ist ein solcher Schade wirklich geschehen : so soll 
die dadurch verwirkte gesetzliche Strafe wegen der gemeinen Ge- 
fahr geschärft werden. 
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§■1500. Wer, um einen Mangel an Lebensmitteln oder an- 
dern Bedürf nissen im Publiko zu veranlassen, dergleichen Sachen 
verderbt, hat eine sechs- bis zehnjährige Zuchthaus - oder Fe- 
stungsstrafe verwirkt. 

§- 1501. Ist dadurch ein Mangel an solchen Lebensmitteln 
wirklich verursacht worden: so soll der Thäter gestäupt, und 
mit lebenswieriger Kestungsarbeit bestraft werden. 

§■1502. Sind durch einen solchen Mangel , oder vermittelst 
eines dadurch veranlassten Tumults, Menschen ums Leben ge- 
kommen : so soll der Thäter, wenn ihm auch die Absicht zu 
tödten nicht beigemessen werden kann , dennoch mit dem 
Schwerdte hingerichtet werden. 

§• 1503. Ist die Absicht zu tödten mit einem solchen Unter- 
nehmen verbunden gewesen: so hat er, wenn die Absicht er- 
reicht worden , die Strafe des Rades von unten ; bei unerreichter 
Absicht aber, die Strafe des Schwcrdtes, nebst Scbi^ung zur 
Ricbtstätte , und Kiechtung des Körpers aufs Rad verwirkt. 

§. 1504. Wer dergleichen zum gemeinen Gebrauche be- 
stimmte Sachen, in der Absicht , Verdruss, Schmerzen, Ekel, 
oder Vermügensvcrlust zu veranlassen, verfälcht oder verderbt, 
soll mit ein- bis vierjähriger Zuchthaus - oder Festungsstrafe be- 
legt werden. 

§• 1505. Wird diese Absicht wirklich erreicht: so kann diese 
Strafe bis auf sechs Jahre Festungs- oder Zuchthausstrafe ver- 
schärft werden.' 

§. 1506. Wer ansteckende Seuchen unter das Vieh verbreitet, 
hat, wenn es vorsätzlich geschehen ist, eine drei- bis sechsjäh- 
rige; im Falle einer groben Fahrlässigkeit aber, oder bei über- 
tretenem Polizeigesetze, eine sechsmonatliche bis dreijährige 
Zuchtbaus- oder Festungsstrafe verwirkt. 

§• 1507. Ist es um Gewions und Vortheils willen geschehen : 
so soll sechs- bis zehnjährige Zuchthaus- oder Festungsstrafa 
statt finden. 

§■ 1508. Eben so soll derjenige bestraft werden, welcher 
Gemeineweiden, Wiesen, Hütungen oder Teiche vergiftet. 

* *§. 1509* Wer unter Androhung eines gemein schädlichen Un- 
ternehmens etwas zu erpressen sucht, hat nach Verhältnis des an- 
gedroheten Uebels, der Grösse seiner Bosheit, und der von ihm 
zu besorgenden Gefahr, sechsjährige, zehnjährige, oder auch 
lebeDswierige Fettungsstrafe verwirkt, 

§•1510. Wer io Wohnhäusern , Schiffen, oder andern Ge- 
bäuden vorsätzlich Feuer anlegt , um dadurch Jemanden zu be- 
schädigen, wird als ein Brandstilter angesehen. 

§• 1511. Jede vorsätzliche Brandstiftung, wodurch das 
Leben eines oder mehrerer Menschen, oder gaoze Städte, Flecken, 
Dörfer, und sonst bei einander liegende Wohngebäude, oder 
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Schiffe in Gefahr gesetzt worden : zieht in der Regel Todesstrafe 
nach sich, 

§• 1512, Wer eine solche gefährliche Feuersbrunst in der 
Absicht, unter Begünstigung derselben Mord, Kaub oder ein an- 
deres Verbrechen, worauf die Todesstrafe steht, zu begeben, 
veranlasst hat , der soll, ohne Rücksicht auf den Erfolg, alsein 
Mordbrenner mit der Strafe des Feuers belegt werden. 

§• 1513. Sind bei dergleichen Mordbrennerei Menschen ums 
Leben gekommen : so soll die Todesstrafe des Feuers , nach Ver- 
hältnis der begangenen Grausamkeiten geschärft werden. 

§•1514. Sind dergleichen Grausamkeiten zwar nicht began- 
gen; ist aber die Feuersbrunst an einem bewohnten Orte, and 
zu einer Zeit angelegt worden, da die Einwohner gewöhnlich 
schon im Schlafe liegen : so hat der Thättr die Strafe des Feuers 
verwirkt, wofern Menschen in einem solchen Brande, oder bei 
Gelegenheit desselben, ihr Leben verloren, oder einen bleiben- 
den Nacbtheil an ihrer Gesundheit erlitten haben ; wenn auch der 
Thäter die §. 1512. gedachte mordbrennerische Absicht nicht 
gehabt hätte. 

§• 1515« Ist bei einem solchen zur Nachtzeit angelegten 
Brande weder die §. 1512. bemerkte mordbrennerische Absicht 
vorhanden gewesen ; noch ein Mensch am Leben oder Gesundheit 
auf vorstehende Art beschädiget; gleichwohl aber durch Ein- 
äscherung von Häusern und Gebäuden ein Schade von Fünfhun- 
dert Tbalern oder mehr verursacht worden : so findet die Straf« 
des Schwerdtes nebst der Verbrennung des Körpers statt. 

§. 1516. Eben diese Todesstrafe wird, jedoch ohne Ver- 
schärfung, erkannt, wenn zwar Menschen das Leben verloren, 
oder einen bleibenden Nachtheil an ihrer Gesundheit erlitten ha- 
ben, der Brand aber am Tage, und ohne die im §. 1512. ge- 
dachte Absicht angelegt worden. 

§•1517* Ist durch eine in bewohnten Gegenden vorsätzlich, 
jedoch ohne mordbrennerische Absicht, (§. 1512.) am Tage er- 
regte Feuersbrunst zwar kein Mensch an Leben oder Gesundheit 
verletzt worden ; dennoch aber an Häusern , Gebäuden, Gütern 
und Vermögen der Einwohner ein Verlust von Fünfhundert Tha- 
lern oder mehr entstanden: so wird der Thäter mit lebenswieriger 
Festungs - oder Zuchthausstrafe belegt. 

§. 1518. Ist kein dergleichen beträchtlicher Schade verur- 
sacht; die Brandstiftung aber bei nächtlicher Weile verübt wor- 
den : so bat der Thäter zehn- bis fünfzehnjährige Festungs* oder 
Zuchthausstrafe verwirkt. 

§. 1519- Ist das ohne beträchtlichen Schaden gedämpfte 
Feuer am Tage angelegt, und dadurch die Rettung erleichtert 
worden : so soll der Thäter sechs - bis zehnjährige Zuchthaus- 
oder Festungsstrafe leiden. 
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§. 1520. Wer durch Ansteckung seines Kigentbums das Feuer 
weiter zu verbreiten, oder Andere zu betrügen sucht, wird gleich 
dein , welcher fremdes Kigenthum in Brand steckt, bestraft. 

§. 152t. Wer Wälder vorsätzlich in Brand steckt, soll zu 
einer sechs - bis zehnjährigen, oder auch, wenn dadurch ein 
sehr erheblicher Schade verursacht worden , in lebenswierige 
Zuchthaus - oder Fe$tung9tlrafe verurtheilt werden. 

§. 1522. Wer einzeln stehende unbewohnte Gebäude , oder 
andere Behältnisse, Holzvorräthe , Feld- oder Garten fruchte 
dergestalt anzündet, dass die Flammen, nach dem" natürlichen 
Laute der Hinge, bewohnte Gegenden nicht ergreifen können, 
der soll, nach Verhältnis* des angerichteten Schadens, mit drei- 
bis sechsjähriger Festungsstrafe belegt werden. 

§. 1523* Gegen einen Verbrecher, welcher sich mehrerer 
Brandstiftungen schuldig gemacht bat, soll, wenn er auch wegeil 
einer jeden insbesondere nur zeitigen Verlust der Freiheit ver- 
wirkt hätte, dennoch lebenswierige Feslungs- oder Zuchthaus- 
strafe erkannt werden. 

§■ 1524'. -Wurde ihn ohnedies schon wegen Einer Brandstif- 
tung lebenswierige Festung*- oder Zuchthausstrafe treffen: so 
•oll, wegen Wiederholung des Verbrechens, der Staupenschlag 
hinzukommen, • •••' '•! ■" 

§. 1525. Die durch einzelne Brandstiitungen verwirkte To- 
desstrafe soll , in» Falle dor Wiederholung des Verbrechens , ge- 
schärft werden, 

§»1526. Was vorstehend (§. 1523- 1525.) verordnet wor- 
den, findet statt, wenn der Verbrecher wegen der vorhergehen- 
den Brandstiftungen noch nicht bestraft worden. > ,, I 

§. 1527 « l»f •* aber schon einmal wegen versuchter oder un- 
ternommener Brandstiftung bestraft worden : so bat er im Wie- 
derholungsfälle die Strafe des Schwerdtes verwirkt , wenn gleich 
die Tbat an sich einie gelindere Strafe nach sieb gezogen batte.' 

§. 1528. Wegen einer solchen WJcdeVhoJung (§. 1527«) 
Wird die sonst verwirkte gelindere Todesstrafe in die härtere ver- 
wandelt. 

, >. , . . 

§. 1529* Auch auf bloss versuchte Brandstiftung, wenn 
gle irli der Ausbruch des Feuers ohne Zuthun des Tbäters unter- 
blieben ist, soll nach Verhältnis* der bevorgestandenen Gefahr, 
mehrjäbrige Festungsstrafe folgen. 

§. 1530. Hat der angelegte Brand gar nicht gezündet: so 
hat der Tliäter drei- bis fünfjährige Feslungs- oder Zuchthaus- 
strafe verwirkt. 

§. 1531* Hat er dieThat bereuet, und den Zunder wieder 
weggenommen, oder das Feuer, ehe es zum Ausbruche gekommen 
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ist, wieder gelöscht : so soll serhsmonatliche bis zweijährige Ge- 
fängniss- oder Arbeitshausstrafe eintreten. 

§. 1532. Hat der Thäter um Hülfe gerufen, und dadurch 
tllcn Schaden verhütet: so Gndet gleichfalls die Vorschrift des 
vergehenden §. 1531. Anwendung. 

§. 1533* Ist durch des Thatcrs Rufen um Hülfe zwar nicht 
aller Schade, aber doch die Vergrößerung desselben verhütet wor- 
den : so soll er mit der übrigens verwirkten Todesstrafe verschont, 
und die sonst etwa cintretende ordinaire Strafe gemildert werden. 

§• 1534. Ist der Tbäter durch persönliche Rache oder Feind- 
schaft zu der versuchten Brandstiftung bewogen worden : so soll 
er, nach ausgestandener Strafe, aus dem Orte oder der Provinz, 
wo er das Feuer angelegt hat, auf immer verbannt werden. 

§. 1535- Wer aus Bosheit oder Itluthn illen , durch gefähr- 
liche Drohungen von Feueranlagen und Brandstiftungen , seine 
Mitbürger beunruhigt ; der hat Zuchthausstrafe von sechs Mona- 
ten bis zu zwei Jahren verwirkt. 

§. 1536. Wer durch dergleichen Drohungen, Geld oder 
ändere Vortheile von den einzelnen Privatpersonen zu erpressen 
Sucht, der soll mit Zuchthausstrafe von drei bis sechs Jahren be- 
legt werden. 

§. 1517. Wer durch solche gefährliche Brandbriefe, oder 
Aufsteckung von Brandzeichen, Erpressungen über ganze Oerter 
oder Gegenden zu verüben sich unterfängt ; der soll, nach Ver- 
hältnis der daraus wirklich bevorgestandenen Gefahr, zehnjäh- 
rige bis lchenswierige Festungsstrafe leiden. 

§. 153S. Jeder Einwohner des Staats ist schuldig, Vorsicht Poliielgrset» 
anzuwenden, damit durch sein Zutbun oder Veranlassung kein *S Pr riu«»* 
Feuerscbade entstehe. t *' brttnstr 

§. 1539. W'er einen Bau führen, oder Ilauptreparatirren 
unternehmen will, muss sich dazu vereideter Werkmeister bedie- 
nen; und nach den zur Abwendung der Feuersgefahr abzielen- 
den Anweisungen derselben sich achten. ^Th. 1. Tit. 8. §-66. sqq.) 

§. 1540. Handwerker und Professionisten , welche in Feuer 
arbeiten , müssen die folizeiordnungen jede« Orts , wegen der 
Anlage und Verw ahrung ihrer Werkstätte , ingieirhen wegen der 
Art und Zeit, sjch des Feuers zu bedienen, genau beobachten. 

§■ 1541. Alle sich von selbst entzündene oder leicht, feuer- 
langendc Waaren, Materialien, und andere Vorrat he müssen 
anOertern, und in Behältnissen, wo ihre Entzündung nicht ge- 
fährlich werden kaun, vorsichtig aufbewahrt werden. 

§.1542. Auch müssen Waaren, welche, wie Hanf und Pech, 
nicht ohne Gefahr bei einander aufbewahrt werden können , von 
einander abgesondert gehalten werden. 

§. 1543. Gewerbe und Verrichtungen, deren Betrieb mit 
besonderer Feuersgelahr verbunden ist, sollen in Städten, Flck- 
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ken, Dörfern, und überhaupt in der Nähe Ton andern einer 
leichten Entzündung aufgesetzten Gebäuden nicht geduldet werden. 

§. 1544. Jeder Hauswirth ist schuldig, dafür zu sorgen, 
dass die Feuerstellen in seinem Hause beständig in baulichem 
hrandsirberem Stande unterhalten, und besonders die Schornstein« 
zur gesetzten Zeit ordentlich gefegt werden. 

§. 1545* Besonders müssen die Schornsteinfeger, sowohl 
auf dem Lande als in den Städten, dafür haften , dass die Reini- 
gung der Schornsteine gebiirig erfolge. 

§• 1546- Wenn der Eigenthümcr oder Einwohner auf die 
Erinnerung des Schornsteinfegers nicht achtet : so ist dieser zur 
Anzeige bei der Polizeiobrigkeit gehalten. 

§.1547- Ein jeder überhaupt ist schuldig , in Ansehung des 
Feuers und Lichts die genaueste Vorsicht zu beobachten. 

g. 1548. In Scheunen und Ställen , Böden, und andern Be- 
hältnissen , wo feuerfangende Sachen zu sein pflegen, soll sich 
Niemand mit blossem Feuer oder Lichte, brennenden Kienspänen, 
oder Fackeln betreten lassen. 

$. 154p. Vielmehr soll sich ein Jeder dazu der OeUampen in 
gehörig verwahrten blechernen Laternen bedienen. 

§.1550. Niemand soll an einem solchen Orte , oder auch in 
oder bei den Betten und Lagerstellen , in Wäldern, in den Dör- 
fern bei Häusern, in den Ställen, auf den Höfen, oder in den 
Dorfstrassen , und solchen Gegenden , wo leicht Feuer entstehen 
könnte, Tabark rauchen. 

§. 1551. ln Wäldern und Heiden soll Niemand bei trorkener 
Jahreszeit, oder an gefährlichen Stellen , Feuer anmarhen. 

§. 1552. Auch auf freien Plätzen daif, in einer gefährli- 
chen Nähe von Gebäuden oder andern feuerfangeoden Sachen, 
kein Feuer angemacht werden. 

§. 1553. Niemand soll Kohlenbecken, oder andere Feuer- 
behältnisse, an Orten, wo dadurch Brand veranlasst, oder 
Menschen durch den Dampt erstickt werden könnten, über Nacht 
stehen lassen. 

§.1554. Des Srhiessens mit Feuergewehr, des Raketen Wer- 
fens und anderer Feuerwerke, in der Nähe von Häusern, Gebäu- 
den , oder andern leicht entzündbaren Sachen soll sich ein Jeder 
enthalten. 

§.1555. VVer den §. 1538-1554. vorgeschriebenen Vor- 

•icbtsmassregcln zuwider handelt, marht sich der in den beson- 
, dem Vecordnungen festgesetzten Polizeistrafen schuldig. 

§.1556- Die gewöhnliche Polizsistrafe soll , nach Verhält« 
niss der Unvorsichtigkeit , der Grösse der Gefahr und der Quali- 
tät der Person, in den Polizeigesetzen näher bestimmt w erden. 
Cnvorfllehtig* g. 1557. W’er durch Lebertretung solcher Polizeigesetze 
Bramiitifmug. e j nc w ; r hijche Feuersbrunst veranlasst, der soll, nach Verhält- 
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niss des entstandenen Schadens, mit Gefängnis* • oder Arbeits- 
hausstrafe von sechs Monaten bis zwei Jahren , oder auch , nach 
Beschaffenheit der Umstände und Person, mit fünfzig bis tausend 
Tbalern Geldstrafe belegt werden. 

§■ 1558. Wer ausserdem durch Unvorsichtigkeit, oder Ver- 
absäumung der gew öhnlichen Sorgfalt zum Entstehen einer Feuers- 
brunst Anlass giebt, der soll nach gleichem Verhältnisse Arrest 
oder^ Arbeitshausstrafe auf vier Wochen bis zu Einem Jahre leiden, 
oder zwanzig bis fünfhundert Thaler Geldstrafe erlegen. 

§. 1559' Hausväter und Dienstherrschaften sind schuldig, 
auf ihre Familie und Gesinde, wegen behutsamen Verhaltens mit 
Feuer und Licht, sorgfältige Aufsicht zu führen. 

§. 1560. Ein Gleiches liegt, in Ansehung der Fremden und 
Reisenden denjenigen ob, welche dieselben aufnehmen und be- 
herbergen. 

§. 1561. Sobald vorgedachte Personen wahrnehmen, dass die- 
jenigen, weichein diesem Betrachteunterihrcr Aufsicht stehen, mit 
Feuer und Licht fahrlässig umgehen, müssen sie solchem sofort 
nachdrücklich steuern, oder der Obrigkeit davon Anzeige machen. 

§. 1562. Auch Hauswirthe, welche dergleichen unvorsich- 
tige Behandlung an ihren AHethsleuten wahrnehmen , sind, wenn 
sie derselbe» nicht selbst hinlänglich steuern können , der Obrig- 
keit Anzeige zu thun verbunden. 

§. 1563. Wenn durch die Schuld und Fahrlässigkeit der Fa- 
milie, des Gesindes, oder der Fremden Feuer entsteht: so soll 
der einer vernachlässigten Aufsicht überführte Hausvater, Dienst- 
herr, oder Gastwirth die Hälfte der von dem unvorsichtigen 
Brandstifter selbst verwirkten Strafe leiden. 

§• 1564- Hat Jemand die Gewohnheit der seiner Aufsicht an- 
vertraueten Personen, mit Feuer und Licht unvorsichtig umzu- 
gehen, gewusst; und gleichwohl selbiger vorschriftsmässig zu 
steuern unterlassen : so soll er eben so wie der schuldbare Brand- 
stifter bestraft werden. 

§. 1565. Jeder, in dessen Wohnung oder Behausung ein 
Feuer ausbricht, welches leicht gefährlich werden könnte, ist 
den Vorfall sofort kund zu machen, und die öffentliche Hülfe ohne 
Zeitverlust herbeizurufen schuldig. 

§. 1566. Wer das ausgehroebene Feuer zu verheimlichen, 
und mit den Seinigen in der Stille dämpfen zu wollen unternimmt, 
•oll , wenn es wirklich ohne weitern Schaden gelöscht worden, 
dennoch mit fünf bis zwanzig Thalern Geld • oder Verhältnis*' 
massiger Leibesstrafe belegt werden. 

§. 1567* ist aber durch solche Verheimlichung die öffentliche 
Beihülfo verabsäumt, und dadurch ein erheblicher Schade ange- 
riebtet worden : so soll die Strafe der unvorsichtigen Brandstif- 
tung statt finden. (§. 1557.) 



456 Zweit. Th. Zwanzig. Tit. Beschädig, mit gern. Gefahr. 


§. 1568. ln Ansehung derjenigen, welche vermöge ihres 
Amis, oder zutoige ihrer Bürgerpflicht, ausbrechende Feuers- 
briinste kund zu machen, oder bei deren Dämpfung mit zu wir- 
ken schuldig sind, hat es bei den Vorschriften ihrer Amts- 
instructionen, und den besondere Feuerordnungen sein Bewenden. 

§■ 1569- Wer die nach diesen Ordnungen zu haltenden 
LBschgeräthschaften nicht vorrätbig, oder nicht im Stande hat; 
der soll zu seiner Pflicht sofort durch F.xecution angehalten werden. 

§• 1570. Ist die Anschaffung oder Instandhaltung aus Nach- 
lässigkeit oder unzcitiger Sparsamkeit unterblieben : so soll der 
Liebertreter den doppelten Werth des fehlenden oder untauglichen 
Geräthes zur Strafe entrichten. 

Von TOMttzIich §. 157 1. Wer Dämme, Teiche, Schleusen, oder andere Was- 

C«bü™*hw^. »erbaue, wodurch ganze Gegenden und Feldmarken wider die Ge- 
rn ungen. walt des \\assers geschützt werden sollen, vorsätzlich durchsticht, 
yvegreisst, oder sonst dergestalt beschädigt, dass dadurch ein ge- 
waltsamer Durchbruch oder Ueberstrümung des Wassers verur- 
sacht wird ; der hat die Todesstrafe verwirkt. 

§.1572. Ist durch eine boshaft verursacht«. Ueberschwcm- 
mung nur in Wäldern, oder an Aeckern und Wiesen ein Schade 
geschehen: so soll derThäter dennoch mehrjährige bis lebenswie- 
* rige geschärfte Festungsstrafe leiden. £ 

§• 1573. Wer Dämme oder Schleusen an Privatgewässern, 

* . Graben, oder Teichen durchsticht, oder sonst beschädigt, und da- 

durch ein gefährliches Uebertrcteä solcher Wässer vorsätzlich ver- 
ursacht; der soll, nach Verhältnis» des entstandenen Srhadens, mit 
zwei- bis zehnjähriger Festungs- oder Zuchthausstrafe belegt 
werden. 

$• 1574. Ist die boshafte Ueberschwcmmung in der Absicht, 
Menschen zu tüdten , verursacht, und diese Absicht wirklich er- 
reicht worden : so soll die gesrbärfte Strafe des Bades statt finden. 

§• 1575. Wenn auch noch kein Schade geschehen ist : so hat 
doch der , welcher in der Absicht zu tüdten ein dergleichen Ver- 

• brechen unternommen hat, lebenswierige Zuchthausstrale nebst 
Btaupenrrhlag verwirkt. 

t * §.1576. Auch derjenige, welcher eigenmächtig, ohne vorher- 

gegaogeoe Untersuchung oder Warnung der unterhalb Liegenden, 
Dämme durchsticht, oder Schleusen beschädigt, um sich von dem 
andringenden Wasser zu befreien , soll , wenn nicht die äusserste 
Notfa vorhanden gewesen, mit Gefängnisstrafe von sechs Mona- 
then bis zu drei Jahren belegt werden. ’ 

§>1577. Wie diejenigen, welchen die Unterhaltung derDämme, 
Teiche und Schleusen, und die Aufsicht darüber obliegt, bei Ver- 
nachlässigung ihrer Pflichten und daraus entstandenen Schaden 
gestraft werden sollen, ist in den besondern Strom-, Teich fand 
Ufcrordaungen festgesetzt. ■ 
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